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I 

 

VORWORT 

 

 
Ich freue mich besonders, Ihnen die Studie über den Europäischen Verbund für territoriale 
Zusammenarbeit (EVTZ) vorzustellen. Mit dieser Forschungsarbeit leistet der Ausschuss der Regionen 
einen weiteren Beitrag zu den analytischen Überlegungen und Debatten, die auf mehreren Ebenen zum 
Thema Kohäsionspolitik und Europäisches Regieren auf den Weg gebracht wurden. 
 
In der erweiterten Union und über deren Grenzen hinweg sind immer mehr regionale und lokale 
Gebietskörperschaften sowie soziale und wirtschaftliche Partner in die territoriale Zusammenarbeit 
eingebunden, die von der europäischen Kohäsionspolitik gefördert wird. Europa kann dank dieser 
konkreten Tätigkeiten vor Ort auch neue Hoffnungen wecken und seine Ziele in den Bereichen 
Zusammenhalt, Wettbewerb und Solidarität verwirklichen. 
 
Für die Stärkung und die Integration unserer Regionen bedarf es jedoch eines innovativen Geistes in 
unserem Handeln für die Zusammenarbeit auf europäischer Ebene. Wir müssen - auch auf rechtlicher 
Ebene - strukturierter zusammenarbeiten und diese Zusammenarbeit für die Teilnahme der 
verschiedenen Regierungsebenen und der Vielfalt an Akteuren der lokalen Entwicklung öffnen. 
 
In diesem Sinne reiht sich der EVTZ als neues, mit der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vom 
5. Juli 2006 geschaffenes Rechtsinstrument, ein in die Lösungen, die für die Verwaltung und 
Organisation der europäischen territorialen Zusammenarbeit bislang gefunden wurden. Der EVTZ hat 
das Potenzial, uns in den kommenden Jahren einen großen Schritt nach vorne zu bringen. 
 
Die EVTZ-Verordnung erbringt ganz klar einen Mehrwert, da sie einen gemeinschaftlichen 
Rechtsrahmen für alle betroffenen Akteure festlegt. Wie für jede Gemeinschaftsvorschrift liegt es nun 
an uns, uns gemeinsam für ihre Durchführung in allen Mitgliedstaaten einzusetzen. Eine kohärente 
Anwendung dieser Verordnung in allen Mitgliedstaaten ist der Dreh- und Angelpunkt für diesen 
Rechtsrahmen. Wir müssen uns alle dafür einsetzen, dass die Vielfalt unserer Rechtskulturen unser 
Handeln nicht behindert. 
 
Der Ausschuss der Regionen veröffentlicht heute diese Studie über den EVTZ im Sinne eines offenen 
und konstruktiven Dialogs. In genau diesem Geiste wollen wir mit allen territorialen 
Gebietskörperschaften, nationalen Behörden und europäischen Institutionen zusammenarbeiten, um 
die Umsetzung des EVTZ zu fördern und die Erfahrungen aus den mit dieser neuen europäischen 
Verordnung auf den Weg gebrachten Initiativen für die Zusammenarbeit auf europäischer Ebene 
auszutauschen. 

Michel Delebarre 
Präsident des Ausschusses der Regionen 
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ZUSAMMENFASSUNG DER STUDIE 

 

 
Die Annahme der Verordnung über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit 
(EVTZ) im Juli 2006 bedeutet eine grundlegende Änderung des Rechtsrahmens für die territoriale 
Zusammenarbeit und eine logische Weiterentwicklung eben dieses Rechtsrahmens. Eine grundlegende 
Änderung, weil es das erste Gemeinschaftsinstrument mit normativem Charakter in diesem Bereich ist. 
Und weil damit diese Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften in verschiedenen 
europäischen Staaten in den Mittelpunkt des Integrationsprozesses gestellt wird - eine 
Zusammenarbeit, die aufgrund ihrer Natur bis dahin nur ein "Randphänomen" war. 
 
Eine grundlegende Änderung ist diese Verordnung auch, weil sie die Teilnahme von Staaten - neben 
territorialen Gebietskörperschaften - an mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestatteten Einrichtungen 
für die territoriale Zusammenarbeit ermöglicht. Gegenüber dem Recht auf grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit, dem Vorläufer der territorialen Zusammenarbeit, eröffnet dies eine vollkommen 
neue Perspektive. Diese Möglichkeit dürfte, sofern sie auch genutzt wird, die Verwaltung von 
benachbarten Regionen an den Binnengrenzen um eine Dosis des "Regierens auf mehreren Ebenen" 
("Multilevel-Governance") bereichern, wodurch die territoriale Dimension des Integrationsprozesses 
grundlegend gefestigt wird. 
 
Diese Änderungen sind auf die Möglichkeiten zurückzuführen, die sich mit der notwendigen Reform 
der Strukturfonds nach der Erweiterung 2004 eröffnet haben. Es galt, die Ausgaben zu bündeln und 
die Finanzströme im Rahmen der Kohäsionspolitik neu auszurichten. So wurden die 
"Gemeinschaftsinitiativen" abgeschafft und die Zusammenarbeit zwischen territorialen 
Gebietskörperschaften, die nunmehr als Vektor für den territorialen Zusammenhalt angesehen wird, zu 
einem vorrangigen Ziel erhoben. Dies ist eine grundlegende Änderung in dem gemeinschaftlichen 
Ansatz für diese Zusammenarbeit. 
 
Trotz der "Errungenschaften" von INTERREG stößt die Finanzierung grenzüberschreitender Projekte 
auf praktische und rechtliche Schwierigkeiten, die die Entwicklung eines neuen und eigenen 
rechtlichen Rahmens rechtfertigen. Das bedeutet jedoch nicht, dass die Errungenschaften der 
Vorläuferprogramme nicht gewahrt wurden. So wurde beispielsweise die Aufteilung der 
Zusammenarbeit in drei Teilbereiche wie im Programm INTERREG III beibehalten. Die Prioritäten in 
jedem einzelnen Teilbereich ähneln ihren Vorläufern, wodurch eine gewisse Kontinuität der 
Maßnahmen im Bereich Zusammenarbeit ermöglicht wird. Außerdem bleiben auch die 
Errungenschaften in Bezug auf die Gemeinschaftsfinanzierung für grenzübergreifende Programme 
gewahrt (einheitliches operationelles Programm ohne Aufgliederung nach Mitgliedstaat, Grundsatz 
des Hauptantragstellers usw.). 
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Aus rechtlicher Sicht wird der Verweis auf einzelstaatliches Recht großteils beibehalten, auch wenn 
rein rechtlich gesehen die Formulierungen und Bedingungen unterschiedlich sind. 
 
1 .  D i e  U r s p r ü n g e  d e s  E V T Z  
 
Die Annahme einer Verordnung zur Schaffung eines normativen Rahmens für die territoriale 
Zusammenarbeit war kein Selbstläufer, unter anderem weil der EG-Vertrag keine ausdrückliche 
Zuständigkeitsgrundlage für die Annahme eines solchen Rechtsaktes vorsieht. Als Rechtsgrundlage 
wurde jedoch Artikel 159 EG-Vertrag herangezogen. 
 
In die EVTZ-Verordnung sind auch weitere Elemente eingeflossen, die in älteren Rechtsrahmen 
entwickelt wurden; es können vier unterschiedliche Quellen für ein europäisches Recht im Bereich 
territoriale Zusammenarbeit ausgemacht werden: 
 

1) die Übereinkommen zwischen den Staaten zur Regelung nachbarschaftlicher Fragen;  
2) das Recht des Europarates, d.h. ein Rahmenübereinkommen aus dem Jahr 1980 und zwei 

Protokolle zu diesem Übereinkommen aus den Jahren 1995 und 1998;  
3) bilaterale Rahmenübereinkommen, die zahlreiche zweckdienliche Fortschritte im normativen 

Bereich ermöglicht haben und  
4) das Gemeinschaftsrecht, in dem Mechanismen entwickelt wurden, um die 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu fördern und finanziell zu unterstützen (INTERREG).  
 
In diesem Rahmen wurden zahlreiche Vorgehensweisen und Vorschriften für die Finanzierung 
grenzüberschreitender Maßnahmen entwickelt, die ebenfalls in die EVTZ-Verordnung aufgenommen 
wurden. 
 
2 .  D i e  W e s e n s m e r k m a l e  e i n e s  E V T Z  
 
Die besonderen Wesensmerkmale, die in der Verordnung für einen EVTZ verankert sind, machen 
diesen zu einem Werkzeug, das an bestimmte Ziele der Zusammenarbeit, und in geringerem Maße - 
bzw. gar nicht - an andere Ziele angepasst ist. Doch die den Mitgliedern gewährte Möglichkeit, die 
Modalitäten ihrer Zusammenarbeit teilweise durch eine Übereinkunft und eine Satzung zu regeln, 
dürfte eine Vielfalt an Formen der Zusammenarbeit ermöglichen, die der Vielfalt der betroffenen 
Akteure und ihren Erwartungen entspricht. 
 
Das Ziel dieser Verordnung ist daher nicht, die Praxis der territorialen Zusammenarbeit zu 
vereinheitlichen; sie soll es vielmehr ermöglichen, die Vielfalt der Gegebenheiten und der 
Errungenschaften aus den Erfahrungen der Vergangenheit zu wahren, insbesondere in Bezug auf die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit. In der Folge werden die Handlungsmöglichkeiten der 
öffentlichen Akteure in den Staaten, die einen liberalen Ansatz verfolgen, ausgeweitet, wohingegen 
den öffentlichen Akteuren in den Staaten, die diese Frage restriktiv behandeln, nur wenig oder 
überhaupt keine zusätzlichen Befugnisse aus dieser Verordnung entstehen werden. 
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EVTZ unterscheiden sich durch ihre Mitglieder (b), ihre Funktionsweise (c) und das auf sie 
Anwendung findende Recht (d); ihnen allen gemein sind jedoch sieben grundlegende Eigenschaften 
(a), die ihre besonderen Erkennungsmerkmale sind. 
 
A) DIE GRUNDLEGENDEN EIGENSCHAFTEN 
 

1) Ein EVTZ weist einen grenzüberschreitenden Charakter auf, weshalb er aus "Mitgliedern aus 
dem Hoheitsgebiet von mindestens zwei Mitgliedstaaten" zusammengesetzt sein muss. 

 
2) Ein EVTZ verfügt über eine Rechtspersönlichkeit auf Grund des Gemeinschaftsrechts; 

außerdem kann ihm gegebenenfalls eine Rechtspersönlichkeit des öffentlichen Rechts oder 
des Privatrechts im innerstaatlichen Recht übertragen werden. 

 
3) Ein EVTZ verfügt "über die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die im 

innerstaatlichen Recht dieses Mitgliedstaats juristischen Personen zuerkannt wird". Diese 
Formulierung muss jedoch relativiert werden, ist die Fähigkeit eines EVTZ doch insbesondere 
auf die Verwirklichung der Aufgaben beschränkt, die ihm in ihrer Satzung übertragen werden. 
Dieser Grundsatz der Spezialität, der allen für die Zusammenarbeit eingerichteten Gremien 
gemein ist (d.h. dass das Gremium über keine allgemeine Zuständigkeit verfügt, sondern nur 
im Bereich der Befugnisse agieren kann, die ihm übertragen wurden) findet auch auf EVTZ 
Anwendung. In dieser Studie wird jedoch aufgezeigt, dass unter Berücksichtigung der 
Gesamtheit aller Bestimmungen dieser Verordnung, mit denen der Handlungsspielraum von 
EVTZ eingeschränkt wird, eine zu restriktive Lösung geschaffen wurde. Werden diese 
Bestimmungen nicht sehr flexibel ausgelegt, verfügt ein EVTZ nur über eine stark 
eingeschränkte Handlungsfähigkeit. 

 
4) Ein EVTZ muss auf einer Übereinkunft und einer Satzung beruhen. 

 
5) Ein EVTZ darf nur einen einzigen Sitz haben, dessen Lage erhebliche rechtliche 

Auswirkungen hat, wird doch mit dem Sitz insbesondere bestimmt, welches Recht auf den 
EVTZ Anwendung findet und welche Organe mit seiner Kontrolle beauftragt sind. Zudem 
stehen die Verordnung und das innerstaatliche Recht in einem komplexen Wechselspiel, da in 
der Verordnung vielfach auf Normen des innerstaatlichen Rechts verwiesen wird, was ein 
gewisses Maß an Rechtsunsicherheit nach sich zieht. 

 
6) Ein EVTZ muss über Organe verfügen, um seinen Willen als eigenständige juristische Person 

zum Ausdruck zu bringen. In der Verordnung werden die Einrichtung einer Versammlung, in 
der alle Mitglieder vertreten sind, sowie die Ernennung eines Direktors verbindlich 
vorgeschrieben, es wird jedoch den Mitgliedern überlassen, gegebenenfalls weitere Organe 
einzurichten. 

 
7) Ein EVTZ verfügt über einen jährlichen Haushalt. 
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B) DIE MITGLIEDER 
 
Es werden drei mögliche Mitgliederkategorien ermittelt, und zwar: 
 

1) EU-Mitgliedstaaten; 
 

2) lokale und regionale Gebietskörperschaften der EU-Mitgliedstaaten, deren Fähigkeit zur 
Teilnahme an einem EVTZ jedoch von dem Ausmaß der ihnen im innerstaatlichen Recht 
übertragenen Befugnisse abhängt; 

 
3) weitere Akteure, insbesondere Einrichtungen, deren Finanzressourcen in erster Linie aus 

öffentlichen Quellen stammen, sowie Vereinigungen von Akteuren aus den beiden 
vorgenannten Kategorien. 

 
C) DIE AUFGABEN 
 
Ein EVZT wird in erster Linie gegründet, um folgende drei Aufgaben wahrzunehmen: 
 

1) die Strukturfondsmittel zu verwalten; 
2) eine strategische Zusammenarbeit zu verwirklichen; 
3) gegebenenfalls als Instrument für die praktische Durchführung eines Kooperationsvorhabens 

zu dienen. 
 
Ein EVTZ dient vor allem der Verwirklichung des Ziels der "Europäischen territorialen 
Zusammenarbeit", d.h. des vorrangigen Ziels 3 der Strukturpolitik für den Zeitraum 2007-2013. Er 
kann jedoch auch für Maßnahmen herangezogen werden, die in andere Bereiche der 
Gemeinschaftspolitik als die Strukturpolitik fallen, oder eine grenzüberschreitende, transnationale oder 
interregionale Zusammenarbeit auf den Weg bringen, ohne gemeinschaftliche Finanzhilfen in 
Anspruch zu nehmen. 
 
Aufgrund ihrer möglichen heterogenen Zusammensetzung könnten sich EVTZ außerdem als 
nützliches Instrument für die Schaffung eines "Europäischen Regierens" in Fortführung des 
Weißbuches erweisen, das von der Europäischen Kommission 2001 vorgelegt worden war. 
 
D) DAS AUF EVTZ UND IHRE TÄTIGKEITEN ANWENDBARE RECHT 
 
Das von Staat zu Staat unterschiedliche nationale Recht ist von grundlegender Bedeutung für die 
Definition und die Funktionsweise der EVTZ. So enthält Artikel 2 der Verordnung mit dem Titel 
"Anwendbares Recht" Bestimmungen, die klar erscheinen, die rechtliche Wirklichkeit hingegen ist 
natürlich viel komplexer.  
 
Denn einerseits enthalten die in der Verordnung verankerten Bestimmungen zahlreiche Verweise auf 
nationales Recht, wodurch die Lage sehr unübersichtlich wird.  
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Andererseits fallen die verschiedenen Phasen des Bestehens und der Handlungen der EVTZ unter 
unterschiedliche Bestimmungen.  
 
So fallen die für die Einrichtung eines EVTZ zur Anwendung kommenden Bestimmungen gemäß 
Artikel 4 der Verordnung unter das jeweils geltende nationale Recht.  
 
Die Bestimmungen für die Auslegung des Übereinkommens und der Satzung werden jedoch von dem 
am Sitz des EVTZ geltenden Recht bestimmt.  
 
Die Tätigkeiten eines EVTZ unterliegen je nach Art verschiedenen Kontrollen; so gibt es 
beispielsweise unterschiedliche Vorschriften für die Finanzkontrolle in Abhängigkeit davon, ob die 
kontrollierten Tätigkeiten mit Gemeinschaftsmitteln finanziert wurden.  
 
Da die einzelnen Rechtsrahmen sich ständig weiterentwickeln und komplex sind, wäre die Einrichtung 
eines Registers der für diesen Bereich geltenden nationalen Rechtsvorschriften sinnvoll; das Register 
müsste regelmäßig aktualisiert werden.  
 
Denn die Wirkung der EVTZ-Verordnung wird bei weitem auf dem gesamten Hoheitsgebiet der EU 
nicht einheitlich sein. Da zudem alle Faktoren variieren, d.h. die EVTZ-Mitglieder, die den EVTZ 
übertragenen Aufgaben und die einzelnen Rechtsvorschriften, die auf die verschiedenen Tätigkeiten 
der EVTZ Anwendung finden, ist ein EVTZ nicht eine bestimmte Art einer Einrichtung. Es müssen 
vielmehr die verschiedenen EVTZ-Arten ermittelt werden, die unterschiedlichen rechtlichen Auflagen 
unterliegen. 
 
Gleichzeitig sollte das komplizierte Verhältnis zwischen den Bestimmungen der Verordnung der 
Gemeinschaft und den nationalen Regelungen zu einer Entwicklung des nationalen Rechts im Sinne 
einer Anpassung der nationalen Rechtsvorschriften an die Entwicklung dieser Art der Zusammenarbeit 
führen. Diese Dynamik könnte sehr langfristig eine Vereinheitlichung nach sich ziehen, zumal da die 
Mitgliedstaaten nach Artikel 16 der EVTZ-Verordnung gehalten sind, die erforderlichen 
Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung zu treffen. Hierdurch wird in den 
Mitgliedstaaten eine gesetzgeberische Dynamik erzeugt, die die Entwicklung der territorialen 
Zusammenarbeit fördern und die Rechtssicherheit in Bezug auf ihren Rechtsrahmen erhöhen dürfte. 
 
3 .  D i e  N o t w e n d i g k e i t  f ü r  d i e  A k t e u r e ,  k l a r e  S t r a t e g i e n  z u  

e n t w e r f e n  
 
Die Lage erfordert Strategien. Und zwar für die Mitgliedstaaten, erscheint ihre Situation im Hinblick 
auf die Entwicklung der EVTZ doch besonders komplex, da diesen mehrere Rollen gleichzeitig 
übertragen wurden. Sie sind nämlich die Unterhändler der Verordnung über den EVTZ (der auf 
Vorschlag der Kommission ab 2011 revidiert werden kann) und können potenzielles Mitglied des 
EVTZ sein (Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006); sie haben Verpflichtungen als 
Gesetzgeber, Vorkehrungen für die wirksame Anwendung dieser Verordnung zu treffen (Artikel 16), 
und wurden mit Kontrollaufgaben betraut. Jeder Staat muss ein klares Bild der Rolle haben, die er im 
Rahmen dieser territorialen Zusammenarbeit übernehmen möchte, und sich vergewissern, dass sein 
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Handeln in den verschiedenen, ihm in der Verordnung zuerkannten Eigenschaften kohärent ist, da es 
bei der Durchführung dieser Verordnung sonst zu großen Schwierigkeiten kommen würde. Es 
erscheint wünschenswert, eine nationale Strategie für die territoriale Zusammenarbeit anzunehmen. 
 
Die Kommission hat Interesse an einer dynamischen und positiven Durchführung der EVTZ. 
Aufgrund der vielen rechtlichen Schwierigkeiten, die in dieser Studie aufgezeigt wurden, erscheint es 
jedoch wünschenswert, dass die Kommission bei der Durchführung dieser Verordnung einen flexiblen 
Ansatz wählt. 
 
Der Ausschuss der Regionen hat im Rahmen der Durchführung dieser Verordnung, in deren Artikel 5 
er zum Empfänger von Informationen seitens der Mitglieder über die Gründung von EVTZ bestimmt 
wird, großes Interesse daran, seine wichtige Rolle in dieser Frage zu bekräftigen. Als Fazit dieser 
Studie wird denn auch vorgeschlagen, dass der Ausschuss der Regionen eine Handlungsstrategie mit 
folgenden Teilaspekten entwickelt: 
 

1) Konzipierung eines speziellen Instruments zur Verfolgung der territorialen Zusammenarbeit 
seitens des Ausschusses der Regionen durch den Aufbau einer funktionierenden und 
öffentlichen Datenbank über die EVTZ in Europa; 

 
2) jährliche Bestellung eines Berichterstatters, der dem Ausschuss der Regionen den Stand der 

Entwicklung der territorialen Zusammenarbeit (mit Hervorhebung der Fortschritte und 
Probleme) erläutert und Vorschläge für eine Stellungnahme des AdR unterbreitet. Da die 
Kommission einen Bericht auf der Grundlage dieser Verordnung erstellen und Vorschläge für 
eventuelle Änderungen unterbreiten muss, könnte sich der Ausschuss der Regionen als 
"Spezialist" für diese Frage darstellen, wie dies überdies in Artikel 265 EG-Vertrag 
vorgesehen ist; 

 
3) Einrichtung einer Beobachtungsstelle für die territoriale Zusammenarbeit entweder unter 

alleiniger Verantwortung des Ausschusses der Regionen oder in Zusammenarbeit mit anderen 
Institutionen. Darüber hinaus könnte vielleicht sogar die Schaffung einer 
Gemeinschaftsagentur ins Auge gefasst werden, die vom Ausschuss der Regionen in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten überwacht wird; 

 
4) Förderung und Unterstützung des Aufbaus eines Netzes der bestehenden EVTZ; 

 
5) gegebenenfalls Vorschlag zur Einrichtung eines Kontaktausschusses, dem die betreffenden 

EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten angehören. Als Vorbild könnte das Verfahren dienen, 
das in Artikel 42 der Verordnung über die Schaffung einer Europäischen Wirtschaftlichen 
Interessenvereinigung (EWIV) beschrieben wird. 
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EINLEITUNG 

 

 
Am 5. Juli 2006 nahmen das Europäische Parlament und der Rat im Mitentscheidungsverfahren eine 
neue Verordnung über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ)1 an. Diese 
Verordnung wurde zwar im genau abgegrenzten Rahmen der Politik des wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts angenommen, ist jedoch eine beachtenswerte Innovation. Denn über die 
Durchführung einer Politik zur Koordinierung der Struktur- und Kohäsionsfonds hinaus wird mit 
dieser Verordnung zum ersten Mal ein gemeinschaftlicher Rechtsrahmen für die grenzüberschreitende, 
transnationale und interregionale, d.h. territoriale Zusammenarbeit 2  geschaffen. Sie dient der 
Weiterführung der Gemeinschaftsinitiative INTERREG, stützt sich auf die mit INTERREG erzielten 
Ergebnisse und bietet Möglichkeiten für einen Wandel der Zusammenarbeit zwischen den 
Körperschaften der nachgeordneten Ebene in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und in 
geringerem Maße auch an ihren Außengrenzen. 
 
Dieser Wandel hat zwei Gründe: Einerseits eröffnet der gemeinschaftliche Rechtsrahmen erstmals die 
Möglichkeit, eine gemeinsame Rechtsgrundlage auf die nach außen gerichteten Tätigkeiten der 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften der gesamten Europäischen Union anzuwenden. Dies 
dürfte eine Entwicklung des nationalen Rechtsrahmens der einzelnen Mitgliedstaaten für diese 
Zusammenarbeit (in den Bestimmungen der Verordnung wird oftmals auf nationales Recht verwiesen 
und die Anpassung desselben an die mit diesen Bestimmungen eröffneten Möglichkeiten gefordert) 
auslösen und ein viel stärker rechtlich abgesichertes praktisches Vorgehen zur Folge haben. Die 
Mechanismen für die Sicherstellung einer korrekten Anwendung des Gemeinschaftsrechts werden 
auch für die Anwendung dieser Verordnung greifen; die einzelnen bereits bestehenden, allerdings 
oftmals informellen Arten der Zusammenarbeit sollten sich so zu formelleren, rechtlich sichereren und 
auch transparenteren Beziehungen entwickeln. Die bislang als Tätigkeit am Rande- oder 
Sonderaufgabe angesehene territoriale Zusammenarbeit sollte so dank dieser Verordnung in den 
Mittelpunkt der europäischen Integration rücken. 
 
Zweitens ist für den EVTZ im Gegensatz zur derzeitigen Praxis ausdrücklich die Einbindung der 
Staaten neben den lokalen und regionalen Gebietskörperschaften als vollberechtigte Partner in diese 
territoriale Zusammenarbeit vorgesehen. Diese Möglichkeit wird nicht nur die seit Jahrzehnten 
gängigen Praktiken revolutionieren, sondern auch Gelegenheit bieten, die besondere Situation der 
kleinen EU-Mitgliedstaaten mit zentralisierten Territorialstrukturen zu berücksichtigen, die somit in 
die Lage versetzt werden, auf asymmetrischer Ebene besser mit den großen Regionen mit weit 
reichenderen Befugnissen in einigen der großen EU-Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten. Die 
Verbindung von Gebietskörperschaften und Staaten in Einrichtungen für die Zusammenarbeit eröffnet 
außerdem ein außerordentliches Entwicklungspotenzial in Sachen "Regieren auf mehreren Ebenen". 
Das neue gemeinschaftliche Rechtssubjekt, der EVTZ , enthält im Keim auch wichtige Entwicklungen 
sowohl für die Gebietskörperschaften als auch für die Verwirklichung eines territorialen 
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Zusammenhalts, ein Konzept, dass vom Ausschuss der Regionen - insbesondere bei der Vorbereitung 
des Vertrags für eine Verfassung für Europa3 - vorgeschlagen und verfochten wurde, sowie für den 
Integrationsprozess insgesamt, denn es ermöglicht insbesondere die Umsetzung bestimmter 
Grundsätze, die von der Kommission in ihrem Weißbuch "Europäisches Regieren" 4  vorgebracht 
worden waren. 
 
Diese Faktoren rechtfertigen hinreichend das Interesse des Ausschusses der Regionen an einer 
eingehenden Untersuchung dieser Verordnung und ihrer Möglichkeiten. Außerdem wurde der Inhalt 
der Verordnung in ihrer endgültigen Fassung um zahlreiche Vorschläge bereichert, die der Ausschuss 
der Regionen in seiner Stellungnahme 5  vorgebracht hatte. Die "grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit" (so der Begriff im Vertrag von Amsterdam) ist eine der Erscheinungsformen der 
territorialen Zusammenarbeit und die einzige materiellrechtliche Zuständigkeit, die dem Ausschuss der 
Regionen mit dem Gemeinschaftsvertrag ausdrücklich übertragen wird. Der Ausschuss der Regionen 
hat daher ein besonderes Interesse an dieser Frage. 
 
1. Die Bedingungen für die Erstellung dieser Studie 
 
Der Ausschuss der Regionen hat diese Studie beim GEPE bereits vor Annahme der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) am 
5. Juli 2006 in Auftrag gegeben. Daher mussten sich Inhalt und Form dieser Studie auf aufeinander 
folgende Fassungen des Kommissionsdokuments6 stützen und im Zuge der Erstellung laufend weiter 
entwickelt werden. 
 
Der Ausschuss der Regionen hat den Wunsch geäußert, dass Rechtsexperten aus Ländern mit 
unterschiedlicher Vorgehensweise und unterschiedlichen Rechtsrahmen für die territoriale 
Zusammenarbeit ihre Arbeiten auf der Grundlage einer Analyse der Rechtsmerkmale von EVTZ und 
ihrer möglichen Arten der Durchführung im Wesentlichen im Sinne einer kritischen Sondierung 
durchführen. Nach Inkrafttreten der Verordnung am 1. August 2006 wurde diese Studie verstärkt 
analytisch ausgerichtet. Die Relevanz der untersuchten Hypothesen und aufgezeigten Lösungen wurde 
dadurch sicher noch erhöht, auch wenn der Sondierungscharakter der Vorgehensweise insgesamt nicht 
außer Acht gelassen werden darf, zumal da die Bedingungen für eine wirksame Umsetzung dieser 
Verordnung bislang nicht geschaffen wurden7. 
 
Gleichzeitig wollte der Ausschuss der Regionen jedoch keine rein theoretische und rechtliche Analyse. 
Daher sollten Akteure vor Ort konsultiert werden, um vor dem Hintergrund ihrer Erfahrungen mit der 
grenzüberschreitenden, transnationalen und interterritorialen Zusammenarbeit die Bestimmungen der 
Verordnung und ihre Zweckdienlichkeit zu beleuchten8. Es fanden zwei Sitzungen zwischen den 
Rechtsexperten und den Akteuren vor Ort im Gebäude des Ausschusses der Regionen in Brüssel statt, 
und zwar am 18./19. Mai und am 21./22. September 2006. Diese Studie wurde ausgehend von der 
Gegenüberstellung der nicht immer übereinstimmenden Standpunkte der Rechtsexperten und der 
Akteure vor Ort erstellt. 
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Beide haben ihre Besorgnis mit Blick auf die Umsetzung der Verordnung und die Bedingungen für die 
Gründung der ersten EVTZ zum Ausdruck gebracht. So hat sich die Mehrheit der konsultierten 
Akteure vor Ort besorgt über die Fristen für die Annahme nationaler Normen zur Schaffung des neuen 
Rechtsinstruments geäußert. In der Verordnung ist vorgesehen, dass die Mitgliedstaaten innerhalb 
eines Jahres "die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung 
treffen"9 müssen.  
 
Die Rechtsexperten ihrerseits brachten ihre große Verwunderung über den Wortlaut der Verordnung 
zum Ausdruck, denn dieser Rechtsakt gleicht sowohl in Bezug auf seinen Inhalt als auch auf die 
Bedingungen für die Umsetzung eher einer Richtlinie denn einer Verordnung. Für die Rechtsexperten 
sind Art und Inhalt des Dokuments außerordentlich verschwommen; dies könnte die wirksame und 
rasche Umsetzung der Vorschriften gefährden. Die Akteure vor Ort zeigten sich wiederum besorgt 
über die "verspätete" 10  Annahme dieser Verordnung angesichts der Programmplanung für die 
Strukturfonds für den Zeitraum 2007-2013. 
 
Ziel der dieser Veröffentlichung zugrunde liegenden Untersuchungen ist daher nicht nur, diese 
wichtige Weiterentwicklung des Gemeinschaftsrechts für die Regionen, Städte und Gemeinden in 
Europa und in der Verwirklichung des territorialen Zusammenhalts in der EU zu feiern, sondern auch 
die Fragen, die sich aufgrund der Umsetzung dieser neuen Instrumente stellen, in den Vordergrund zu 
rücken, um so Wege und Lösungen für die künftige Entwicklung der territorialen Zusammenarbeit 
aufzuzeigen. Die Verfasser dieser Studie hegen keinerlei Zweifel daran, dass die Gründung von EVTZ 
bei der Verwirklichung der territorialen Zusammenarbeit den Anstoß für einen echten Wandel der Art 
der Zusammenarbeit zwischen den europäischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften geben 
und ihre Fähigkeit, konkrete Vorhaben im Rahmen einer gemeinsamen Struktur, und zwar des EVTZ, 
stärken wird.  
 
Dieser Wandel kann bedauerlicherweise jedoch nicht mit der schlichten Annahme einer Verordnung 
herbeigeführt werden. Es steht außer Frage, dass in diesem Zusammenhang großes Potenzial besteht, 
die Verwirklichung der Möglichkeiten, die diese Verordnung eröffnet, erfordert jedoch ein 
entschiedenes und konzertiertes Vorgehen zahlreicher Akteure sowohl auf europäischer (Kommission, 
Ausschuss der Regionen und zu einem späteren Zeitpunkt eventuell auch Europäisches Parlament und 
Rat) als auch nationaler (in Exekutive und Legislative) und nachgeordneter Ebene (lokale und 
regionale Gebietskörperschaften sowie ihre Zusammenschlüsse und Verbände). Bedauerlicherweise 
wurde die Zusammenarbeit, insbesondere die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, mit zwar viel 
versprechenden und ausgereiften Texten bedacht, doch sind diese aus Mangel an konkreten Vorhaben, 
um den Versprechen auch Taten folgen zu lassen, reine Makulatur geblieben. 
 
Eines der Ziele dieser Studie ist, Wege zu untersuchen und den betreffenden Akteuren vorzuschlagen, 
um Maßnahmen zu entwickeln, mit denen einerseits der Erfolg konkreter Vorhaben und andererseits 
die Ausschöpfung der Möglichkeiten der Verordnung gewährleistet werden.  
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2. Gliederung der Studie 
 
Die Studie und die Veröffentlichung ihrer Ergebnisse sind in zwei Teile unterteilt, die wiederum 
jeweils in drei Kapitel gegliedert sind. In dem letzten, relativ kurzen Kapitel (Kapitel 6) wird das 
Potenzial der innovativen Lösungen herausgestellt, die in der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vom 
5. Juli 2006 vorgeschlagen werden; dieses Kapitel enthält ferner Vorschläge und Empfehlungen für 
eine optimale Nutzung der Bestimmungen und Mechanismen dieser Verordnung Die anderen Kapitel 
sind das eigentliche Korpus der Untersuchung.  
 
Im ersten Teil werden die Erfahrungen und Errungenschaften der Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften in Europa im Zusammenhang mit der Ausarbeitung der EVTZ-Verordnung aus 
rechtlicher Sicht beleuchtet. So wird im ersten Kapitel ein Überblick die einzelnen Phasen und 
Grundsätze der Entwicklung des Rechts der grenzüberschreitenden, der interterritorialen und der 
transnationalen Zusammenarbeit bis zum Entstehen eines gemeinschaftlichen Rechtsrahmens für die 
territoriale Zusammenarbeit gegeben (Kapitel 1). Dieser Überblick ist besonders wichtig, da der 
Rückgriff auf einen EVGZ fakultativ ist (siehe Erwägungsgrund 15 der EVTZ-Verordnung)11. In der 
Verordnung wird zudem noch das Bestehen eines "Besitzstandes des Europarates" in Bezug auf den 
Rechtsrahmen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit anerkannt; es wird sogar betont, dass 
"mit diesem Rechtsakt nicht das Ziel verfolgt [wird], diese Rahmenstrukturen zu umgehen"12, die dem 
gemeinschaftlichen Rechtsrahmen vorausgegangen sind bzw. neben ihm herbestehen.  
 
Daher müssen auch diese anderen rechtlichen Rahmenstrukturen untersucht werden (Kapitel 2), um 
eine Bewertung vornehmen zu können, inwieweit sich diese neuen Bestimmungen in den bereits 
bestehenden Rechtskorpus eingliedern bzw. sogar mit einigen dieser Bestimmungen verknüpft sind 
(diese Frage wird am Ende von Kapitel 4 im zweiten Teil untersucht, da es sich um einen Aspekt bei 
der Umsetzung der Verordnung handelt) oder - ganz im Gegenteil - von diesen abweichen.  
 
Im Mittelpunkt des abschließenden Kapitels des ersten Teils stehen die Herausforderungen der 
europäischen territorialen Zusammenarbeit zum Zeitpunkt der Ausarbeitung dieser Verordnung. In 
diesem Kapitel wird die Bedeutung der einzelnen Faktoren unterstrichen, die zur Annahme dieser 
Verordnung geführt haben, und die Gründe für einige der gewählten Lösungen beleuchtet (Kapitel 3). 
 
Schwerpunkt des zweiten Teils sind die Möglichkeiten der territorialen Zusammenarbeit ab 2007. Im 
ersten Kapitel wird der EVTZ in seinem Zusammenhang dargestellt und untersucht. Ferner wird die 
EVTZ-Verordnung eingehend und detailliert in rechtlicher Hinsicht analysiert (Kapitel 4). Am Ende 
dieses Kapitels wird eine Typologie der verschiedenen Arten von EVTZ nach ihrem rechtlichen Status 
vorgenommen und der innovative Charakter der EVTZ-Bestimmungen in Bezug auf die bestehenden 
rechtlichen Rahmenstrukturen bzw. auch ihre erkennbare Einordnung in diese Strukturen aufgezeigt. 
Dieses Kapitel kann als Ausgangsbasis für die Konzipierung einer Methode zur konkreten Gründung 
von EVTZ dienen. 
 
Kapitel 5 enthält eine Präsentation und Analyse der zahlreichen und materiell-rechtlichen Aspekte im 
Zusammenhang mit der Umsetzung dieser Verordnung. Im letzten Kapitel werden die Erwartungen 
der verschiedenen Akteure im Hinblick auf die neuen Bestimmungen, andererseits aber auch ihre 
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Erwartungen aneinander in diesem neuen Rechtsrahmen erläutert. In diesem Kapitel (Kapitel 6) 
werden Wege (vor allem für den Ausschuss der Regionen) aufgezeigt, wie die Inanspruchnahme des 
Rechtsinstruments EVTZ gefördert werden kann, um schnellstmöglich eine optimale Nutzung der 
Möglichkeiten der EVTZ-Verordnung zu erreichen. 
 
Allerdings war es im Rahmen dieser Studie nicht möglich, die nationalen Vorschriften zur Gründung 
von EVTZ zu untersuchen, wie dies ursprünglich beabsichtigt war. Die gewählte und für eine 
Gemeinschaftsverordnung unübliche Lösung, dass die Mitgliedstaaten innerhalb eines Jahres13 "die 
erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung"14 treffen, impliziert 
eine Weiterentwicklung der nationalen Ordnungsrahmen mit Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
wodurch die Untersuchung der aktuellen Lösungen hinfällig wurde, die Untersuchung künftiger 
Lösungen jedoch verfrüht gewesen wäre. Daher konnte die rechtliche Analyse der nationalen 
Vorschriften für die Umsetzung dieser Verordnung im Rahmen dieser Studie nicht vorgenommen 
werden und steht noch aus. 
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KAPITEL 1: 
VON DER GRENZÜBERSCHREITENDEN ZUR 

TERRITORIALEN ZUSAMMENARBEIT 

 

 

Die Annahme der Verordnung über den Europäischen Verbund für territoriale 
Zusammenarbeit (EVTZ) im Juli 2006 bedeutet eine grundlegende Änderung des 
Rechtsrahmens für die territoriale Zusammenarbeit und eine logische 
Weiterentwicklung eben dieses Rechtsrahmens. Eine grundlegende Änderung, weil es 
das erste Gemeinschaftsinstrument mit normativem Charakter in diesem Bereich ist. 
Und weil damit diese Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften in 
verschiedenen europäischen Staaten in den Mittelpunkt des Integrationsprozesses 
gestellt wird - eine Zusammenarbeit, die aufgrund ihrer Natur bis dahin nur ein 
"Randphänomen" war. In diesem Kapitel werden diese Entwicklung und der 
Zusammenhang, in dem sie stattgefunden haben, erläutert. 
 
Das erste grundlegende Element in Zusammenhang mit dieser Frage ist die 
Entwicklung der Grenzen und ihrer Bedeutung in Europa. Aufgrund der Vertiefung 
der Integration wie auch der Erweiterung der Europäischen Union haben sich die 
Grenzen innerhalb der EU und auch der EU des Jahres 2006 selbst binnen weniger 
Jahren in zahlreicher Hinsicht geändert.  
 
Diese Änderungen bedeuten jedoch keinesfalls, dass die zwischenstaatliche 
Zusammenarbeit ihren Sinn verloren hätte, ganz im Gegenteil. Sie haben vielmehr die 
Notwendigkeit einer Entwicklung des Rechtsrahmens für diese Zusammenarbeit nach 
sich gezogen (A). 
 
Und auch komplexe rechtliche Probleme sind nach wie vor gegeben und relevant. So 
führen die Nichtberücksichtigung dieser Beziehungen im traditionellen 
Anwendungsbereich des internationalen Rechts und die Verankerung einiger ihrer 
Auswirkungen im nationalen Recht dazu, dass die Zusammenarbeit selbst in einem 
Umfeld einer gewissen rechtlichen Unsicherheit stattfindet. Die Komplexität der 
rechtlichen Lösungen führt im Übrigen dazu, dass diese Zusammenarbeit unter dem 
Gesichtspunkt ihrer Effizienz nur wenig zufrieden stellend ist (B). 
 
In der Entwicklung der Regionalpolitik der Gemeinschaft wurde der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von Beginn an (1975) ein bescheidener Platz 
eingeräumt. Die Entwicklung und Ausweitung des INTERREG-Programms waren fast 
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20 Jahre lang die einzige Perspektive der Gemeinschaft für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit. Dieses Programm ging nämlich über die strikte Nachbarschaft 
hinaus und erstreckte sich auch auf die interterritoriale und transnationale 
Zusammenarbeit, doch konnte auf seiner Grundlage kein eigener Rechtsrahmen 
aufgebaut werden (D). 
 
Die infolge der Erweiterung 2004 erforderliche Strukturfondsreform war Anlass für 
eine grundlegende Änderung des gemeinschaftlichen Ansatzes für diese 
Zusammenarbeit. Da die Ausgaben stärker gebündelt und die Finanzflüsse neu 
ausgerichtet werden mussten, wurden die Programme für Gemeinschaftsinitiativen 
aufgegeben und die Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften als Vektor des territorialen Zusammenhalts zum vorrangigen 
Ziel der Gemeinschaftspolitik erhoben (E). 
 
Überdies fand dank der Bemühungen des Ausschusses der Regionen das Konzept des 
territorialen Zusammenhalts auch Eingang in den Vertrag über eine Verfassung für 
Europa und wurde auch in der Reform der Strukturfonds berücksichtigt, zunächst als 
vorrangiges Ziel 3 der Kohäsionspolitik und anschließend bei der Definition des 
EVTZ, dessen Bezeichnung von "grenzüberschreitend" (im Kommissionsvorschlag) in 
"territorial" geändert wird. 
 
In diesem Kapitel wird daher das Maß an Innovation und Kontinuität in Verbindung 
mit dem Entstehen des EVTZ 2006 untersucht.  

 
Die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ist zwar das erste gemeinschaftliche Rechtsinstrument, in dem 
Bestimmungen mit normativem Charakter für die Strukturen der Zusammenarbeit zwischen lokalen 
und regionalen Gebietskörperschaften enthalten sind15 , doch gab es bereits vor 2006 gesetzliche 
Regelungen dieser Zusammenarbeit. So ist eines der größten Hindernisse für die Entwicklung der 
Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften in verschiedenen 
Mitgliedstaaten rechtlicher Natur. Mitte der 50er Jahre wurden lokale Initiativen 16  auf den Weg 
gebracht, die mit den 70er Jahren Anwendung auf europäischer Ebene fanden, insbesondere mit der 
Einrichtung der Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzregionen (AGEG) im Jahr 1971 und der 
Veranstaltung eines ersten Aufeinandertreffens der europäischen Grenzregionen durch den Europarat 
in Straßburg im Jahr 1972 (A). 
 
Mit der Errichtung des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (1975)17 bietet die Europäische 
Gemeinschaft eine finanzielle Unterstützung für Maßnahmen der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit. 
 
Unter Federführung des Europarates wird 1980 ein Rahmenübereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften zur Unterzeichnung aufgelegt. 
Diese Übereinstimmung bietet den ersten europäischen Rechtsrahmen für eine Zusammenarbeit, die 
noch auf die Zusammenarbeit zwischen Nachbarstaaten beschränkt ist (B). 



KAPITEL 1:  
VON DER GRENZÜBERSCHREITENDEN ZUR TERRITORIALEN ZUSAMMENARBEIT 

17 

 
Erst 1996 schlägt die Kommission im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative INTERREG II18  eine 
finanzielle Unterstützung für Maßnahmen der Zusammenarbeit vor, die über die Zusammenarbeit 
zwischen Nachbarstaaten hinausgeht (C); und 1998 wird schließlich das Protokoll Nr. 2 zum 
Europäischen Rahmenübereinkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften in Bezug auf die interterritoriale Zusammenarbeit zur Unterzeichnung beim 
Europarat aufgelegt (D).  
 
Als Antwort auf die Forderung des Ausschusses der Regionen, eine Politik für den territorialen 
Zusammenhalt als Ergänzung zum wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu konzipieren (E)19, 
und infolge der Strukturfondsreform, die im Zuge der Erweiterung notwendig geworden war (F), gibt 
es nunmehr eine Gemeinschaftsverordnung über ein Rechtsinstrument zur Entwicklung der 
territorialen Zusammenarbeit. In diesem ersten Kapitel soll der historische, institutionelle und 
normative Rahmen für dieses neue Rechtsinstrument, den Europäischen Verbund für territoriale 
Zusammenarbeit (EVTZ)20 erläutert werden, um zu bewerten, ob der EVTZ sich in die Erfahrungen 
der Vergangenheit einreihen und an bestehende Instrumente gekoppelt werden kann (eine Möglichkeit, 
die in der Verordnung (EG) Nr. 1082/200621 ausdrücklich vorgesehen ist) oder - ganz im Gegenteil - 
vielmehr als Bruch mit den Errungenschaften anzusehen ist. 
 
Aus dieser Sicht liegt es klar auf der Hand, dass ein erstes Problem, das dem Anschein nach rein 
semantisch ist, die Bezeichnung dieser Zusammenarbeit selbst ist, denn es verdeckt in Wirklichkeit die 
oftmals sehr unterschiedlichen Konzepte für die Praxis der jeweiligen Zusammenarbeit: 
 
− "grenzüberschreitend", das heißt beschränkt auf die Nachbarschaft im Sinne des Europäischen 

Rahmenübereinkommens über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften (Rahmenübereinkommen von Madrid)22, seines Zusatzprotokolls23 sowie 
der Initiative INTERREG24, INTERREG II A25 und INTERREG III A26; 

− "interterritorial" im Sinne des Protokolls Nr. 2 zum Rahmenübereinkommen von Madrid27; 
− "transnational" im Sinne von INTERREG II C28 und INTERREG III B29; 
− "grenzüberschreitend" im Sinne von Artikel 265 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 

Gemeinschaft in der Fassung nach den Änderungen durch den Vertrag von Amsterdam;  
− "interregional" im Sinne von INTERREG III C30. 
 
Nach Maßgabe von Artikel 1 Absatz 2 der EVTZ-Verordnung erstreckt sich die territoriale 
Zusammenarbeit auf "die grenzüberschreitende, transnationale und/oder interregionale 
Zusammenarbeit" 31 , ohne offenbar jedoch diese Bezeichnungen ersetzen zu wollen. Die bei der 
Ausarbeitung dieser Studie konsultierten Akteure vor Ort32 haben für diese Bezeichnung übrigens 
keine besondere Begeisterung gezeigt, sie haben sogar mehrheitlich erklärt, dass sie die bislang 
verwendete Terminologie beibehalten wollten, es sei denn, sie bildeten einen EVTZ. 
 
In diesem ersten Kapitel soll daher diese territoriale Zusammenarbeit in ihren Kontext gestellt werden. 
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A. DIE URSPRÜNGE DER GRENZÜBERSCHREITENDEN ZUSAMMENARBEIT 
 
Wie jedes komplexe Phänomen ist auch die grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf ein 
Zusammentreffen besonderer Faktoren und Umstände zurückzuführen. Die Akteure dieser 
Zusammenarbeit wollen die strukturellen Nachteile wettmachen, die ihnen aus ihrer Lage am Rande 
des Staates, in dessen Hoheitsgebiet sie liegen, entstehen; diese sind außerdem durch die Grenzen des 
Systems (in den Bereichen Recht, Wirtschaft, Soziales und oft auch Sprache, Kultur und Religion) 
beschränkt, die die unmittelbare Nähe zu einer internationalen Grenze mit sich bringt. So versuchen 
die lokalen Akteure beiderseits bestimmter europäischer Grenzen, die unterschiedlichen Systemen 
angehören, aber den gleichen Schwierigkeiten gegenüberstehen und die gleichen Interessen teilen 
(Grenzarbeiter, grenzüberschreitende Verschmutzung, Raumplanung, Sicherheitsfragen usw.), in 
einem von wirtschaftlichem Aufschwung und politischer Stabilität geprägten Europa, ihre 
Anstrengungen zu bündeln, um pragmatische und rasche Lösungen für ihre Probleme zu finden, ohne 
dafür die traditionellen Kanäle der zwischenstaatlichen Beziehungen in Anspruch nehmen zu müssen. 
Das heißt, ein grenzüberschreitendes und lokales Problem zu lösen, ohne es zu einer internationalen 
Frage aufzubauschen, denn in diesem Falle wären die Akteure beiderseits der Grenze dazu verpflichtet, 
sich an ihre Hauptstadt in der Hoffnung zu wenden, dass das Außenministerium sich ihrer lokalen 
Frage überhaupt annimmt. 
 
Die Entwicklung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in Europa ist durch zwei Faktoren 
gerechtfertigt, die mit der Bedeutung der Grenzen innerhalb Europas verbunden sind. So ist Europa 
mehr noch als jeder andere Kontinent von den "Wunden der Vergangenheit", d.h. seinen Grenzen 
gezeichnet. Als Folge wiederholter "Vergewaltigungen" der Geografie durch die Geschichte bzw. der 
Ökologie durch die Politik bzw. der Kultur durch wirtschaftliche Interessen und aus Prestigegründen 
einzelner Staaten wurden die gültigen Grenzen aus historischen Gründen gezogen, doch entbehrt ihr 
Dasein heute großteils jedweder Grundlage.33 Dieses Phänomen hat sich übrigens in der jüngeren 
Geschichte in mehreren Teilen des europäischen Kontinents wiederholt, und es sind zahlreiche neue 
internationale Grenzen in Europa entstanden34.  
 
Darüber hinaus kommt es hinsichtlich Bedeutung und Durchlässigkeit der europäischen Grenzen 
derzeit zu umfangreichen Veränderungen. Im Kernbereich der europäischen Integration ging es vor 
allem darum, eine ganz erhebliche Verringerung der Bedeutung der Staatsgrenzen für die 
europäischen Wirtschaftsakteure im Hinblick auf die Errichtung eines Binnenmarktes zu erreichen, in 
dem Staatsgrenzen nur mehr ein Hindernis für den freien Personen-, Güter-, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehr darstellen. Dies hat sich als großer Erfolg herausgestellt, der durch die Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion sowie die Abschaffung der Grenzkontrollen (im Schengen-Raum) 
gekrönt wurde. Daher stehen die europäischen Grenzen im Mittelpunkt einer doppelten Dynamik: 
Einerseits haben die Binnengrenzen aus den oben genannten Gründen an Bedeutung verloren; 
gleichzeitig werden die Außengrenzen stärker abgeschottet, erfordert doch der Zugang zu dem Raum, 
auf dem sich die nicht mehr durch Binnengrenzen getrennte Europäische Union erstreckt, strengere 
Kontrollen als der Zugang zu einem einzigen Staatsgebiet.  
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Die wichtigsten Akteure der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit müssen ihre Zusammenarbeit für 
diese doppelte Dynamik vertiefen, wie die Kommission in ihrem Verordnungsvorschlag 2004 betont 
hat; mit der Annahme dieser Verordnung wurde dies auch vom Europäischen Parlament und von den 
Mitgliedstaaten anerkannt. Die "Verdichtung" der Außengrenzen erfordert eine stärkere 
Zusammenarbeit, um die "Grenzeffekte", die dies nach sich zieht, zu überwinden. Doch wegen der 
Fortschritte bei der europäischen Integration ist auch in Bezug auf die Binnengrenzen eine stärkere 
Zusammenarbeit erforderlich. Die Liberalisierung des Handels und der Mobilität hat die vier 
Grundfreiheiten sowie die weiteren Errungenschaften der europäischen Integration erst ermöglicht, 
von denen die Akteure der Privatwirtschaft profitieren. Diese können ihre Wirtschaftstätigkeit 
nunmehr auf dem gesamten Hoheitsgebiet der EU entwickeln und ansiedeln und müssen dafür nicht 
mehr derart hohe rechtliche und wirtschaftliche Hürden überwinden. Durch die gesteigerte Mobilität 
der Akteure und Waren ist jedoch auch eine stärkere Zusammenarbeit zwischen den öffentlichen 
Akteuren erforderlich, die diese Tätigkeiten regeln und öffentliche Leistungen anbieten sollen, die den 
Erwartungen der Bürger entsprechen. Zwar wurden die Kooperationsmechanismen auf 
Gemeinschaftsebene in außerordentlich fortschrittlicher Weise entwickelt (wodurch gemeinsam besser 
auf die Anliegen und Bedürfnisse der europäischen Bürger reagiert werden konnte35), doch besteht 
eine immer tiefer werdende Kluft zwischen den Anforderungen der Akteure der Privatwirtschaft, 
deren Tätigkeit nicht mehr durch Staatsgrenzen eingeschränkt wird, und den Anforderungen der den 
Bürgern nahe stehenden Behörden (lokale und regionale Gebietskörperschaften) andererseits, die 
aufgrund des Fehlens ausreichender rechtlicher Mechanismen und Instrumente in ihren Staatsgrenzen 
eingezwängt bleiben; die Gebietskörperschaften sind daher nicht mehr in der Lage, effizient auf die 
berechtigten Erwartungen der europäischen Bürger einzugehen, die ihrerseits die Möglichkeit haben, 
sich die Grenzen erträglicher zu machen und sie sogar zu überschreiten. 
 
Daher sind die Gründe und Anforderungen, die zu der Entwicklung einer grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit geführt haben, nicht nur immer noch, sondern aufgrund der europäischen Integration 
sogar von immer stärkerer Gültigkeit - sowohl für die Binnen- wie auch für die Außengrenzen. 
 
B. DIE WESENTLICHEN RECHTLICHEN GRUNDSÄTZE DER 

GRENZÜBERSCHREITENDEN ZUSAMMENARBEIT 
 
Aus rechtlicher Sicht bestehen strukturelle Probleme für die grenzübergreifende und für die territoriale 
Zusammenarbeit, denn zumindest in Europa sind die Rechtsordnungen in Bezug auf das öffentliche 
Recht in zwei Ebenen strukturiert, von denen jedoch keine ausreichend den Forderungen der 
territorialen Akteure gerecht wird (lokale und regionale Gebietskörperschaften), die über keine 
Hoheitsrechte verfügen. Die nationalen Rechtsordnungen sind (in Bezug auf das öffentliche Recht) 
voneinander abgekoppelt und nur durch eine andere Art von Rechtsordnung, und zwar das 
internationale öffentliche Recht aneinander geknüpft, das auf der gleichberechtigten Souveränität 
seiner Rechtssubjekte, der Staaten, beruht.  
 
Wird im nationalen öffentlichen Recht einer Gebietskörperschaft das Recht eingeräumt, über die 
Staatsgrenzen hinweg zu handeln, dann bedeutet dies entweder, die Kontrolle über diese Handeln 
aufzugeben und zu tolerieren, dass die grenzüberschreitende Tätigkeit der Gebietskörperschaft der 
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Hoheitsgewalt des Nachbarstaats in Bezug auf die Gebietskörperschaften unterliegen, oder dass der 
Anspruch gestellt wird, den Anwendungsbereich des eigenen öffentlichen Rechts auf das 
Hoheitsgebiet des Nachbarstaats auszuweiten und somit dessen territoriale Souveränität zu missachten. 
Als einseitiges Vorgehen ist dies im öffentlichen internationalen Recht verboten. 
 
Für den Staat, der seinen Gebietskörperschaften das Recht einräumt, unter internationales öffentliches 
Recht fallende Beziehungen einzugehen, bedeutet dies entweder, die Gebietskörperschaften auf eigene 
Verantwortung handeln zu lassen (und somit anzuerkennen, dass sie souverän sind, was nicht ohne 
Auswirkungen auf die Wahrung der staatlichen Einheit bliebe) oder zuzugeben, dass sie rechtmäßig 
im Namen des Staates handeln; dies birgt wiederum die Gefahr, dass der Staat für Vorgehensweisen, 
über die die nationalen Behörden keinerlei Kontrollbefugnis ausüben können, Verpflichtungen 
gegenüber anderen Staaten auf internationaler Ebene eingeht (internationale Verantwortung des 
Staates). Daher scheinen beide Lösungen für die Staaten gleichmäßig unannehmbar. 
 
Räumt der Staat den Gebietskörperschaften das Recht ein, ihre grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
Mechanismen des internationalen Privatrechts zu unterstellen (auf der Grundlage dieses Rechts 
können private Akteure, die unterschiedlichen nationalen Gerichtsbarkeiten und Vorschriften 
unterliegen, Lösungen zu finden, um sich der einen oder anderen oder gar einer dritten Rechtsordnung 
zu unterwerfen) so läuft dieser ebenfalls Gefahr, "jedwede Kontrolle" über seine 
Gebietskörperschaften zu verlieren, wobei die Tätigkeiten dieser Gebietskörperschaften, die gemäß 
den Mechanismen des internationalen Privatrechts durchgeführt wurden, in einer fremden 
Rechtsordnung zulässig sein und rechtliche Auswirkungen nach sich ziehen könnten. Außerdem 
würden die Bürgerinnen und Bürger, deren Interessen und Rechte gegenüber den Tätigkeiten der 
lokalen oder regionalen Gebietskörperschaften durch das nationale öffentliche Recht geschützt werden, 
sonst Gefahr laufen, sich mit Verwaltungsauflagen konfrontiert zu sehen, die einer fremden 
Rechtsordnung unterliegen und für die die im nationalen Recht verankerten Schutzmechanismen nicht 
greifen. Diese Lösung ist daher aus den beiden genannten Gründen unannehmbar. 
 
Daher scheinen weder das nationale noch das internationale öffentliche Recht noch das internationale 
Privatrecht in ihrer derzeitigen Form geeignet für die Regelung der grenzüberschreitenden 
Beziehungen zwischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften verschiedener europäischer 
Länder. Es war daher angebracht, rechtliche Ad-hoc-Lösungen36 zu finden. Dies erfolgte im Rahmen 
des Europarates mittels besonderer bilateraler Übereinkommen (siehe nachstehend Kapitel 2 für eine 
Erläuterung der gewählten Lösungen).  
 
Im Grunde besteht die Lösung in erster Linie darin, 
 
− zu allererst die Beziehungen zwischen einer Gebietskörperschaft und einem fremden Staat zu 

verbieten, um jedwedes Problem in Bezug auf die internationale Verantwortung des Staates 
gemäß dem internationalen Recht zu vermeiden;  

− anschließend das rechtliche Umfeld für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit vage zu 
halten37; 

− und schließlich die Durchführung und die rechtlichen Auswirkungen der aus der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit entstehenden Rechte und Pflichten einem nationalen 
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öffentlichen Recht zu unterstellen (das entweder gemäß dem Ort, an dem die rechtlichen 
Auswirkungen zum Tragen kommen, oder gemäß dem normalerweise auf das Verwaltungssubjekt 
anwendbaren Recht oder dem Sitz der Einrichtung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
gewählt wird). 

 
Diese rechtlich relativ komplexe Lösung hat sich in der Praxis als wenig zufrieden stellend erwiesen, 
da sie einerseits zu komplex ist und keine Rechtssicherheit für die betroffenen Akteure bietet und 
andererseits zu einer grundlegend ungleichen Behandlung zwischen den Partnern einer derartigen 
Zusammenarbeit führt, unterliegen doch einige Partner ihrer nationalen Rechtsordnung, wohingegen 
andere gezwungen sind, in einem fremden Rechts- und Verwaltungsumfeld zu agieren, das weder 
ihren Bezugsgrößen noch ihrer politischen Kultur noch ihrer Verwaltungs- und Rechtskultur entspricht. 
 
Diese verschiedenen Zwänge haben auch in der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Rates über den 
EVTZ umfassend ihren Niederschlag gefunden. Dies ist zu bedauern, da - vom Europäischen 
Gerichtshof bereits 1963 eindeutig bekräftigt - "die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft eine neue 
Rechtsordnung des Völkerrechts dar[stellt], […] deren Rechtssubjekte nicht nur die Mitgliedstaaten, 
sondern auch die Einzelnen sind38." Nach Ansicht der Rechtsexperten, die diese Studie ausgearbeitet 
haben, müsste diese neue gemeinschaftliche Rechtsordnung auch die direkte Zusammenarbeit 
zwischen Gebietskörperschaften ermöglichen und dabei die oben genannten Einschränkungen des 
nationalen und internationalen Rechts umgehen. Bedauerlicherweise zeigt sich der EuGH in Bezug auf 
die Zuerkennung einer Sonderstellung für die Gebietskörperschaften in der gemeinschaftlichen 
Rechtsordnung bislang noch zurückhaltend39; daher bezieht sich die in dieser Studie untersuchte 
Verordnung eher auf herkömmliche Lösungen des internationalen Rechts denn auf eine wirksame - 
zugegebenermaßen innovative - Ausschöpfung der Möglichkeiten des Gemeinschaftsrechts zur 
Behandlung der territorialen Zusammenarbeit.  
 
C. DIE GEMEINSCHAFTSFINANZIERUNG, IHRE AUFLAGEN UND DIE AUSWEITUNG 

AUF VERBUNDENE BEREICHE ÜBER DIE GEMEINSCHAFTSINITIATIVE INTERREG 
(AUSRICHTUNG B UND C) 

 
Die Europäische Kommission wurde sich schon sehr früh der rein transnationalen Art dieser 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen Akteuren der nachgeordneten Ebene bewusst. Da 
diese Zusammenarbeit schon ihrem Wesen nach nicht auf das Hoheitsgebiet eines einzigen Staates 
beschränkt sein kann, musste sie ein vorrangiger Bereich für das Handeln der Gemeinschaft sein. 
Sobald Mittel zur Verfügung standen, hat die Europäische Kommission daher beschlossen, die 
Initiativen für eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu fördern. Die Gemeinschaftsunterstützung 
hat insbesondere durch die Bereitstellung von Haushaltsmitteln ab 1975 stets zugenommen, und zwar 
sowohl in quantitativer (d.h. in der Höhe der bereitgestellten Mittel) wie auch in qualitativer Hinsicht 
durch die Festlegung von Voraussetzungen für die Mittelgewährung. Dies zeigt den Willen der 
Gemeinschaft, die Entwicklung dieser "Experimentierfelder" für eine bürgernahe europäische 
Integration zu fördern. In der Folge wird aufgezeigt, dass sich die EVTZ-Verordnung in diese 
Dynamik einreiht.  
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Die erste Möglichkeit für ein direktes Handeln 40  der Gemeinschaft zur Förderung 
grenzüberschreitender Vorhaben 41  ergibt sich 1975, insbesondere im Zuge des EG-Beitritts des 
Vereinigten Königreichs und zur Erfüllung seiner Forderungen, so auch der Forderung nach 
Einrichtung eines neuen europäischen Fonds zur Förderung von Maßnahmen für die regionale 
Entwicklung 42 . Wenn auch die Regionalpolitik weiterhin in den Zuständigkeitsbereich der 
Mitgliedstaaten fällt und das Handeln der Gemeinschaft in erster Linie in der Mittelgewährung an die 
Mitgliedstaaten besteht, die diese Mittel für Vorhaben zur regionalen Entwicklung einsetzen müssen, 
so ist in Artikel 5 der Verordnung des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) doch 
vorgesehen, dass die Kommission mit einem sehr geringen Teil dieser Mittel (max. 5%) innovative 
Maßnahmen finanzieren kann. Eines der in Artikel 5 verankerten Kriterien, das die Kommission 
insbesondere zu berücksichtigen hat, ist "die grenzüberschreitende Wirkung der Investition, das heißt, 
wenn diese in einem Gebiet erfolgt, das an einen oder mehrere andere Mitgliedstaaten angrenzt"43. Um 
in einer nationalen Logik zu bleiben, muss man sich auch den Grenzen des Staatsgebiets zuwenden. 
Und von den Grenzen hin zur Idee einer Grenzüberschreitung ist es nur ein Schritt, den die 
Kommission immer wieder aufs Neue gehen wollte. 
 
Dieser Schritt wird 1990 mit der Errichtung des Programms INTERREG44 getan, dessen Ziel es ist, 
"die Regionen an den Binnen- und Außengrenzen der Gemeinschaft zu unterstützen und die 
spezifischen Entwicklungsprobleme aufgrund ihrer isolierten Lage innerhalb der Volkswirtschaften 
und der Gemeinschaft insgesamt zu beheben" 45 . Die Gründung der Gemeinschaftsinitiative 
INTERREG mit der Verordnung über die Koordinierung der Strukturfonds46 sowie in der Folge eine 
Kommissionsmitteilung 47  haben die Aufnahme eines neuen Titels in den EG-Vertrag über den 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt im Rahmen der Einheitlichen Europäischen Akte (1987) 
ermöglicht. In den neuen Artikeln 130 a) bis 130 e) wird die Gemeinschaft damit beauftragt, die 
Kohärenz ihrer Strukturmaßnahmen sicherzustellen, um eine echte gemeinschaftliche Regionalpolitik 
zu entwickeln, die jedoch nicht Gegenstand dieser Studie ist. INTERREG ist eine 
Gemeinschaftsinitiative. Das Ziel, das die Kommission für diese Finanzhilfe festlegt, entspricht genau 
den Anforderungen, den die Begünstigten selbst ihren Kooperationsmaßnahmen zu Grunde legen 
(siehe Abschnitt A diese Kapitels). Dieses Ziel muss durch drei Arten von Maßnahmen erreicht 
werden, und zwar "gemeinsame Planung und Durchführung von grenzübergreifenden Programmen; 
Maßnahmen zur Verbesserung des grenzübergreifenden und grenznahen interregionalen 
Informationsflusses […]; die Schaffung gemeinsamer institutioneller und administrativer Strukturen, 
um die Zusammenarbeit zu stützen und zu fördern"48. Dieses Ziel der Schaffung grenzüberschreitender 
institutioneller Strukturen - und der EVTZ ist eine Einrichtung dieser Art - war somit von Beginn an 
Teil dieser Gemeinschaftsinitiative. 
 
Mit der zweiten Auflage dieser Gemeinschaftsinitiative (INTERREG II, 1994-1999) ging man sogar 
so weit, ausdrücklich als wesentliches Ziel für die Gewährung von Gemeinschaftsmitteln eine 
Unterstützung für "die Schaffung gemeinsamer institutioneller und administrativer Strukturen" 49 

festzulegen, was wiederum in weiten Teilen dem für den hier behandelten Verordnungsentwurf 
vorgeschlagenen Gegenstand entspricht.  
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Mit INTERREG II wird auch der Anwendungsbereich dieser Gemeinschaftsinitiative über die reine 
Nachbarschaft hinaus ausgeweitet, und zwar in erster Linie mit der Ausrichtung B zur Fertigstellung 
von Energienetzen50, die allerdings weder das Thema der Studie betreffen noch im Rahmen von 
INTERREG III fortgeführt werden und daher an dieser Stelle nicht ausführlicher behandelt werden. 
Hingegen schlägt die Kommission 1996 die Erweiterung der Gemeinschaftsinitiative INTERREG II 
durch einen dritten Teil C für transnationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raumordnung vor51. 
Die wichtigsten Zielsetzungen dieser neuen Ausrichtung der Gemeinschaftsinitiative INTERREG sind: 
 
− "durch Strukturmaßnahmen von gemeinschaftlichem Interesse, die zur Stärkung des 

wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts […] beitragen, eine ausgewogene 
Raumentwicklung in der Europäischen Union zu fördern; 

− die auf diesem Gebiet eingeleitete transnationale Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
und den sonstigen für Raumordnung zuständigen Entscheidungsträgern […] zu erleichtern; 

− die räumliche Wirkung der Gemeinschaftspolitik zu verbessern"52. 
 
Für dieses Hinausgehen über den grenzüberschreitenden Rahmen (in der Kommissionsmitteilung wird 
ausdrücklich betont, dass es darum geht, "die abgestimmte Entwicklung transnationaler Räume zu 
begünstigen, die über den grenzüberschreitenden Rahmen hinausgehen") sollen jedoch die gleichen 
Modalitäten für die Zusammenarbeit, allerdings für weiter reichende geografische Räume 
herangezogen werden. So hält die Kommission fest, dass sie "den Vorschlägen den Vorrang 
einräumen [wird], die in Zusammenarbeit mit den Gebietskörperschaften entwickelt wurden und die 
Schaffung oder den Ausbau gemeinsamer institutioneller oder administrativer Strukturen umfassen, 
wo möglich im Rahmen existierender Zusammenarbeitsstrukturen, […]" 53 ; dies kommt aus 
institutioneller Sicht dem Bestreben gleich, das mit der grenzübergreifenden Zusammenarbeit verfolgt 
wird. Dieses zweite Ziel sollte allerdings kaum weiterentwickelt und schließlich in die Ausrichtung B 
der Gemeinschaftsinitiative INTERREG III54 umgewandelt werden. 
 
Ausrichtung C der Gemeinschaftsinitiative INTERREG III betrifft die interregionale Zusammenarbeit, 
die darauf abzielt, "die Politiken und Instrumente für Regionalentwicklung und Kohäsion, namentlich 
für die Regionen mit Entwicklungsrückstand und die in Umstellung befindlichen Regionen, durch eine 
Vernetzung effizienter zu gestalten"55, und zwar "in Bezug auf spezifische Themen, die von der 
Kommission nach Anhörung des Verwaltungsausschusses festgelegt werden"56. 
 
Alle drei Ausrichtungen fallen in den Bereich der territorialen Zusammenarbeit. Der Großteil der 
bereitgestellten Mittel sowohl im Rahmen von INTERREG III wie auch des neuen vorrangigen Ziels 3 
der Kohäsionspolitik "Europäische territoriale Zusammenarbeit" wird für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit (zwischen Nachbarstaaten) aufgewendet. Es ist auch genau dieser Bereich, für den 
aufgrund der Intensität der Maßnahmen die größten Anstrengungen zur Schaffung institutioneller 
Lösungen für die Zusammenarbeit erforderlich sind; aus diesem Grund hatte die Kommission 
ursprünglich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit für den EVTZ den Vorrang eingeräumt, ehe 
sie letztlich den Rückgriff auf diesen Verbund für alle Arten der Zusammenarbeit als Reaktion auf die 
Forderung des Ausschusses der Regionen und des Europäischen Parlaments ausgeweitet hat. 
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D. DIE AUSWEITUNG DER BESTIMMUNGEN FÜR DIE GRENZÜBERSCHREITENDE 
ZUSAMMENARBEIT AUF ANDERE ARTEN DER ZUSAMMENARBEIT 
(INTERTERRITORIAL ODER TRANSNATIONAL) 

 
Der Rechtsrahmen bestand entweder aus multilateralen Übereinkommen, die im Rahmen des 
Europarates abgeschlossen wurden, oder aus bilateralen Übereinkommen, die auf die Zusammenarbeit 
allein zwischen Nachbarstaaten beschränkt waren. Die Gründe im letzteren Fall waren durchaus 
nachvollziehbar (Nachbarstaaten regeln nachbarschaftliche Probleme durch 
Nachbarschaftsübereinkommen), und im ersteren Fall erfolgt diese Beschränkung wegen der 
Befürchtungen seitens der Mitgliedstaaten des Europarates, dass einige Gebietskörperschaften die 
grenzüberschreitenden Beziehungen nutzen könnten, um ein echtes Netz internationaler Beziehungen 
parallel zu dem ihres Staates aufzubauen57. Die Befürchtungen haben sich großteils als unbegründet 
herausgestellt. Gleichzeitig hat die Rechtsdoktrin gezeigt, dass es aus rechtlicher Hinsicht keinen 
Grund für eine Unterscheidung zwischen nachbarschaftlichen und sonstigen Außenbeziehungen der 
Gebietskörperschaften gibt.58. Daher haben die Mitgliedstaaten des Europarates 1998 beschlossen, das 
Protokoll Nr. 2 zum Madrider Übereinkommen zur Unterzeichnung aufzulegen; mit diesem Protokoll 
haben alle Staaten, die es unterzeichnen 59 , die Möglichkeit, die Anwendung der gleichen 
Bestimmungen, d.h. der Bestimmungen des Rahmenübereinkommens und gegebenenfalls des 
Zusatzprotokolls, auf eine interterritoriale Zusammenarbeit anzuerkennen, die wie folgt definiert wird: 
"jede Abstimmung mit dem Ziel, andere Beziehungen zwischen Gebietskörperschaften von zwei oder 
mehr Vertragsparteien herzustellen als die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von benachbarten 
Gebietskörperschaften, einschließlich des Abschlusses von Vereinbarungen über die Zusammenarbeit 
mit Gebietskörperschaften anderer Staaten"60 - eine sehr weit gefasste Definition. 
 
An dieser Stelle sei jedoch auch auf die Entwicklung einer dezentralisierten Zusammenarbeit 
hingewiesen, und zwar sowohl im Rahmen der zwischenstaatlichen Beziehungen wie auch im 
Gemeinschaftsrahmen (insbesondere durch die finanzielle Unterstützung aus dem Europäischen 
Entwicklungsfonds für die Durchführung des Lomé-Abkommens), die vor allem in den Beziehungen 
der Gemeinschaft zu weit entfernt gelegenen (und immer außereuropäischen) Drittstaaten auf dem 
Fachwissen und dem Sachverstand der lokalen und regionalen Akteure beruhte. Auch wenn diese 
Praxis aus rechtlicher Sicht nicht mit einer grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im eigentlichen 
Sinne verglichen werden kann, insbesondere da die Gebietskörperschaften nicht ihre eigenen 
Befugnisse umsetzen, sondern als "Gehilfen" der Außenpolitik einer größeren politischen Einheit 
(Staat oder EG) agieren, so hat sie doch zur Entwicklung der Idee beigetragen, dass die 
"außenpolitische" Tätigkeit der Gebietskörperschaften nicht unbedingt allein auf die 
nachbarschaftlichen Beziehungen beschränkt bleiben muss. 
 
E. DIE REFORM DER STRUKTURFONDS UND DAS ENTSTEHEN EINES NEUEN 

VORRANGIGEN ZIELS "TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT" 
 
Die Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts war von Beginn an auf zwei vorrangige 
Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaft ausgerichtet: erstens die Bekämpfung der wirtschaftlichen und 
sozialen Ungleichgewichte, um "die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen 
und den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete oder Inseln, einschließlich der ländlichen 
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Gebiete, zu verringern"61. Und zweitens "die Gewährleistung einer wirksamen Arbeitsweise und die 
Koordinierung der Fonds sowohl untereinander als auch mit den anderen vorhandenen 
Finanzierungsinstrumenten"62. Auf der Logik dieses zweiten Ziels aufbauend wird die Europäische 
Kommission das Konzept ihrer Strukturpolitik entwickeln, wobei sie insbesondere auf der 
Notwendigkeit besteht, das Handeln der Gemeinschaft auf klare Ziele auszurichten (daher auch der 
Begriff "vorrangige Ziele"), für die eine Programmplanung, eine Partnerschaft usw. erforderlich sind. 
Die Modalitäten für die Gewährung von Gemeinschaftsmitteln im Rahmen der Strukturpolitik werden 
durch den am 1. Januar 2007 beginnenden neuen Programmplanungszeitraum möglicherweise in 
Frage gestellt.  
 
Die Modalitäten für die Entwicklung der europäischen Struktur- bzw. Kohäsionspolitik waren 
seit 1988 daher auch relativ stabil geblieben, entsprachen doch die Programmplanungszeiträume 1988-
1993, 1994-1999 und 2000-2006 ebenso vielen Finanzierungspaketen (und zwar Delors I, Delors II 
und der Agenda 2000) bzw. "mehrjährigen Finanzrahmen"63. Aufgrund der Erweiterung der EU um 
zehn neue Mitgliedstaaten im Jahr 2004 musste diese Strukturpolitik allerdings zwei neuen Auflagen 
gerecht werden:  
 
Angesichts des Ausmaßes der Herausforderungen und der "Kosten der Erweiterung", mussten die 
Regionen in den neuen Mitgliedstaaten doch einen großen Rückstand in ihrer Wirtschaftsentwicklung 
gegenüber dem Gemeinschaftsniveau der so genannten "alten" Mitgliedstaaten aufholen, und es 
wurden Stimmen laut, die die Ineffizienz und Komplexität der Strukturfonds anprangerten und 
vorschlugen, diese durch einen einfachen Mitteltransfer an weniger entwickelte Staaten zu ersetzen64. 
Als Antwort auf diese Kritik schlug die Kommission vor, ihre Maßnahmen auf eine noch geringere 
Zahl vorrangiger Zielen auszurichten; diese wurden auf drei zurückgeschraubt. Ferner wurden auch 
die Gemeinschaftsinitiativen einschl. INTERREG und ihre Programme abgeschafft. 
 
Mit dem Beitritt zehn neuer Mitgliedstaaten wurde aber auch das Entwicklungsgefälle65 erheblich 
größer, weshalb die Strukturfonds vorbehaltlich einer grundlegenden Reform der Vergabekriterien für 
den Programmplanungszeitraum 2007-2013 automatisch auf die neuen zu Lasten der alten 
Mitgliedstaaten ausgerichtet werden würden. So entfielen fast 90% der Strukturfondsmittel, die mehr 
als ein Drittel des Gesamthaushalts der EU ausmachen, auf Investitionen in Infrastrukturvorhaben, mit 
denen die wirtschaftliche Heranführung der Regionen mit Entwicklungsrückstand ermöglicht werden 
sollte, bzw. auf den wirtschaftlichen Wiederaufbau der im Strukturwandel befindlichen Regionen. Das 
grundlegende Kriterium für die Mittelgewährung war das Entwicklungsniveau der betroffenen 
Regionen; Regionen, deren Pro-Kopf-BIP unter der Grenze von 75% des Gemeinschaftsdurchschnitts 
lag, kamen als einzige in den Genuss dieser Mittel. Da die Regionen in den neuen Mitgliedstaaten 
erheblich ärmer als die Regionen in den "alten" Mitgliedstaaten sind, hätten die Bestimmungen für die 
Gewährung der Strukturfondsmittel unter Beibehaltung der damals noch geltenden Kriterien 
automatisch dazu geführt, dass diese Mittel mehr oder weniger in ihrer Gesamthöhe den neuen 
Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt würden und nicht mehr den Regionen in den alten 
Mitgliedstaaten, die sich bislang diesen Geldsegen teilten.  
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Daher war es notwendig, neue Kriterien für die Gewährung dieser Mittel festzulegen, um eine 
geografisch ausgewogenere Verteilung der Fondsmittel für den Zeitraum 2007-2013 zu gewährleisten. 
Eines der Kriterien für die vorrangige Vergabe von Strukturfondsmittel musste daher auf dem 
grenzüberschreitenden Charakter der Maßnahmen beruhen, behindern doch die Grenzen die regionale 
Entwicklung ungeachtet dessen, ob die Regionen am oberen Ende (die alten Mitgliedstaaten) oder am 
unteren Ende (die neuen Mitgliedstaaten) der Wohlstandsskala in der EU liegen. So wird seit der 
ersten Mitteilung zur Gemeinschaftsinitiative INTERREG immer wieder auf die Notwendigkeit 
hingewiesen, die Grenzregionen dabei zu unterstützen, "die spezifischen Entwicklungsprobleme 
aufgrund ihrer isolierten Lage [...] zu beheben" - Probleme, die sie nicht aufgrund eines zu niedrigen 
Pro-Kopf-BIP haben. Diese Verordnung fällt daher auch zusammen mit der Abschaffung der 
Gemeinschaftsinitiative INTERREG (wie auch aller weiteren Gemeinschaftsinitiativen) und seiner 
Umwandlung in das vorrangige Ziel 3, das sich zwar in der Form eines nationalen 
Initiativprogramms66 präsentiert, das notwendigerweise jedoch mehrere Mitgliedstaaten gleichzeitig 
betrifft.  
 
Vor diesem Hintergrund erklärt sich auch, warum die alten Mitgliedstaaten die Festlegung neuer 
Kriterien für die Zuweisung der Strukturfondsmittel fördern. Der grenzüberschreitende Charakter der 
Maßnahmen scheint ein unumstößliches und nicht diskriminierendes Kriterium, haben doch auch die 
Grenzregionen in den neuen Mitgliedstaaten mit den Auswirkungen dieser Grenzen zu kämpfen und 
sind so potenzielle Mittelempfänger im Rahmen dieses neuen vorrangigen Ziels 3 der Strukturpolitik 
für den kommenden Programmplanungszeitraum (wenn auch nicht so vorrangig, wie nach dem 
früheren Kriterium des wirtschaftlichen Entwicklungsniveaus)67. Zwar wird diese Zusammenarbeit in 
den Rang eines vorrangigen Ziels statt einer Gemeinschaftsinitiative erhoben, doch bringt dies keine 
wesentliche Änderung der bereitgestellten Mittel mit sich (4% der Strukturfonds, d.h. ca. 1% des 
Gesamthaushalts der EU, wobei 78,5% für das Ziel 1 und 17,2% für das Ziel 2 zur Verfügung stehen). 
Die finanzielle Vorausschau für den Zeitraum 2007-2003 ist jedoch nur eine Übergangsphase, und es 
ist durchaus möglich, dass dieser territorialen Zusammenarbeit aufgrund ihrer Einstufung als 
vorrangiges Ziel deutlich mehr Mittel gewährt werden. Dies würde der Logik des territorialen (und 
nicht mehr nur wirtschaftlichen und sozialen) Zusammenhalts entsprechen, wie er vom Ausschuss der 
Regionen gefordert und im Vertrag über eine Verfassung für Europa verankert ist68. Durch das Fehlen 
eines verlässlichen Rechtsinstruments, mit dem die grenznahen Akteure echte grenzüberschreitende 
Vorhaben entwickeln können, wird der Erfolg der unter dieses weitläufige Ziel fallenden Vorhaben 
jedoch weit gehend dem Zufall überlassen; daher sollte, ja muss sogar eine gemeinschaftliche 
Regelung zur Verwirklichung grenzüberschreitender Vorhaben formuliert werden.  
 
Neben diesem grundlegenden Element, das mit der Entwicklung der europäischen Integration 
verbunden ist (Erweiterung um die mittel- und osteuropäischen Länder) haben auch die 
Schwierigkeiten aufgrund der institutionellen und wirtschaftlichen Auswirkungen der Erweiterung und 
die Erkenntnis, dass die Grenzen des Hoheitsgebiets der Union, das sich seit 1975 erheblich 
ausgedehnt hat, eines Tages genau festgelegt werden müssen, die Mitgliedstaaten und die Kommission 
dazu veranlasst, die Gestaltung einer Nachbarschaftspolitik der EU 69  ins Auge zu fassen; die 
Nachbarschaftspolitik liegt offensichtlich am Schnittpunkt zwischen der Außenpolitik (d.h. der 
zweiten Säule der EU) und der seit Anfang der 70er Jahre verfolgten Beitrittspolitik, für die die EU 
eine echte Alternative schaffen will. Da die grenzüberschreitende Zusammenarbeit immer an die 
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Fragen der Nachbarschaftspolitik 70  gekoppelt war, dürften diese Umstände, wenn auch in einem 
weitaus geringeren Maße als die Reform der Strukturfonds, wohl auch die Annahme der Formulierung 
von Bestimmungen für institutionalisierte grenzüberschreitende Beziehungen in Form einer 
Gemeinschaftsverordnung erleichtern. 
 
Wie in den Schlussfolgerungen des dritten Kohäsionsberichts vermerkt, "beabsichtigt die Kommission 
[in diesem Zusammenhang], ein neues Rechtsinstrument in Form einer europäischen 
Kooperationsstruktur ('Grenzübergreifende Regionalbehörde') zu schaffen, das den Mitgliedstaaten, 
Regionen und Kommunalbehörden ermöglichen soll, sowohl im Rahmen von 
Gemeinschaftsprogrammen als auch außerhalb die üblichen administrativen und Rechtsprobleme bei 
der Verwaltung von grenzübergreifenden Programmen und Vorhaben zu bewältigen"71. 
 
Dies ist die Entstehungsgeschichte der territorialen Zusammenarbeit und der Schaffung eines 
geeigneten Rechtsinstruments, des Europäischen Verbunds für territoriale Zusammenarbeit; in dieser 
Studie sollen nun die Möglichkeiten für die Entwicklung einer Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften auf nachgeordneter Ebene in Europa analysiert werden. 
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KAPITEL 2: 
BESTEHENDE RECHTLICHE LÖSUNGEN IN EUROPA 

 

 
Es können vier Quellen für ein europäisches Recht im Bereich der territorialen 
Zusammenarbeit ausgemacht werden. Es ist sinnvoll und nützlich, alle vier Quellen zu 
untersuchen, da die EVTZ-Verordnung trotz all ihrer Innovationen auf den im 
Rahmen dieser früheren Rechtsordnungen entwickelten Elementen fußt. 
 
Darüber hinaus ist in der EVTZ-Verordnung klar festgehalten, dass diese keinesfalls 
die bestehenden rechtlichen Rahmenstrukturen ersetzen soll; die Akteure der 
territorialen Zusammenarbeit haben somit gegebenenfalls die Möglichkeit, zwischen 
der einen oder anderen Rechtsordnung zu wählen. 
 
Als erste Quelle sind die seit den 60er Jahren geschlossenen Übereinkommen 
zwischen Staaten zur Lösung spezifischer nachbarschaftlicher Probleme an einer 
bestimmten Grenze zu nennen, die es ermöglichten, in gemischt zusammengesetzten 
internationalen Gremien sowohl Staaten als auch Gebietskörperschaften zu vereinen. 
Auch wenn diese Art der Zusammenarbeit im Vergleich zu den Lösungen an 
Bedeutung verloren hat, die im Rahmen des Europarates entwickelt wurden, so sollten 
die Errungenschaften dieser ersten Musterdokumente der Zusammenarbeit aufgrund 
der Möglichkeit, in einem EVTZ sowohl Gebietskörperschaften als auch EU-
Mitgliedstaaten zusammenzubringen, doch durchaus analysiert werden (B.1). 
 
Die zweite Quelle mit Bestimmungen über die territoriale Zusammenarbeit ist das 
Recht des Europarates, d.h. ein Rahmenübereinkommen aus dem Jahr 1980 und zwei 
Protokolle zu diesem Übereinkommen aus den Jahren 1995 und 1998 (A.1). Das 
Recht des Europarates ist international und wurde nicht von allen EU-Mitgliedstaaten 
anerkannt. Daher können seine Grundsätze zwar als Denkanstöße herangezogen 
werden, die Bestimmungen gelten jedoch nicht überall in der Union (A.1.1). 
 
In diesem in der EVTZ-Verordnung als "Besitzstand des Europarates" bezeichneten 
Recht wurde erstmals das Recht der Gebietskörperschaften auf eine Zusammenarbeit 
über Staatsgrenzen hinaus anerkannt (A.1.2). Außerdem wird mit diesem Recht auch 
der Grundsatz des Verweises auf nationales Recht für die Einhaltung der im 
grenzüberschreitenden Rahmen eingegangenen Verpflichtungen eingeführt (A.1.3). 
Und es wird auch erstmals die Idee der Einrichtung von Organen der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit entwickelt (der EVTZ ist nur ein Beispiel 
solcher Organe), mit denen diese Zusammenarbeit strukturiert und fortgeführt werden 
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kann (A.1.4). Durch das Protokoll Nr. 2 aus dem Jahr 1998 wird der 
Anwendungsbereich dieses im Rahmen der nachbarschaftlichen Beziehungen 
entwickelten Regelwerks auf die Zusammenarbeit zwischen weiter entfernt gelegenen 
Akteuren ausgeweitet (A.1.5). Alle diese Errungenschaften werden in der EVTZ-
Verordnung aufgegriffen oder haben als Denkanstoß für ihre Ausarbeitung gedient.  
 
Eine dritte wichtige Quelle ist das Gemeinschaftsrecht, in dem die Thematik in einem 
ganz anderen Blickwinkel als demjenigen des Europarates aufgegriffen wurde (der 
Europarat hatte einen regulierenden und normativen Ansatz verfolgt): Es wurden 
Mechanismen entwickelt, um die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu fördern 
und finanziell zu unterstützen (INTERREG). In diesem Rahmen wurden zahlreiche 
Vorgehensweisen und Vorschriften für die Finanzierung grenzüberschreitender 
Maßnahmen entwickelt, die ebenfalls in die EVTZ-Verordnung übernommen wurden 
(A.2).  
 
Zwar wurden offensichtlich auch diejenigen Instrumente des Gemeinschaftsrechts, die 
nicht eigens für die Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften ausgelegt waren 
(wie die EWIV), zur Förderung dieser Zusammenarbeit mobilisiert, doch hielt sich ihr 
Erfolg in Grenzen. Auch wenn ihre Wesensmerkmale nicht unbedingt den 
Anforderungen dieser Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Gebietskörperschaften 
entsprachen, so hat diese Erfahrung doch die Sinnhaftigkeit der Entwicklung eines 
Gemeinschaftsinstruments für die Schaffung von Rechtsinstrumenten über den 
nationalen rechtlichen Rahmen hinaus aufgezeigt (A.2.2). 
 
Seit den 90er Jahren haben die westeuropäischen Länder bilaterale 
Rahmenübereinkommen untereinander abgeschlossen, um die Zusammenarbeit 
zwischen ihren Gebietskörperschaften und den Gebietskörperschaften eines 
Nachbarstaats in einen präziseren und infolgedessen angemesseneren Rechtsrahmen 
zu stellen. Aufgrund ihres beschränkten territorialen Anwendungsbereichs können 
diese bilateralen Übereinkommen den EVTZ zwar keinesfalls ersetzen, doch 
ermöglichen sie nützliche Fortschritte in normativer Hinsicht (B.2). 
 
So sind es diese Übereinkommen, die die Grenzen vorgeben, die auf den materiellen 
Anwendungsbereich der Übereinkommen über die Zusammenarbeit Anwendung 
finden müssen (B.2.1). Ferner sehen sie die Möglichkeit vor, über die Nutzung eines 
derartigen Übereinkommens über die Zusammenarbeit einem einzigen Partner die 
Ausführung einer gemeinsamen Aufgabe zu übertragen (B.2.2). In einigen dieser 
Übereinkommen wird außerdem eine innovative Idee entwickelt, die auch dem 
Konzept des EVTZ zu Grunde liegt: das gemeinsame Organ der Zusammenarbeit darf 
nicht auf der Verankerung in einem nationalen Recht beruhen (wie gemäß dem 
Grundsatz des Verweises auf eine bestehende Rechtsform nationalen Rechts 
erforderlich), sondern muss in erster Linie auf dem gemeinsamen Willen der Partner 
fußen, d.h. auf einem Statut (B.2.3).  
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Das Bestehen alternativer Mechanismen zum EVTZ (die jedoch auf ein ähnliches Ziel 
ausgerichtet sind), wie auch der Einfluss der in diesen unterschiedlichen normativen 
Rahmen entwickelten Lösungen sind daher wichtig für das Verständnis, um letztlich 
auch die mögliche Tragweite der Gründung eines EVTZ besser zu erfassen. 

 
Einige Verbände, in denen sich territoriale Akteure zusammengeschlossen haben, die von den 
Lösungen für grenzüberschreitende Fragen betroffen sind, insbesondere die Arbeitsgemeinschaft 
europäischer Grenzregionen (AGEG), und laut den Verfassern zu den aktivsten Verfechtern der 
Rechtsdoktrin 72  zählen, forderten die Schaffung eines gemeinschaftlichen Rechtsinstruments, um 
zumindest die grenzüberschreitende, vorzugsweise aber auch die grenzübergreifende bzw. territoriale 
Zusammenarbeit zu verwalten. Gemeinsames Ziel war die Annahme eines Rechtsinstruments, das 
einheitlich anzuwenden und geeignet sein sollte, die zahlreichen unterschiedlichen Rechtsvorschriften 
und -grundsätze zu ersetzen, die derzeit für die verschiedenen Grenzen Europas gelten. Diese Vielzahl 
an Rechtsvorschriften, die der Rechtssicherheit und einer effizienten Zusammenarbeit abträglich ist, 
geht auf zwei Probleme zurück, die mit einem Rechtsakt des abgeleiteten Gemeinschaftsrechts 
durchaus zu lösen sein müssten. 
 
Der erste Aspekt ist die Vielzahl der Quellen für dieses Recht und das unterschiedliche Ausmaß, in 
dem dieses Recht von den EU-Mitgliedstaaten übernommen wird. Der zweite Aspekt betrifft die 
Folgen der aus einer internationalen Rechtsordnung stammenden Rechtsvorschriften, in jeder 
einzelnen nationalen Rechtsordnung, auch wenn diese Rechtsvorschriften denselben Wortlaut haben. 
Da die Bestimmungen der nationalen Rechtsordnung die rechtlichen Auswirkungen internationaler 
Vorschriften im innerstaatlichen Recht bestimmen, sind die Lösungen von Land zu Land 
unterschiedlich. So lange es keinen gemeinsamen Kontrollmechanismus gibt (die internationalen 
Rechtstexte sehen mit einer einzigen Ausnahme73 keinen derartigen Mechanismus vor), kann diese 
unterschiedliche Anwendung ein wesentliches Hindernis sein für die Entwicklung einer auf 
eindeutigen und vorhersehbaren rechtlichen Lösungen beruhenden territorialen Zusammenarbeit. In 
dieser Studie wird aufgezeigt, dass die EVTZ-Verordnung bedauerlicherweise keine zufrieden 
stellende Lösung für die erste Frage bereithält. Hingegen besteht für die Zukunft Hoffnung auf eine 
vereinheitlichende Wirkung nicht nur der Bestimmungen dieser Verordnung, sondern auch der darin 
enthaltenen Verweise (siehe Kapitel 3). 
 
In Bezug auf die Vielfalt der Quellen ist festzuhalten, dass drei der wichtigsten Quellen, die je nach 
europäischer Grenze unterschiedlich stark zur Anwendung kommen, schon vor dem Inkrafttreten der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 nebeneinanderher bestanden. Dieser Punkt wird in diesem Kapitel in 
einem kurzen Abriss aus zwei Gründen untersucht. 
 
Erstens: Trotz gewisser innovativer Wesensmerkmale, die einen eindeutigen Bruch mit den 
bestehenden Vorgehensweisen und Normen darstellen (beispielsweise die Teilnahme eines Staates als 
vollberechtigtes Mitglied an einem Verbund der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, die nicht 
mehr den Lösungen entspricht, die im Rahmen der im vorherigen Kapitel beschriebenen 
herkömmlichen europäischen Instrumente entwickelt wurden), beruht die EVTZ-Verordnung weit 
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gehend auf den Errungenschaften der überzeugenden Erfahrungen mit der Zusammenarbeit an den 
verschiedenen europäischen Grenzen (siehe Kapitel 5). Daher ist es erforderlich und sinnvoll, 
insbesondere zu Auslegungszwecken, den Ursprung dieser Bestimmungen zu kennen, die vielfach und 
manchmal durchaus auch "kunterbunt" in die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 übernommen wurden.  
 
Zweitens soll diese Gemeinschaftsverordnung keinesfalls eine neue Rechtsstruktur als Ersatz der 
bestehenden Instrumente geschaffen werden, sondern vielmehr neben diesen her bestehen und den 
betroffenen Akteuren die Wahl lassen zwischen einem bestehenden Instrument (auf der Grundlage 
einer der nachstehend analysierten Quellen) oder der neuen Gemeinschaftsverordnung. In 
Erwägungsgrund 5 wird dieser begrenzte Anspruch auch eindeutig dargelegt: "Mit diesem Rechtsakt 
wird nicht das Ziel verfolgt, diese Rahmenstrukturen zu umgehen oder eine Reihe spezieller 
gemeinsamer Vorschriften für eine einheitliche gemeinschaftsweite Regelung aller betreffenden 
Vereinbarungen vorzugeben." Zur Bewertung des Interesses der Akteure der territorialen 
Zusammenarbeit an der Nutzung dieser EVTZ-Verordnung müssen daher die alternativen rechtlichen 
Lösungen untersucht werden; ein Überblick über diese Lösungen steht somit auch im Mittelpunkt 
dieses Kapitels. 
 
Es ist in drei Teile untergliedert: die Quellen auf europäischer Ebene (A), die auf bi- oder 
multilateralen Übereinkommen beruhenden Quellen (B) und die in nationalem Recht verankerten 
Quellen (C). In diesem Kapitel soll nicht eingehend auf besondere Lösungen eingegangen werden, 
deren Mechanismen möglicherweise gar nicht von einer europäischen Grenze auf andere übertragbar 
ist; vielmehr soll die Struktur der Rechtsmechanismen herausgearbeitet werden, die in die Verordnung 
(EG) Nr. 1082/2006 Eingang finden - oder sich ganz im Gegenteil von dieser Verordnung 
unterscheiden. 
 
A. AUF EUROPÄISCHER EBENE (MULTILATERAL) 
 
Das "europäische Recht" wird im Verständnis seiner Nutzer oftmals mit dem "Gemeinschaftsrecht" 
gleichgestellt, daher soll darauf verwiesen werden, dass auch noch eine andere europäische Institution 
das Ziel verfolgt, Rechtsnormen auf europäischer Ebene auszuarbeiten. Diese Institution hat seit Mitte 
der 70er Jahre zahlreiche Rechtsvorschriften erlassen, um die Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften, die in unterschiedlichen europäischen Staaten liegen, in einen Rahmen zu 
stellen. In den Erwägungsgründen der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 wird dem Recht des 
Europarates auch eine besondere Stellung eingeräumt, ist doch in Erwägungsgrund 5 vom 
"Besitzstand des Europarates" die Rede, der "verschiedene Möglichkeiten und Rahmenstrukturen für 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen den regionalen und lokalen Behörde [umfasst]". 
Der Untersuchung dieser Rahmenstrukturen ist daher auch ein wesentlicher Teil (A.1) dieses 
Unterkapitels gewidmet.  
 
Die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ist zwar der erste Versuch, innerhalb der gemeinschaftlichen 
Rechtsordnung einen Rechtsrahmen für die grenzüberschreitende, interregionale, transnationale und 
territoriale Zusammenarbeit festzulegen, doch war diese Thematik bereits Gegenstand früherer 
Rechtsakte, insbesondere im Zusammenhang mit den Strukturfonds, die für die Erläuterung der 
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Struktur und der Tragweite einiger Bestimmungen der EVTZ-Verordnung von grundlegender 
Bedeutung sind. Diese Fragen werden im Anschluss behandelt (A.2). 
 
1. Das Recht des Europarates 
 
In bestimmten Bereichen ist der Europarat ein ausgezeichnetes "Experimentierfeld" für Europa. Er 
bietet einen Rahmen für die Ausarbeitung und Erprobung innovativer Lösungen für komplexe 
Probleme, denen sich die Länder Europas in ihren Beziehungen miteinander gegenübersehen. Dies gilt 
auch für den relativ neuen Bereich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, in dem die vom 
Europarat vorgeschlagenen Lösungen für die Entwicklung derartiger Beziehungen zwischen 
Gebietskörperschaften und deren Behörden zeigen, dass diese Organisation über hervorragende 
Fähigkeiten verfügt, einen europäischen Rechtsrahmen vorzuschlagen, um einen geeigneten Rahmen 
für die Entwicklungen in der Praxis zu schaffen, die in den bestehenden Bestimmungen und 
Mechanismen gar nicht vorgesehen waren. Allerdings zeigt die Regulierung in diesem Bereich auch 
die Grenzen der Wirksamkeit der vom Europarat angenommenen Maßnahmen auf. 
 
Der Europarat kann gemäß seiner Satzung Empfehlungen an die Mitgliedstaaten abgeben und 
gegebenenfalls auch Übereinkommen und Vereinbarungen abschließen, die unter die traditionellen 
Vorschriften des internationalen Rechts fallen. Dies bedeutet, dass es im Gegensatz zur 
gemeinschaftlichen Rechtsordnung kein abgeleitetes Recht des Europarates gibt. Wird ein 
herkömmliches Rechtsinstrument im Europarat angenommen, verfügt dieses aus rechtlicher Sicht 
noch nicht automatisch über Rechtskraft aufgrund seiner Annahme; es liegt erst zur Unterzeichnung 
durch die Mitgliedstaaten auf. Diese Unterzeichnung wird dann zur Ratifizierung gemäß den 
Anforderungen und Verfahren der einzelnen nationalen Rechtsordnungen vorgelegt. 
 
Ein derartiges internationales Übereinkommen wird erst dann für einen Mitgliedstaat rechtsgültig, 
wenn er dieses ratifiziert hat. So hat einerseits jeder Mitgliedstaat die Möglichkeit, Vorbehalte 
anzumelden oder Erklärungen vorzulegen, wodurch er das Ausmaß der Verpflichtungen, denen er sich 
unterwirft, geschickt den Besonderheiten seines Rechtssystems und den möglichen Grenzen des 
politischen Willens seiner Regierung bzw. seines Parlaments anpassen kann. Zwar ist die 
Rechtsetzungsarbeit des Europarates dank der flexiblen Modalitäten für die Annahme durch die 
Mitgliedstaaten sowohl in quantitativer als auch qualitativer Hinsicht bemerkenswert, aber 
andererseits ist darauf hinzuweisen, dass in den meisten Fällen ein internationaler rechtlicher 
Kontrollmechanismus in Bezug auf die tatsächliche Einhaltung der Verpflichtungen gänzlich fehlt.  
 
Diese "rechtliche Schwäche" der Instrumente des Europarates kann sich jedoch in neuen Bereichen, in 
denen die Staaten noch kein klares Bild von den möglichen Entwicklungen und rechtlichen Folgen 
haben, als Vorteil erweisen, da sie den nationalen Behörden die Möglichkeit an die Hand gibt, 
innovative Lösungen in Betracht zu ziehen, deren rechtliche Risiken ihnen aufgrund der Flexibilität 
der Verpflichtung beschränkt erscheinen, beispielsweise im Bereich der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit. 
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1.1 Der schwierige Entwicklungsprozess von Rechtsvorschriften 
 
Das Europäische Rahmenübereinkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften 74 , das am 21. Mai 1980 in Madrid zur Unterzeichnung durch die 
Mitgliedstaaten des Europarates aufgelegt wurde, ist das Ergebnis jahrelanger Überlegungen und 
Anstrengungen innerhalb des Europarates. Dieses Rahmenübereinkommen sollte nach Ansicht der 
parlamentarischen Versammlung der Schlussstein für die neue Struktur sein, die sich der Europarat 
aufzubauen verpflichtet sah, um die mitten im Aufbau befindliche Zusammenarbeit an den 
verschiedenen Grenzen Europas in einen rechtlichen Rahmen zu stellen. Die parlamentarische 
Versammlung hat bereits 1964 ihren Ausschuss für kommunale Angelegenheiten damit beauftragt, die 
Möglichkeiten für eine Zusammenarbeit zwischen Gemeinden in den Mitgliedstaaten des Europarates 
zu untersuchen, insbesondere zwischen benachbarten Gemeinden an den Grenzen zwischen 
Mitgliedstaaten sowie gegebenenfalls die Modalitäten dieser Zusammenarbeit75. 
 
Stärker noch als die Mitglieder der Parlamentarischen Versammlung des Europarates fordern vor 
allem auch die Grenzgemeinden, die sich übrigens in einer schlagkräftigen Vereinigung 
zusammengeschlossen haben, und zwar der Arbeitsgemeinschaft europäischer Grenzregionen (AGEG), 
die Annahme eines derartigen Übereinkommens auf europäischer Ebene. Der Europarat scheint ihnen 
am besten geeignet und am zugänglichsten, um ihrer Forderung Gehör zu verschaffen. Für diese 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften bedeutet die Nähe zu einer internationalen Grenze ein 
großes Hindernis in der Bewältigung konkreter Probleme vor Ort, die in ihren Zuständigkeitsbereich 
fallen, beispielsweise die Wasserversorgung und die Abwasserbehandlung, die Abfallbewirtschaftung, 
die Verwaltung des Arbeitsmarktes (ist doch der Einzugsbereich für die Beschäftigung 
grenzüberschreitend), der Auf- und Ausbau des Nahverkehrs sowie bestimmter Sicherheits- und 
Gesundheitsdienste (Feuerwehr, Krankenhäuser usw.). Auch wenn einige Zentralregierungen die 
Befürchtung hegen, dass hinter diesen konkreten Forderungen weiter reichende politische 
Forderungen stecken (die Angst vor separatistischen Strömungen ist in den Augen so mancher 
Entscheidungsträger auf nationaler Ebene allgegenwärtig), so haben sich diese Befürchtungen weder 
damals noch heute bewahrheitet. 
 
Diese Befürchtungen haben jedoch dazu geführt, dass die Verantwortlichen für die Ausarbeitung eines 
Übereinkommens innerhalb des Europarates ihrerseits ebenfalls weniger dazu geneigt waren, ein 
Regelwerk zu schaffen, mit denen solche Tätigkeiten gefördert werden. So haben sie zu Beginn ihrer 
Arbeiten versucht, diese Frage aus ihrem Arbeitsprogramm auszuklammern; es bedurfte des ganzen 
Gewichts der nationalen Abgeordneten und der regionalen und lokalen Mandatsträger, um das Dossier 
voranzubringen 76 . Und so akzeptierten die Entscheidungsgremien unter Oberhoheit der 
Außenministerien die Auflage eines Übereinkommens zur Unterzeichnung nur widerwillig, obwohl 
die Notwendigkeit der Annahme eines derartigen Rechtsinstruments in den Augen der nachgeordneten 
Organe des Europarates unumgänglich schien 77 . Dies hatte auch zur Folge, dass die rechtliche 
Tragweite der Bestimmungen dieses Übereinkommens weit geringer war als von ihren Verfechtern 
beabsichtigt. Daher brachte die Parlamentarische Versammlung nach letztlicher Annahme des Textes 
im Jahr 1979 zwar ihre Freude über diesen Erfolg zum Ausdruck, bedauert allerdings gleichzeitig, 
dass das Rahmenübereinkommen zahlreiche sehr vage Begriffe enthalte und es daher an Präzision und 
Verbindlichkeit mangeln lasse78. 
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Der Inhalt dieses Rahmenübereinkommens ist in der Tat außerordentlich bescheiden, um nicht zu 
sagen gänzlich substanzlos. Der Grundsatz der "Verbindlichkeit" ist in Artikel 1 verankert: "Jede 
Vertragspartei verpflichtet sich, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen den 
Gebietskörperschaften in ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich und den Gebietskörperschaften im 
Zuständigkeitsbereich anderer Vertragsparteien zu erleichtern und zu fördern. Sie bemüht sich, den 
Abschluss der dazu erforderlich werdenden Vereinbarungen unter Beachtung der jeweiligen 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen der einzelnen Vertragsparteien zu fördern." 
 
Die Verpflichtung "[die grenzüberschreitende Zusammenarbeit] zu erleichtern und zu fördern" erlaubt 
es den betreffenden Gebietskörperschaften kaum, sich als Nutznießer eines Rechts auf Durchführung 
grenzüberschreitender Maßnahmen zu sehen. Der Text dieses Rahmenübereinkommens bietet 
a fortiori kein geeignetes Mittel, um diese Zusammenarbeit rechtlich voranzubringen und zu regeln. In 
dem parallel zu dem Rahmenübereinkommen von den Ministern der Mitgliedstaaten des Europarates 
angenommenen erläuternden Bericht79 wird darauf hingewiesen, dass es sich um eine allgemeine 
Verpflichtung handelt, die der aktuellen Lage in den verschiedenen Ländern Rechnung trägt, die das 
Rahmenübereinkommen ratifizieren. Es setzt ihrerseits insbesondere eine positive Einstellung in 
Bezug auf die Probleme der Zusammenarbeit voraus, die ihnen vorgelegt werden, vor allem in Bezug 
auf den Abschluss von Übereinkommen und Vereinbarungen80. 
 
Zur noch stärkeren Beschwichtigung der Außenminister, die diesen Beziehungen zwischen 
Gebietskörperschaften auf nachgeordneter Ebene nicht allzu viel Spielraum einräumen wollten, wurde 
diese Zusammenarbeit auf die rein nachbarschaftlichen Beziehungen beschränkt, lautet Artikel 2 doch: 
"Als grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Sinne dieses Übereinkommens gilt jede Abstimmung 
mit dem Ziel der Stärkung und Weiterentwicklung der nachbarschaftlichen Beziehungen zwischen den 
Gebietskörperschaften von zwei oder mehr Vertragsparteien sowie der Abschluß der dazu 
erforderlichen Vereinbarungen."81 
 
Um den von den Außenministern an den Tag gelegten Widerstand zu umgehen und keinen 
vollkommen inhaltsleeren Text zu erstellen, wurde die Lösung der Erarbeitung eines 
Rahmenübereinkommens mit minimalem normativem Inhalt gewählt, das Musterdokumente und 
"Grundrisse" für Vereinbarungen, Satzungen und Verträge im Bereich der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit beinhaltet 82 . In dem erläuternden Bericht ist festgehalten, dass mit diesem 
abgestuften System der Musterdokumente und Grundrisse, der dem Rahmenübereinkommen als 
Anhang beigefügt ist (ohne jedoch dessen Bestandteil zu sein), einerseits den Staaten und andererseits 
den Gebietskörperschaften eine Auswahl der Arten der Zusammenarbeit geboten werden soll, die 
ihren Problemen am besten Rechnung tragen, da das Rahmenübereinkommen weder die Nutzung 
anderer Arten von Vereinbarungen noch die Anpassung der beigefügten Musterdokumente und 
Grundrisse an die spezifische Situation der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ausschließt83. Es 
wird sogar noch deutlicher dargelegt, dass die Verfügbarkeit dieser Texte im Anhang zum 
Rahmenübereinkommen die Vertragsparteien in keiner Weise zu ihrer Nutzung oder gar ihrer 
Anwendung in der vorgegebenen Form im Falle ihrer Nutzung verpflichtet. Der Verweis auf diese 
Musterdokumente in dem Rahmenübereinkommen bedeutet keinesfalls, dass ihnen der Wert eines 
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Übereinkommens beigemessen wird, sondern nur die Verpflichtung der Staaten, ihnen die gewünschte 
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen84. 
 
Daher kann aus normativer Sicht bestätigt werden, dass dieses Rahmenübereinkommen aus dem 
Jahr 1980 über keinerlei unmittelbaren juristischen Wert verfügt85. Daher wurde auch keiner der 
Grundsätze des Rahmenübereinkommens in die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 übernommen, denn 
es besteht ein Mangel an Grundsätzen. 
 
Es sollte allerdings betont werden, dass dieses Rahmenübereinkommen - ganz im Gegensatz zur wenig 
positiven Bewertung seines normativen Inhalts - erhebliche weit reichende mittelbare Auswirkungen 
(politischer Natur, wenn man so will) auf die Verwirklichung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit in Europa nach sich gezogen hat. 
 
So wird mit diesem Rahmenübereinkommen erstens das Bestehen der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit sowie das Recht der Gebietskörperschaften anerkannt (innerhalb klar definierter 
Grenzen sowie insbesondere unter Wahrung der Anforderungen der territorialen Souveränität des 
Staates, in dessen Hoheitsgebiet sie sich befinden), derartige Tätigkeiten über das nationale 
Hoheitsgebiet und die nationale Rechtsordnung hinaus zu entwickeln. Diese Diskrepanz zwischen der 
politischen Anerkennung und dem Fehlen praktischer rechtlicher Lösungen für die 
Gebietskörperschaften in diesem Rahmenübereinkommen sollte in der Folge zum Abschluss 
internationaler Übereinkommen mit engerer geografischer Reichweite zwischen Nachbarstaaten 
führen, die die Entwicklung einer derartigen Zusammenarbeit fördern wollten86. 
 
Zweitens ermöglicht dieses Rahmenübereinkommen eine "Normalisierung" der grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit, die nicht mehr länger nur eine Randerscheinung ist, sondern grenzüberschreitende 
institutionelle Errungenschaften hervorbringt wie die Euregio, die Arbeitsgemeinschaft der Westalpen 
(COTRAO), die Arbeitsgemeinschaft ALPEN ADRIA, die Arbeitsgemeinschaft der Alpenländer 
(ARGE ALP), die Arbeitsgemeinschaft der Pyrenäen (CTP), die Arbeitsgemeinschaft des Jura (CTJ), 
den Genfer See Rat (CDL) sowie in jüngster Vergangenheit zahlreiche Euregionen in Mitteleuropa, 
die auf dieses Rahmenübereinkommen als Impulsgeber für ihre Errichtung verweisen. Diese 
institutionellen Errungenschaften zeugen von der politischen Akzeptanz, insbesondere seitens der 
Außenministerien der betroffenen Staaten, des Bestehens der grenzüberschreitenden Beziehungen; 
allerdings ist die Handlungsfähigkeit dieser Vereinigungen aufgrund des Fehlens eines vorab 
definierten Rechtsrahmens, in den sie sich einfügen könnten, stark eingeschränkt. Daher auch die 
Notwendigkeit neuer Entwicklungen. 
 
1.2 Die Zuerkennung eines Rechts auf die Zusammenarbeit für die Gebietskörperschaften 

und der Grundsatz des Verweises auf ihre Zuständigkeiten 
 
Ein erster vorsichtiger und diskreter Versuch der Zuerkennung eines Rechts auf grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit für die Gebietskörperschaften wird in der Europäischen Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung unternommen; die Charta ist ein wesentliches Instrument des Europarates, dessen 
Bedeutung weit über die Probleme der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit hinausgeht 87 . In 
Artikel 10 dieser Charta mit dem Titel "Vereinigungsrecht der kommunalen Gebietskörperschaften" 
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heißt es in Absatz 3: "Die kommunalen Gebietskörperschaften sind berechtigt, im Rahmen der vom 
Gesetz vorgegebenen Bedingungen mit den kommunalen Gebietskörperschaften anderer Staaten 
zusammenzuarbeiten." 
 
Es handelt sich dabei nicht um eine Anerkennung eines subjektiven Rechts 88  zugunsten der 
Gebietskörperschaften im eigentlichen Sinne, aber die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit scheinen 
bereits greifbarer als mit dem konfusen und wenig überzeugenden Wortlaut von Artikel 1 des 
Rahmenübereinkommens. In dem erläuternden Bericht zu dieser Europäischen Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung wird präzisiert, dass auch die individuelle direkte Zusammenarbeit mit 
lokalen Gebietskörperschaften in einem anderen Land möglich sein muss, wenngleich die Modalitäten 
dieser Zusammenarbeit den möglicherweise in jedem Land geltenden Rechtsvorschriften entsprechen 
und im Rahmen der Zuständigkeiten der betreffenden Gebietskörperschaften bleiben müssen89. Es 
geht nicht mehr nur darum, "[die grenzüberschreitende Zusammenarbeit] zu erleichtern und zu 
fördern", sondern dafür zu sorgen, dass eine derartige Zusammenarbeit überhaupt möglich wird.  
 
Allerdings wird weder in der Charta noch in dem erläuternden Bericht auf die Modalitäten 
eingegangen, gemäß denen diese Möglichkeit in konkrete Form gegossen werden soll. Es wird 
lediglich darauf verwiesen, dass die Bestimmungen des Europäischen Rahmenübereinkommens über 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften (21. Mai 1980, 
SVE Nr. 106) in diesem Zusammenhang besonders zweckdienlich sind 90 . Der Wortlaut dieses 
Verweises ist überraschend, entsteht doch so der Eindruck, als wären die Kommentatoren der Charta 
(offizieller könnten die Anmerkungen nicht sein) selbst nicht von der Wirksamkeit der Bestimmungen 
des Rahmenübereinkommens überzeugt, denn in der Charta wird nicht festgehalten, dass diese 
anzuwenden sind oder einen Rechtsrahmen für diese Zusammenarbeit bieten, sondern eben lediglich 
in diesem Zusammenhang besonders zweckdienlich sind. 
 
Diese Schwachpunkte werden in einer Studie des Generalsekretariats des Europarates aus dem 
Jahr 1990 aufgezeigt, in der klar dargelegt wird, dass die in dem Rahmenübereinkommen gebotenen 
Lösungen weder in Form der beigefügten Musterdokumente noch der Grundrisse als solche verwendet 
werden, und zwar weder von den Staaten noch von den Gebietskörperschaften der Staaten, die das 
Rahmenübereinkommen ratifiziert haben 91 . Daher wurde bereits 1992 beschlossen, ein 
Zusatzprotokoll zu dem Rahmenübereinkommen92 auszuarbeiten. Dieses wurde am 9. November 1995 
am Sitz des Europarates in Straßburg zur Unterzeichnung aufgelegt. Bislang haben 
17 Mitgliedstaaten 93  dieses Zusatzprotokoll ratifiziert, weitere sieben Staaten 94  haben es zwar 
unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert. 
 
Mit diesem Zusatzprotokoll sollen die Arbeiten, die mit dem Madrider Rahmenübereinkommen 
eingeleitet wurden, abgeschlossen werden. Die Entwicklungen in den 15 Jahren, die seit Auflegung 
des Rahmenübereinkommens zur Unterzeichung vergangen sind, sind Beweis dafür, dass die 
Befürchtungen der Außenminister, die Entwicklung dieser Zusammenarbeit würde sie um einen Teil 
ihrer Monopolstellung in den Außenbeziehungen ihres Staates bringen und die territoriale Integrität 
und den politischen Zusammenhalt der europäischen Staaten untergraben, unbegründet waren. 
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Wie bereits dargelegt ist laut der Studie des Generalsekretariats des Europarates aus dem Jahr 1990 
kein einziger Vertragsstaat des Rahmenübereinkommens der Ansicht, dass diese Bestimmungen im 
Rahmen der Zusammenarbeit an ihren Grenzen auch wirklich zur Anwendung gekommen sind. 
 
Für die Einrichtungen, die seit 1980 an den europäischen Grenzen geschaffen wurden, um einen 
stabilen Rechtsrahmen für die bislang punktuelle Zusammenarbeit zu schaffen, besteht ein 
Rechtsdefizit (so fehlt es an einer Satzung, in denen ihnen Rechtspersönlichkeit zuerkannt wird; ferner 
stellt sich die Frage, unter welche Rechtsordnung sie nun fallen). Dem sollte Abhilfe geschaffen 
werden. 
 
Der Inhalt des Zusatzprotokolls aus dem Jahr 1995 steht unter diesem Gesichtspunkt in starkem 
Widerspruch zu dem Rahmenübereinkommen, ist doch als wichtigste Errungenschaft in Artikel 1 
Absatz 1 Folgendes festgehalten: "Jede Vertragspartei erkennt das Recht der ihrer Zuständigkeit 
unterstehenden, in den Artikeln 1 und 2 des Rahmenübereinkommens bezeichneten 
Gebietskörperschaften an, Vereinbarungen über grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den 
Gebietskörperschaften anderer Staaten in gemeinsamen Zuständigkeitsbereichen im Einklang mit den 
in ihren Satzungen festgelegten Verfahren, in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht und 
unter Beachtung der internationalen Verpflichtungen der betreffenden Vertragspartei zu schließen, und 
achtet dieses Recht." 
 
Den Gebietskörperschaften wird (im Rahmen ihres gemeinsamen Zuständigkeitsbereichs95) eindeutig 
das subjektive Recht zum Aufbau grenzüberschreitender Beziehungen zuerkannt. Die 
Gebietskörperschaften sind daher nicht mehr auf den Willen der Staaten angewiesen, "[die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit] zu erleichtern und zu fördern", sondern können aus eigener 
Initiative und mit vollem Recht grenzüberschreitende Beziehungen aufbauen. Dieser Grundsatz ist 
auch in allen weiteren, nach diesem Zusatzprotokoll angenommenen Rechtsinstrumenten96 verankert. 
Er ist der Grundstein des Rechts der Gebietskörperschaften auf Zusammenarbeit über ihre nationalen 
Grenzen hinaus. Er ist außerdem auch Teil der EVTZ-Verordnung, deren Artikel 3 Absatz 1 wie folgt 
lautet: "Der EVTZ setzt sich aus Mitgliedern zusammen, die innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse 
nach innerstaatlichem Recht zu einer oder mehreren der nachstehenden Kategorien gehören […]." 
Diese Errungenschaft des Europarates besteht daher nicht nur neben der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 her, sondern fließt sogar in diese ein.  
 
1.3 Der Grundsatz des Verweises auf nationales Recht für die Durchführung 
 
Da die Gebietskörperschaften zusammenarbeiten können und diese Zusammenarbeit auf 
Rechtsvorschriften beruhen kann, und da im Rahmen dieser Zusammenarbeit auch Rechtsakte 
erlassen - und selbst Institutionen geschaffen - werden können, stellt sich die Frage, welches Recht auf 
diese im Rahmen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit angenommenen Rechtsakte Anwendung 
finden soll. Das Zusatzprotokoll enthält eine eindeutige Bestimmung für die Durchführung der im 
Rahmen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit gefassten Beschlüsse: 
 
"Die im Rahmen einer Vereinbarung über grenzüberschreitende Zusammenarbeit gemeinsam 
gefassten Beschlüsse werden von den Gebietskörperschaften innerhalb ihrer innerstaatlichen 
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Rechtsordnung in Übereinstimmung mit ihrem innerstaatlichen Recht umgesetzt. Die auf diese Weise 
umgesetzten Beschlüsse werden angesehen, als hätten sie dieselbe Rechtskraft und die gleichen 
rechtlichen Auswirkungen wie Maßnahmen, die von diesen Körperschaften im Rahmen ihrer 
innerstaatlichen Rechtsordnung getroffen werden" (Artikel 2). 
 
Mit dieser Bestimmung wird ein erstaunlicher Dualismus geschaffen. In dem erläuternden Bericht ist 
vermerkt, der im Rahmen der Beratungsorgane gefasste Beschluss entfalte grundsätzlich nicht ex lege 
eine Rechtswirkung bzw. ziehe keine rechtlichen Folgen nach sich, sondern müsse seinerseits 
Gegenstand eines Rechtaktes der Gebietskörperschaft oder Behörde sein, die Vertragspartner dieses 
Übereinkommens ist, um sozusagen in das nationale Recht der Gebietskörperschaft umgesetzt zu 
werden, wobei die Verfahrensbestimmungen, die auf diese Anwendung finden, zu wahren seien.97 
Somit hätten die grenzübergreifend gefassten "Beschlüsse" keine Rechtswirkung an sich, sie seien 
vielmehr eine Verpflichtung für die Gebietskörperschaften, die sie gefasst haben, die Beschlüsse in 
ihre nationale Rechtsordnung "umzusetzen", damit sie rechtlich bindend werden.Bleibt die Frage nach 
der Art der Verpflichtung, die den Gebietskörperschaften auferlegt wird, die Vertragspartner einer 
grenzüberschreitenden Beschlussfassung sind. Handelt es sich um eine moralische oder um eine 
politische Verpflichtung oder eine Verpflichtung, die in den Regeln guter nachbarschaftlicher 
Beziehungen verankert ist, oder noch etwas anderes? Weder das Zusatzprotokoll noch die in der Folge 
angenommen Instrumente bieten eine zufrieden stellende Antwort auf diese Frage98. In den in der 
Folge angenommenen Texten wird im Allgemeinen auf das nationale Recht verwiesen, um die Art und 
die Tragweite der Verpflichtungen festzulegen99 (oftmals gilt das Recht des Landes, in dem das Organ 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit seinen Sitz hat, sofern eine derartige Rechtsform 
besteht)100, wodurch jedoch die Gleichstellung der Vertragspartner nicht mehr gewährt ist und die 
Mitglieder, deren nationales Recht aufgrund einer derartigen Bestimmung keine Anwendung mehr 
findet, nur schwer grundlegende rechtliche Verpflichtungen eingehen können. In der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 wird die Lösung gewählt, die zwar das geringste Maß an Unsicherheit nach sich zieht 
(und zwar das Recht des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, siehe Artikel 8 Absatz 2 
Buchstabe e, allerdings auch das geringste Maß an Gleichstellung bietet. Dies ist zu bedauern. In 
Bezug auf das auf die Durchführung anwendbare Recht werden in spätere Vereinbarungen 
innovativere Lösungen aufgenommen (so auch in Artikel 2 der EVTZ-Verordnung). Der Beitrag des 
Europarates zu dieser Frage beschränkt sich daher auf den Grundsatz des Verweises auf nationales 
Recht, wobei die Modalitäten für die praktische Realisierung dieses Verweises ausgeklammert bleibt. 
 
1.4 Die Möglichkeit der Schaffung eines gemeinsamen Rechtsinstruments 
 
Mit dem Zusatzprotokoll wurde ein weiterer wichtiger Fortschritt erreicht: in Beantwortung einer 
Forderung der Akteure vor Ort und zur "Anpassung" an eine seit langem gängige Praxis (insbesondere 
in Form von "Arbeitsgemeinschaften") wurde die Möglichkeit ins Auge gefasst wird, den 
Einrichtungen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit einen Rechtsstatus zu verleihen (siehe 
Artikel 3): "Eine von Gebietskörperschaften geschlossene Vereinbarung über grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit kann ein für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zuständiges Organ mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit einsetzen." Gegebenenfalls wird diese Rechtspersönlichkeit "nach dem 
Recht der Vertragspartei bestimmt, in der es seinen Sitz hat" (siehe Artikel 4). Alternativ kann eine 
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derartige Institution auch derart angesehen werden, dass sie "eine Einrichtung des öffentlichen Rechts ist 
und daß seine Maßnahmen für die Zwecke der Rechtsordnung jeder Vertragspartei dieselbe Rechtskraft 
und die gleichen rechtlichen Auswirkungen haben wie die von den Gebietskörperschaften, welche die 
Vereinbarung geschlossen haben, getroffenen Maßnahmen" (Artikel 5). Diese zweite Lösung scheint im 
Hinblick auf ihre möglichen rechtlichen Folgen nicht zweifelsfrei eindeutig; mehrere Staaten haben 
daher beschlossen, nur die Rechtsformen zuzulassen, die den Bestimmungen von Artikel 4 entsprechen - 
mit Ausnahme von Doppeleinrichtungen, die parallelen öffentlichen Rechtsordnungen unterliegen und 
somit einer in Artikel 5 vorgesehenen einzigen institutionellen Wirklichkeit entsprechen. Ein derartiger 
Beschluss ist übrigens ausdrücklich gemäß Artikel 8 des Zusatzprotokolls erlaubt. 
 
Dieser Grundsatz des gleichzeitigen Bestehens einer Einrichtung mit Rechtspersönlichkeit in zwei 
parallelen Rechtsordnungen wird in der Praxis jedoch offenbar kaum angenommen. In der Vielzahl 
der Fälle hat sich der Verweis auf eine einzige Rechtsordnung durchgesetzt, die nach dem Sitz des 
Organs der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit gewählt wurde. Der Europarat wagt hier zwar 
einen innovativen Schritt (dem BENELUX-Übereinkommen und dem Abkommen von Isselburg-
Anholt folgend), hat aber die Bestimmungen für den Verweis auf nationales Recht zu allgemein 
gehalten, um in der Praxis wirklich effizient zu sein. In einem System, das auf dem Verweis auf 
nationales Recht beruht, bedarf es einer detaillierten und spezifischen Berücksichtigung der 
Institutionen und Rechtsordnungen der betreffenden Länder; dies ist jedoch mit einem 
Rechtsinstrument, das in mehr als 40 europäischen Ländern Anwendung finden soll, nicht möglich. 
Die Inanspruchnahme dieses Zusatzprotokolls hat sich daher trotz der mit ihm erzielten 
unbestreitbaren Fortschritte, offensichtlich allgemein nicht durchgesetzt; die Staaten, die ihren 
Gebietskörperschaften einen Rechtsrahmen bieten wollten, in dem der Aufbau grenzüberschreitender 
Beziehungen mit öffentlichen Einrichtungen der Nachbarstaaten möglich ist, tendieren im Gegenteil 
vielmehr dazu, räumlich viel enger gefasste und inhaltlich genauere internationale Übereinkommen 
mit territorialer Anwendung auszuarbeiten, in den meisten Fällen bilaterale Übereinkommen (siehe 
nachstehend Abschnitt B). 
 
1.5 Die Ausweitung der Bestimmungen für die Zusammenarbeit über die 

nachbarschaftlichen Beziehungen hinaus 
 
Am 5. Mai 1998 wurde das Protokoll Nr. 2 zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften in Bezug auf die 
interterritoriale Zusammenarbeit zur Unterzeichnung für die Mitgliedstaaten des Europarates aufgelegt. 
Bislang sind 15 Mitgliedstaaten101 Vertragsparteien dieses Zusatzprotokolls, weitere sieben Staaten102 
haben es zwar unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert. Gemäß Artikel 2 des Rahmenübereinkommens 
von 1980 gilt "als grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Sinne dieses Übereinkommens [...] jede 
Abstimmung mit dem Ziel der Stärkung und Weiterentwicklung der nachbarschaftlichen Beziehungen 
zwischen den Gebietskörperschaften von zwei oder mehr Vertragsparteien sowie der Abschluß der 
dazu erforderlichen Vereinbarungen." Daher finden die im Rahmen des Europarates erarbeiteten 
Bestimmungen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit nur auf die nachbarschaftlichen 
Beziehungen Anwendung und nicht auf die Beziehungen zwischen Gebietskörperschaften, die nicht in 
einer solchen geografischen Nähe zueinander liegen. 
 



KAPITEL 2:  
BESTEHENDE RECHTLICHE LÖSUNGEN IN EUROPA 

41 

Die praktischen und politischen Aspekte einer Zusammenarbeit zwischen weit voneinander entfernt 
liegenden Gebietskörperschaften unterscheiden sich zweifelsohne deutlich von den Aspekten einer 
nachbarschaftlichen Zusammenarbeit, doch sind die juristischen Fragen und die für die Entwicklung 
und das Funktionieren einer derartigen Zusammenarbeit "außerhalb einer nachbarschaftlichen 
Beziehung" erforderlichen Bestimmungen die gleichen. Dieser Punkt wurde sowohl in einem Teil der 
Rechtsdoktrin als auch von Beobachtern hervorgehoben103. 
 
Außerdem hat sich in der Praxis gezeigt, dass sich in breitem Maße auch Beziehungen über den 
nachbarschaftlichen geografischen Rahmen hinaus entwickelt haben, möglicherweise als eine 
Ausdrucksform der Globalisierung104 . Daher war es wünschenswert, dass nach dem Vorbild der 
Rechtsvorschriften für die nachbarschaftliche Zusammenarbeit auch auf europäischer Ebene 
angenommene Rechtsvorschriften für die Regelung dieser Art der Zusammenarbeit zur Verfügung 
stehen. 
 
Der Inhalt dieses Protokolls Nr. 2 ließe sich in drei kurzen Artikeln zusammenfassen, und zwar 
Artikel 3: "Die Vertragsparteien dieses Protokolls wenden das Rahmenübereinkommen auf die 
interterritoriale Zusammenarbeit sinngemäß an." In Artikel 4 wird der gleiche Wortlaut für das 
Zusatzprotokoll angewendet, das - wie in dieser Studie bereits aufgezeigt - juristisch gesehen von 
weitaus größerer Bedeutung ist. In Artikel 1 wird die "interterritoriale Zusammenarbeit" außerdem 
äußerst weit gefasst definiert, und zwar als "jede Abstimmung mit dem Ziel, andere Beziehungen 
zwischen Gebietskörperschaften von zwei oder mehr Vertragsparteien herzustellen als die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit von benachbarten Gebietskörperschaften, […]." In diesem 
Artikel ist somit alles gesagt, auch wenn den Verfassern dieser Studie diese Begriffsbestimmung zu 
weit geht. Die letztliche Wahl des Begriffs "interterritorial" für diese Art der Zusammenarbeit, 
nachdem lange Zeit der Begriff "interregional" vorgeschlagen worden war, ist darauf zurückzuführen, 
dass die Verfechter dieses Dokuments verstanden, dass auch zahlreiche große Städte diese Art der 
Zusammenarbeit verfolgen; daher wurde ein weiter gefasster Begriff gewählt. Dies bringt allerdings 
Probleme mit sich, insbesondere bei einer derartigen Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften, 
die nicht territorialer Art sind wie die Französische Gemeinschaft Belgiens. Nach Meinung der 
Verfasser dieser Studie gibt der Begriff "grenzüberschreitende Zusammenarbeit" die Vielfalt der 
bestehenden Arten von Zusammenarbeit besser wieder und umfasst auch alle Arten dieser 
Zusammenarbeit. In Artikel 265 des EG-Vertrags in der Fassung nach den Änderungen durch den 
Vertrag von Amsterdam ist ebenfalls der Begriff "grenzüberschreitende Zusammenarbeit"105 verankert. 
 
1.6 Der Entwurf für ein Übereinkommen zur Einführung eines einheitlichen Gesetzes 
 
Die vom Europarat konsultierten Regierungs- und unabhängigen Experten waren jedoch der 
Auffassung, der Rechtsrahmen aus dem Rahmenübereinkommen und seinen beiden Zusatzprotokollen 
sei weiterhin unzureichend, da er insbesondere eine zu große Vielfalt an Einrichtungen der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit nach sich zog106. Insbesondere in Bezug auf den Rechtsstatus 
der Euregios waren die Sachverständigen des Europarates 2004 der Ansicht, dass mit dem 
Zusatzprotokoll zwar ein ausgeklügeltes System geschaffen wurde, das aber unvollständig sei. Es 
enthalte kaum eigene grundlegende Bestimmungen, wohingegen die nationalen Bestimmungen, auf 
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die verwiesen werde, je nach Rechtsordnung oft unterschiedlich seien. Außerdem sei dieses System 
sehr komplex. All diese Elemente würden die Nutzung der Bestimmungen des Protokolls 
erschweren107.  
 
Daher wurde in der Gruppe der Regierungssachverständigen ein Entwurf für ein Zusatzprotokoll 
erarbeitet, um den Mitgliedstaaten einen umfassenden Rahmen für die Bildung von Euregios unter 
einer neuen paneuropäischen Rechtsform als "Zusammenschluss für die euroregionale 
Zusammenarbeit" vorzuschlagen. In diesem Entwurf, mit dem das Zusatzprotokoll aus dem Jahr 1995 
ergänzt werden soll, beschränkt sich der Europarat darauf, den Euregios ein Statut zu verleihen, das 
auf einem Grundstock aus relativ detaillierten internationalen Bestimmungen beruht und um 
zusätzliche nationale Bestimmungen ergänzt wird, auf die in den internationalen Bestimmungen 
verwiesen wird108. Der Entwurf war nicht nur in Bezug auf seine Rechtsform109, sondern auch seinen 
Inhalt ehrgeizig, sollte doch eine Einrichtung für die Zusammenarbeit geschaffen werden, die ganz 
allgemein für die Förderung, Unterstützung und Entwicklung nachbarschaftlicher Beziehungen 
zwischen seinen Mitgliedern zum Vorteil der Bevölkerung zuständig ist110. Dieser Entwurf war sogar 
derart ehrgeizig, dass seine Rechtsnatur geändert wurde. Die Idee eines Zusatzprotokolls zu dem 
Rahmenübereinkommen und zu dessen erstem Zusatzprotokoll111 wurde Anfang 2006 zugunsten eines 
Entwurfs für ein neues Übereinkommen112 verworfen. Bedauerlicherweise findet dieser Entwurf in 
seiner derzeitigen Fassung nur wenig Zuspruch bei den Mitgliedstaaten; die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten, die sich zu diesem Entwurf geäußert haben, würde die Annahme einer 
unverbindlichen Erklärung anstelle eines internationalen Rechtsaktes bevorzugen113. Daher scheint die 
baldige Annahme eines derartigen Rechtsinstruments wenig wahrscheinlich. 
 
An dieser Stelle sei auch betont, dass der von den Sachverständigen des Europarates gewählte Ansatz 
sich in mehreren Punkten von dem in der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ 
festgehaltenen Lösungen unterscheidet. So wurde die Einführung eines einheitlichen Rechts angestrebt, 
wobei den nationalen Bestimmungen, die aufgrund der unterschiedlichen Traditionen und staatlichen 
Strukturen von Land zu Land verschieden sind, nur wenig Platz eingeräumt wurde. Folglich wurde ein 
detaillierter und komplexer internationaler Rechtstext erarbeitet, und zwar zuerst das Protokoll Nr. 3 
aus dem Jahr 2004 mit 76 Artikeln und anschließend der Vorentwurf für ein Übereinkommen aus dem 
Jahr 2006 mit 68 Artikeln. Damit besteht ein großer Unterschied zur EVTZ-Verordnung, die nur 
16 Artikel und sehr wenige materiellrechtliche Bestimmungen enthält. In diesem Zusammenhang ist 
es durchaus interessant, dass die Gemeinschaftsinstitutionen, die mittels einer 
Gemeinschaftsverordnung über die Befugnis verfügen, unmittelbar geltende Rechtsvorschriften mit 
einheitlicher Wirkung auf dem gesamten Hoheitsgebiet der Gemeinschaft anzunehmen114, großteils 
von dieser Befugnis nicht Gebrauch gemacht haben, weshalb die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 nur 
einige wenige materiellrechtliche Bestimmungen beinhaltet. Der Ausschuss der Sachverständigen des 
Europarates hingegen, der nur über in struktureller Hinsicht ungeeignete Instrument verfügt, um ein 
Gesetz mit einheitlicher Wirkung hervorzubringen (denn die internationalen Übereinkommen werden 
nicht unbedingt von allen Staaten ratifiziert und ziehen nicht unbedingt die gleichen rechtlichen 
Folgen in jeder nationalen Rechtsordnung nach sich), verfolgte jedoch genau dieses Ziel. Allerdings 
fehlt es bislang an jedwedem konkreten Ergebnis. Folglich unterstreicht das Scheitern der ehrenwerten 
Ambitionen der Verfasser dieser Entwürfe für Rechtsinstrumente im Rahmen des Europarates deutlich 
den - wenn man von der möglichen Enttäuschung in Bezug auf den oftmals ungenügenden Inhalt der 



KAPITEL 2:  
BESTEHENDE RECHTLICHE LÖSUNGEN IN EUROPA 

43 

EVTZ-Verordnung absieht - klug gewählten Ansatz in den Vorschlägen der Kommission, der in einer 
recht ordentlichen Frist von nur zwei Jahren die Annahme einer unmittelbar geltenden Verordnung 
ermöglicht hat. 
 
In Bezug auf die Grundsätze ist der Beitrag des Europarates von wesentlicher Bedeutung, in Bezug auf 
die Annahme wirksamer und anwendbarer Bestimmungen hingegen ist er weitaus weniger greifbar. 
Der Europarat hat zwar zweifellos eine Pionierrolle bei der Erarbeitung von Rechtsvorschriften für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit in Europa übernommen, doch waren die Auswirkungen der 
von ihm erarbeiteten Rechtsvorschriften in Bezug auf konkrete Ergebnisse begrenzt. Hierfür gibt es 
drei Hauptgründe. Trotz ihrer sehr bescheidenen effektiven Ergebnisse können diese 
Rechtsvorschriften jedoch einen gewissen Einfluss auf den Inhalt anderer Übereinkommen und 
internationaler Vorgehensweisen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit ausüben. 
 
Der erste Grund ist, dass nicht alle EU-Mitgliedstaaten an die vom Europarat angenommenen 
Rechtsvorschriften gebunden sind. So sind Estland, Griechenland und Zypern selbst nicht durch das 
Rahmenübereinkommen aus dem Jahr 1980 gebunden. In allen drei Fällen liegen die politischen 
Gründe klar auf der Hand, die diese Länder dazu veranlasst haben, von der Förderung einer 
nachbarschaftlichen Zusammenarbeit ihrer Gebietskörperschaften mit Partnern entlang umstrittener 
Grenzen abzusehen. Das Zusatzprotokoll wurde neben diesen drei Ländern, die gar nicht erst 
Vertragspartner dieses Protokolls werden können, ferner nicht von Belgien, Dänemark, Finnland, 
Irland, Italien, Malta, Polen, Portugal, Spanien, der Tschechischen Republik, Rumänien, Ungarn und 
dem Vereinigten Königreich ratifiziert. Dies bedeutet, dass 16 der 27 EU-Mitgliedstaaten an keine 
grundlegende Bestimmung für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit gebunden sind (wobei das 
Rahmenübereinkommen überhaupt keine verbindlichen Rechtsvorschriften enthält). Allein schon 
unter diesem Gesichtspunkt ist die Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ein herausragender 
Fortschritt. Und viel mehr noch unter dem Gesichtspunkt der interterritorialen Zusammenarbeit, sind 
doch mit Belgien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, Lettland, Malta, Polen, 
Portugal, (Rumänien), Spanien, der Tschechischen Republik, Ungarn und dem Vereinigten Königreich 
16 von 27 EU-Mitgliedstaaten (bzw. 15 von 25) an keinerlei europäische Rechtsvorschriften gebunden. 
Dieser "Besitzstand des Europarates" umfasst eher Grundsätze denn geltendes Recht; somit wird für 
eine Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten mit dem Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über 
den EVTZ ein erster multilateraler Rechtsrahmen für die territoriale Zusammenarbeit geschaffen. 
 
Der zweite Grund ist, dass die rechtlichen Folgen der Bestimmungen des Rahmenübereinkommens 
und seiner Zusatzprotokolle für Rechtspersönlichkeiten einer internen Rechtsordnung (in diesem Falle 
der Gebietskörperschaften und gegebenenfalls von Einzelpersonen) wie bei jedem internationalem 
Rechtsakt von dieser internen Rechtsordnung über die darin festgelegten Anwendungsorgane (in erster 
Linie Exekutive und Judikative) bestimmt wird. Dies ist ein grundlegender Unterschied zum 
Gemeinschaftsrecht, das seit dem berühmten Urteil des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften aus dem Jahr 1963 unmittelbar und einheitlich auf alle Vertragsparteien der 
Gemeinschaftsverträge Anwendung findet. 
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Mit Rechtsvorschriften für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit (die notwendigerweise auch 
rechtliche Beziehungen, in Situationen mit Anknüpfungspunkten in mehreren - nationalen - 
Rechtsordnungen betreffen, die wiederum mit großer Wahrscheinlichkeit Rechtswirkungen in 
mehreren Rechtsordnungen entfalten) sollte das legitime Ziel verfolgt werden, ein einheitliches Recht 
für derartige Beziehungen zu schaffen, ungeachtet des Hoheitsgebiets bzw. der Rechtsordnung, auf 
dem bzw. in der diese Auswirkungen nach sich ziehen. Die Wirklichkeit ist jedoch gänzlich anders 
geartet und die Einbindung der Bestimmungen des Rahmenübereinkommens samt seiner 
Zusatzprotokolle in die nationalen Rechtsordnungen ist weit von einheitlichen Lösungen entfernt. So 
werden die Bestimmungen des Zusatzprotokolls, in denen auf "das Recht der Vertragspartei" 
verwiesen wird, in den einzelnen Staaten unterschiedlich ausgelegt: einige sind der Ansicht, dass ein 
derartiger Verweis nur für Gesetze gilt, die besonders für die Behandlung der grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit erlassen wurden, andere vertreten die Auffassung, dass mit einem derartigen Verweis 
die Nutzung jedweden nationalen Rechtsaktes erlaubt wird, sofern er im Gesetzgebungsverfahren 
erlassen wurde. 
 
Daher kann mit dem Recht des Europarates kein Korpus einheitlicher Bestimmungen für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit in ganz Europa geschaffen werden, was wiederum das 
konkrete Interesse der Staaten und der Gebietskörperschaften an einem derartigen Korpus einschränkt.  
 
Der dritte Grund ist, dass mit dem im Europarat entwickelten Rechtsrahmen für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit keine Bestimmungen vorgeschlagen werden können, die 
einheitliche Rechtswirkungen in allen nationalen Rechtsordnungen entfalten; daher werden nur 
Bestimmungen für die Anknüpfung dieses Rechts an die eine oder andere nationale Rechtsordnung 
bzw. für seine Einbindung in eine Rechtsordnung vorgeschlagen. Somit umfasst der Rechtsrahmen für 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit des Europarates auch kaum grundlegende eigene 
Bestimmungen; selbst die Anerkennung eines Rechts auf grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
erfolgt über den Verweis auf die Zuständigkeiten der Gebietskörperschaften, die in nationalem Recht 
festgelegt sind. 
 
Eine derartige "Rechtsstrategie" ist selbstverständlich möglich und kann effiziente Ergebnisse 
erbringen. Der Verweis auf nationale Rechtsordnungen betrifft jedoch in der Praxis sehr präzise 
Bestimmungen, die in den einzelnen Rechtsordnungen in Bezug auf Inhalt oder auch Natur 
unterschiedlich sind. Um einerseits den Staaten zu versichern, dass diese internationalen Texte den 
Gebietskörperschaften nicht Tür und Tor zu dem glatten Parkett der internationalen Beziehungen 
öffnen, und andererseits den Gebietskörperschaften, die eine derartige Zusammenarbeit entwickeln 
möchten, eine größtmögliche Rechtssicherheit zu bieten, ist es somit wünschenswert, die Verweise auf 
nationales Recht so präzise wie möglich zu halten. 
 
Aufgrund der Vielfalt der institutionellen Systeme und Rechtsordnungen der 45 Mitgliedstaaten des 
Europarates ist allerdings die Erstellung präziser Verweise auf ganz bestimmte Vorschriften oder 
Einrichtungen in jeder einzelnen nationalen Rechtsordnung mittels eines einheitlichen europäischen 
Rechtsinstruments unmöglich. Daher haben zahlreiche Staaten parallel zur Erarbeitung von 
Bestimmungen auf europäischer Ebene im Rahmen des Europarates bilaterale Übereinkommen (oder 
begrenzte multilaterale Übereinkommen wie das Karlsruher Übereinkommen aus dem Jahr 1996 



KAPITEL 2:  
BESTEHENDE RECHTLICHE LÖSUNGEN IN EUROPA 

45 

zwischen vier Staaten115) geschlossen, in denen auf die Besonderheiten jeder einzelnen betreffenden 
Rechtsordnung gezielt zugeschnittene Verweise möglich sind. 
 
Dieses relativ strenge Urteil in Bezug auf den Beitrag des Europarates zur Entwicklung eines Rechts 
für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit soll jedoch nicht die bedeutende Rolle schmälern, die 
diese Organisation gespielt hat und in Zukunft auch noch spielen kann 116 . Trotz ihrer sehr 
bescheidenen effektiven Ergebnisse können diese in einem multilateralen europäischen Rahmen 
entwickelten Rechtsvorschriften jedoch starken Einfluss auf den Inhalt anderer Übereinkommen und 
internationaler Vorgehensweisen einschl. der EVTZ-Verordnung ausüben (wie nachstehend aufgezeigt 
wird). Man kann jedoch den Vorwurf erheben, dass dieses Recht des Europarates nicht so formuliert 
wurde, dass es einfach und unmittelbar anwendbar wäre. Auf politischer und konzeptueller Ebene ist 
jedoch unbestritten, dass das gemeinsame Bestreben der europäischen Länder im Europarat die 
Anerkennung (1980) und die Verwirklichung (1995) eines europäischen Rechts auf 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit ermöglicht hat.  
 
2. Das Gemeinschaftsrecht 
 
Das Gemeinschaftsrecht bietet im Gegensatz zum internationalen Recht viel präzisere und effizientere 
Verfahren für die Annahme von Rechtsakten als das klassische internationale Recht, auch wenn es in 
einem institutionellen Rahmen wie dem Europarat gesetzt wurde 117 . Im Gegenzug verlangt das 
Gemeinschaftsrecht jedoch, dass die zuständigen Akteure, insbesondere die Kommission, die über das 
Initiativrecht118 verfügt, auf der Grundlage einer Zuständigkeit tätig werden, die der Gemeinschaft im 
Vertrag übertragen wurde 119 . In dem Vertrag ist jedoch keine Grundlage für die besondere 
Zuständigkeit für die territoriale oder grenzüberschreitende Zusammenarbeit120 verankert, weshalb 
bislang kein spezifischer Rechtsrahmen in der EU entwickelt worden war. 
 
Im Vertrag von Rom war sehr wohl eine besondere Klausel enthalten, gemäß der mit der Zustimmung 
aller Mitgliedstaaten die geeigneten Vorschriften erlassen werden können, sofern "ein Tätigwerden der 
Gemeinschaft erforderlich [erscheint], um im Rahmen des gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu 
verwirklichen, und in diesem Vertrag die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen [sind]"121. 
Aber diese Klausel hebt nur auf die Verwirklichung eines Ziels der Gemeinschaft im Rahmen des 
Binnenmarktes ab. In der Rechtsdoktrin und in der Rechtsprechung 122  (sowie ausdrücklich in 
Artikel I-5 des Entwurfs des Verfassungsvertrags) wird jedoch anerkannt, dass die Modalitäten, die 
auf einzelstaatlicher und nachgeordneter Ebene zur Erreichung dieser Ziele der Gemeinschaft 
festgelegt werden, die Umsetzung von Gemeinschaftsvorschriften und die Verwirklichung der 
europäischen Integration sich keinesfalls auf die Verwaltungsmodalitäten der Mitgliedstaaten 
auswirken dürfen. Daher kommt Artikel 235 EG-Vertrag in einem derartigen Fall nicht zur 
Anwendung. 
 
Mit der Änderung des EG-Vertrags durch den Vertrag von Amsterdam wird allerdings das Konzept 
der "grenzüberschreitenden Zusammenarbeit" 123  in den Vertrag aufgenommen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass "der Ausschuss der Regionen vom Rat oder von der Kommission in den in diesem 
Vertrag vorgesehenen Fällen und in allen anderen Fällen gehört [wird], in denen eines dieser beiden 
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Organe dies für zweckmäßig erachtet, insbesondere in Fällen, welche die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit betreffen."124  Dieser Passus ist durchaus interessant, ist doch die Anhörung des 
Ausschusses der Regionen in einer Frage vorgesehen, die offenbar nicht in die Zuständigkeit der 
Gemeinschaft fällt. In dieser Studie wird jedoch aufgezeigt, dass sich die Gemeinschaftspolitik schon 
lange vor den Änderungen durch den Vertrag von Amsterdam mit dieser Frage beschäftigt. 
 
2.1 Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Rahmen des wirtschaftlichen und 

sozialen Zusammenhalts: die Auflagen aus den Verordnungen über die 
Finanzierungsinstrumente 

 
Der Zusammenhalt und die damit verbundene wichtige Kohäsionspolitik wurden in zwei Schritten auf 
den Weg gebracht. Zunächst wurde 1975 der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
eingerichtet; anschließend wurde über die Einheitlich Europäische Akte im Jahr 1987 ein neuer Titel 
in den EG-Vertrag aufgenommen, und zwar "Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt" 
(Artikel 158 bis 162 EGV, Ex-Artikel 130 a bis e). 
 
Bereits 1975 wurde in Artikel 5 der EFRE-Verordnung festgelegt, dass die Kommission zur 
Bestimmung der Bedingungen für die Vergabe der Fondsmittel insbesondere "die 
grenzüberschreitende Wirkung der Investition, das heißt, wenn diese in einem Gebiet erfolgt, das an 
einen oder mehrere Mitgliedstaaten angrenzt"125 berücksichtigen muss. Die Kommission hielt sich 
durchaus an dieses Kriterium; mit der Änderung des EG-Vertrags durch die Einheitliche Europäische 
Akte wurde ihr ferner die Aufgabe übertragen, die Nutzung der Strukturfonds zu koordinieren und zu 
rationalisieren, eine Aufgabe, der sie 1990 mit der Gemeinschaftsinitiative INTERREG nachkommt, 
die bis 2006 aufgelegt wurde. Im Rahmen von INTERREG legt die Kommission drei Arten 
vorrangiger Maßnahmen fest, und zwar: 
 
− "gemeinsame Planung und Durchführung von grenzübergreifenden Programmen; 
− Maßnahmen zur Verbesserung des grenzübergreifenden und grenznahen interregionalen 

Informationsflusses […]; 
− die Schaffung gemeinsamer institutioneller und administrativer Strukturen, um die 

Zusammenarbeit zu stützen und zu fördern." 126  Trotz fehlender Rechtsgrundlage für die 
Erarbeitung normativer Instrumente ermutigt die Kommission somit die Akteure dieser 
Zusammenarbeit an den Grenzen auf nationaler und nachgeordneter Ebene zum Aufbau 
gemeinsamer Strukturen für die Zusammenarbeit. Da die Gemeinschaft jedoch nicht über die 
rechtliche Möglichkeit verfügt, einen gemeinschaftlichen Rechtsrahmen hierfür vorzuschlagen, 
muss sie sich damit begnügen, Anreize zu schaffen. Das bedeutet, dass sehr wohl 
"Gemeinschaftsvorschriften" für die Zusammenarbeit (die zum damaligen Zeitpunkt 
ausschließlich grenzüberschreitend, sprich nachbarschaftlich war) bestehen. Erst mit 
INTERREG II (1994-1999) wurden zwei neue Ausrichtungen - B (transnationale Zusammenarbeit) 
und C (interregionale Zusammenarbeit) - in die Gemeinschaftsinitiative aufgenommen, die 
nunmehr allesamt in den Bereich der territorialen Zusammenarbeit fallen. 
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In der Gemeinschaftsinitiative INTERREG II wurde noch deutlicher auf den Aufbau gemeinsamer 
institutioneller Strukturen hingewiesen: "Die Kommission, die im Rahmen dieser Initiative eine 
Gemeinschaftsunterstützung für Grenzgebiete vorsieht, wird den Vorschlägen Vorrang einräumen, die 
in Zusammenarbeit mit den regionalen und lokalen Gebietskörperschaften in Grenzgebieten entwickelt 
wurden, und in internen Grenzgebieten die Vorschläge vorrangig behandeln, die die Schaffung oder 
den Ausbau gemeinsamer institutioneller oder administrativer Strukturen umfassen, mit denen sich die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Stellen, privaten Organisationen und 
freien Wohlfahrtsverbänden vertiefen und erweitern lässt. Soweit möglich sollten diese gemeinsamen 
institutionellen oder administrativen Strukturen befugt sein, die gemeinsam ausgearbeiteten Vorhaben 
durchzuführen."127 Die Genauigkeit, mit der die Kommission ihre Erwartungen in dieser Mitteilung 
formuliert hat, entspricht dem Ziel, das mit dem EVTZ erreicht werden soll. 
 
Allerdings ist der Ansatz, ausgehend von der Idee, dass an anderer Stelle als im Gemeinschaftsrecht 
Bestimmungen für die Einrichtung gemeinsamer grenzüberschreitender Institutionen verankert sind 
(insbesondere die Bestimmungen des Europarates), lediglich Anreize zu schaffen, ungenügend. Die 
rechtlichen Schwierigkeiten sind derart, dass sie fast die Schaffung einer grenzüberschreitenden 
Einrichtung unmöglich machen, der die Durchführung grenzüberschreitender Vorhaben übertragen 
werden könnte, und die sowohl in Bezug auf ihr Bestehen als auch auf die auf ihr Handeln 
anwendbaren Rechtsvorschriften rechtlich klar definiert wäre. Daher ist die Kommission zwar nicht 
gezwungen, das Ziel der Zusammenarbeit entlang der Binnen- und Außengrenzen aufzugeben, doch 
ist sie einer ständigen Kritik, vor allem seitens des Rechnungshofs 128 , an der Festlegung der 
vorrangigen Ziele der Gemeinschaftsinitiative INTERREG ausgesetzt. Die Idee einer "funktionellen 
Spezialisierung" zwischen dem Europarat, der einen normativen Rahmen für die Gründung und die 
Funktionsweise grenzüberschreitender institutioneller Zusammenschlüsse ausarbeiten sollte, und der 
Europäischen Kommission, die Anreize für die Entwicklung grenzüberschreitender (sowie in weiterer 
Folge transnationaler und interregionaler) Tätigkeiten schaffen sollte, hat sich als unrealistisch 
erwiesen. 
 
2.2 Der Rückgriff auf ein zu einem ganz anderen Zweck geschaffenes gemeinschaftliches 

Rechtsinstrument: die Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV) 
 
Angesichts der Auswirkungen der Errichtung des Binnenmarktes auf die organisatorischen 
Anforderungen der Wirtschaftsakteure, um insbesondere die mit diesem großen Markt verbundenen 
Chancen zu nutzen und seine Auflagen zu erfüllen, schlug die Kommission die Schaffung einer 
Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV)129 im Gemeinschaftsrecht vor. Dieser 
Vorschlag beruhte auf der Feststellung, dass es sich "für die Verwirklichung eines solchen 
einheitlichen Marktes und die Stärkung seiner Einheit [insbesondere] empfiehlt [...], daß für natürliche 
Personen, Gesellschaften und andere juristische Einheiten ein rechtlicher Rahmen geschaffen wird, 
welcher die Anpassung ihrer Tätigkeit an die wirtschaftlichen Gegebenheiten der Gemeinschaft 
erleichtert. Hierzu ist es erforderlich, daß diese Personen, Gesellschaften und anderen juristischen 
Einheiten über die Grenzen hinweg zusammenarbeiten können."130 
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Das Ziel einer derartigen Vereinigung scheint zwar für die Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften beiderseits von Staatsgrenzen geeignet zu sein (die lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften verfügen zumeist über Rechtspersönlichkeit und können daher davon betroffen 
sein), doch besteht ihr Zweck allein darin, "die wirtschaftliche Tätigkeit ihrer Mitglieder zu erleichtern 
oder zu entwickeln, um es ihnen zu ermöglichen, ihre eigenen Ergebnisse zu steigern." Die 
Gebietskörperschaften verfolgen in ihrer grenzüberschreitenden, transnationalen oder interregionalen 
Zusammenarbeit im Allgemeinen hingegen kein direktes wirtschaftliches Ziel (zu ihren eigenen 
Gunsten131), auch wenn das übergeordnete Ziel des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts 
namentlich die Wirtschaftsentwicklung ist.  
 
Da die Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung ihrem Wesen nach in erster Linie auf die 
wirtschaftliche Tätigkeit und eine Hilfstätigkeit 132  ausgerichtet ist, ist sie kaum für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit geeignet, auch wenn einige positive Erfahrungen mit diesem 
Instrument erzielt werden konnten, beispielsweise die EWIV La Thuile-La Rosière "Sud Mont-Blanc" 
(Verwaltung des Skigebiets); die EWIV "Agence transfrontalière de l’Eurocité basque Bayonne-San 
Sebastian"; die EWIV "Euroregion", der die Region Brüssel-Hauptstadt, die Flämische Region, die 
Grafschaft Kent, die Wallonische Region und die Region Nord-Pas de Calais angehören, sowie die 
EWIV TRIURBIR (Triángulo Urbano Ibérico Rayano / Triângulo Urbano Ibérico-Raiano), eine 
Interessenvereinigung zwischen Castelo Branco (Portugal), Caceres und Plasencia (Spanien).  
 
Im Gegensatz zum EVTZ ist für eine EWIV zudem die Zuerkennung einer rechtlichen Fähigkeit 
erforderlich; dies bedeutet jedoch nicht unbedingt, dass sie auch eine eigene Rechtspersönlichkeit 
haben muss 133 . Im Bereich der Zusammenarbeit, insbesondere der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, ist eine der Schwierigkeiten genau darauf zurückzuführen, dass es an einer klaren 
Bestimmung über die Rechtspersönlichkeit der gemeinsamen Einrichtung für die Zusammenarbeit 
fehlt. Aus diesen zwei Gründen ist die Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung keine 
geeignete Struktur, um den Anforderungen der grenzüberschreitenden, transnationalen oder 
interregionalen Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften auf der nachgeordneten Ebene zu 
genügen; dies wurde übrigens von den europäischen Institutionen in den Erwägungsgründen der 
EVTZ-Verordnung ausdrücklich anerkannt: "Die vorhandenen Instrumente, wie die Europäische 
Wirtschaftliche Interessenvereinigung, haben sich als wenig geeignet erwiesen, um eine strukturierte 
Zusammenarbeit der Strukturfondsprogramme im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative INTERREG in 
der Programmplanungsperiode 2000-2006 zu gestalten."134 
 
Daher kann abschließend angemerkt werden, dass die EWIV zwar in einigen bestimmten Fällen als 
Rechtsform Träger einer besonderen Art der Zusammenarbeit sein konnte, aber letztlich ist sie 
vielmehr ein Denkanstoß für eine flexible Einrichtung für die transnationale Zusammenarbeit als ein 
echtes Rechtsinstrument für die Zusammenarbeit zwischen den Gebietskörperschaften verschiedener 
Staaten. 
 
Ganz allgemein ist festzuhalten, dass das Gemeinschaftsrecht zwar die Entwicklung einer territorialen 
Zusammenarbeit (über die Bedingungen für die Vergabe von Finanzmitteln) fördert und bestimme 
Instrumente bietet, die unter gewissen Bedingungen der Erleichterung der transnationalen 
Zusammenarbeit dienen (wie die EWIV), dass es jedoch bis zur Annahme der EVTZ-Verordnung 
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keinen sachdienlichen und effizienten Rechtsrahmen für die Entwicklung einer Zusammenarbeit mit 
angemessener Rechtssicherheit bot. 
 
B. AUF BILATERALER (ODER MULTILATERALER) EBENE 
 
Im Gegensatz zu Rechtsvorschriften, die auf europäischer Ebene bestehen bzw. bestehen könnten und 
gegebenenfalls als solche für die Durchführung von Kooperationsmaßnahmen innerhalb der EU 
herangezogen werden könnten, liegt klar auf der Hand, dass die in bi- oder multilateralen 
Übereinkommen enthaltenen konkreten Lösungen nicht direkt auf europäischer Ebene Anwendung 
finden können - es sei denn im Hinblick auf eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit in dem von 
dem jeweiligen Übereinkommen erfassten geografischen Raum. Einige dieser Übereinkommen haben 
jedoch die Konzipierung interessanter rechtlicher Lösungen ermöglicht, entweder als Alternative zum 
EVTZ oder als Erklärungsmodell für die Funktionsweise einer grenzüberschreitenden Einrichtung in 
Form eines EVTZ. Aufgrund dieser rechtlichen Lösungen, die sie ermöglicht haben und die als Modell 
angesehen werden, befasst sich diese Studie auch mit den im Rahmen einer bilateralen 
Zusammenarbeit gefundenen Lösungen. 
 
Aus historischer Sicht wie auch aus inhaltlichen Gründen bzw. Gründen der rechtlichen Logik dieser 
Übereinkommen ist es notwendig, eine Unterscheidung zu treffen zwischen nachbarschaftlichen 
Übereinkommen, mit denen die Ad-hoc-Lösung von Problemen in Zusammenhang mit einer 
bestimmten Grenze zwischen Staaten angestrebt wird, und in denen Modalitäten für die Assoziierung 
der öffentlichen Akteure in einer Logik vorgesehen sind, die der eines EVTZ entspricht (1), und 
Übereinkommen, die zwischen Staaten mit dem Ziel abgeschlossen wurden, einen Rechtsrahmen für 
Maßnahmen der Zusammenarbeit öffentlicher Akteure auf nachgeordneter Ebene zu schaffen (2). Da 
es insbesondere weniger Schwierigkeiten gibt, eine gemeinsame Lösung für ein Problem zu finden, 
wenn die Zahl der Akteure auf zwei oder einige wenige beschränkt ist, sind die in beiden Fällen 
gewählten Lösungen zweckdienlicher und innovativer als die auf europäischer Ebene entwickelten 
Ansätze. 
 
1. Ad-hoc-Lösungen 
 
Es gibt zahlreiche Übereinkommen zwischen Nachbarstaaten - einige dieser Übereinkommen zielen 
ausdrücklich auf die Entwicklung einer Zusammenarbeit in den Grenzregionen ab. Allerdings soll mit 
diesen Übereinkommen nicht wie mit der EVTZ-Verordnung ein Rechtsrahmen geschaffen werden, 
innerhalb dessen die Akteure je nach Bedarf bestimmte Kooperationsmaßnahmen entwickeln können; 
sie heben vielmehr darauf ab, ganz bestimmte Situationen mittels eigens für die jeweilige 
(insbesondere institutionelle) Situation geschaffener Mechanismen und klar festgelegter Ziele zu 
regeln. Sie sind daher für die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 kaum von Interesse. Außerdem 
betreffen sie nur die nachbarschaftlichen Beziehungen und nicht die transnationale oder interregionale 
Zusammenarbeit. Ferner reihen sie sich auch in eine andere Logik ein als die, die der EVTZ-
Verordnung zu Grunde liegt. Im Hinblick auf die Gründung von EVTZ, insbesondere heterogener 
EVTZ135, in denen Staaten und Gebietskörperschaften zusammenarbeiten, ist ihre Analyse jedoch 
durchaus von Interesse. 
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In dieser Studie wurde bereits aufgezeigt136, dass die rechtlichen Anforderungen an die Schaffung 
eines Rechtsrahmens für künftige Maßnahmen eine Unterscheidung und klare Trennung zwischen 
Staaten einerseits und Gebietskörperschaften andererseits erfordert, so ist diese Unterscheidung für ad 
hoc abgeschlossene Nachbarschaftsübereinkommen nicht von Nöten. Dies wird auch in der 
nachstehenden Ziffer 2 erneut erläutert. (Souveräne) Mitgliedstaaten, die die Modalitäten für eine 
besondere Zusammenarbeit beschließen, an deren Verwirklichung sie sich beteiligen, können nämlich 
auch beschließen, ihre Gebietskörperschaften in die Kooperationsmechanismen einzubinden - was sie 
auch sehr oft tun. Zu den Kooperationsmechanismen in zahlreichen derartigen Übereinkommen zählen 
Ausschüsse oder bilaterale Gremien, denen neben den Regierungsvertretern oftmals auch Akteure der 
lokalen und regionalen Ebene angehören. Derartige gemischte Ausschüsse wurden Ende der 60er 
Jahre bzw. Anfang der 70er Jahre an den Grenzen Westeuropas eingerichtet (ein Großteil dieser 
Ausschüsse besteht bis heute). So wurden mittels Übereinkommen folgende Gremien eingerichtet:  
 
− eine Deutsch-Niederländische Raumordnungskommission (1967); 
− ein zwischenstaatlicher Ausschuss für die Zusammenarbeit in den Grenzregionen zwischen 

Frankreich, der Bundesrepublik Deutschland und Luxemburg (1969); 
− ein Ausschuss für die Raumordnung in den Grenzregionen zwischen Frankreich und Belgien 

(1970); 
− im Rahmen des BENELUX-Abkommens ein Unterausschuss für regionale Zusammenarbeit 

zwischen Belgien und Luxemburg (1971); 
−  ein Ausschuss für die Zusammenarbeit im Bereich der Raumordnung zwischen Frankreich und 

der Bundesrepublik Deutschland (1971); 
−  ein bilateraler Ausschuss für die Zusammenarbeit im Bereich der Raumordnung zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und der Schweiz (1973); 
−  ein Ausschuss für die Raumordnung in den Grenzregionen zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und Österreich (1973); 
− ein Ausschuss für nachbarschaftliche Probleme zwischen dem Kanton Genf und den französischen 

Departements Ain und Haute-Savoie (1973); das Übereinkommen wurde jedoch zwischen 
Frankreich und der Schweiz und nicht zwischen den beteiligten nachgeordneten 
Gebietskörperschaften abgeschlossen; 

− ein internationaler Ausschuss für die Untersuchung von Problemlösungen für nachbarschaftliche 
Probleme in den Grenzregionen zwischen der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und der 
Schweiz (1975); 

− ein Grenzausschuss zwischen Frankreich und Italien (1981). 
 
Diese Arten der Zusammenarbeit wurden schrittweise aufgegeben - mit großer Wahrscheinlichkeit 
aufgrund der im Europarat unternommenen und anschließend auf bilateraler Ebene fortgeführten 
Bemühungen zur Schaffung eines Rechtsrahmens, der die Entwicklung einer Zusammenarbeit auf 
Initiative der Gebietskörperschaften ermöglicht. Allerdings wurde ab 1993 für die Beziehungen 
zwischen den mittel- und osteuropäischen Ländern diese Vorgehensweise neu belebt; zahlreiche 
grenzüberschreitende Vorhaben sind das Ergebnis ursprünglich auf zwischenstaatlicher Ebene 
geschlossener Übereinkommen. Auch wenn ihre Bezeichnung irreführend sein kann, so ist die Euregio 
Karpaten das Ergebnis eines vom ungarischen, polnischen, slowakischen und ukrainischen 
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Außenminister unterzeichneten Übereinkommens aus dem Jahr 1993 und in ihre Tätigkeit sind auch 
lokale Akteure eingebunden. So wurde auch der Stabilitätspakt für Südosteuropa von Vertretern von 
Staaten in Köln geschlossen, doch sind auch die lokalen und regionalen Akteure an der Durchsetzung 
der Kooperationsmaßnahmen beteiligt. 
 
Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit war in eine Logik der Subsidiarität eingetreten, in der die 
Akteure auf nationaler Ebene den Rechtsrahmen in Form von bilateralen Rahmenübereinkommen 
(siehe nachstehend) festlegen und die Akteure auf nachgeordneter Ebene diese Übereinkommen in 
konkrete Vorhaben ummünzen. Die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ist daher eine Art Revolution, 
werden doch die Staaten wieder als Akteure der territorialen Zusammenarbeit anerkannt und nicht 
mehr nur in die Rolle der Organisatoren des Rechtsrahmens gezwängt137. Der Logik einer Verwaltung 
gemäß den Grundsätzen des Regierens auf mehreren Ebenen für die Beziehungen zwischen den 
europäischen Mitgliedstaaten und ihren Gebietskörperschaften folgend wird ihnen wieder eine Rolle 
als aktiver Mitgestalter zuerkannt138. Diese Grundsätze dienen ab 2001 auch als Grundlage für den von 
der Europäischen Kommission empfohlenen Ansatz des "Europäischen Regierens"139; mit der EVTZ-
Verordnung werden die Grundsätze lediglich in den besonderen Rahmen der territorialen 
Zusammenarbeit aufgenommen. 
 
Die einzelnen, im Rahmen dieser bilateralen Zusammenarbeit eingerichteten Ad-hoc-Mechanismen 
können daher interessante Studienobjekte für die Konzipierung konkreter Lösungen zur Einrichtung 
heterogener EVTZ sein. 
 
2. Die Rahmenübereinkommen 
 
Seit Ende der 80er Jahre hat sich die grenzüberschreitende Zusammenarbeit insbesondere im Rahmen 
einer klaren Arbeitsteilung zwischen den Staaten, die die Rechtsrahmen für eine Zusammenarbeit 
zwischen nachgeordneten Körperschaften vorgeben, die unterschiedlichen Staaten angehören, und den 
lokalen und regionalen Akteuren, die im Rahmen ihrer eigenen Zuständigkeiten und zur Erfüllung der 
Bedürfnisse ihrer Bürgerinnen und Bürger konkrete Kooperationsvorhaben konzipieren und 
durchführen, entwickelt. Dieser Ansatz wurde auch im "Madrider Rahmenübereinkommen" von 1980 
verfolgt, in dessen Anhang unterschieden wird zwischen den Übereinkommen, die zwischen Staaten 
geschlossen werden, und denjenigen, die zwischen den Gebietskörperschaften geschlossen werden 
(siehe obenstehenden Abschnitt A.1.1 dieses Kapitels). 
 
In diesen Rahmenübereinkommen werden das strukturelle Konzept der Zusammenarbeit zwischen 
Gebietskörperschaften entwickelt und die Modalitäten für diese Zusammenarbeit ausgearbeitet, in 
denen oftmals die Einrichtung eines Organs der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit eigener 
Rechtspersönlichkeit vorgesehen ist. Im Folgenden werden die unterschiedlichen in die Tat 
umgesetzten und vorgeschlagenen Lösungen untersucht, um ihre Zweckdienlichkeit im Vergleich zum 
EVTZ zu bewerten (und umgekehrt, da der Rückgriff auf den EVTZ nicht vorgeschrieben140 ist; das 
bedeutet, dass Gebietskörperschaften, sofern sie sich auf einem Gebiet befinden, für das eine Lösung 
in einem bilateralen Rahmenübereinkommen festgelegt wurde, diesen rechtlichen Vorgehensweisen 
den Vorrang gegenüber dem EVTZ einräumen könnten). 
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Nach Ansicht der Verfasser dieser Studie sind die geeigneten Modalitäten der Zusammenarbeit 
folgende: die Möglichkeit für die Gebietskörperschaften, eine rechtlich verankerte Zusammenarbeit 
durchzuführen, ohne jedoch eine eigene Rechtsstruktur zu schaffen (d.h. ohne Organ der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit) (Ziffer 2.1); die Möglichkeit für die Partner, die Ausübung 
einer Aufgabe im Namen ihrer Gemeinschaft einem einzigen Partner zu übertragen (Ziffer 2.2). Der 
Fall mit der größten Komplexität, für den eine Unterscheidung in Unterkategorien erforderlich ist, ist 
derjenige, in dem die Einrichtung eines Organs der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
vorgesehen ist (Ziffer 2.3). In diesem Falle muss unterschieden werden zwischen einem Organ der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ohne Rechtspersönlichkeit (Ziffer 2.3.1), einem Organ der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit Rechtspersönlichkeit nach dem Privatrecht (Ziffer 2.3.2), 
einem Organ der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit Rechtspersönlichkeit nach dem 
öffentlichen Recht unter Verweis auf eine im innerstaatlichen Recht bestehende Rechtsform 
(Ziffer 2.3.3) und einem Organ der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, dessen Merkmale in 
erster Linie von den Partnern und subsidiär durch nationales Recht festgelegt werden (Ziffer 2.3.4). 
 
2.1 Die Möglichkeit einer Vereinbarung für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit ohne 

ständige Einrichtung (Übereinkommen) 
 
Diese Lösung ist rechtlich gesehen die einfachste und kann für bestimmte Aufgaben, deren Lösung in 
ihrer Regelung besteht, durchaus effizient sein. So kann eine Übereinkunft über die 
grenzüberschreitende Retrozession mit steuerlichem Hintergrund oder die gemeinsame Finanzierung 
eines Vorhabens auf dem Hoheitsgebiet eines einzigen Staates sehr wohl mittels eines 
Übereinkommens geregelt werden, ohne dass hierfür die Schaffung einer ständigen Einrichtung für die 
Zusammenarbeit erforderlich ist, um für die Realisierung dieser Lösung zu sorgen. Im Zusatzprotokoll 
zum Madrider Rahmenübereinkommen war diese Lösung implizit vorgesehen (in Artikel 1 Absatz 2 
sowie Artikel 2 und 3 wird auf "eine Vereinbarung über grenzüberschreitende Zusammenarbeit" 
verwiesen, ohne diese jedoch zu definieren). Eine derartige Vereinbarung kann keine unmittelbaren 
Rechtswirkungen 141  haben, sie "begründet die Verantwortlichkeit nur derjenigen 
Gebietskörperschaften, die sie geschlossen haben" und "kann ein für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zuständiges Organ mit oder ohne Rechtspersönlichkeit einsetzen" 142  (Artikel 3). 
Allerdings wurde keinerlei Hinweis auf das auf diese Vereinbarung selbst anzuwendende Recht 
gegeben. Dieser Mangel wurde erfreulicherweise in den danach geschlossenen bilateralen 
Übereinkommen ausgemerzt. 
 
Das BENELUX-Übereinkommen aus dem Jahr 1986 ist in Bezug auf die Bezeichnung viel 
explizierter, ist doch von dem Abschluss von "Verwaltungsabkommen"143 die Rede, allerdings wird 
auch hier nicht näher erläutert, welches Recht auf derartige Abkommen Anwendung findet bzw. wie 
sie inhaltlich eventuell eingeschränkt werden.  
 
In dem zwischen Deutschland und den Niederlanden geschlossenen Abkommen von Isselburg-Anholt 
ist der Abschluss öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen zwischen öffentlichen Stellen vorgesehen, 
"soweit der Abschluss nach dem innerstaatlichen Recht der beteiligten öffentlichen Stellen zulässig 
ist"144. Der Abschluss derartiger Vereinbarungen unterliegt daher gegebenenfalls den Bestimmungen 
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des innerstaatlichen Rechts. Diese Vereinbarungen bedürfen der Schriftform145 und müssen sowohl 
eine Regelung über die Voraussetzungen für eine Beendigung der Zusammenarbeit146 als auch eine 
Regelung darüber enthalten, ob und in welchem Umfang im Verhältnis zwischen den beteiligten 
öffentlichen Stellen eine Freistellung von der Haftung gegenüber Dritten erfolgt147. Ferner ist, der 
Logik des Zusatzprotokolls zum Madrider Rahmenübereinkommen folgend, vorgesehen, dass "soweit 
in diesem Übereinkommen keine anderweitige Regelung getroffen ist, das Recht des Vertragsstaats 
anwendbar [ist], auf dessen Gebiet die jeweilige Verpflichtung aus der Vereinbarung erfüllt werden 
soll"148. 
 
Im Vertrag von Bayonne zwischen Frankreich und Spanien sind Bestimmungen für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit vorgesehen, die ein Mittel für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit im Rahmen eben dieses Vertrags darstellen 149  und darauf abzielen, den 
Gebietskörperschaften in den Bereichen von gemeinsamem Interesse die Möglichkeit an die Hand zu 
geben, Infrastruktureinrichtungen oder öffentliche Dienstleistungen zu schaffen bzw. zu verwalten und 
ihre Beschlüsse zu koordinieren150. Allerdings ist - wie für den EVTZ - genau festgehalten, dass weder 
die polizeilichen noch gesetzgeberischen Befugnisse noch die Zuständigkeiten, die den 
Gebietskörperschaften bzw. ihren Behörden als Vertreter der Französischen Republik oder im Sinne 
der vom spanischen Staat erteilten Befugnis übertragen wurden, Gegenstand einer Vereinbarung sein 
dürfen151. Außerdem ist wie auch im Abkommen von Isselburg-Anholt festgehalten, dass die Parteien 
das Recht, das auf das gemeinsame Übereinkommen Anwendung findet und das Recht eines der 
beiden Vertragsstaaten ist, wählen dürfen, allerdings ist der Gerichtsstand im Falle eines Rechtsstreits 
über die Einhaltung dieser Verpflichtungen der Gerichtsstand der Vertragspartei, deren Recht gewählt 
worden ist152. Diese Klarstellung ist im Sinne der Rechtssicherheit sehr nützlich, allerdings wird mit 
ihr aber auch die ungleiche rechtliche Behandlung der Partner des Übereinkommens über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit verstärkt, muss der eine Partner doch sowohl in Bezug auf den 
Inhalt als auch das Verfahren in dem Regelungsumfeld des Nachbarstaats und nicht in seinem eigenen 
agieren.  
 
Eine Unterstützung in diesem Bereich kommt auch aus dem Wortlaut für Einschränkungen dieser Art 
von Kooperationsübereinkommen im Karlsruher Übereinkommen, in dem eindeutig festgelegt wurde, 
dass "Befugnisse, die eine örtliche Behörde im Auftrag oder gemäß Weisung ausübt, sowie 
Regelungs- und polizeiliche Befugnisse […] nicht Gegenstand einer Kooperationsvereinbarung sein 
[können]"153. Noch interessanter (wenn auch eigentlich selbstverständlich) ist folgende Klarstellung: 
"Eine Kooperationsvereinbarung kann keine Änderung der Rechtsstellung oder der Befugnisse der an 
ihr beteiligten Gebietskörperschaften oder örtlichen öffentlichen Stellen zur Folge haben"154. In dem 
zwischen Spanien und Portugal abgeschlossenen Vertrag von Valencia ist eine Liste der möglichen 
Bestimmungen von Kooperationsvereinbarungen zwischen Gebietskörperschaften enthalten, in der 
zwischen Zielen, Vorhaben und Bereichen unterschieden wird, in denen ebenfalls 
Ausschließungsgründe in gleichem Maße wie im Karlsruher Übereinkommen verankert sind155. Diese 
Einschränkungen, die auch in die EVTZ-Verordnung156 übernommen wurden, sind offenbar allgemein 
anerkannt - mit Ausnahme des BENELUX-Übereinkommens von 1985, in dem im Zuge der 
Einrichtung eines öffentlichen Organs für die Zusammenarbeit im Rahmen eines Übereinkommens 
vorgesehen ist, dass die Gebietskörperschaften diesem Organ Regelungs- und Verwaltungsbefugnisse 
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übertragen können157. Diese Lösung im Einzelfall hat jedoch augenscheinlich keine grundlegende 
Vorgehensweise gezeitigt; die Einschränkung der Aufgaben, die im Rahmen einer Vereinbarung 
zwischen Gebietskörperschaften geregelt werden können, scheint daher sinnvoll.  
 
Hingegen muss betont werden, dass die Einschränkungen, die in den verschiedenen untersuchten 
Übereinkommen bestehen, weniger weit reichend sind als diejenigen, die in Artikel 7 Absatz 4 der 
EVTZ-Verordnung verankert sind, gemäß dem jedwede Aufgabe in Verbindung mit "hoheitlichen 
Befugnissen" untersagt wird; dadurch scheint die Erfüllung von Aufgaben an sich unmöglich, sind 
doch die Befugnisse der Gebietskörperschaften in allen EU-Mitgliedstaaten durch öffentliches Recht 
festgelegt. Dies ist überdies ein Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit, den alle EU-Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 des EU-Vertrags158  zu wahren haben. Dieser Vergleich zeigt somit, dass die 
Verordnung aus dem Jahr 2006 in Bezug auf die Aufgaben, die im Rahmen der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit erfüllt werden können, möglicherweise zu eng gefasst ist. 
 
Ferner lässt sich folgender interessanter Schluss aus diesem Vergleich ziehen: Die Zusammenarbeit im 
Rahmen eines Übereinkommens zwischen Partnern stellt, auch wenn sie nicht unbedingt zur 
Schaffung einer ständigen Einrichtung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit führt, in allen 
Rechtsinstrumenten eine unabhängige Modalität der Zusammenarbeit dar; in der EVTZ-Verordnung 
ist dies nicht der Fall. Daher erweist sich die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 in Fällen, in denen die 
Zusammenarbeit nicht unbedingt die Schaffung eines Organs für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit erfordert, als ungeeignet 159 ; ein anderes Rechtsinstrument als Rahmen für ihre 
Zusammenarbeit wäre somit für alle Beteiligten zweckdienlich. Allerdings ist ein solches bei weitem 
nicht an allen europäischen Grenzen verfügbar. 
 
2.2 Kooperationsübereinkommen zur Übertragung der Ausführung einer Aufgabe von 

gemeinsamem Interesse an einen Partner 
 
Diese in institutioneller Hinsicht relativ "leichte" Lösung kann sich als sehr effizient erweisen, wenn 
die Durchführung einer Aufgabe sich ganz eindeutig auf das Hoheitsgebiet eines einzigen Partners 
bezieht. Diese Lösung wird ausdrücklich in dem Abkommen von Isselburg-Anholt angestrebt (gemäß 
dem mit den öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen in erster Linie die Schaffung eines derartigen 
Mechanismus bezweckt wird160) und dem Karlsruher Übereinkommen, im dem vorgesehen ist, dass 
die Erbringung einer Dienstleistung von einem oder mehreren Vertragspartnern gemäß der 
Kooperationsvereinbarung einer anderen Vertragspartei oder einer Einrichtung der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit überlassen oder übertragen werden kann 161 . In diesem 
Übereinkommen wird ferner festgehalten, dass unter derartigen Umständen der Partner bzw. die 
Einrichtung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit Aufgaben des anderen Partners "in [dessen] 
Namen und nach [dessen] Weisung unter Wahrung des innerstaatlichen Rechts der weisungsbefugten 
Stelle wahrnimmt"162 (Artikel 5 Absatz 1). Diese Lösung scheint in Bezug auf Wirksamkeit und 
Rechtssicherheit komplex. 
 
Diese spezifische Modalität für die Zusammenarbeit ist auch in Artikel 7Absatz 5 der EVTZ-
Verordnung enthalten, allerdings mit der Besonderheit, dass es in diesem Falle für den EVTZ darum 
geht, die Durchführung der Aufgaben des Verbunds an einen der Partner zu übertragen. Ist diese 
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angesichts der früheren Erfahrungen durchaus innovative Lösung durch das strukturelle Problem 
bedingt, dass in der EVTZ-Verordnung die Möglichkeit des Abschlusses einer Vereinbarung ohne 
Gründung eines EVTZ nicht vorgesehen ist und die Verordnung daher aufgrund ihres einschränkenden 
Wortlauts komplex ist? Oder handelt es sich ganz im Gegenteil um eine bisher beispiellose 
Bestimmung, mit der die Einrichtung eines gemeinsamen grenzüberschreitenden Organs gefördert 
wird, dem angesichts der eventuellen Blockierung seiner Handlungsfähigkeit sogar die Möglichkeit 
eingeräumt wird, das Problem zu umgehen und aufgrund eines einstimmigen Beschlusses der 
Mitglieder des EVTZ die ursprünglich dem Verbund zugeteilte Aufgabe einem der Mitglieder zu 
übertragen? Diese Frage wird in dieser Studie nicht weiter erörtert. Es sei lediglich festgehalten, dass 
zwischen den in den bilateralen Rahmenübereinkommen vorgesehen Lösungen und der Lösung in der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 trotz ihrer Ähnlichkeiten grundlegende Unterschiede bestehen. 
 
2.3 Möglichkeit der Schaffung eines Organs der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 

durch die Partner 
 
Dieser Lösungsansatz, der sich in der Praxis von grundlegender Bedeutung erweisen könnte, 
entspricht voll und ganz dem Ziel der EVTZ-Verordnung. Sie entspricht auch dem Ziel, dass die 
Europäische Kommission seit langem für die Gebietskörperschaften festgeschrieben hat, die sich an 
Programmen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit beteiligen wollen, und zwar die Schaffung 
einer einzigen Behörde zur Verwaltung des Programms und der Maßnahmen beiderseits der Grenze163. 
Wenn die Schaffung derartiger Einrichtungen in der Praxis auch weit gehend anerkannt ist, so 
unterscheiden sich die rechtlichen Lösungen hingegen stark. In einigen Fällen wird beispielsweise die 
Gründung eines Verbunds ohne Rechtspersönlichkeit geplant, in anderen Fällen wiederum scheint es, 
dass selbst bei Gründung eines Verbunds mit Rechtspersönlichkeit dieser entweder öffentlich-rechtlich 
oder privatrechtlich sein kann. Im Folgenden wird aufgezeigt, dass der EVTZ sich in mehrerlei 
Hinsicht von den bereits bestehenden Lösungen unterscheidet. 
 
Einige Übereinkommen, die auf dem Zusatzprotokoll zum Madrider Rahmenübereinkommen 164 
beruhen, enthalten zunächst den Grundsatz der Schaffung eines Organs der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit im Rahmen eines Übereinkommens, ehe die verschiedenen Kategorien aufgelistet 
werden. Im Karlsruher Übereinkommen und im Übereinkommen von Brüssel (2002) ist festgehalten, 
dass "zur Begründung einer wirksamen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in 
Kooperationsvereinbarungen die Schaffung von Einrichtungen ohne Rechtspersönlichkeit (Artikel 9), 
die Schaffung von Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit oder die Beteiligung an ihnen (Artikel 10) 
oder die Schaffung von grenzüberschreitenden örtlichen Zweckverbänden (Artikel 11) vorgesehen 
werden [kann]."165 In den meisten Übereinkommen wird direkt auf festgelegte Kategorien für das 
Organ für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit verwiesen. In der EVTZ-Verordnung ist nur eine 
einzige Art von Organ für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit vorgesehen, deren Ziel bereits in 
Artikel 1 klar dargelegt wird. 
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2.3.1 Schaffung einer Einrichtung ohne Rechtspersönlichkeit 
 
Dieser einfachste Fall, der in mehr oder weniger allen bilateralen Rahmenübereinkommen 
aufgegriffen wird, entspricht nicht den Anforderungen für die territoriale Zusammenarbeit, die von der 
Europäischen Kommission ermittelt wurden, die seit langem die Möglichkeit der Schaffung einer 
gemeinsamen Institution fordert, die insbesondere in der Lage sein soll, Mittel zu verwalten (und so 
beispielsweise ein Bankkonto auf eigenen Namen zu eröffnen166). Allerdings könnte eine mögliche 
Lösung die Zuerkennung einer rechtlichen Fähigkeit ohne gleichzeitige Übertragung einer eigenen 
Rechtspersönlichkeit sein (ein Ministerium kann beispielsweise über eine eigene rechtliche Fähigkeit 
verfügen, auch wenn es Teil der Rechtspersönlichkeit ist, die der Staat besitzt). Aus diesem Grund und 
im Hinblick auf die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, aber in erster Linie für Unternehmen der 
Privatwirtschaft, ist in der Verordnung über die Schaffung einer Europäischen Wirtschaftlichen 
Interessenvereinigung festgehalten, dass "die so gegründete Vereinigung […] die Fähigkeit [hat], im 
eigenen Namen Träger von Rechten und Pflichten jeder Art zu sein, Verträge zu schließen oder andere 
Rechtshandlungen vorzunehmen und vor Gericht zu stehen"167, wohingegen die Entscheidung, ob eine 
derartige Vereinigung über Rechtspersönlichkeit verfügt oder nicht, weiterhin den Mitgliedstaaten 
obliegt. Diese Lösung ist daher trotz ihrer geringen Formgebundenheit und ihrer begrenzten 
symbolischen Tragweite möglich, auch wenn sie in der EVTZ-Verordnung nicht vorgesehen ist. 
 
In einigen der multilateralen Rahmenübereinkommen ist jedoch ausdrücklich festgehalten, dass 
derartige Einrichtungen ohne Rechtspersönlichkeit keinerlei Akte mit verbindlichen (rechtlichen) 
Auswirkungen erlassen können, und zwar weder gegenüber Dritten noch gegenüber ihren eigenen 
Mitgliedern. Dies gilt für die in Artikel 7 des Abkommens von Isselburg-Anholt vom 25. Juni 1991 
genannte "kommunalen Arbeitsgemeinschaft". In Artikel 9 des Karlsruher Übereinkommens vom 
23. Januar 1996 wird darauf hingewiesen, dass derartige Einrichtungen "ohne Rechtspersönlichkeit 
und ohne Finanzhoheit [geschaffen werden können]; hierzu gehören insbesondere Konferenzen, 
kommunale Arbeitsgemeinschaften, Experten- und Reflexionsgruppen sowie 
Koordinierungsausschüsse, die Fragen von gemeinsamem Interesse untersuchen, Vorschläge für die 
Zusammenarbeit erarbeiten, Informationen austauschen oder dazu beitragen, daß betroffene Stellen 
diejenigen Maßnahmen ergreifen, die zur Erreichung der angestrebten Ziele erforderlich sind", dass sie 
aber dennoch Mindestbestimmungen einhalten müssen. Artikel 9 des Übereinkommens von Brüssel 
vom 18. September 2002 enthält den gleichen Wortlaut.  
 
Diese Art der Zusammenarbeit bleibt bei weitem hinter den Erwartungen zurück, die in den 
verschiedenen Auflagen des Programms INTERREG für die Schaffung gemeinsamer Institutionen 
angekündigt wurden. Sie ist daher in keiner Weise eine Konkurrenz für den EVTZ. Aufgrund ihrer 
flexiblen Errichtungs- und Funktionsweise kann sie sich allerdings für den Aufbau der ersten 
Elemente für eine Zusammenarbeit für diejenigen Gebietskörperschaften als nützlich erweisen, die 
noch nicht über umfangreiche Erfahrungen mit der Funktionsweise grenzüberschreitender oder 
transnationaler Mechanismen verfügen. 
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2.3.2 Schaffung einer privatrechtlichen Rechtspersönlichkeit 
 
Die in der Rechtsdoktrin vertretenen Standpunkte und Anwendungen in der Praxis weichen in dieser 
Frage stark voneinander ab. Einige Akteure sind der Meinung, die Teilnahme "fremder" öffentlicher 
Partner würde ausschließlich von den Bedingungen für diese Teilnahme abhängen, die in jedem 
innerstaatlichen Recht für die privatrechtlichen Rechtsformen festgelegt sind. Für diese Akteure ist 
daher die Teilnahme einer privatrechtlichen, staatlichen oder "fremden" Einrichtung eine Möglichkeit, 
die keiner besonderen Regelung bedarf, sofern die Aufgaben oder die Rolle, die einer derartigen 
Einrichtung übertragen wurden, von einem privatrechtlichen Organ ausgeführt werden dürfen (die 
durch einen Verbund mit privatrechtlicher Rechtspersönlichkeit ist in den meisten Rechtsordnungen 
untersagt bzw. auf reine Übertragungsrechte beschränkt, beispielsweise im Rahmen eines 
Konzessionsvertrags oder der Übertragung einer öffentlichen Dienstleistung), und sofern das 
innerstaatliche Recht, dem die teilnehmende Gebietskörperschaft unterliegt, diesem nicht 
widerspricht 168 . Das BENELUX-Übereinkommen von 1986 folgt derselben Logik, ist doch in 
Artikel 1 verankert, dass die Gebietskörperschaften oder territorialen Behörden der in Artikel 1 
genannten Vertragspartner unbeschadet der privatrechtlichen Möglichkeiten der Zusammenarbeit im 
Rahmen der ihnen im innerstaatlichen Recht übertragenen Befugnisse auf der Grundlage dieses 
Übereinkommens zusammenarbeiten können. Eine derartige rechtliche Lösung ist gemäß dieses 
Übereinkommens daher auch außerhalb des in dem Übereinkommen selbst festgelegten 
Rechtsrahmens möglich. Die gleiche Bestimmung kann auch nach Inkrafttreten der EVTZ-
Verordnung gewählt werden; eine derartige Zusammenarbeit innerhalb der oben dargelegten Grenzen 
bleibt möglich. 
 
In weiteren bilateralen Übereinkommen wird die Teilnahme an derartigen privatrechtlichen 
Einrichtungen definiert, in anderen wird sogar gefordert, dass eine derartige Teilnahme ausdrücklich 
in innerstaatlichem Recht vorgesehen sein muss169. 
 
In der Praxis muss zwischen zwei grundlegenden privatrechtlichen Rechtsformen unterschieden 
werden, die Gebietskörperschaften für den Aufbau ihrer Zusammenarbeit zur Verfügung stehen. 
Einerseits können Kooperationsverbünde ohne Erwerbszweck eingerichtet werden, die ganz allgemein 
in der Kategorie "Vereinigung" zusammengefasst werden können. Es handelt sich dabei um relativ 
flexible Rechtsformen. Die Einschränkung ihrer Wirtschaftstätigkeit ist zumeist kein Problem für die 
territorialen Gebietskörperschaften (die selbst keinen Erwerbszweck verfolgen). Die Funktionsweise 
derartiger Vereinigungen sichert hingegen in keiner Weise die Rechte Dritter (insbesondere der 
Verwaltungssubjekte); aus diesem Grund scheint es sinnvoll, die Nutzung solcher Rechtsformen auf 
ganz bestimmte Fälle zu beschränken, in denen die Rechte der Verwaltungssubjekte (die durch 
Bestimmungen des innerstaatlichen öffentlichen Rechts geschützt sind) nicht oder nur wenig Gefahr 
laufen, in erheblichem Maße gefährdet zu werden. Neben diesen Einrichtungen mit 
Rechtspersönlichkeit, die sich aus ihren Mitgliedern zusammensetzen, ist in Staaten mit deutscher 
Rechtstradition auch die Gründung von Einrichtungen ohne Erwerbszweck mittels eines Kapitalstocks 
möglich, beispielsweise in Form von Stiftungen170. Diese Vereinigungen können sich für gezielte 
Maßnahmen als sehr nützlich erweisen, für die keine Übertragung von Vollzugsaufgaben, sondern 
lediglich die Mobilisierung von Finanzmitteln erforderlich ist (z.B. Gründung eines 
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Wirtschaftsunternehmens, um zur Bildung von Rücklagen für die Verwirklichung 
grenzüberschreitender Raumplanungsvorhaben oder zur grenzüberschreitenden Förderung von 
Privatinitiativen, insbesondere in den Bereichen Kultur, Bildung oder Sport beizutragen). 
 
Die zweite Kategorie umfasst Gesellschaften mit Erwerbszweck (Aktiengesellschaften, 
Genossenschaften, GmbH usw.) Wie für die Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung (deren 
Anwendungsbereich präzise auf wirtschaftliche Tätigkeiten ausgerichtet ist) ist eine derartige Lösung 
möglich, sofern die Kooperationstätigkeit in erster Linie wirtschaftlicher Natur ist (z.B. die 
gemeinsame Verwaltung von Infrastruktureinrichtungen oder von gebührenpflichtigen Diensten)171. 
Die wichtigste Frage in diesem Zusammenhang betrifft die Fähigkeit von Gebietskörperschaften, 
gemäß den Bestimmungen ihres eigenen innerstaatlichen öffentlichen Rechts derartigen 
Gesellschaften beizutreten, insbesondere in einer fremden Rechtsordnung, um Tätigkeiten auszuführen, 
die in ihren Zuständigkeitsbereich als öffentliche Gebietskörperschaft fallen. 
 
In einigen Staaten172 können gemischtwirtschaftlichen Unternehmen, in denen private und öffentliche 
Partner zusammenarbeiten, insbesondere zur Erbringung bestimmter öffentlicher Dienste eingerichtet 
werden. Im französischen Recht ist ausdrücklich festgehalten, dass solche Rechtsformen (lokale 
gemischtwirtschaftliche Unternehmen) herangezogen werden können, um französische und 
ausländische Gebietskörperschaften mit privaten Akteuren zusammenzubringen173. 
 
All diese Rechtsformen können auch weiterhin genutzt werden. In der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 wird dem EVTZ zwar ausdrücklich eine Rechtspersönlichkeit zuerkannt, doch wird 
offen gelassen, ob diese privat- oder öffentlich-rechtlicher Art ist. Je nach subsidiär anzuwendenden 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften (siehe Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c der EVTZ-Verordnung) 
kann ein EVTZ insbesondere nach Maßgabe der ihm übertragenen Aufgaben unter privatrechtliche 
Bestimmungen fallen (dieser Punkt wird in Kapitel 4 Abschnitt A Ziffer 2 näher erörtert). Allerdings 
kann der EVTZ auch in diesem Fall keine bestehende privatrechtliche Rechtsform annehmen; es kann 
sich somit nur um eine Einstufung (selbstredend durchaus mit rechtlichen Auswirkungen) der 
besonderen Rechtsform handeln, die der EVTZ bildet. 
 
2.3.3. Schaffung einer juristischen Person des öffentlichen Rechts  
 
Dieser Fall ist rechtlich gesehen der komplexeste. Mit den privatrechtlichen Rechtsformen sollen 
Beziehungen zwischen Partnern rechtlich gefasst eingerahmt werden, die gegebenenfalls der neuen 
Rechtsform die Möglichkeit bieten sollen, eigene Tätigkeiten in Bezug auf ihre Mitglieder oder Dritte 
auszuführen, die sich von denen ihrer Mitglieder unterscheiden, ohne jedoch diese juristischen 
Personen strikt in einer bestimmten Rechtsordnung zu unterwerfen (ein innerstaatliches Privatrecht 
dient als Grundlage für ihre Gründung, ist aber nicht unbedingt der Rahmen, in dem diese neue 
juristische Person agiert). Diese Situation unterscheidet sich deutlich vom öffentlichen Recht. Das 
innerstaatliche öffentliche Recht ist gemäß einer genauen hierarchischen Struktur aufgebaut, in die 
sich jedwede neue juristische Person des öffentlichen Rechts einreihen muss. Rechtlich gesehen ist die 
Frage noch viel komplexer und sollte untersucht werden, einschließlich der Frage von 
Rahmenübereinkommen, die noch weit detaillierter sind.  
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Technisch gesehen gibt es zwei Möglichkeiten für die Schaffung grenzüberschreitend tätiger 
Körperschaften mit einer im innerstaatlichen öffentlichen Recht verankerten Rechtspersönlichkeit. 
Erstens die Möglichkeit der Anpassung einer im innerstaatlichen öffentlichen Recht verankerten 
Rechtsform für die Zusammenarbeit (ausschließlich im nationalen Rahmen) zwischen öffentlich-
rechtlichen Subjekten (z.B. Gemeinden). Diese Frage wird nachstehend in Ziffer 2.3.3.1 erörtert. 
Zweitens kann zur besseren Berücksichtigung der Besonderheit einer grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit von Gebietskörperschaften verschiedener Länder diesen das Recht eingeräumt 
werden, gemäß ihren eigenen Anforderungen eine Einrichtung mit besonderer Rechtsform zu gründen, 
um diese anschließend in das öffentliche Recht der betroffenen Länder einzugliedern. Diese Lösung 
wurde beispielsweise für den EVTZ gewählt. Sie scheint zwar am besten geeignet, um den 
Anforderungen der Partner einer territorialen Zusammenarbeit angemessen Rechnung zu tragen, doch 
wirft sich die komplexe rechtliche Frage in Bezug auf ihre Eingliederung in die innerstaatliche 
Rechtsordnung auf (siehe Ziffer 2.3.3.2). 
 
2.3.3.1  SCHAFFUNG EINER JURISTISCHEN PERSON DES ÖFFENTLICHEN RECHTS 

MITTELS EINER IM INNERSTAATLICHEN RECHT BEREITS BESTEHENDEN 
RECHTSFORM  

 
In bilateralen Rahmenübereinkommen wird am häufigsten diese Lösung gewählt. Das 
Übereinkommen selbst beschränkt sich auf die Genehmigung des Zugangs zu im innerstaatlichen 
Recht bestehenden öffentlichen Gremien der Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften. Dazu 
zählen Zweckverbände 174  und ähnliche Rechtsformen 175  oder auch so genannte "Groupements 
d’intérêt public" (öffentliche Interessenvereinigungen) 176 . Der Vorteil dieser Lösung liegt in der 
Rechtssicherheit. Da die Rechtsform des Organs für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit einer 
innerstaatlichen Rechtsform entspricht, sind die Bestimmungen für seine Funktionsweise und die auf 
dieses Organ anwendbaren Rechtsgrundsätze hinlänglich bekannt, insbesondere durch eine 
einschlägige innerstaatliche Rechtsprechung. Allerdings dürfen die Anforderungen, die die Anpassung 
der innerstaatlichen Vorschriften an die besondere grenzüberschreitende Situation mit sich bringt, 
nicht unterschätzt werden. Das bilaterale Rahmenübereinkommen enthält daher in erster Linie die 
Bestimmung, die den Gebietskörperschaften das Recht zuerkennt, einer Einrichtung mit besonderer 
Rechtsform beizutreten, es enthält allerdings nur wenige oder gar keine grundsätzlichen 
Bestimmungen. 
 
Diese Situation ist in keiner Weise zufrieden stellend in Bezug auf die Beziehungen zwischen den 
einzelnen Partnern, befindet sich doch der Partner diesseits der Grenze, dessen Recht gewählt wurde, 
in einem viel vorteilhafteren rechtlichen Umfeld als sein Partner jenseits der Grenze. Aufgrund dieser 
strukturellen Ungleichheit zwischen den Partnern ist diese Lösung daher wenig zufrieden stellend. 
 
Ferner gibt es noch den Fall, dass ganz allgemein auf die einzelnen in den innerstaatlichen 
Rechtsordnungen bestehenden Kooperationsformen verwiesen wird. Dies ist beispielsweise der Fall 
im Zusatzprotokoll zum Madrider Rahmenübereinkommen, in dem angesichts der Vielfalt der 
Situationen in den einzelnen Vertragspartnerländern nicht auf jede innerstaatliche Kooperationsform 
gesondert verwiesen werden kann. Daher wird für die Festlegung der Merkmale der Einrichtung mit 
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Rechtspersönlichkeit auf das Recht der Vertragspartei verwiesen, in der sie ihren Sitz hat, ungeachtet 
dessen, ob es sich dabei um gemeines Recht oder ein besonderes Recht handelt, in dem die Schaffung 
einer besonderen Einrichtung für die Zusammenarbeit bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten in einer 
innerstaatlichen Rechtsordnung vorgesehen oder angepasst wird. Das Karlsruher Übereinkommen und 
das Übereinkommen von Brüssel (2002) sind in ihrem Wortlaut genauso allgemein gehalten, doch 
werden in Bezug auf die Bestimmungen für die grenzüberschreitenden besonderen Merkmale des 
Zusammenschlusses weitaus größere Anforderungen formuliert: "Gebietskörperschaften oder örtliche 
öffentliche Stellen können sich an Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit beteiligen oder solche 
schaffen, wenn diese zu den Einrichtungen gehören, die nach dem innerstaatlichen Recht der 
Vertragspartei, in der sie ihren Sitz haben, ausländische Gebietskörperschaften aufnehmen können.177" 
Für ein derartiges Übereinkommen bestehen auch keinerlei rechtliche Verfahren, um seine 
Anwendung sicherzustellen; abgesehen von diesem Aspekt gleicht diese Situation jedoch in starkem 
Maße der Beziehung, die mit der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 zwischen innerstaatlichem und 
internationalem Recht hergestellt wurde. 
 
2.3.3.2 SCHAFFUNG EINER JURISTISCHEN PERSON DES ÖFFENTLICHEN RECHTS 

MITTELS EINES INTERNATIONALEN ÜBEREINKOMMENS AUF DER GRUNDLAGE 
VON SATZUNGEN, DIE AUF INNERSTAATLICHES RECHT VERWEISEN 

 
Diese Lösung weist die stärksten Ähnlichkeiten mit dem EVTZ auf. Sie ist in den in jüngerer Zeit 
geschlossenen Übereinkommen zu finden, und zwar in den Übereinkommen von Karlsruhe (1996), 
Valencia (2002) und Brüssel (2002). Der Vorteil dieser Lösung liegt darin, dass die Partner die 
Rechtsform ihres Organs für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit besser an ihre besonderen 
Bedürfnisse anpassen können. So können in dem Übereinkommen und in den Satzungen die 
grundlegenden und wichtigsten Aspekte des Organs für die Zusammenarbeit (im Falle der 
Übereinkommen von Karlsruhe und Brüssel (2002) ein grenzüberschreitender örtlicher Zweckverband) 
innerhalb des vom innerstaatlichen Recht vorgegebenen Rahmens festgelegt werden. In Artikel 11 
dieser beiden Übereinkommen wird genau festlegt, dass "der grenzüberschreitende örtliche 
Zweckverband dem auf öffentliche Einrichtungen der kommunalen Zusammenarbeit anwendbaren 
innerstaatlichen Recht der Vertragspartei [unterliegt], in deren Hoheitsgebiet er seinen Sitz hat."  
 
Mit diesem Wortlaut unterscheidet sich der grenzüberschreitende örtliche Zweckverband vom EVTZ 
in zwei grundlegenden Punkten: Es liegt klar auf der Hand, dass die redaktionelle Logik dieser beiden 
Übereinkommen darauf beruht, eine Zusammenarbeit zwischen lokalen Gebietskörperschaften zu 
ermöglichen und nicht wie im Falle des EVTZ gegebenenfalls ein breite Palette an Akteuren mit ganz 
unterschiedlichen Satzungen einzubeziehen. Allerdings muss diese These relativiert werden, da die 
Gebietskörperschaften, die zu einer Teilnahme an derartigen Kooperationsformen in der Lage sind, in 
der Praxis meist nicht nur auf lokaler, sondern auch auf regionaler Ebene178 zu finden sind. Dies wird 
im französischen Recht auch ausdrücklich bestätigt, wird doch der EVTZ einem "Syndicat mixte 
ouvert" gleichgestellt, das heißt einem offenen Zweckverband, in dem Gebietskörperschaften 
verschiedener Ebenen vertreten sind 179 . Dieser erste Unterschied ist daher weniger wichtig als 
vermutet. 
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Der zweite Unterschied scheint weitaus schwerwiegendere Folgen nach sich zu ziehen. Ein EVTZ 
(wie auch die Satzung einer grenzüberschreitenden Einrichtung gemäß dem Übereinkommen von 
Valencia180) muss den innerstaatlichen Rechtsvorschriften entsprechen. In Bezug auf den EVTZ wird 
in Artikel 2 "Anwendbares Recht" eine Hierarchie festgelegt181, die der Satzung eines EVTZ unter der 
Voraussetzung, dass ihr Inhalt nicht über das in der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 zugelassene Maß 
hinausgeht, Vorrang gegenüber innerstaatlichen Rechtvorschriften einräumt182. Der EVTZ ist daher 
eine im Gemeinschaftsrecht verankerte und nicht eine in innerstaatlichem Recht definierte Rechtsform, 
der Gebietskörperschaften einer fremden Rechtsordnung aufgrund eines internationalen Instruments 
(im vorliegenden Falle ein bi- oder multilaterales Übereinkommen wie das Übereinkommen von 
Karlsruhe, Brüssel und Valencia) beitreten können. 
 
Es gilt, zwei weitere bedeutende Unterschiede zwischen der Rechtsform des grenzüberschreitenden 
örtlichen Zweckverbands und derjenigen des EVTZ herauszustreichen. Der EVTZ bezieht sich nicht 
nur auf die rein grenzüberschreitende Zusammenarbeit, sondern auf alle Arten der territorialen 
Zusammenarbeit. Außerdem ist die Teilnahme an einem EVTZ auch Staaten erlaubt, was rechtlich 
gesehen erhebliche Folgen nach sich zieht (siehe nachstehend, insbesondere Kapitel 5). 
 
C. AUF NATIONALER EBENE 
 
Grundsätzlich, insbesondere nach Maßgabe des Territorialitätsprinzips im öffentlichen Recht, ist das 
innerstaatliche Recht kaum geeignet, eine Situation zu regeln, die von Natur aus Elemente umfasst, die 
über den staatlichen Rahmen seiner Anwendung hinausgehen. Innerstaatliche Rechtsvorschriften 
können nur im Zusammenspiel mit Vorschriften wenigstens einer anderen Rechtsordnung praktikabel 
sein, sei es nun eine andere innerstaatliche Rechtsordnung (in der die Teilnahme der öffentlich-
rechtlichen Körperschaften an einer von einem anderen innerstaatlichen Recht bestimmten 
Zusammenarbeit erlaubt ist) oder internationalem Recht entsprungene Vorschriften, beispielsweise ein 
internationales bi- oder multilaterales Übereinkommen wie die obenstehend untersuchten 
Übereinkommen, mit denen die Legitimität des innerstaatlichen Rechts (im Allgemeinen in Form von 
Verweisen) begründet wird, um Vorschriften mit Rechtsfolgen in einer grenzüberschreitenden 
Situation zu erlassen, oder, und dies ist die große Neuerung der EVTZ-Verordnung, die 
Gemeinschaftsvorschriften. Innerstaatliches Recht kann daher nicht unabhängig Vorschriften schaffen, 
die auf Fragen der grenzüberschreitenden oder territorialen Zusammenarbeit angewendet werden 
sollen. 
 
Das innerstaatliche Recht erweist sich - neben den zahlreichen, in jedem Falle anzuwendenden 
öffentlich-rechtlichen Bestimmungen zur Festlegung der Befugnisse der Gebietskörperschaften und 
ihrer Durchführung183 wie auch zur Sicherstellung der Rechte der Verwaltungssubjekte in Bezug auf 
Tätigkeiten der Behörden184 - in zweierlei Hinsicht als zweckdienlich. So wird einerseits der Zugang 
der öffentlich-rechtlichen Körperschaften zu Tätigkeiten der territorialen Zusammenarbeit geregelt 
und andererseits ein geeigneter Rechtsrahmen geschaffen, in dem die in ihrem Hoheitsgebiet 
niedergelassenen bzw. agierenden Einrichtungen der grenzüberschreitenden oder territorialen 
Zusammenarbeit unter größtmöglicher Rechtssicherheit operieren können. 
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In Bezug auf den ersten Aspekt scheint sich gegenwärtig ein europäischer Konsens abzuzeichnen, dass 
die Länder den Zugang ihrer Gebietskörperschaften zu Kooperationsmaßnahmen nicht rechtsgrundlos 
beschränken dürfen. Dieser Konsens spiegelt sich in den internationalen Verpflichtungen der EU-
Mitgliedstaaten wieder, insbesondere in den beiden Zusatzprotokollen zum Rahmenübereinkommen 
des Europarates185. Auch über die spezifischen Verpflichtungen hinaus hat das oberste Gericht in 
einem Land wie Italien, in dem die Möglichkeit der Gebietskörperschaften zur Teilnahme an einer 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit immer von einem nationalen Übereinkommen abgedeckt sein 
muss186, die Regierung in ihre Schranken gewiesen, als diese die Teilnahme einer Provinz und zweier 
Regionen am Programm INTERREG III A Österreich-Italien angefochten hat, da sie keine vorherige 
Zustimmung seitens der Regierung erhalten hatten. In seinem Urteil vom 8. Juli 2004187  hat das 
italienische Verfassungsgericht festgestellt, dass es keinerlei nationalen Rechtsaktes bedarf, 
beschränken sich doch die Gebietskörperschaften in erster Linie darauf, ein Gemeinschaftsprogramm 
umzusetzen und so nur Rechtsakten nachzukommen, die bereits von der italienischen Regierung 
gebilligt wurden (insbesondere das operative Programm). Das heißt, es ist das unmittelbar geltende 
Gemeinschaftsrecht, das den Gebietskörperschaften über die von Italien geäußerten Vorbehalte in 
Bezug auf die Umsetzung des Madrider Rahmenübereinkommens die Möglichkeiten an die Hand gibt, 
selbstständig grenzüberschreitende Maßnahmen in diesem Rahmen durchzuführen. 
 
Auf dieser für die Gründung von EVTZ wichtigen Ebene und aufgrund von Artikel 4 Absatz 3 der 
EVTZ-Verordnung, derzufolge die Staaten den Zugang zu dieser Rechtsstruktur einschränken dürfen, 
scheint der Handlungsspielraum der Staaten für eine restriktive Rechtsetzung durchaus beschränkt. 
Allerdings wird in Artikel 16 Absatz 1 Ziffer 2 der EVTZ-Verordnung jedem Mitgliedstaat 
ausdrücklich folgendes Recht eingeräumt: "Ist dies nach dem nationalen Recht eines Mitgliedstaats 
erforderlich, so kann dieser Mitgliedstaat eine erschöpfende Liste der Aufgaben erstellen, die die 
seinem Recht unterliegenden Mitglieder eines EVTZ im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 bereits in 
Bezug auf die territoriale Zusammenarbeit in diesem Mitgliedstaat haben." Ohne ausdrücklich 
restriktiv zu sein, lässt der Wortlaut dieser Bestimmung einem Mitgliedstaat anscheinend die 
Möglichkeit offen, auf diese Weise ein Liste zu erstellen, die er dann bei Anwendung von Artikel 4 
Absatz 3 restriktiv auslegen kann (siehe Kapitel 4 Abschnitt D Absatz 1 für eine ausführliche Analyse 
dieser Hypothese). 
 
In Bezug auf den zweiten Aspekt, d.h. die Annahme von Bestimmungen in einem innerstaatlichen 
Rechtsrahmen zur Schaffung grenzüberschreitender Einrichtungen, scheint die Rolle des 
innerstaatlichen Rechts von Bedeutung, und zwar weil in einem internationalen Übereinkommen auf 
Strukturen des innerstaatlichen Rechts verwiesen wird oder weil - dies ist übrigens ausdrücklich in der 
EVTZ-Verordnung festgehalten - die Mitgliedstaaten zur Schaffung eines die 
Gemeinschaftsvorschriften ergänzenden Rechtsrahmens aufgefordert sind. Dies ist in Artikel 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vorgesehen: "der EVTZ unterliegt …. in Bezug auf von dieser 
Verordnung nicht oder nur zum Teil erfasste (durchaus sehr zahlreiche) Bereiche den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat" und in Artikel 16 gefordert, 
demzufolge die Mitgliedstaaten "die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung 
dieser Verordnung treffen". 
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Derartige nationale Vorschriften sind in jedem Falle erforderlich, doch scheinen zwei Ansätze möglich. 
So könnte einerseits eine Konvergenz der Zusammenschlüsse für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit in der Europäischen Union angestrebt werden. Dies war in einem rechtlich und 
geografisch allerdings noch viel weiter gefassten Rahmen das Ziel des Protokollentwurfs 188  und 
anschließend des Rahmenübereinkommens zur Vereinheitlichung des Rechts des Europarates, in dem 
die Mitgliedstaaten ihre Überzeugung zum Ausdruck brachten, dass dieses Ziel nur mit der Annahme 
eines einheitlichen Rechts erreicht werden könne. Bei der Ausarbeitung dieses Protokollentwurfs hatte 
der beigezogene Sachverständige dennoch Zweifel an der Zweckdienlichkeit eines derartigen Ansatzes 
geäußert: Mit dem Protokoll über die Euregios würde anscheinend das Ziel verfolgt, ein absolut 
einheitliches Recht zur Anwendung auf derartige Beziehungen zu schaffen, unabhängig von dem 
Gebiet oder der Rechtsordnung, in dem dieses seine Wirkungen entfalten sollte, doch würde dies in 
der Praxis zur Schaffung eines umfassenden Rechtssystems führen, auf das das Gemeinrecht der 
Mitgliedstaaten keine Anwendung findet189. Dieser Ansatz scheint nach wie vor weit von seiner 
Konkretisierung entfernt, wurden doch seitens zahlreicher Mitgliedstaaten erhebliche Vorbehalte 
gegen seine Zweckdienlichkeit vorgebracht. 
 
Im Gegensatz dazu zielt der Ansatz der Gemeinschaft offenbar nicht auf die Vereinheitlichung ab. So 
lautet der fünfte Erwägungsgrund der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006: "Mit diesem Rechtsakt wird 
nicht das Ziel verfolgt, […] eine Reihe spezieller gemeinsamer Vorschriften für eine einheitliche 
gemeinschaftsweite Regelung aller betroffenen Vereinbarungen vorzugeben." Die in Artikel 16 der 
EVTZ-Verordnung verankerte Verpflichtung könnte allerdings schneller und effizienter als ein 
hypothetisches Übereinkommen des Europarates zu einer Harmonisierung der verschiedenen 
Lösungen auf Gemeinschaftsebene führen, denn die Ratifizierung des Übereinkommens würde (sofern 
sich die Mitgliedstaaten überhaupt auf die Annahme eines derartigen Instruments einigen könnten, 
was derzeit nicht der Fall ist) sicherlich langsam und nicht einheitlich verlaufen. Allerdings ist es zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch zu früh, um die Rechtsakte der Mitgliedstaaten zu untersuchen, die zur 
effizienten Umsetzung der EVTZ-Verordnung erlassen werden. In den Schlussfolgerungen dieser 
Studie (siehe das letzte Kapitel) werden Vorschläge dahin gehend unterbreitet, dass der Ausschuss der 
Regionen die Europäische Kommission190 bei der Verfolgung und Analyse der in Verbindung mit der 
EVTZ-Verordnung erlassenen nationalen Rechtsakte unterstützen sollte. 
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KAPITEL 3: 
PROBLEME UND HERAUSFORDERUNGEN BEI DER 

VORBEREITUNG UND ANNAHME DER 
VERORDNUNG (EG) NR. 1082/2006 

 

Zwar handelt es sich materiellrechtlich nicht um eine Verordnung zur Koordinierung 
und Verwaltung der Strukturfonds, sondern um ein eigenständiges Rechtsinstrument, 
doch ist diese Verordnung eng mit der Strukturpolitik der Gemeinschaft (A) verknüpft. 
In diesem Kapitel wird gezeigt, dass die Kommission der Förderung und Entwicklung 
dieser Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften 
ununterbrochen einen hohen Wert beigemessen hat(A.1). 
 
Die finanzielle Unterstützung für die Gebietskörperschaften, die sich an einer solchen 
Zusammenarbeit beteiligen, reicht jedoch nicht aus, um institutionalisierte 
Mechanismen für die Zusammenarbeit zu entwickeln (A.2). 
 
Ferner stößt die Finanzierung von grenzüberschreitenden Projekten auf praktische 
und rechtliche Schwierigkeiten, die die Entwicklung eines eigenen und neuartigen 
Rechtsrahmens rechtfertigen (A.3). 
 
Trotz dieser offensichtlichen Notwendigkeit war die Annahme einer Verordnung zur 
Schaffung eines Rechtsrahmens für die territoriale Zusammenarbeit kein Selbstläufer. 
Einerseits sieht der EG-Vertrag keine ausdrückliche Grundlage für die Zuständigkeit 
für die Annahme eines solchen Rechtsaktes vor (B.1). Und andererseits waren nicht 
alle Mitgliedstaaten von der Notwendigkeit bzw. Zweckmäßigkeit der Annahme einer 
solchen Verordnung überzeugt (B.2). 
 
Die Hinzufügung eines Verweises auf die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in 
Artikel 265 EGV ist keine ausreichende Grundlage, die eine Zuständigkeit für die 
Ausarbeitung eines gemeinschaftlichen Rechtsaktes begründen könnte. Dennoch muss 
die Bedeutung einer solchen Bezugnahme für den Ausschuss der Regionen betont 
werden, da diese grenzüberschreitende Zusammenarbeit der einzige materielle 
Bereich ist, für den der Vertrag dem Ausschuss der Regionen eine besondere 
Zuständigkeit zuerkennt (B.1.1).  
 
Die Kommission stützt ihren Vorschlag logisch gut nachvollziehbar auf das Kapitel 
zum wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, da der Vertrag keine eindeutige 
Grundlage für die Zuständigkeit der Gemeinschaft für die Annahme eines Rechtsaktes 
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zur rechtlichen Ausformung einer Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften 
enthält. 
 
Die Untersuchung des Verfahrens zur Annahme des Rechtsaktes zeigt, dass die 
Empfehlungen aus der Stellungnahme des Ausschusses der Regionen und die 
Abänderungsvorschläge des Europäischen Parlaments substanzielle Beiträge zu dem 
Vorschlag der Kommission beisteuern konnten. Durch diese beiden Beiträge konnten 
die Qualität und Genauigkeit der Bestimmungen dieses Rechtsetzungsinstruments 
gesteigert und sein Anwendungsbereich über die direkte Nachbarschaft hinaus 
ausgeweitet werden; zudem werden die Interessen der lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften stärker berücksichtigt (B.2). 
 
Dennoch ist festzustellen, dass sich die EVTZ-Verordnung aufgrund ihrer 
Rechtsgrundlage, ihrer langfristigen Wirkung und ihres Ziels von den 
Strukturfondsverordnungen unterscheidet, obwohl sie zum gleichen Zeitpunkt erlassen 
wurde und auch ihr Gegenstand, die territoriale Zusammenarbeit, in den Rahmen 
dieser Verordnungen fällt (B.3). 

 
Diese Verordnung, deren Inhalt das Potenzial für größere Entwicklungen des europäischen 
Integrationsprozesses in sich trägt, insofern als sie ein gemeinschaftliches Rechtsinstrument darstellt, 
das es den lokalen und regionalen Gebietskörperschaften der Europäischen Union ermöglicht, sich 
unmittelbar an einer auf dem Gemeinschaftsrecht basierenden Zusammenarbeit zu beteiligen, 
erscheint in einem besonderen Moment des Integrationsprozesses, der noch immer enger und direkter 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union verläuft. Am 1. Mai 2004 wurde die 
Europäische Union auf bislang einzigartige Weise um zehn neue Mitgliedstaaten erweitert, von denen 
die meisten (acht) zuvor das politische und wirtschaftliche System des realen Sozialismus aufgegeben 
hatten und nun die Möglichkeit erhielten, sich umfassend am Integrationsprozess und daher auch an 
den einzelnen rechtlichen Mechanismen und den in diesem Rahmen eingerichteten Finanztransfers zu 
beteiligen. Zwar stellt die Integration der neuen Mitgliedstaaten den Besitzstand der institutionellen 
und rechtlichen Struktur der Europäischen Union nicht infrage, doch hat sie größere Umwälzungen in 
einigen Politikbereichen zur Folge, insbesondere in Bezug auf die Politik für den wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalt.  
 
Diese wurde seit 1988191 mit einer erstaunlichen Dynamik entwickelt und gefestigt und brachte die 
Anforderungen des Vertrags nach einer Konzentration und Koordinierung der 
Strukturfondsinterventionen miteinander in Einklang, wobei die Europäische Kommission immer 
darum bemüht war - wie die Mitgliedstaaten bei zahlreichen Gelegenheiten bestätigt haben192 -, die 
Gebietskörperschaften193 der Europäischen Union möglichst gut in die Planung und Umsetzung dessen 
einzubeziehen, was am 1. Januar 2007 zum größten Haushaltsposten der Europäischen Union wurde. 
Mit fast 36% des Gemeinschaftshaushalts für diese Politik wird sie zum ersten Mal besser ausgestattet 
sein als die Gemeinsame Agrarpolitik. Die EVTZ-Verordnung wurde wie alle Verordnungen im 
Zusammenhang mit der Koordinierung und Verwaltung der Strukturfonds für die 
Programmplanungsperiode 2007-2013 im ABl. L 210 vom 31. Juli 2006 veröffentlicht. Dennoch zählt 
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sie formal nicht zu den Verordnungen dieser Art, sondern ist im Sinne von Artikel 159 Absatz 3 EGV 
eine "spezifische Aktion außerhalb der Fonds"; aus diesem Grund und im Gegensatz zu den 
gleichzeitig erlassenen Verordnungen ist ihre Gültigkeitsdauer nicht auf den 31. Dezember 2013 
beschränkt. Siehe in diesem Zusammenhang (Anhänge I und II) den Unterschied zwischen Artikel 17 
der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ und Artikel 24 der Verordnung (EG) 
Nr. 1080/2006 vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung. Im ersten 
Falle (EVTZ-Verordnung) legt die Kommission ggf. Vorschläge zur Änderung der Verordnung vor, 
während bei der EFRE-Verordnung Folgendes angegeben ist: "… überprüfen das Europäische 
Parlament und der Rat diese Verordnung spätestens bis zum 31. Dezember 2013". Trotzdem ist diese 
Verordnung direkt mit diesen beiden verknüpft, vor allem aufgrund ihres Gegenstands. Die territoriale 
Zusammenarbeit, die die Einrichtung des EVTZ ermöglichen soll, entspricht nämlich Ziel 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den 
Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999. Ferner sagt Artikel 7 
Absatz 3 eindeutig Folgendes aus: "Im Einzelnen sind die Aufgaben des EVTZ vornehmlich auf die 
Umsetzung der Programme oder Projekte für territoriale Zusammenarbeit beschränkt, die durch die 
Gemeinschaft, insbesondere durch den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den 
Europäischen Sozialfonds und/oder den Kohäsionsfonds, kofinanziert werden." Ebenso wird in 
Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung über den EVTZ ausdrücklich auf Artikel 6 der EFRE-Verordnung 
vom 5. Juli 2006 verwiesen.  
 
Daneben findet sich die Rechtsgrundlage im Kapitel zum wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, 
da diese Verordnung als eine "spezifische Aktion außerhalb der Fonds" im Sinne von Artikel 159 
Absatz 3 EGV angelegt ist. Aus dieser Rechtsgrundlage ergibt sich zwar eindeutig, dass die Aktion 
außerhalb der Strukturfonds liegt, doch weist die Systematik des Vertrags gleichzeitig darauf hin, dass 
eine solche Aktion eng mit dem wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt verknüpft ist. 
Schließlich lässt das Datum ihrer Annahme 194 , zum gleichen Zeitpunkt wie die weiteren 
Strukturfondsverordnungen, keinen weiteren Zweifel an der Bedeutung dieser Verknüpfung. 
 
Zunächst wollen wir uns kurz mit den Umständen und Gründen für die 2006 eingeführten 
substanziellen Änderungen an der Koordinierung und Verwaltung der Strukturfonds beschäftigen. 
Erläutert werden die spezifischen Herausforderungen im Zusammenhang mit Ziel 3 "Territoriale 
Zusammenarbeit", das die Gemeinschaftsinitiative INTERREG (Ausrichtung A) "ersetzt". Zwar 
könnten zahlreiche erklärende Faktoren aus Disziplinen wie der Politikwissenschaft oder 
Wirtschaftsanalyse herangezogen werden, doch beschränkt sich diese Studie auf die Untersuchung der 
rechtlichen Aspekte der Entwicklung der territorialen Zusammenarbeit. Auch konzentriert sich die 
Analyse auf die rechtlichen Probleme im Zusammenhang mit dem Erfordernis des Ausbaus der 
territorialen Zusammenarbeit sowie mit dem Erfordernis, eine zufrieden stellende Grundlage im 
Gemeinschaftsrecht sowie für die sich hieraus ergebenden Zwänge zu finden. Der zweite Abschnitt 
dieses Kapitels ist der Prüfung des Verfahrens zur Annahme dieser Verordnung (Abschnitt B) 
gewidmet. 
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A. DIE HERAUSFORDERUNGEN IM ZUSAMMENHANG MIT DER TERRITORIALEN 
ZUSAMMENARBEIT IM RAHMEN DER KOHÄSIONSPOLITIK DER GEMEINSCHAFT 

 
Trotz der in nie da gewesenem Umfang vorgenommenen, umfassenden Reformen der 
Kohäsionspolitik der Gemeinschaft, deren Ursache vor allem die Erweiterung im Jahr 2004 und die 
damit entstandenen großen wirtschaftlichen Disparitäten der einzelnen Teilbereiche des EU-Gebiets 
war, wurde die grenzüberschreitende, transnationale oder interregionale Zusammenarbeit nicht 
vergessen. Für den neuen Programmplanungszeitraum gab es sogar Fälle, bei denen eine 
Gemeinschaftsinitiative in ein vorrangiges Ziel der Strukturpolitik umgewandelt wurde und 
gleichzeitig für die Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften - die von 
Anfang an und bis heute unter dem Fehlen eines eigenen Rechtsrahmens litt - ein Rechtsinstrument im 
Rahmen des Gemeinschaftsrechts vorgeschlagen wurde, das ihre Umsetzung ermöglicht. Die 
Verbindung dieser beiden Phänomene rechtfertigt die Ausarbeitung dieser vom Ausschuss der 
Regionen in Auftrag gegebenen Studie zur Zukunft dieser territorialen Zusammenarbeit. 
 
Als jedoch mit dieser Studie begonnen wurde, hatte sie virtuelle Objekte zum Gegenstand. Weder der 
Rechtsrahmen für die Strukturfonds für den Zeitraum 2007-2013 noch die EVTZ-Verordnung waren 
zu diesem Zeitpunkt angenommen worden. Im letzteren Fall wird im Folgenden (Abschnitt B.1) zu 
sehen sein, dass der Wortlaut der Verordnung zwischen dem ursprünglichen Vorschlag der 
Kommission und dem am 5. Juli 2005 erlassenen Text eine - im Wesentlichen positive - Entwicklung 
durchlaufen hat.  
 
Um verstehen zu können, welche Auswahl bei der Ausarbeitung der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 
getroffen wurde und um diese Wahl zu analysieren (was in Kapitel 4 geschehen wird), scheint es 
wichtig, die Gründe zu untersuchen, die der Vorbereitung und Annahme dieser Verordnung der 
Gemeinschaft zugrunde liegen. Zunächst ist vor allem zu klären, warum und weshalb die 
Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften im Gebiet der Europäischen 
Union und außerhalb ihrer Grenzen ein wichtiger Punkt der europäischen Integration und eine äußerst 
komplizierte rechtliche Frage ist, die neuartige und noch nicht hundertprozentig gefestigte Lösungen 
erfordert. Dieser erste Abschnitt widmet sich daher den Problemen und Herausforderungen, der zweite 
den Verfahren. Wie in der gesamten übrigen Studie steht die rechtliche Perspektive im Vordergrund. 
 
1. Die Bedeutung der territorialen Zusammenarbeit aus Sicht der Gemeinschaft 
 
Die Europäische Kommission schreibt in ihrem dritten Bericht über den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt: "Die Zusammenarbeit zwischen Ländern und Regionen ist ein wesentliches Element 
der Kohäsionspolitik der Union."195  Wie im ersten Kapitel ausgeführt, war sich die Europäische 
Kommission sehr früh bewusst, dass diese Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Akteuren innerhalb 
und außerhalb der Gemeinschaft grundlegend und zwingend europäisch geprägt ist. Diese Aktivität 
kann aufgrund der Akteure weder klassisch international als zwischenstaatlicher Prozess noch 
aufgrund der betroffenen Aktivitäten auf eine nationale Zuständigkeit beschränkt bleiben. Die 
zunächst grenzüberschreitende und nun territoriale Zusammenarbeit ist ein eigener und wesentlicher 
Faktor der europäischen Integration. Wie auch bereits im ersten Kapitel dieser Studie gezeigt, wird die 
Notwendigkeit der Entwicklung einer solchen Zusammenarbeit durch die europäische Integration 
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nicht geschwächt, sondern es wird die Forderung der öffentlichen Akteure auf lokaler und regionaler 
Ebene angesichts einer zunehmenden Verlagerung der Tätigkeiten privater Akteure in Europa und der 
rechtlichen Zwänge aufgrund des Territorialitätsprinzips im Zusammenhang mit dem öffentlichen 
Recht der einzelnen Staaten, denen ihre Aktivitäten weiter unterliegen, nach Mechanismen gestärkt, 
die es ihnen ermöglichen, ihre Zuständigkeiten im europäischen Rahmen voll und ganz auszuüben.  
 
Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit war eine Aktivität am Rande des öffentlichen Handelns 
weniger lokaler und regionaler Gebietskörperschaften, deren Umfang den Anforderungen von 
Einzelpersonen in Bezug auf den geografischen und institutionellen Bereich - weder lokal noch 
regional noch national - nicht entsprach und innerhalb derer die lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften ihre Zuständigkeiten ausüben konnten. Sie ist nunmehr in den gemeinsamen 
Bereich der Ausübung der Zuständigkeiten der Gebietskörperschaften übergegangen, unterliegt aber 
noch besonderen Zwängen. Dies gilt insbesondere für den Rahmen eines wirtschaftlich so vollständig 
integrierten Raums wie das Gebiet der Europäischen Gemeinschaft. 
 
So strukturiert und entwickelt sich die grenzüberschreitende Aktivität einer wachsenden Zahl von 
Gebietskörperschaften weg von einer reaktiven Aktivität angesichts der Forderungen bestimmter 
privater Akteure, die mit Schwierigkeiten im Zusammenhang mit dem Vorhandensein einer 
internationalen Grenze (Grenzgänger, grenzüberschreitende Umweltverschmutzung, Rationalisierung 
der Erbringung bestimmter lokaler Dienstleistungen, für die eine von geografischen Gegebenheiten 
abhängige Infrastruktur erforderlich ist) in ihrem Lebensumfeld konfrontiert sind, hin zu einer 
zukunftsorientierten öffentlichen Politik. Die Entscheidungsträger denken bei der Raumplanung 
grenzüberschreitend und konzipieren eine integrierte regionale Wirtschaftsentwicklung, die über den 
strikt nationalen Raum und Bezugsrahmen hinausgeht. Die Partnerschaft mit auf der anderen Seite der 
Grenze angesiedelten Akteuren wird eine gemeinsame Vorgehensweise beim öffentlichen Handeln auf 
lokaler Ebene und zum Träger einer wirklich "horizontalen Integration" auf europäischer Ebene196. 
 
Die Europäische Kommission, die sich der Erfordernisse und des Potenzials dieser territorialen 
Zusammenarbeit für die europäische Integration bewusst ist, unterstützt diese Aktion seit 1975 im 
Rahmen des EFRE. Da jedoch eine geeignete Rechtsgrundlage und ein für innovative Entwicklungen 
in dieser Frage förderlicher politischer Kontext fehlen, ist die Tätigkeit der Gemeinschaft begrenzt. 
 
Die bislang vorgeschlagenen rechtlichen Lösungen haben mit dem praktischen Handeln der Akteure 
vor Ort wenig zu tun und bewirken, dass die grenzüberschreitende Dynamik gebremst wird. 
Zumindest sind sie ein Hindernis, das wirkliche Entwicklungsfortschritte behindert, die doch von der 
großen Mehrheit der an grenzüberschreitenden Projekten beteiligten Akteure gewünscht werden. Dem 
rechtlichen Konzept, das der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit derzeit zugrunde liegt, mangelt 
es an Rechtssicherheit und es ist nicht geeignet, die Forderung nach einer Gleichstellung von Parteien 
in einer vertraglichen Beziehung zu erfüllen. Es birgt zudem die Gefahr, sowohl die Vorsätze für eine 
Zusammenarbeit der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften als auch den Willen der Staaten zu 
hemmen, den jeweiligen rechtlichen Rahmen anzupassen.  
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Unter diesen Umständen bedarf es einer Änderung der Strategie und des Konzepts bei der Aufstellung 
von Regeln für die Deckung des ständig steigenden Bedarfs von Bevölkerungen, die in ihrem Alltag 
mit den Auswirkungen einer internationalen Grenze innerhalb des Gebiets der Gemeinschaft 
konfrontiert sind. Im Rahmen der Nachbarschaft ist dieser Bedarf umso dringlicher. Daher hatte die 
Kommission ursprünglich beschlossen, mit ihrem Rechtsinstrument die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zu fördern, bevor dessen Anwendungsbereich auf Ersuchen des Ausschusses der 
Regionen und des Parlaments auf die territoriale Zusammenarbeit ausgeweitet wurde. 
 
2. Unzulänglichkeiten eines auf finanziellen Anreizen basierenden Systems 
 
Auch aus rein rechtlicher Sicht war die Annahme eines auf dem Gemeinschaftsrecht beruhenden 
Rechtsrahmens absolut erforderlich. Ferner ergibt sich aus der Rechtsgrundlage, auf die sich diese 
Verordnung stützt (Artikel 159 Absatz 3 EGV), dass sich "spezifische Aktionen" - bzw. in diesem 
Falle eine spezifische Aktion - gemäß dieser Bestimmung für die Verwirklichung des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts "als erforderlich erweisen" müssen, um herangezogen werden zu können, 
was aus rechtlicher Sicht hier der Fall ist.  
 
So gibt es seit 1990 eine Gemeinschaftsinitiative für die finanzielle Unterstützung von Aktivitäten im 
Rahmen der Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften an den Grenzen 
der EU, in deren Rahmen als Priorität festgelegt ist, dass für die Akteure dieser Zusammenarbeit und 
die Empfänger von Finanzhilfen der Gemeinschaft die Notwendigkeit besteht, gemeinsame 
institutionelle und administrative Strukturen einzurichten, um die Zusammenarbeit zu unterstützen und 
anzuregen197. Dieses Ziel der Schaffung grenzüberschreitender institutioneller Strukturen, mit dem 
EVTZ als einer Ausformung, wird durch die zweite Auflage dieses Programms (INTERREG II, 1994-
1999) gestärkt. Diese Gemeinschaftsinitiative geht sogar so weit, ausdrücklich als wesentliches Ziel 
für die Gewährung von Finanzierungen eine Unterstützung für die Schaffung gemeinsamer 
institutioneller und administrativer Strukturen198 festzulegen, was wiederum in weiten Teilen dem für 
den hier behandelten Verordnungsentwurf vorgeschlagenen Gegenstand entspricht.  
 
Doch fehlen vor allem die rechtlichen Mittel, um dieses Ziel Wirklichkeit werden zu lassen. Dies 
veranlasst vor allem den Europäischen Rechnungshof dazu hervorzuheben, dass sich die 
Durchführung von Aktivitäten im Rahmen dieses Programms hinsichtlich der Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen der Haushaltsführung als problematisch erweist. So stellt der Rechnungshof fest, 
dass "die im Rahmen der 31 OP beschlossenen Maßnahmen nicht immer dem grenzüberschreitenden 
Charakter dieser GI" entsprechen. "Die Prüfung der OP hat ergeben, dass nur ein kleiner Teil der 
vorgesehenen Ausgaben direkt Maßnahmen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit betrifft. Der 
größte Teil entfällt auf Maßnahmen, die - häufig ohne interregionale Zusammenarbeit - auf der einen 
oder der anderen Seite der Grenze stattfinden. Diese Vorhaben hätten im Rahmen anderer bestehender 
Gemeinschaftsinterventionen durchgeführt werden können."199 "Diese Feststellungen zeigen insgesamt, 
dass es erheblicher Fortschritte bedarf, um das mit dieser Initiative angestrebte Ziel einer verstärkten 
grenzüberschreitenden Partnerschaft zu erreichen. Die im Rahmen dieser verschiedenen Programme 
durchgeführten Maßnahmen hätten ebenso gut - wenn nicht besser - im Rahmen klassischer OP 
umgesetzt werden können."200 
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Aufgrund dieser Kritik, angesichts derer sich die Kommission genau damit rechtfertigt, dass ein 
wirkungsvolles Rechtsinstrument für die Einrichtung und den Betrieb solcher grenzüberschreitender 
Strukturen fehlt, werden im Programm INTERREG III (für INTERREG II war es bereits zu spät und 
Fortschritte in diesem Bereich waren nicht möglich) für die institutionellen Strukturen für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit keine so ehrgeizigen Ziele aufgestellt 201 . Mit dem hier 
betrachteten Verordnungsentwurf soll diese Kluft zwischen der politischen Priorität der Kommission, 
veranschaulicht auf der einen Seite durch zunehmend mehr Mittel aus dem Gemeinschaftshaushalt zur 
Unterstützung grenzüberschreitender Aktionen und auf der anderen Seite durch das Fehlen eines 
Instruments für einen Rechtsrahmen für die Umsetzung echter grenzüberschreitender Maßnahmen, 
überbrückt werden. 
 
Hervorzuheben ist jedoch, dass der Vorschlag für eine Verordnung für die Festlegung des 
Rechtsrahmens für solche grenzüberschreitenden Strukturen erst fast fünfzehn Jahre nach den 
vergeblichen Bemühungen um Fortschritte bei der Entwicklung von Strukturen für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit nur über finanzielle Anreize aufgestellt wird. Hier ist nur von 
Bemühungen um Fortschritte die Rede, da das Fehlen einer zuverlässigen rechtlichen Lösung für die 
Einrichtung und den Betrieb solcher institutioneller grenzüberschreitender Strukturen es den 
beteiligten Akteuren praktisch nicht ermöglicht hat, solche Zusammenschlüsse zu schaffen.  
 
In einem Sonderbericht über die Programmplanung der Gemeinschaftsinitiative INTERREG III stellt 
der Rechnungshof noch immer Folgendes fest: "Die Projekte haben keinen grenzübergreifenden 
Charakter, und es findet - unter anderem bei der Verwaltung der Programme im Rahmen der 
Gemeinschaftsinitiative (PGI) - keine grenzübergreifende Zusammenarbeit statt." 202  Der 
Rechnungshof erklärt dieses Problem durch das weiterhin bestehende Fehlen eines Rechtsinstruments 
und stellt nebenbei fest, dass die Bemühungen darum, Europäische Wirtschaftliche 
Interessenvereinigungen zu bilden und mit der Durchführung der INTERREG-Programme zu befassen, 
nicht erfolgreich waren203 - und macht in seinen Schlussfolgerungen deutlich, dass im Falle einer 
Neuauflage der Initiative nach 2006 "die eingeleiteten Arbeiten zur Einrichtung rechtlicher 
Instrumente der Zusammenarbeit fortgesetzt werden sollten, damit diese Instrumente im Rahmen von 
INTERREG zur Anwendung kommen können"204. Diese Empfehlung des Rechnungshofes wurde 
erhört, wenn auch nicht mehr im Rahmen von INTERREG, und es liegt auf der Hand, dass die 
mögliche Lösung für ein zuverlässiges und wirksames Rechtsinstrument für die Einleitung einer 
grenzübergreifenden oder territorialen Zusammenarbeit einen erheblichen Fortschritt bedeuten und die 
Kluft überbrücken sollte, die zwischen den im Rahmen des wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts bekundeten Zielen der Schaffung einer territorialen Zusammenarbeit und der Realität 
der sich hieraus ergebenden konkreten Errungenschaften bestand. 
 
3. Rechtliche Probleme bei der Finanzierung grenzüberschreitender Projekte in Europa 
 
Die Kommission bemerkt selbst sehr zutreffend zu den Aktivitäten im Rahmen der Zusammenarbeit 
zwischen Ländern und Regionen: "Auch ist ihre Umsetzung komplizierter als andere 
Strukturfondsprogramme." 205  Dies gilt umso mehr in Bezug auf die Finanzierung 
grenzüberschreitender oder transnationaler Aktivitäten durch öffentliche Akteure. Es darf nicht 
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vergessen werden, dass die Nutzung öffentlicher Mittel in allen Staaten, die den Grundsatz der 
Rechtsstaatlichkeit achten - und dies sind per definitionem im Sinne von Artikel 6 Absatz 1, Artikel 49 
Absatz 1 und 7 EUV alle Mitgliedstaaten der EU -, recht strengen Kontrollen unterliegt. Wird eine 
Aktivität gemeinsam von öffentlichen Akteuren durchgeführt, die unterschiedlichen Rechtssystemen 
unterliegen, so müssen die Anforderungen der unterschiedlichen Systeme nicht unbedingt kompatibel 
sein. Und das birgt ganz offensichtlich ein Problem für die Entwicklung konkreter Aktionen im 
Rahmen der grenzüberschreitenden oder territorialen Zusammenarbeit. 
 
Das Problem ergibt sich aus Sicht der Gemeinschaft daraus, dass Zuschüsse aus Gemeinschaftsfonds 
für die Politik für den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt so gut wie nie206 ohne Zuschüsse 
(Zusätzlichkeitsprinzip) aus Quellen der Mitgliedstaaten geleistet werden. Bei einer spezifisch 
transnationalen oder grenzüberschreitenden Zusammenarbeit reicht es nicht aus, die gemeinschaftliche 
Rechtsordnung mit einer nationalen Rechtsordnung zu verknüpfen, sondern es müssen zumindest die 
Anforderungen der gemeinschaftlichen Rechtsordnung mit den beiden nationalen Rechtsordnungen in 
Einklang gebracht werden, deren Regeln und Vorschriften für das öffentliche Rechnungswesen nicht 
unbedingt kompatibel sind. 
 
Dieses Problem haben Partner einer Zusammenarbeit häufig angeführt, denn es würde die 
Kofinanzierungskapazität gemeinsamer Einrichtungen und somit auch die operative 
Leistungsfähigkeit eines grenzüberschreitenden Verbunds begrenzen. Ein Arbeitsdokument der 
Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzregionen (AGEG) aus dem Jahr 2000 zeigt jedoch, dass zwar 
häufig auf diese Schwierigkeiten hingewiesen wird, aber keine wirkliche rechtliche Blockade besteht, 
und dass in zahlreichen Fällen Verfahren gefunden wurden, die die Sicherstellung der Finanzierung 
grenzüberschreitender Aktivitäten trotz der rechtlichen Einschränkungen im Zusammenhang mit der 
Verwaltung öffentlicher Mittel in jedem einzelnen Staat ermöglichen207. 
 
Aus Sicht der Gemeinschaft ist die Kommission vor dem Rat und dem Parlament 208  für die 
Ausführung des Haushalts209 zuständig, die in ihrer Kontrolle durch den Rechnungshof unterstützt 
werden210. In der Praxis und vor allem bei der Umsetzung der Kohäsionspolitik leistet die Kommission 
einen Zuschuss zu den Programmen, die von den Mitgliedstaaten ausgearbeitet und durchgeführt 
werden 211 . Im Rahmen von Programmen, die unter das künftige Ziel 3 fallen, werden die 
Errungenschaften von INTERREG in vollem Umfang in die EFRE-Verordnung212 übernommen (ein 
OP für das gesamte betroffene Gebiet, eine Verwaltungsbehörde, ein Konto, Zuschussfähigkeit der 
Ausgaben, Begleitausschuss usw.). Festzuhalten ist jedoch, dass einer der wesentlichen Vorzüge der 
Annahme einer Verordnung, die die Einrichtung eines Zusammenschlusses für die territoriale 
Zusammenarbeit - den EVTZ - ermöglicht, darin besteht, dass eine Einrichtung entsteht, mit der in 
einem grenzüberschreitenden, transnationalen oder interregionalen Rahmen ein gemeinsames 
Programm verwaltet werden kann; unter diesem Gesichtspunkt ist es bedauerlich, technisch wohl aber 
vermutlich unausweichlich, dass in Artikel 6 der EVTZ-Verordnung Regeln für die Verwaltung 
öffentlicher Mittel festgelegt werden, die unterschiedlich ausfallen, je nachdem, ob ein Zuschuss der 
Gemeinschaft gezahlt wird213. 
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Aus Sicht der einzelnen Mitgliedstaaten hängt die Lage von den jeweiligen Vorschriften für das 
öffentliche Rechnungswesen ab. Selbstverständlich verfügt der Staat selbst über die Fähigkeit, Fonds 
außerhalb des Systems für das öffentliche Rechnungswesen zu verwalten. Für die lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften ist dies gelegentlich schwieriger: Ein Beitrag zu einer 
"ausländischen" Einrichtung mit Rechtspersönlichkeit kann, auch wenn die gebende 
Gebietskörperschaft an einer solchen Einrichtung beteiligt ist, für die nationalen Kontrollbehörden 
Probleme bereiten. Auch das Vorliegen klarer internationaler Vorschriften, die festlegen, dass die aus 
dem Haushalt einer gemeinsamen grenzüberschreitenden Einrichtung vorgesehenen Ausgaben für die 
beteiligten Gebietskörperschaften dem Wesen nach obligatorisch sind, hat nicht immer genügend 
Überzeugungskraft für die Finanzbehörden bestimmter Mitgliedstaaten. Unter diesem Gesichtspunkt 
ist die Tatsache, dass die EVTZ-Verordnung nicht festlegt, dass die in den Haushaltsplan eines EVTZ 
eingesetzten Ausgaben für dessen Mitglieder obligatorische Ausgaben darstellen, ein bedauerlicher 
Mangel, der dazu führen könnte, die Effizienz dieses Rechtsinstruments für die Staaten zu mindern, 
deren Verwaltungsbehörden sich nicht kooperativ zeigen. 
 
B. DAS VERFAHREN ZUR ANNAHME DER VERORDNUNG (EG) NR. 1082/2006 
 
Bei der Prüfung des Verfahrens zur Annahme dieser Verordnung wird die angesichts eines so 
komplexen und innovativen Gegenstands äußerst rasche, positive Entwicklung dieses Textes zwischen 
dem ursprünglichen Vorschlag der Kommission vom 14. Juli 2004 und seiner Annahme am 5. Juli 
2006 deutlich werden. Diese Prüfung zeigt auch die wesentliche Rolle des Ausschusses der Regionen 
und des Europäischen Parlaments für die inhaltliche Entwicklung und vor allem für die stärkere 
Berücksichtigung der Interessen der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften. Die wichtige Rolle 
dieser beiden Institutionen und vor allem des Ausschusses der Regionen rechtfertigt auch das 
besondere Interesse des AdR an der Gewährleistung einer effizienten, raschen und optimalen 
Umsetzung dieser Verordnung.  
 
1. Die Grundlage der Regelung - die Frage nach der Grundlage für die Zuständigkeit der 

Gemeinschaft 
 
Das Erfordernis einer Rechtsgrundlage für jeden Rechtsakt des abgeleiteten Gemeinschaftsrechts 
ergibt sich direkt aus dem Legalitätsprinzip, das der gemeinschaftlichen Rechtsordnung zugrunde 
liegt 214 . Das Fehlen einer eindeutigen Rechtsgrundlage ist ein Grund für die Aufhebung eines 
gemeinschaftlichen Rechtsaktes 215 , und der Grundsatz einer ausdrücklichen Zuweisung von 
Zuständigkeiten an die Gemeinschaft wurde im Vertrag von Maastricht in dem Artikel zum 
Subsidiaritätsprinzip ausdrücklich formuliert; dieser Artikel legt fest, dass "die Gemeinschaft ihre 
Befugnisse nach Maßgabe und im Sinne der Verträge ausübt."216 Daher muss vor der Erarbeitung jeder 
gemeinschaftlichen Rechtsnorm eine Rechtsgrundlage festgelegt werden, auf der ein 
Verordnungsvorschlag basiert. Wie steht es hiermit im vorliegenden Fall? 
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1.1 Erwähnung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im Vertrag 
 
Bei der Revision der Gemeinschaftsverträge und des Vertrags über die Europäische Union (Vertrag 
von Amsterdam) erscheint im Gemeinschaftsvertrag im ersten Satz von Artikel 198 C (jetzt 
Artikel 265) zu den Modalitäten für die obligatorische Anhörung des Ausschusses der Regionen ein 
Satz, in dem festgelegt wird, dass der Ausschuss der Regionen "vom Rat oder von der Kommission in 
den in diesem Vertrag vorgesehenen Fällen und in allen anderen Fällen gehört wird, in denen eines 
dieser beiden Organe dies für zweckmäßig erachtet, insbesondere in Fällen, welche die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit betreffen"217. Überraschend ist, dass hier zum ersten Mal auf 
eine solche Zusammenarbeit im Vertrag verwiesen wird. Die Anhörung des Ausschusses der Regionen 
zählt somit zur Umsetzung der Bestimmungen des Vertrags durch die Organe. Auch ist es bis zur 
Aufstellung eines Vorschlags für die EVTZ-Verordnung durch die Kommission schwierig, einen 
genauen Sinn dieser Bestimmung auszumachen, da die Anwendungsfälle hypothetisch erscheinen. 
 
Dass diese Bezugnahme auftaucht, ist andererseits sehr leicht zu erklären. Der neu geschaffene 
Ausschuss der Regionen218 fand sich nämlich unverzüglich einer Revision der Verträge ausgesetzt. 
Zwar fällt ein solcher Prozess unter die Hoheitsrechte der Mitgliedstaaten219, doch äußern die Organe 
und Einrichtungen der EU ihre Standpunkte und Forderungen im Rahmen eines solchen Verfahrens. 
Dies tut auch der Ausschuss der Regionen, der in einer Initiativstellungnahme 220  zahlreiche 
Verbesserungen des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft sowohl hinsichtlich 
seiner eigenen institutionellen Stellung als auch hinsichtlich einer stärkeren Berücksichtigung der 
Interessen der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften im Vertrag fordert. In Bezug auf diesen 
zweiten Teil fordert der Ausschuss eine ausdrückliche Anerkennung der grenzüberschreitenden und 
territorialen Zusammenarbeit im EGV221. Im Rahmen der Regierungskonferenz wird dieser Forderung 
teilweise nachgekommen, und zwar durch den oben erwähnten Satz. Die Formulierung ist umso 
verwunderlicher, als es sich um eine besondere konsultative Befugnis handelt, die dem Ausschuss 
selbst zuerkannt wird - und nicht, wie von den Mitgliedern des Ausschusses der Regionen gefordert, 
um die Anerkennung der Bedeutung dieser Art von Zusammenarbeit im Vertrag, die die Entwicklung 
eines geeigneten gemeinschaftlichen Rechtsrahmens erlaubt hätte. 
 
Jedoch besteht das Interesse am Vorhandensein dieser Bezugnahme - auch wenn sie rechtlich 
schwierig einzuordnen ist - am diesbezüglichen Handeln der Gemeinschaft und insbesondere an dem 
des Ausschusses der Regionen. Tatsächlich handelt es sich um die einzige Bezugnahme auf ein 
bestimmtes Sachgebiet (eine Art materielle Befugnis) im Rahmen der dem Ausschuss der Regionen 
gewidmeten Artikel. Auf diese Besonderheit stützt sich der Vorschlag des Ausschusses der Regionen 
für eine spezifische Folgemaßnahme zur Umsetzung dieser Verordnung, und zwar insbesondere auf 
diese Rechtsgrundlage222. 
 
Auch wenn Artikel 159, auf den sich die EVTZ-Verordnung stützt, ausdrücklich die Anhörung des 
Ausschusses der Regionen - wie im Übrigen auch die Anhörung des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses - vorsieht, ist hervorzuheben, dass zahlreiche Forderungen aus der Stellungnahme 
des Ausschusses der Regionen223 von der Kommission in ihre überarbeitete Fassung224 aufgenommen 
und in dem am 5. Juli 2006 angenommenen Text beibehalten wurden. Zutreffend ist auch, dass diese 
Vorschläge des Ausschusses der Regionen weitestgehend mit denen des Europäischen Parlaments 
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übereinstimmten, das im Rahmen der Annahme "spezifischer Aktionen" im Sinne von Artikel 159 
Absatz 3 über eine Mitentscheidungsbefugnis (nach dem Verfahren von Artikel 251 EGV) verfügt. 
 
Ferner kann diese Bezugnahme auf die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
Gemeinschaftsvertrag nicht als Rechtsgrundlage für eine diesbezügliche Aktion der Gemeinschaft 
herangezogen werden; hingegen wird dem Ausschuss der Regionen hier eindeutig eine spezifische 
Legitimation für sein Tätigwerden in diesem Bereich übertragen, dem einzigen Bereich, in dem dem 
Ausschuss der Regionen über die gemeinschaftliche Rechtsordnung eine materiellrechtliche Befugnis 
übertragen wird. Außerdem erwiese sich das Vorhandensein dieser Bestimmung im Sinne des 
Rechtsgrundsatzes der praktischen Wirksamkeit, der vom Gerichtshof häufig angeführt wird, als 
besonders wichtig, wenn die Gültigkeit der EVTZ-Verordnung vor einer Gemeinschaftsgerichtsbarkeit 
behandelt würde. Dass die Mitgliedstaaten diesen Wortlaut von Artikel 265 EGV gebilligt haben, zeigt, 
dass sie ausdrücklich eine mögliche Befugnis der Gemeinschaft in diesem Bereich beabsichtigten. 
 
1.2 Die Rechtsgrundlage für eine Verordnung über die territoriale Zusammenarbeit 
 
Wenn nun, wie wir gesehen haben, Artikel 265, nur in diesem Artikel ist die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit erwähnt, offensichtlich als Rechtsgrundlage nicht ausreichend ist, um einen 
gemeinschaftlichen Rechtsakt zu rechtfertigen, muss eine andere rechtliche Grundlage für diese 
Aktion gefunden werden. Der EG-Vertrag enthält einige allgemeine Regeln für die Zuweisung von 
Befugnissen. Zwei davon werden am häufigsten geltend gemacht. Zum einen Artikel 308 und zum 
anderen Artikel 94ff. 
 
Artikel 308 (Ex-Artikel 235) legt Folgendes fest: "Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft 
erforderlich, um im Rahmen des Gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und sind in 
diesem Vertrag die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so erlässt der Rat einstimmig 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments die geeigneten 
Vorschriften." In Bezug auf diese Bestimmung und ihre mögliche Anwendung sind zwei wichtige 
Elemente hervorzuheben. Zum einen zeigt die Formulierung deutlich, dass diese Bestimmung 
subsidiär anzuwenden ist. Nur wenn im Vertrag keine Befugnisse für die Verwirklichung eines Ziels 
der Gemeinschaft vorgesehen sind, kann diese Bestimmung geltend gemacht werden 225 . Ferner 
verweist diese Bestimmung auf ein Verfahren, in dem das Europäische Parlament nur angehört wird, 
daher kann es den Beschluss nicht beeinflussen: Auch wenn es sich bei der Anhörung um eine 
obligatorische Formalität handelt 226 , sind die zu der Anhörung verpflichteten Organe nicht dazu 
verpflichtet, die erhaltene Stellungnahme zu berücksichtigen. Dies ist übrigens einer der Gründe227, 
weswegen das Europäische Parlament die auf dieser Grundlage erlassenen Rechtsakte anficht228. Für 
dieses Verfahren ist zudem ein einstimmiger Beschluss der Mitgliedstaaten erforderlich (was bei 
Artikel 159 Absatz 3, der als Grundlage für die EVTZ-Verordnung herangezogen wird, nicht der Fall 
ist). 
 
Die weitere Bestimmung, die eine breite Zuständigkeit ermöglicht (neben den ausdrücklich im Vertrag 
erwähnten Zuständigkeitsbereichen), ist Artikel 95 EGV229, in dem vorgesehen ist, dass der Rat oder 
das Europäische Parlament Richtlinien (Artikel 94) oder Maßnahmen (Artikel 95) "zur Angleichung 
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der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten" erlassen können, "welche die 
Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarkts zum Gegenstand haben". Im Gegensatz zu 
Artikel 308 EGV ist diese Zuständigkeit nicht subsidiär. Es ist jedoch einerseits nicht sicher, dass die 
Einrichtung des EVTZ direkt mit der Errichtung und dem Funktionieren des Binnenmarktes 
verbunden ist, und andererseits ist die Angleichung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten nicht der Gegenstand der EVTZ-Verordnung, da diese Verordnung dem Wortlaut von 
Erwägungsgrund 5 zufolge ein solches Ziel tatsächlich nicht verfolgt230. 
 
Dagegen sieht der Vertrag im Bereich des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts einen Sockel 
mit spezifischen Befugnissen vor, deren Formulierung in Bezug auf die Bedingungen, unter denen der 
gemeinschaftliche Gesetzgeber das Recht hat, diese auszuüben, an Artikel 308 erinnert. Für die 
Umsetzung von Maßnahmen, die auf dieser speziellen Befugnis beruhen, kommt hingegen das 
Mitentscheidungsverfahren (Artikel 251 EGV) zur Anwendung, das eine umfassende Einbindung des 
Europäischen Parlaments ermöglicht. Wenn also eine solche spezifische Aktion im Sinne von 
Artikel 159 Absatz 3 EGV außerhalb der im Rahmen der Politik für den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt koordinierten Fonds angesiedelt ist, muss sie im allgemeinen Rahmen dieser Politik 
verbleiben und sich "unbeschadet der im Rahmen der anderen Politiken der Gemeinschaft 
beschlossenen Maßnahmen" als erforderlich erweisen. Auch muss sich diese Aktion auf die Politik für 
den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt beschränken. 
 
Dies erklärt insbesondere, dass das Ziel dieser Verordnung nicht darin besteht, einen allgemeinen 
gemeinschaftspolitischen Rahmen für die territoriale Zusammenarbeit aufzustellen, was genau in 
Erwägungsgrund 5 aufgeführt ist - andernfalls würde diese Verordnung die der Gemeinschaft 
zugewiesenen Befugnisse überschreiten und könnte aus diesem Grund für ungültig erklärt werden -, 
sondern vor allem darin, das für die Umsetzung eines im Rahmen der Politik für den wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalt aufgestellten vorrangigen Ziels erforderliche Instrument des 
Gemeinschaftsrechts zu erhalten. Die territoriale Zusammenarbeit ist ein ebenso legitimes Ziel des 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts wie z.B. die regionale Wettbewerbsfähigkeit. Ferner 
haben im Rahmen des derzeit unvollendeten Verfahrens zur Reform der Verträge der Ausschuss der 
Regionen 231 , die Kommission 232  und schließlich die Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Regierungskonferenz akzeptiert, den territorialen Zusammenhalt als neues Ziel im Vertrag neben dem 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu verankern233. 
 
Somit besteht für diese Verordnung eine eindeutige Rechtsgrundlage in den Verträgen, was nicht 
offensichtlich war. Ferner wird u.a. in der Studie des Ausschusses der Regionen zur transeuropäischen 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften (die unter Federführung der Arbeitsgemeinschaft 
europäischer Grenzregionen durchgeführt wurde), in der die Artikel 308 und 159 Absatz 3 als 
mögliche Rechtsgrundlagen aufgeführt werden, die Ansicht vertreten, dass neben dem Problem, dass 
die Bestimmungen des derzeit geltenden Vertrags die Schaffung eines gemeinschaftlichen 
Rahmeninstruments nicht ermöglichen, das zweite Problem darin liegt, dass eine geeignete 
diesbezügliche Rechtsgrundlage in den Vertrag aufgenommen werden muss234. Der am 5. Juli 2006 
erlassene Text nutzt daher völlig zutreffend die Möglichkeiten dieser Rechtsgrundlage. Zudem sieht 
diese Rechtsgrundlage die Anhörung des Ausschusses der Regionen und die Mitentscheidung des 
Europäischen Parlaments vor, was es diesen beiden Institutionen ermöglicht, ihre Bemühungen im 
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Rahmen des Verfahrens zur Annahme dieses Rechtsaktes zu bündeln, um dessen Inhalt positiv zu 
beeinflussen, wie im Weiteren zu sehen sein wird. 
 
2. Die Annahme der Verordnung 
 
Die Annahme dieser Verordnung, die einen rechtlich so komplexen und politisch sensiblen 
Gegenstand regelt, erfolgte erstaunlich rasch, da weniger als zwei Jahre zwischen dem Vorschlag der 
Kommission235 und der Annahme dieser Verordnung im Mitentscheidungsverfahren vergingen. Zum 
Vergleich: Die Verordnung über die Schaffung einer Europäischen Wirtschaftlichen 
Interessenvereinigung wurde elf Jahre nach dem Vorschlag der Kommission erlassen, bei der 
Verordnung über die Europäische Gesellschaft verstrichen zwölf Jahre zwischen dem Vorschlag der 
Kommission und dem Erlass der Verordnung, bei der ESVG-Verordnung "nur" zehn Jahre. Die 
Verknüpfung mit der Programmplanung der Strukturfonds und die mit der Erweiterung verbundenen 
Zwänge haben vermutlich dazu beigetragen, dass diese Verordnung so rasch zustande gekommen ist.  
 
Außerdem ist festzustellen, dass der Vorschlag der Kommission in Bezug auf seinen Inhalt relativ 
bescheiden - wenn nicht gar minimalistisch236 - in dem Sinne zu nennen ist, dass er nur wenige 
materiellrechtliche Bestimmungen enthält, was wahrscheinlich eine geringere Zahl potenzieller 
Streitpunkte zur Folge hat. 
 
Der am 14. Juli 2004 vorgelegte Vorschlag der Kommission enthält 15 Erwägungsgründe und 
9 Artikel. Die Begründung umfasst eine Seite. Zur Begründung ist anzufügen, dass in einem Teil des 
dritten Berichts über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt das Erfordernis dieser 
Verordnung im Hinblick auf die erweiterungsbedingten Reformen der Strukturpolitik der 
Gemeinschaft behandelt und daher de facto als Teil einer umfassenderen Begründung angesehen 
werden kann. Im Titel des Vorschlags wird nur die grenzüberschreitende Zusammenarbeit genannt. 
Dies lässt sich leicht durch zwei Gründe erklären. Zum einen sind im Rahmen dieser Zusammenarbeit 
die Ergebnisse am konkretesten, und der Bedarf an Zusammenschlüssen mit Rechtspersönlichkeit, die 
insbesondere als Inhaber von Rechten und Pflichten gegenüber Dritten auftreten können, tritt daher 
konkreter zutage. Zum anderen werden aber dem Bereich der territorialen Zusammenarbeit mit 
Abstand die höchsten Beträge zugewiesen. 
 
Auch enthält der Vorschlag große Mängel in Bezug auf die Organe eines EVTZ und die 
diesbezüglichen Entscheidungsverfahren, einschließlich der Verabschiedung der Geschäftsordnung. 
Diese Mängel wurden glücklicherweise in dem überarbeiteten Vorschlag, den die Kommission Anfang 
März 2006 vorlegte, behoben. Schließlich enthält der Vorschlag praktisch keine Regeln für die 
Kontrolle über die Beteiligung von Gebietskörperschaften an einem EVTZ. Die meisten 
Hinzufügungen, die sich in der im Juli 2006 angenommenen Fassung finden, beziehen sich auf diesen 
Aspekt. 
 
Eine mögliche Erklärung für die Kontrollbestimmungen hat ihren Ursprung möglicherweise im 
Wortlaut von Artikel 2 Absatz 1 des Vorschlags für die Zusammensetzung des EVTZ. Hier heißt es: 
"Der EVGZ kann sich aus Mitgliedstaaten und/oder regionalen und kommunalen 
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Gebietskörperschaften und/oder anderen lokalen öffentlichen Organismen zusammensetzen, im 
folgenden 'Mitglieder' genannt."237 Diese Formulierung beunruhigte den Ausschuss der Regionen, und 
nach ihm das Europäische Parlament, da beide ihre Mehrdeutigkeit und Gliederung hervorheben und 
folgende Ansicht vertreten: "Es entspricht dem Wesen der transeuropäischen Zusammenarbeit, dass 
auch Regionen und kommunale Gebietskörperschaften ohne Beteiligung der mitgliedstaatlichen Ebene 
als Partner einer transeuropäischen Kooperation Mitgliedstaaten tätig werden (können)." Diese 
Forderung steht vollkommen in Einklang mit den bestehenden Erfahrungen bei der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, die sogar in Bezug auf Rechtsinstrumente vor dem Vorschlag 
der Kommission bestand und ohne den Staat den Gebietskörperschaften vorbehalten war. Der 
Ausschuss der Regionen und das Parlament begrüßen jedoch die Einbindung des Staates neben den 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften. 
 
Zweiter wichtiger Beitrag des Ausschusses der Regionen: Er möchte, wie auch das Parlament, dass 
dieses Rechtsinstrument nicht auf die grenzüberschreitende Zusammenarbeit beschränkt ist, sondern 
auch im Rahmen einer transeuropäischen Zusammenarbeit genutzt werden kann, die neben der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit auch die interregionale Zusammenarbeit einschließt238. Vor 
demselben Hintergrund, aber unter Verwendung des Ausdrucks "territoriale Zusammenarbeit", der den 
Vorteil bietet, dass er der Terminologie von Ziel 3 des nächsten Programmplanungszeitraums der 
Strukturfonds entspricht, fordert auch das Parlament diese Änderung, die problemlos von der 
Kommission und den Mitgliedstaaten akzeptiert wurde. 
 
Dritte präzise Forderung des Ausschusses der Regionen: ein Register der bestehenden EVTZ zu 
führen239; diese Forderung wurde vom Europäischen Parlament in zweiter Lesung unterstützt, zuvor 
war sie von der Kommission in ihrem überarbeiteten Vorschlag aufgegriffen worden240. Es ist also 
festzustellen, dass der Ausschuss der Regionen, der sich als Erster im November 2004 äußerte, 
konkrete Vorschläge aufgestellt hat, die vom Parlament aufgegriffen und von der Kommission und 
den Mitgliedstaaten akzeptiert wurden. 
 
Das Europäische Parlament schließt sich in seinen Änderungsvorschlägen den Forderungen des 
Ausschusses der Regionen an, mit sinnvollen Hinzufügungen zu den Kontrollmodalitäten für die 
Handlungen eines EVTZ und die Haftung seiner Mitglieder sowie für die Anforderungen in Bezug auf 
die Bekanntmachung (Veröffentlichung im Amtsblatt) von eingerichteten EVTZ. 
 
Die Mitgliedstaaten haben über diesen Verordnungsentwurf parallel zu den äußerst schwierigen 
Verhandlungen über das Finanzpaket für den Zeitraum 2007-2013 verhandelt. Auch wurden kaum 
Fortschritte bei den Arbeiten an dieser Verordnung erzielt, solange die Frage der Beiträge zum 
Haushalt der Gemeinschaft und der Verteilung der Ausgaben nicht geregelt war. Als hingegen eine 
Einigung erzielt worden war, haben die Mitgliedstaaten trotz erklärter Vorbehalte einiger 
Mitgliedstaaten relativ rasche Fortschritte erzielt. Der österreichische Ratsvorsitz jedoch hat sehr 
effiziente Arbeit geleistet, um eine Trennung dieses Verordnungsentwurfs von den Verordnungen zu 
den Strukturfonds zu verhindern, wodurch die Verordnung im Sommer 2006 erlassen werden konnte. 
Um es erneut hervorzuheben (die einzelnen Bestimmungen der erlassenen Verordnung werden im 
nächsten Kapitel behandelt): Das in Artikel 159 Absatz 3 vorgesehene Verfahren für die Annahme 
lässt die Annahme einer solchen Verordnung nach dem Verfahren von Artikel 251 EGV zu (also im 
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Rahmen der Mitentscheidung), in deren Rahmen nur die qualifizierte Mehrheit im Rat erforderlich ist. 
Diese Verordnung erzielte keine Einstimmigkeit.  
 
Ihre rasche Annahme wird sich wahrscheinlich in der Umsetzungsphase rächen, weil einige Lücken 
und Unvollkommenheiten zu Tage treten werden. Doch die Nutzung eines solchen Rechtsinstruments 
ist für die Mitgliedstaaten einerseits nicht obligatorisch (die Einrichtung eines EVTZ ist im Sinne von 
Artikel 1 der Initiative seiner künftigen Mitglieder überlassen), und andererseits kann ein Staat 
aufgrund von Artikel 4 Absatz 3 entsprechend seiner verfassungsmäßigen Struktur eine weit gehende 
Kontrolle über die Teilnahme seiner lokalen und regionalen Gebietskörperschaften ausüben und 
schließlich ist für 2011 eine Überprüfungsklausel vorgesehen. Daher sind die wenigen Mängel, die wir 
in dieser Studie entdeckt haben und die in der Praxis in den kommenden Jahren zweifellos zu Tage 
treten werden, ein sehr bescheidener Tribut im Vergleich zu dem Fortschritt, dass es künftig ein 
gemeinschaftliches Rechtsinstrument für die Verwirklichung einer territorialen Zusammenarbeit geben 
wird. 
 
3. Die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 und die weiteren Strukturfondsverordnungen für den 

Zeitraum 2007-2013  
 
Die Verordnung steht in einer besonderen Beziehung zu den weiteren Strukturfondsverordnungen, vor 
allem zu der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 
2006 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1783/1999 sowie zu der Verordnung (EG) Nr. 1983/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit 
allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den 
Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1260/1999. 
 
Die Verordnungen (EG) Nr. 1081/2006 (Europäischer Sozialfonds), Nr. 1084/2006 (Kohäsionsfonds) 
und Nr. 1085/2006 (Schaffung eines Instruments für Heranführungshilfe) sind für die Zwecke dieser 
Studie weniger relevant, auch wenn sie zur gleichen Gruppe von Verordnungen gehören241. 
 
Aus konjunktureller und zeitlicher Sicht ist sie direkt mit diesen weiteren Verordnungen verbunden. 
Tatsächlich wurde sie zur gleichen Zeit wie die Verordnungen bezüglich des wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalts erlassen. Der Vorschlag für die EVTZ-Verordnung der Europäischen 
Kommission wurde am selben Tag wie die Strukturfondsverordnungsvorschläge vorgelegt, am 14. Juli 
2004. Anschließend wurde die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 gemeinsam mit den 
Verordnungen 1080 und 1081 erlassen, und zwar alle drei am 5. Juli. Die Verordnungen 1083 
und 1084 wurden am 11. Juli erlassen, die Verordnung 1085 am 17. Juli. Diese fast zeitgleiche 
Annahme der Verordnungen war aus rechtlicher Sicht nicht erforderlich, und mehrere Mitgliedstaaten 
forderten recht lautstark, diese Verordnung sollte getrennt von den anderen 
Strukturfondsverordnungen erlassen werden. Hieraus wurde glücklicherweise nichts. 
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Aus der Rechtsgrundlage der Verordnung geht jedoch deutlich hervor, dass es sich um eine 
spezifische Aktion außerhalb der Fonds handelt (Artikel 159 Absatz 3 EGV). Dies ist ganz eindeutig. 
 
Zudem sind die Strukturfondsverordnungen in Bezug auf ihren Inhalt und die für die Umsetzung der 
Politik für den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zur Verfügung gestellten Mittel mit der 
mehrjährigen Finanzierung der Gemeinschaft verbunden und entfalten daher eine begrenzte rechtliche 
Wirkung. Alle diese Verordnungen müssen bis spätestens 31. Dezember 2013 überprüft werden242. 
Die EVTZ-Verordnung hingegen entfaltet im Laufe der Zeit eine unbegrenzte rechtliche Wirkung, 
auch wenn Artikel 17 der Verordnung eine Überprüfungsklausel enthält. Dieser Artikel verpflichtet 
die Kommission, dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über die Anwendung dieser 
Verordnung vorzulegen, sowie gegebenenfalls Vorschläge für Änderungen. Das Parlament und der 
Rat sind jedoch nicht zu einer Überprüfung der Verordnung verpflichtet. Das von der Kommission 
angeführte Argument zur Rechtfertigung dieser Ausnahme zu der seit 1988 auf 
Strukturfondsinstrumente immer angewandten Regel stützte sich vor allem auf eine enge Auslegung 
des Gemeinschaftsvertrags. Tatsächlich handelt es sich gemäß Artikel 159 Absatz 3 EGV nicht um 
eine Strukturfondsverordnung. Andererseits bedeutet diese Verordnung im Gegensatz zu den anderen 
in diesem Abschnitt behandelten Verordnungen keine besondere finanzielle Belastung für die 
Gemeinschaft. Schließlich wäre das Ziel der Strukturgebung für die territoriale Zusammenarbeit 
innerhalb der Gemeinschaft im Rahmen ständiger rechtlicher Einrichtungen nicht erreicht, wenn die 
Verordnung, auf die sich solche Strukturen stützen, ab einem bestimmten Datum keine rechtlichen 
Wirkungen mehr entfalten würden243. 
 
Selbstverständlich besteht jedoch eine besondere Beziehung zwischen dieser Verordnung und der 
Verordnung mit allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds (Verordnung (EG) Nr. 1083/2006, 
in der das Ziel 3 aufgestellt und die hierfür zur Verfügung zu stellenden Mittel bestimmt werden. In 
Erwägungsgrund 6 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 wird daher auf die Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 verwiesen. In Artikel 21 dieser Verordnung wird präzisiert, dass etwas mehr als 
7,75 Mrd. EUR für dieses Ziel vorgesehen sind, von denen 73,86% (5 576 358 149 EUR) auf die 
Förderung der grenzübergreifenden Zusammenarbeit, 20,95% (1 581 720 322 EUR) auf die 
transnationale Zusammenarbeit und 5,19% (392 002 991 EUR) auf die Förderung der interregionalen 
Zusammenarbeit und der Netze für Kooperation und Erfahrungsaustausch entfallen244. Auch besteht 
eine besondere Verbindung zur EFRE-Verordnung. In dieser Verordnung werden die Verfahren für 
die Umsetzung dieser territorialen Zusammenarbeit festgelegt245. In der EVTZ-Verordnung wird in 
Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 3 auf Artikel 6 der EFRE-Verordnung verwiesen; hier wird den 
Mitgliedstaaten untersagt, die Aufgaben, die der EVTZ ohne finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft 
durchführen kann, einzuschränken - zu diesen Aufgaben gehören zumindest die in Artikel 6 der 
EFRE-Verordnung aufgeführten Maßnahmen, für die eine solche finanzielle Beteiligung möglich ist. 
 
So unterscheidet sich diese Verordnung, auch wenn sie gemeinsam mit dem "Paket" der 
Strukturfondsverordnungen erlassen wurde, aufgrund ihrer Rechtsgrundlage, ihrer zeitlichen Wirkung 
und ihrem Zweck von diesen Verordnungen. Dies heißt jedoch nicht, wie vorstehend betont wurde, 
dass die EVTZ-Verordnung keine direkte Verbindung zur Durchführung der Strukturpolitik der 
Gemeinschaft für den Zeitraum 2007-2013 aufwiese. 
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Zwar können die Auswirkungen dieser Verordnung auf die Entwicklung der territorialen 
Zusammenarbeit nicht vorhergesagt werden, und es kann keine einzig wahre Auslegung dieser neuen 
Verordnung vorgeschlagen werden, die nur die Praxis und ggf. gerichtliche Entscheidungen 
hervorbringen können, doch wird in diesem Teil die Bedeutung der bei der Ausarbeitung dieser 
Verordnung getroffenen Auswahl untersucht und hervorgehoben.  
 
Ein erstes Kapitel, das Kernstück dieser Studie, enthält eine detaillierte Analyse des Wortlauts der 
Verordnung, wobei versucht wird, die rechtlichen Folgen der so formulierten Bestimmungen zu 
erläutern (Kapitel 4). In diesem Kapitel werden insbesondere vor dem Hintergrund der rechtlichen und 
praktischen Errungenschaften der Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften in Europa die Lösungen hervorgehoben, die zur Entwicklung dieser 
Errungenschaften beigetragen haben, und im Gegensatz dazu die Lösungen, bei denen es sich um 
grundlegende Innovationen handelt.  
 
Ein Kapitel wird sich anschließend mit den Herausforderungen bei der Umsetzung dieser Verordnung 
beschäftigen, sowohl auf der Ebene der Gemeinschaft als auch auf der Ebene der nationalen 
Rechtsordnungen, von deren Mitwirkung die Effizienz der Durchführung dieser Verordnung zum Teil 
abhängen wird (Kapitel 5). Ein letztes und kurzes Kapitel ist schließlich einigen Vorschriften 
gewidmet und wird die Rollen zum Thema haben, die diese Verordnung den einzelnen Akteuren der 
Gemeinschaft (Kommission, Parlament und insbesondere Ausschuss der Regionen), den nationalen 
sowie den lokalen und regionalen Akteuren zuweist (Kapitel 6). 
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KAPITEL 4: 
DER RECHTSRAHMEN DES EVTZ UND SEINE 

MÖGLICHKEITEN 

 

So innovativ und wichtig der EVTZ als neues Rechtsinstrument sein mag, die 
besonderen Merkmale, die ihm diese Verordnung verleiht, machen ihn zu einem 
Instrument, das an bestimmte Kooperationsziele angepasst sein wird, während dies 
mit Blick auf andere Kooperationsziele weniger bzw. gar nicht der Fall ist. Daher 
sollte dieses Kapitel einerseits unter einem positiven Blickwinkel gelesen werden -
 wenn es darum geht zu verstehen, was ein EVTZ ist - und andererseits den Blick auf 
negative Aspekte lenken, wenn es darum geht, diejenigen Ziele von Projekten für 
territoriale Zusammenarbeit zu erkennen, die zwar legitim (manchmal auch von 
zentraler Bedeutung) sind, aber nicht unbedingt einen Rückgriff auf die Rechtsform 
des EVTZ erfordern. 
 
Die Systematik der Verordnung trägt nicht dazu bei, die Herausforderungen und 
Möglichkeiten des EVTZ aufzuzeigen, auch wenn die Bestimmungen der Verordnung in 
der angenommenen Fassung inhaltlich klarer sind als in den erörterten Entwürfen (A). 
 
Kennzeichnend für den EVTZ sind seine sieben grundlegenden Merkmale (B), seine 
Mitglieder (C) und die ihm übertragenen Aufgaben (D). 
 
Die grundlegenden Merkmale des EVTZ sind: 
 
Erstens der grenzüberschreitende Charakter dieser Organisation (B.1), d.h. die 
Bestimmung, dass er aus Mitgliedern "aus dem Hoheitsgebiet von mindestens zwei 
Mitgliedstaaten" bestehen muss. Das bedeutet insbesondere, dass eine bilaterale 
Zusammenarbeit an einer Außengrenze der EU nicht möglich ist. 
 
Zweitens ist der EVTZ mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattet (B.2). Hinter 
dieser offenkundigen Tatsache, die in Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung über den 
EVTZ festgelegt ist, verbergen sich juristische Fragen, die durch den Text der 
Verordnung nicht geklärt werden. Die Verfasser dieser Studie weisen nach, dass es 
sich um eine Rechtspersönlichkeit nach Gemeinschaftsrecht handelt (B.2.1), dass 
jedoch aufgrund der Tatsache, dass das geltende Recht des Hoheitsgebiets, in dem der 
EVTZ seinen Sitz hat, bei der Festlegung seiner Rechtsform eine maßgebliche Rolle 
spielt, diesem je nach Lage der Dinge eine Rechtspersönlichkeit des öffentlichen oder 
des privaten Rechts verliehen werden kann (B.2.2). 
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Drittens schließt die Rechtspersönlichkeit ein, dass der EVTZ "in jedem Mitgliedstaat 
über die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit [verfügt], die im 
innerstaatlichen Recht dieses Mitgliedstaats juristischen Personen zuerkannt wird". 
Diese Formulierung muss jedoch relativiert werden, beschränkt sich doch die Rechts- 
und Geschäftsfähigkeit des EVTZ insbesondere auf die Wahrnehmung seiner 
satzungsgemäßen Aufgaben (B.3). 
 
Viertens muss der EVTZ auf einer Übereinkunft und einer Satzung beruhen. Das 
Nebeneinanderbestehen zweier verschiedener Rechtsinstrumente erscheint nicht 
gerechtfertigt. Allerdings können anhand der Anforderungen, welche die Verordnung 
Nr. 1082/2006 in Bezug auf den Inhalt jedes dieser beiden Rechtsinstrumente festlegt, 
die Grenzen für künftige EVTZ recht genau abgesteckt werden. In diesem Abschnitt 
wird auf einige Schwierigkeiten bzw. Formulierungen hingewiesen, die es zu 
vermeiden gilt (B.4). 
 
Fünftens ist auch die Wahl eines einzigen Sitzes, die von der Verordnung 
vorgeschrieben wird, ein grundlegendes Merkmal mit erheblichen juristischen 
Folgen, weil sie insbesondere für das subsidiär auf den EVTZ anzuwendende Recht 
und die für seine Kontrolle zuständigen Organe maßgeblich ist. Infolgedessen kommt 
es zu einer erheblichen Ungleichheit zwischen den Partnern. Darüber hinaus 
verbietet es die Verordnung zwar nicht, den Sitz in das Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats zu verlagern, aber dies wäre aus rechtlicher Sicht ein schwieriges und 
riskantes Unterfangen (B.5). 
 
Sechstens muss der EVTZ, um als Einrichtung mit eigener Rechtspersönlichkeit seinen 
Willen zu bekunden, über Organe verfügen. So muss er gemäß der Verordnung eine 
Versammlung, in der alle Mitglieder des Verbunds vertreten sind, sowie einen 
Direktor haben. Dagegen bleibt es den Mitgliedern überlassen, gegebenenfalls 
weitere Organe vorzusehen (B.6). 
 
Siebtens muss der EVTZ einen jährlichen Haushaltsplan aufstellen, der von der 
Versammlung seiner Mitglieder verabschiedet wird. Obwohl die Verordnung dies 
nicht ausdrücklich vorschreibt, sind die Beiträge der Mitglieder zum Haushalt des 
EVTZ für diese als verbindlich anzusehen (B.7). 
 
Im dritten Abschnitt (C) dieses Kapitels werden die Kategorien potenzieller 
Mitglieder eines EVTZ untersucht. In Artikel 3 der Verordnung sind fünf Kategorien 
von Mitgliedern genannt, was die Angelegenheit reichlich kompliziert gestalten und 
gegebenenfalls zu einer sehr heterogenen Zusammensetzung von EVTZ führen kann. 
Dagegen dürfte die Anforderung, dass jedes potenzielle Mitglied nur innerhalb der 
Grenzen seiner Befugnisse nach dem jeweiligen innerstaatlichen Recht handeln darf, 
der Flexibilität in der Zusammensetzung von EVTZ Grenzen setzen. 
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Die Tatsache, dass sich EU-Mitgliedstaaten an einem Gremium für territoriale 
Zusammenarbeit beteiligen können, stellt eine Abkehr von der bisherigen Praxis dar, 
die Mitgliedstaaten von derartigen Strukturen auszuschließen. Die Bestimmungen in 
Bezug auf die Überprüfungen, die vor der Gründung eines EVTZ von den nationalen 
Behörden durchzuführen sind, scheinen nicht für die Mitgliedstaaten selbst zu gelten 
(C.1). 
 
Offensichtlich ist regionalen (C.2) und lokalen (C.3) Gebietskörperschaften die 
Mitgliedschaft in EVTZ gestattet. Ob sie sich an einem solchen Gremien beteiligen 
können, hängt jedoch vom Umfang ihrer Befugnisse nach innerstaatlichem Recht ab. 
 
Ferner wird die Möglichkeit für andere Akteure - insbesondere Einrichtungen, deren 
Mittel als hauptsächlich öffentlich betrachtet werden (C.4), Verbände von Akteuren 
der vorgenannten Kategorien (C.5), ja sogar Akteure aus Drittländern (C.6) -, 
Mitglied eines EVTZ zu werden, und die sich daraus ergebenden Folgen geprüft. 
 
Der Grundsatz der Spezialität, der für alle Einrichtungen der Zusammenarbeit gilt 
(d.h. dass die Einrichtung keine allgemeine Zuständigkeit besitzt, sondern nur im 
Rahmen der ihr zugewiesenen Zuständigkeiten handeln darf) ist auch auf den EVTZ 
anwendbar. Die Studie zeigt jedoch, dass die kumulative Wirkung der in der 
Verordnung enthaltenen Bestimmungen, die die Handlungsfähigkeit des EVTZ 
einschränken, eine unnötig restriktive Lösung zur Folge haben, und dass sich EVTZ in 
Ermangelung einer sehr flexiblen Auslegung - die zum Beispiel auf dem Grundsatz 
der praktischen Wirksamkeit beruhen würde - als nicht sehr wirksame Instrumente 
erweisen könnten (D). 
 
Zu den Aufgaben, die in der Verordnung konkret vorgesehen sind, zählt insbesondere 
die Verwirklichung des Ziels der europäischen territorialen Zusammenarbeit, bei dem 
es sich um Ziel 3 der Strukturpolitik 2007-2013 handelt. In der Studie wird darauf 
hingewiesen, dass der EVTZ nicht nur ein Mittel zur Verwirklichung dieses Ziels ist, 
sondern dass seine Einrichtung selbst als Beitrag zu dessen Verwirklichung 
angesehen werden kann (und die Einrichtung eines EVTZ demzufolge gegebenenfalls 
als Pilotprojekt mit Strukturfondsmitteln bezuschusst werden sollte). In der Folge 
werden die verschiedenen Formen dieses Ziels untersucht, die sich aus den 
Strukturfondsverordnungen ergeben (D.1). 
 
So ermöglicht der EVTZ auch die Durchführung von Maßnahmen, die zu anderen 
Gemeinschaftsmaßnahmen im Bereich der Strukturpolitik gehören, wie in Artikel 7 
der Verordnung über seine Errichtung vorgesehen. Er könnte sich aufgrund seiner 
möglichen heterogenen Zusammensetzung auch als nützliches Instrument zur 
Entwicklung europäischen Regierens im Rahmen der Folgemaßnahmen zu dem 
einschlägigen Weißbuch der Europäischen Kommission von 2001 erweisen (D.2). 
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Darüber hinaus eignet sich der EVTZ auch als Rechtsform, die die Partner für die 
grenzüberschreitende, transnationale oder interregionale Zusammenarbeit annehmen 
können, für die keine Gemeinschaftsmittel bereitgestellt werden (D.3). 
 
Allerdings wird in der Studie darauf hingewiesen, dass Artikel 7 Absatz 4 der 
Verordnung außerordentlich restriktiv ist und dass seine strikte Anwendung in vielen 
Fällen die Umsetzung von Projekten durch einen EVTZ behindern könnte (D.4). 
 
Im fünften Abschnitt dieses Kapitels (E) geht es um die Frage des auf den EVTZ und 
seine Handlungen anwendbaren Rechts. Wenngleich man nach der ersten Lektüre der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 eine einfache Lösung erwarten mag, weil die 
Bestimmungen von Artikel 2 der Verordnung ("Anwendbares Recht") klar zu sein 
scheinen, ist die Angelegenheit in Wirklichkeit sehr viel komplizierter. Das ist 
einerseits darauf zurückzuführen, dass in den Vorschriften der Verordnung häufig auf 
nationales Recht verwiesen wird, was der Verständlichkeit abträglich ist (E.3). 
Andererseits ist es der Tatsache geschuldet, dass für verschiedene Phasen und 
verschiedene Handlungen des EVTZ unterschiedliche Bestimmungen gelten.  
 
So werden die Bestimmungen für die Gründung des EVTZ aufgezeigt, die gemäß 
Artikel 4 dem jeweiligen innerstaatlichen Recht unterliegen und es den 
Mitgliedstaaten ermöglichen, eine weit gehende Kontrolle über die Teilnahme von 
potenziellen Mitgliedern, die unter ihrer Hoheitsgewalt stehen, an einem EVTZ 
auszuüben (E.1). 
 
Für die Auslegung der Übereinkunft und der Satzung gelten die Bestimmungen des 
Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat (E.2) - eine klare und einfache 
Regelung, die jedoch den Parteien einer Übereinkunft keine Gleichheit gewährleistet.  
Die Handlungen des EVTZ unterliegen entsprechend ihrer Art unterschiedlichen 
Kontrollen. Es gelten unterschiedliche Bestimmungen für die Finanzkontrolle - je 
nachdem, ob sie mit Gemeinschaftsmitteln finanzierte Tätigkeiten betreffen. Im 
letztgenannten Fall mangelt es der Verordnung an Genauigkeit, so dass 
Standardverfahren in Betracht gezogen werden müssten (E.4.1). 
 
Darüber hinaus kann jeder betroffene Mitgliedstaat eine außerordentliche Kontrolle 
zum Schutz des öffentlichen Interesses durchführen. Obwohl solche 
Kontrollmaßnahmen nur in Ausnahmefällen durchgeführt werden dürften, sei darauf 
hingewiesen, dass auch die Verfahren zu ihrer Durchführung nicht eindeutig 
festgelegt sind (E.4.2). 
 
Die Mitglieder können die Regeln für ihre Beziehungen untereinander weit gehend in 
der Übereinkunft und in der Satzung festlegen. In vielen Fällen werden jedoch die 
Rechtsnormen des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet der EVTZ seinen Sitz hat, 
maßgeblich sein (E.5). 
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Die vertraglichen Beziehungen des EVTZ mit Dritten können, soweit es keine 
verbindlichen Vorschriften gibt, dem von den Parteien gewählten Recht unterliegen. 
Jedoch wird in vielen Fällen (z.B. bei den Arbeitsbeziehungen) der Grundsatz der 
territorialen Geltung ausschlaggebend dafür sein, welchen verbindlichen Vorschriften 
die betreffenden Beziehungen unterliegen (E.6) 
 
Für die Haftung der Mitglieder eines EVTZ gegenüber Dritten kann es nach 
Artikel 12 der Verordnung unterschiedliche Regelungen geben, die von einer 
beschränkten Haftung bis zu einer sehr weit gehenden Haftung reichen und 
gegebenenfalls über deren tatsächliche Beteiligung an einem EVTZ hinausgehen. Die 
vielen unterschiedlichen Möglichkeiten spiegeln die Unterschiede wider, die es auf 
nationaler Ebene bei den Modalitäten der Haftung öffentlicher Stellen gibt (E.7). 
 
Inwieweit die Mitgliedstaaten haften, hängt davon ab, in welchem Verhältnis sie zu 
dem EVTZ stehen. Gehören sie ihm nicht als Mitglied an, so haften sie gegebenenfalls 
nur im Rahmen ihrer Verantwortung für die Verwendung von Gemeinschaftsmitteln 
für seine Tätigkeiten (E.8). Sind sie Mitglied des EVTZ, so unterliegen sie denselben 
Haftungsregelungen wie die anderen Mitglieder. 
 
Die Auflösung eines EVTZ schließlich kann in Anwendung einer entsprechenden 
Bestimmung seiner Geschäftsordnung oder auf Veranlassung einer für den EVTZ 
zuständigen Kontrollbehörde erfolgen. Im letztgenannten Fall ist das Recht 
maßgeblich, das für die Tätigkeit der betreffenden Behörde gilt. In jedem Fall sollten 
die Bestimmungen für die Auflösung zur Anwendung kommen, die in dem 
Mitgliedstaat gelten, in dem der EVTZ seinen Sitz hat (E.9). 
 
In Anbetracht der Unterschiede bei all diesen Faktoren, was die Mitglieder, die den 
EVTZ übertragenen Aufgaben und die Rechtssysteme betrifft, denen die einzelnen 
Handlungen von EVTZ unterliegen, handelt es sich beim EVTZ nicht um eine 
einheitliche Rechtsform. Daher gilt es, zwischen verschiedenen Typen von EVTZ zu 
unterscheiden, die unterschiedlichen rechtlichen Zwängen unterliegen. Es werden 
sechs Kriterien vorgeschlagen, die es ermöglichen, EVTZ in bestimmte Kategorien 
einzuordnen (F). 
 
Den Abschluss dieses langen Kapitels bildet eine zusammenfassende Darstellung der 
wichtigsten Elemente der Kontinuität und der wesentlichsten Neuerungen des EVTZ 
(G). 

 
Wie im vorangegangenen Kapitel dargelegt, ist für die konkrete Rechtsform eines EVTZ nicht nur das 
Gemeinschaftsrecht ausschlaggebend. Bei den faktischen Festlegungen über einen bestimmten EVTZ 
spielen auch zahlreiche Elemente des nationalen Rechts eine Rolle. Daher kann diese Analyse, die sich 
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auf die Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts konzentriert, keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
erheben. Sie ist jedoch vor allem aus zwei Gründen erforderlich.  
 
Zunächst ist es in Anbetracht des innovativen Charakters dieser Verordnung sowohl im Hinblick auf 
das Recht der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, wie es in Europa seit nunmehr etwa 30 Jahren 
entwickelt wird (siehe Kapitel 2) als auch im Hinblick auf das vorherige Gemeinschaftsrecht (siehe 
Kapitel 3 Abschnitte C und D) gerechtfertigt, sich mit dem Wortlaut dieses Rechtsaktes eingehend zu 
befassen und ihn entsprechend zu kommentieren. Darüber hinaus können die Beziehungen zu den 
nationalen Rechtsordnungen, wie bereits dargelegt, je nach dem Inhalt der einzelnen Vorschriften in 
drei verschiedene Kategorien eingeteilt werden (siehe Kapitel 3 Abschnitt D Unterabschnitt 2.2). 
Aufgrund dieses zweiten Punktes ist es erforderlich, in jedem einzelnen Fall die Auswirkungen der 
Gemeinschaftsbestimmung in Bezug auf das nationale Recht zu untersuchen. Aufgrund dieser zwei 
Parameter legen wir jeweils dar, wie - ausgehend von den vorbereitenden Arbeiten und den 
Grundsätzen für die Auslegung des Gemeinschaftsrechts - die wahrscheinlichste Auslegung der 
einzelnen Bestimmungen ist, und wie sie sich voraussichtlich auf die nationalen Rechtsvorschriften 
auswirken werden. 
 
Ferner sei betont, dass es die Sachverständigen für besser hielten, den EVTZ entsprechend den 
besonderen Merkmalen dieses Kooperationsinstruments vorzustellen, statt der Systematik der 
Verordnung zu folgen, die zunächst beleuchtet werden soll (A). Es folgt eine eingehende 
Untersuchung zum EVTZ, die in vier Abschnitte gegliedert ist. Im ersten Abschnitt werden die 
grundlegenden Merkmale des EVTZ dargelegt und analysiert (B). Im zweiten Abschnitt geht es um 
die Mitglieder, die einen EVTZ bilden können, sowie darum, welche spezifischen Bedingungen diese 
verschiedenen Kategorien von Mitgliedern - im Zuge der Gründung oder im Hinblick auf die Regeln 
für die Arbeitsweise - für verschiedene Arten von EVTZ mit sich bringen können (C). Der dritte 
Abschnitt ist den Aufgaben gewidmet, die ein EVTZ wahrnehmen kann (D), während sich der letzte 
Abschnitt mit der Frage befasst, welches Recht auf den EVTZ und auf seine Tätigkeiten anwendbar ist 
(E). In diesem sehr wichtigen letzten Abschnitt wird nachgewiesen, dass man dieser Frage nicht mit 
einer einzigen Antwort gerecht wird, sondern dass sie unterschiedlich beantwortet werden muss, je 
nachdem, um welche Art von Handlung des EVTZ es geht, und welche Akteure von den Tätigkeiten 
des EVTZ betroffen sind.  
 
Daraus folgt, dass es, obwohl der EVTZ eine auf dem Gemeinschaftsrecht beruhende einheitliche 
Kooperationsstruktur darstellt, aufgrund der unterschiedlichen Aufgaben, Akteure und Rechtsnormen 
EVTZ von ganz unterschiedlicher Rechtsform und Rechtsnatur geben müsste. Daher wird im letzten 
Abschnitt dieses langen Kapitels eine Typologie der verschiedenen rechtlichen Kategorien von EVTZ 
vorgelegt (F) und zu jeder dieser Kategorien eine kurze Einschätzung darüber gegeben, welche 
Modalitäten für die Umsetzung gelten und inwieweit die von den einschlägigen Rechtsvorschriften 
vorgeschlagenen Lösungen angemessen sind. 
 
Schließlich wird als eine Art Fazit aus diesem zentralen Kapitel in einem kurzen Abschnitt (G) 
dargelegt, inwieweit die sich aus der Verordnung ergebenden Lösungen innovativ sind - oder im 
Gegenteil bereits bestehende Regeln und Verfahren fortführen. Schließlich sei darauf hingewiesen, 
dass diese Analyse zwar notwendig sein mag, um klarzustellen, was die Festlegungen der einzelnen 
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Bestimmungen der Verordnung bedeuten. Sie kann jedoch keinen Gesamtüberblick darüber vermitteln, 
welche Folgen die Schaffung eines EVTZ haben wird, da diese im Wesentlichen davon abhängen, 
unter welchen Bedingungen die Verordnung im Rahmen der unterschiedlichen einzelstaatlichen 
Gegebenheiten umgesetzt wird. Deshalb ist dieses letzte Kapitel in Verbindung mit dem darauf 
folgenden Kapitel zu lesen, in dem die potenziellen Schwierigkeiten aufgezeigt werden, die sich nach 
Ansicht der zu Rate gezogenen Sachverständigen und Persönlichkeiten aus der Praxis bei der 
Umsetzung der Bestimmungen dieser Verordnung ergeben werden (Kapitel 5). 
 
A. SYSTEMATIK UND INHALT DER VERORDNUNG (EG) NR. 1082/2006 
 
Die EVTZ-Verordnung überrascht, wie wir im vorangegangenen Kapitel gesehen haben, durch den 
Stil, in dem sie abgefasst ist, und der in mancherlei Hinsicht eher dem Wortlaut einer Richtlinie als 
dem einer Verordnung gleicht. Aber diese Verordnung besonderer Art zur Begründung einer 
neuartigen Rechtspersönlichkeit, die Merkmale eines Rechtsaktes der Gemeinschaft mit Merkmalen 
nationaler Rechtsvorschriften verbindet, auf welche in diesem Rechtsakt verwiesen wird, ist nicht 
ohne Beispiel, sondern kann mit der Verordnung über die Europäische Wirtschaftliche 
Interessenvereinigung (EWIV), der Verordnung über die Europäische Gesellschaft (SE) bzw. der 
Verordnung über die Europäische Genossenschaft (SCE) verglichen werden. Verblüffend ist in diesem 
Fall jedoch die kurze und knappe Form der Vorschriften, obwohl deren Gegenstand in weiten Teilen 
ebenso kompliziert ist wie die Themen, um die es in den drei anderen genannten Verordnungen geht. 
So hat die EVTZ-Verordnung nur 18 Artikel und umfasst im Amtsblatt sechs Seiten, während die 
Verordnung über die Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung immerhin 43 Artikel (neun 
Seiten im Amtsblatt) umfasst. Die Verordnung über die Europäische Gesellschaft besteht ihrerseits aus 
nicht weniger als 70 Artikeln und zwei Anhängen (21 Seiten im Amtsblatt), und die Verordnung über 
die Europäische Genossenschaft enthält 80 lange Artikel und erstreckt sich über 24 Amtsblattseiten. 
 
Diese redaktionelle Sachlichkeit ist umso verwunderlicher, als der Anwendungsbereich der 
Verordnung offenbar außerordentlich breit ist und sowohl die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit246 als auch die transnationale und interregionale Zusammenarbeit (die derzeitigen 
Ausrichtungen B und C der Initiative INTERREG III) umfasst, die nach übereinstimmenden 
Stellungnahmen des Ausschusses der Regionen247 und des Europäischen Parlaments248 hinzugefügt 
wurden. Darüber hinaus zielt die Europäische Kommission mit ihrem ursprünglichen Vorschlag vor 
allem auf die Schaffung einer grenzübergreifenden Einrichtung ab, die für die Durchführung der 
Gemeinschaftshilfe im Rahmen der Kohäsionspolitik geeignet ist. Da die Verantwortung für einen 
ordnungsgemäßen Haushaltsvollzug letztendlich immer bei den Mitgliedstaaten liegt, ging es ihr 
darum, eine Rechtsform zu schaffen, auf die die Mitgliedstaaten und gegebenenfalls deren 
Gebietskörperschaften zurückgreifen können, um in einem nicht ausschließlich nationalen Rahmen 
Gemeinschaftsmittel zu erhalten (d.h. es geht von der Sache her um grenzübergreifende Vorhaben). So 
enthält der ursprüngliche Vorschlag der Kommission keine Bestimmungen für die vor der Gründung 
eines EVTZ vorzunehmende Kontrolle der Teilnahme von Gebietskörperschaften und Artikel 2 der 
ursprünglichen Fassung sieht vor, dass sich der EVGZ "aus Mitgliedstaaten und/oder regionalen und 
kommunalen Gebietskörperschaften […]" zusammensetzen kann, womit offenbar die Gründung einer 
solchen Rechtsstruktur ausschließlich durch Gebietskörperschaften, also ohne die betreffenden 
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Mitgliedstaaten, nicht gestattet wird. Als Reaktion darauf fordern der Ausschuss der Regionen und das 
EP die Änderung dieser Formulierung. Die Kommission akzeptiert dies, jedoch mit der Maßgabe, dass 
der Mitgliedstaat, dessen Gebietskörperschaften ohne ihren Mitgliedstaat an einem EVTZ teilnehmen 
möchten, eine vorherige Kontrolle durchführt. Entsprechende Bestimmungen (vor allem die Artikel 4, 
13 und 14 in der angenommenen Fassung) werden hinzugefügt. Das hat zur Folge, dass der Text etwas 
verworren ist. 
 
Der Text ist wie folgt gegliedert: Er enthält zunächst die Definition des EVTZ (Artikel 1); 
anschließend werden das auf ihn anwendbare Recht (Artikel 2), die Einrichtungen, aus denen sich ein 
EVTZ zusammensetzen kann (Artikel 3), die Bedingungen und Verfahren für die Gründung des EVTZ 
sowie für den Erwerb der Rechtspersönlichkeit (Artikel 4 und Artikel 5), die Bestimmungen für die 
Verwaltung öffentlicher Mittel durch einen EVTZ (Artikel 6), die Aufgaben, die einem EVTZ 
übertragen werden können (Artikel 7), die Bestimmungen für die Übereinkunft (Artikel 8) und die 
Satzung des EVTZ (Artikel 9), die Grundsätze für den Aufbau des EVTZ (Artikel 10), die 
Bestimmungen in Bezug auf seinen Haushalt (Artikel 11), auf seine Auflösung und seine Liquidation 
(Artikel 12 bis 14) festgelegt. Es folgen ein sehr wichtiger Artikel über die gerichtliche Zuständigkeit 
im Hinblick auf die Handlungen des EVTZ (Artikel 15) sowie die Schlussbestimmungen (Artikel 16 
bis 18). 
 
Zu der Art und Weise, wie der Text verfasst ist, müssen einige kritische Anmerkungen gemacht 
werden. Zunächst sei darauf hingewiesen - und das ist offenbar das Hauptproblem -, dass Artikel 2 
über das anwendbare Recht nur einige Aspekte dieser Frage regelt und wichtige, von der in diesem 
Artikel angegebenen Hierarchie abweichende Grundsätze in den Artikeln 4, 12, 13, 14 und 15 
enthalten sind. Der Titel von Artikel 2 und die an unterschiedlichen Textstellen genannten speziellen 
Regelungen können nach unserem Dafürhalten für die potenziellen Nutzer dieses Instruments 
irreführend sein. 
 
Zweitens hat die Verschiedenheit der Mitglieder, aus denen sich ein EVTZ zusammensetzen kann, 
sehr wahrscheinlich erhebliche Auswirkungen auf die Anwendbarkeit der in den Artikeln 4, 13 und 14 
verankerten Kontrollvorschriften. Es liegt auf der Hand, dass ein Staat, wenn er Mitglied eines EVTZ 
werden möchte, die Kontrollverfahren, die für die Anwendung auf eine territoriale Zusammenarbeit 
zwischen Gebietskörperschaften unterhalb der staatlichen Ebene konzipiert sind, nicht auf sich selbst 
anwenden wird. Entsprechende Hinweise wären nützlich gewesen, um den Anwendungsbereich und 
die Tragweite dieser Bestimmungen abzustecken. Ebenso erscheint die Anwendung innerstaatlichen 
Rechts auf einen EVTZ, wenn es sich um öffentliches Recht handelt, im Fall der Teilnahme eines 
anderen Staats problematisch. 
 
Drittens macht die Unterscheidung zwischen Übereinkunft und Satzung, die aus den 
Rahmenregelungen für die grenzübergreifende Zusammenarbeit übernommen wurde, in diesem Fall 
keinen Sinn. De facto ist die Schaffung einer Organisation für die grenzübergreifende 
Zusammenarbeit nach allen vorherigen Erfahrungen nur eine der bestehenden Möglichkeiten für die 
Durchführung einer solchen Zusammenarbeit. Die Partner können auch auf weniger institutionelle und 
weniger schwerfällige Formen der Zusammenarbeit zurückgreifen. Dies ist hier jedoch nicht der Fall: 
Die Verordnung soll lediglich die Schaffung einer ganz bestimmten Organisation für die 
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grenzübergreifende Zusammenarbeit - des EVTZ - gestatten, und die Unterscheidung zwischen einer 
Übereinkunft und einer Satzung führt zu Komplikationen und Verwirrung. 
 
Viertens wäre es wahrscheinlich logischer gewesen, den Artikel über die Kontrolle der Verwaltung 
öffentlicher Mittel (Artikel 6) in unmittelbarer Nähe zu den Artikeln über den Haushalt (Artikel 11) 
und über die finanzielle Haftung der Mitglieder im Fall der Auflösung (Artikel 12) anzuordnen. 
 
Ungeachtet dieser kritischen Anmerkungen zur Systematik, stellen wir fest, dass die Formulierung der 
Bestimmungen der angenommenen Fassung im Allgemeinen klarer und vollständiger ist als der 
Wortlaut, der in den vorangegangenen Fassungen vorgeschlagen wurde. Das ändert jedoch nichts 
daran, dass es im Zusammenhang mit bestimmten Formulierungen nach wie vor Schwierigkeiten gibt, 
wie wir in unseren nachstehenden Ausführungen nachweisen werden, und dass das Thema offenbar 
umfassend - wenn auch mitunter etwas unklar - behandelt wurde. 
 
B. DIE GRUNDLEGENDEN MERKMALE DES EVTZ 
 
Der EVTZ ist ein neues Instrument, das Partnern der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vom 
Gemeinschaftsrecht zur Verfügung gestellt wird. Es sei daran erinnert, dass der Rückgriff auf diese 
Rechtsform der Zusammenarbeit vom Willen und von den Bedürfnissen der Partner im Rahmen eines 
Kooperationsprozesses abhängt. So heißt es am Ende von Erwägungsgrund 8 der Erwägungsgründe 
der Verordnung: "Der Rückgriff auf einen EVTZ sollte fakultativ sein." Damit wird offenbar Artikel 4 
Absatz 1 der Verordnung bestätigt, nach dem der Beschluss zur Gründung eines EVTZ "auf Initiative 
seiner potenziellen Mitglieder" gefasst wird. Diese notwendige Voraussetzung zeigt, dass die 
Gründung eines EVTZ nicht an ein vom Gemeinschaftsrecht vorgegebenes Kriterium gebunden ist, 
sondern auf eine Entscheidung der Parteien hin erfolgen kann. Wichtiger noch ist die Tatsache, dass 
weder in den Strukturfondsverordnungen für den Zeitraum 2007-2013 noch in der 
Koordinierungsverordnung249 noch in der EFRE-Verordnung250 eine Bestimmung enthalten ist, die es 
verbindlich vorschreiben würde, für irgendeine Tätigkeit im Zusammenhang mit der Verwaltung der 
Strukturfonds auf den EVTZ zurückzugreifen. Am Ende von Erwägungsgrund 1 heißt es jedoch: "Die 
harmonische Entwicklung des gesamten Gebiets der Gemeinschaft und die Stärkung des 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts bedingen eine Verstärkung der territorialen 
Zusammenarbeit. Zu diesem Zweck sollten die Maßnahmen ergriffen werden, die für die 
Verbesserung der Bedingungen notwendig sind, unter denen die Aktionen der territorialen 
Zusammenarbeit verwirklicht werden." Somit bietet das Gemeinschaftsrecht dank dieser Verordnung 
ein Instrument, das gegebenenfalls eine bessere Umsetzung der territorialen Zusammenarbeit der an 
solchen Maßnahmen beteiligten Partner ermöglicht.  
 
Um die potenziell interessierten Partner bei der Klärung der Frage zu unterstützen, ob der Rückgriff 
auf dieses Instrument ihren gemeinsamen Bedürfnissen und Ambitionen entspricht, sollen in diesem 
ersten Abschnitt die besonderen Merkmale des EVTZ herausgearbeitet werden. Nachstehend werden 
sieben Merkmale genannt und ausführlich beschrieben. Man sollte sich auch darüber im Klaren sein, 
dass Aspekte, die bei der Entscheidung der Partner für oder gegen einen solchen Verbund eine 
maßgebliche Rolle spielen können und offensichtlich auch werden - zum Beispiel Aspekte betreffend 
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die Finanzierung bestimmter Kooperationsmaßnahmen (gegebenenfalls aus dem 
Gemeinschaftshaushalt) -, nicht ausschlaggebend dafür sind, ob ein EVTZ gegründet wird. Die 
letztgenannte Erwägung erscheint uns bedeutsam, und wir möchten betonen, dass - so innovativ und 
wichtig der EVTZ als neues Rechtsinstrument sein mag - ihn die besonderen Merkmale, die ihm diese 
Verordnung verleiht, zu einem Instrument machen, das an bestimmte Kooperationsziele angepasst 
wird, während dies mit Blick auf andere Kooperationsziele weniger bzw. gar nicht der Fall ist. Daher 
sollte dieses Kapitel einerseits unter positivem Blickwinkel gelesen werden - wenn es darum geht zu 
verstehen, was ein EVTZ ist - und andererseits den Blick auf negative Aspekte lenken, wenn es darum 
geht, diejenigen Ziele von Projekten für territoriale Zusammenarbeit zu erkennen, die zwar legitim 
(manchmal auch von zentraler Bedeutung) sind, aber nicht unbedingt einen Rückgriff auf die 
Rechtsform des EVTZ erforderlich machen. 
 
Die sieben charakteristischen Merkmale des EVTZ lauten wie folgt: 
 
1. Der EVTZ hat "grenzüberschreitenden" Charakter; 
2. er besitzt Rechtspersönlichkeit; 
3. die neue juristische Person darf nur einen Sitz haben, der sich im Hoheitsgebiet der Gemeinschaft 

befinden muss; 
4. dem EVTZ wird in jeder nationalen Rechtsordnung eine weit gehende Rechts- und 

Geschäftsfähigkeit zuerkannt; 
5. die Mitglieder des EVTZ können in einer Übereinkunft und einer Satzung die besonderen 

Merkmale der Aufgaben und der Tätigkeit des EVTZ festlegen; 
6. der EVTZ verfügt über eigene Organe, die dem Willen dieser neuen juristischen Person Ausdruck 

verleihen und in ihrem Auftrag handeln können. 
7. er hat einen Haushaltsplan.  
 
Nachstehend werden die einzelnen Merkmale und ihre Bedeutung näher erläutert. 
 
1. Der grenzüberschreitende Charakter  
 
Der ursprüngliche Kommissionsvorschlag251 zielte auf die Schaffung eines Europäischen Verbunds für 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit ab 252 . Aus wichtigen politischen Gründen forderten der 
Ausschuss der Regionen253  und das Europäische Parlament (erster Änderungsantrag, der von der 
Kommission in ihren überarbeiteten Vorschlag vom März 2006 übernommen wurde) die Änderung 
des Titels dieser Verordnung und der Bezeichnung des Instruments, um das es darin geht. Es handelt 
sich also nunmehr um einen Verbund für territoriale Zusammenarbeit. Diese territoriale 
Zusammenarbeit - ein Neologismus im juristischen Vokabular der EU - entspricht der 
grenzüberschreitenden, transnationalen und/oder interregionalen Zusammenarbeit254, d.h. sie erstreckt 
sich auf alle drei Bereiche (A, B und C) des Programms INTERREG III.  
 
Die Bezeichnung "territoriale Zusammenarbeit" stellt auch einen Bezug her zum territorialen 
Zusammenhalt 255 , der nicht unbedingt eine über die Grenzen zwischen Mitgliedstaaten 
hinausreichende Dimension hat. Mit Blick auf den EVTZ ist diese Dimension jedoch erforderlich. So 
heißt es in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung, der die Zusammensetzung des EVTZ betrifft, ganz 
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konkret: "Der EVTZ besteht aus Mitgliedern aus dem Hoheitsgebiet von mindestens zwei 
Mitgliedstaaten." Demzufolge muss ein EVTZ auf jeden Fall grenzübergreifend sein. 
 
Ferner sei darauf hingewiesen, dass diese unlösbare Verknüpfung mit einer grenzübergreifenden 
Dimension im weiteren Sinne - die also nicht unbedingt auf die Nachbarschaft begrenzt ist - in 
unterschiedlicher Weise für die Binnen- und Außengrenzen der EU gilt. Obwohl Bedeutung und 
Nutzen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit an den Außengrenzen der EU weit gehend 
anerkannt sind256, wird in der Verordnung festgestellt, dass es aus juristischen Gründen nicht möglich 
sei, die Gründung von EVTZ vorzuschlagen, die speziell auf eine EU-Außengrenze ausgerichtet sind. 
So erinnert der letzte Erwägungsgrund, der ganz am Ende der Verhandlungen aufgenommen wurde, 
an dieses Anliegen und die Gründe dafür, warum dem nicht mittels der Verordnung entsprochen 
werden kann. Er lautet wie folgt: "Gemäß Artikel 159 Absatz 3 des Vertrags257 können Rechtsträger 
aus Drittländern nicht in Rechtsvorschriften einbezogen werden, die auf der Grundlage dieser 
Bestimmung erlassen werden. Die Annahme einer Gemeinschaftsmaßnahme zur Schaffung eines 
EVTZ sollte jedoch nicht die Möglichkeit ausschließen, dass Rechtsträger aus Drittländern an dem 
gemäß dieser Verordnung geschaffenen EVTZ teilnehmen können, sofern dies nach dem Recht eines 
Drittlandes oder nach Abkommen zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern erlaubt ist." 
 
So ist die Teilnahme von Einrichtungen aus Drittländern oder von Drittländern selbst an einem EVTZ 
nicht ausgeschlossen. Letzterem müssen jedoch gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung stets 
Mitglieder aus dem Hoheitsgebiet von mindestens zwei Mitgliedstaaten angehören. Demzufolge ist 
nach den derzeitigen Bestimmungen der Verordnung ein bilateraler grenzübergreifender EVTZ an 
einer EU-Außengrenze nicht möglich258. 
 
2. Eigene Rechtspersönlichkeit 
 
Hierbei handelt es sich um das grundlegendste Merkmal des EVTZ. Der Verbund ist nicht nur "ein 
Instrument der Zusammenarbeit auf gemeinschaftlicher Ebene"259, sondern ermöglicht es vor allem, 
eine Kooperationsstruktur mit eigener Rechtspersönlichkeit zu schaffen, was eine Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit einschließt, die es ihm gestattet, gegenüber seinen Mitgliedern, 
Gemeinschaftsinstitutionen oder Dritten direkt zu handeln. Dies ist, vergegenwärtigt man sich die 
schwierige Entwicklung eines europäischen Rechts (im weiteren Sinne) der territorialen 
Zusammenarbeit (siehe Kapitel 1 und 2), ein Hauptziel dieser Zusammenarbeit. 
 
In der EVTZ-Verordnung ist diese Frage auf einfache und unanfechtbare Weise geregelt. So heißt es 
in Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung: "Der EVTZ besitzt Rechtspersönlichkeit." Dies ist eine 
unumstößliche Tatsache und ein unleugbarer Nutzen dieses Instruments. Hinter der Klarheit dieser 
Formulierung verbergen sich jedoch zwei wesentliche und komplizierte juristische Fragen, die beide 
die Art dieser Rechtspersönlichkeit betreffen. Erstens, ob es sich um eine Rechtspersönlichkeit des 
Gemeinschaftsrechts oder um eine Rechtspersönlichkeit des innerstaatlichen Rechts handelt, die das 
Gemeinschaftsrecht anerkennt und der es bestimmte Rechte und Vorrechte im gesamten 
Gemeinschaftsgebiet einräumt? Zweitens gilt es unabhängig davon, wie die Antwort auf die erste 
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Frage lautet, zu klären, ob es sich um eine Rechtspersönlichkeit des öffentlichen oder des privaten 
Rechts handelt260. 
 
Diese zwei Fragen, die in der Tat relativ technischer Natur sind, haben je nachdem wie die Antwort 
lautet, erhebliche Auswirkungen auf die Rechtsnormen - vor allem auf die nationalen Rechtsnormen -, 
die für diese Strukturen gelten, sowie gegebenenfalls auf die Rechtswege, die dem EVTZ offenstehen 
müssen bzw. gegen seine Person oder seine Handlungen beschritten werden können. Daher werden 
wir versuchen, anhand der verfügbaren Informationen, Antworten auf diese zwei Fragen zu finden. 
Auf die erste Frage lässt sich nach unserem Dafürhalten eine klare Antwort zugunsten einer 
juristischen Person des Gemeinschaftsrechts geben, während die zweite Frage beim gegenwärtigen 
Stand des Rechts nicht vorab entschieden werden kann. Die Parteien können unseres Erachtens für 
ihren EVTZ die Rechtsform einer juristischen Person des privaten oder des öffentlichen Rechts 
wählen 261 . Die Einstufungen nach nationalem Recht können eventuell eine Einschränkung der 
Wahlmöglichkeiten zur Folge haben oder eine der beiden Lösungen zwingend erforderlich machen. 
 
2.1 Eine Rechtspersönlichkeit des Gemeinschaftsrechts 
 
Während der EVTZ unbestreitbar eine Rechtspersönlichkeit besitzt, da der Wortlaut von Artikel 1 
Absatz 3 der Verordnung über den EVTZ in dieser Hinsicht unzweideutig ist, gilt es noch zu 
bestimmen, ob es sich dabei um eine Rechtspersönlichkeit des Gemeinschaftsrechts oder aber um eine 
Rechtspersönlichkeit des innerstaatlichen Rechts handelt, die nach dem Gemeinschaftsrecht von allen 
Mitgliedstaaten anerkannt werden muss. Dies ist nicht eindeutig zu beantworten, da sich die 
Rechtspersönlichkeit eines jeden EVTZ aus einer Kombination von Elementen des einzelstaatlichen 
Rechts und Elementen des Gemeinschaftsrechts ergibt. So erkennt offenbar das Gemeinschaftsrecht 
dem EVTZ seine Rechtspersönlichkeit zu (Artikel 1 Absatz 3) und legt Folgendes fest: "Der EVTZ 
verfügt in jedem Mitgliedstaat über die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die im 
innerstaatlichen Recht dieses Mitgliedstaats juristischen Personen zuerkannt wird".262 Ebenso ist in 
Artikel 2 der Verordnung festgelegt, dass das einzelstaatliche Recht des Mitgliedstaats, in dem der 
EVTZ seinen Sitz hat, nur "in Bezug auf von dieser Verordnung nicht oder nur zum Teil erfasste 
Bereiche den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats" unterliegt, was auf eine Unterordnung des 
einzelstaatlichen Rechts unter das Gemeinschaftsrecht hindeutet und somit für eine 
Rechtspersönlichkeit des Gemeinschaftsrechts sprechen würde. 
 
Zugleich aber erwirbt der EVTZ "gemäß den maßgeblichen nationalen Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, […] Rechtspersönlichkeit am Tag dieser 
Registrierung oder Veröffentlichung, je nachdem, was zuerst eintritt".263 Ebenso gelten zahlreiche 
einzelstaatliche Rechtsvorschriften264, die sogar für das Bestehen des EVTZ maßgeblich sind, denn 
nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe e gilt "das für Auslegung und Durchsetzung der Übereinkunft 
anwendbare Recht, bei dem es sich um das Recht des Mitgliedstaats handelt, in dem der EVTZ seinen 
Sitz hat". 
 
Obwohl diese Frage sehr kompliziert ist, halten wir es aus den nachstehend genannten Gründen für 
möglich, ohne zu Zögern eine Entscheidung zugunsten einer Rechtspersönlichkeit des 
Gemeinschaftsrechts zu treffen. 
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Zunächst muss darauf verwiesen werden, dass eine ganz ähnliche Frage von der Generalanwältin in 
ihren Schlussanträgen vom 12. Juli 2005 in der Rechtssache C-436/03 - Europäisches Parlament gegen 
Rat der Europäischen Union - geprüft wurde, in der es um die Gültigkeit der Verordnung über das 
Statut der Europäischen Genossenschaft (Societas Cooperativa Europaea, SCE) ging. So lautete ein 
Argument des Europäischen Parlaments, die Verordnung enthalte keinen kompletten Rechtsrahmen 
bzw., um die Formulierung des Parlaments aufzugreifen, eine SCE könne nur gemeinsam mit 
nationalem Recht bestehen265. Daraus ergeben sich Fragen zur Rechtsform der SCE: Handelt es sich 
um eine neue Rechtsform des Gemeinschaftsrechts oder um eine nationale Gesellschaft mit 
europäischem Charakter, wie von der Kommission und dem Parlament behauptet? Hierzu ist nach 
Feststellung der Generalanwältin "offen, wo die Trennlinie zwischen echten oder ganz neuen 
Rechtsformen und solchen neuen Rechtsformen verläuft, für die auch nationales Recht gilt"266. Die 
Generalanwältin macht geltend, dass "… in der Fachliteratur vielmehr die Auffassung vertreten [wird], 
dass es sich um eine europaweite Gesellschaftsform, eine europäische Rechtsform, eine juristische 
Person des Europäischen Gemeinschaftsrechts oder eine supranationale Geschäftsstruktur handelt"267, 
und zieht daher den berechtigten Schluss: "Maßgeblich ist also der Regelungsinhalt der 
Verordnung."268 
 
In dieser Hinsicht hält sie zwei Hinweise für entscheidend. Erstens wird in einem Erwägungsgrund der 
Verordnung der "besondere Gemeinschaftscharakter"269 einer SCE betont, während ein anderer die 
Sache noch deutlicher benennt und ausdrücklich von der "Einführung einer europäischen Rechtsform 
[…]"270 spricht. Ferner stellt die Generalanwältin fest: "die Verordnung verweist […] an mehreren 
Stellen auf nationales Recht und macht es für weite Bereiche eine SCE betreffend anwendbar […]"271, 
und unterstreicht, "die Verordnung enthält aber eine ausdrückliche Vorschrift, die eindeutig die 
Rangordnung des jeweils maßgeblichen Rechts normiert: Artikel 8 statuiert dabei klar den Vorrang 
der Verordnung". Angesichts dieser Feststellung in Verbindung mit der Tatsache, dass wesentliche 
Teile der Verordnung "genuin Neues" enthalten272, gelangt sie zu dem Schluss: "Mit der streitigen 
Verordnung wurde also die neue Rechtsform der SCE geschaffen […] eine neben nationalen 
Strukturen parallele gemeinschaftliche Struktur."273  
 
Wenn wir nun auf die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vom 5. Juli 2006 zurückkommen und die vom 
Gerichtshof herausgearbeiteten Kriterien auf den speziellen Fall des EVTZ anwenden, so können wir 
feststellen, dass das Hauptargument auch hier greift, d.h. dass das Recht, das laut Artikel 2 der 
Verordnung für den EVTZ gilt, genau derselben Rangordnung folgt, die in Artikel 8 der Verordnung 
über das Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE) festgelegt ist. Dieselben Ursachen müssen 
logischerweise dieselben Wirkungen haben, sodass sich allein daraus die Schlussfolgerung ergibt, dass 
der EVTZ tatsächlich eine Rechtsform des Gemeinschaftsrechts ist, und dass, wie es der Gerichtshof 
in Bezug auf das Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE) äußerte, dem nicht entgegensteht, 
"dass die angefochtene Verordnung keine erschöpfende Aufstellung aller […] anwendbaren 
Regelungen enthält und zu bestimmten Punkten auf das Recht des Mitgliedstaats verweist […]". In 
diesem Zusammenhang sei betont, dass in dem einzigen weiteren Fall einer grenzübergreifenden 
Kooperationsstruktur, die auf einem internationalen Text beruht und eine eigene Satzung hat, welche 
wir in Kapitel 2 untersucht haben, d.h. im Fall des grenzüberschreitenden örtlichen Zweckverbands 
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gemäß dem Karlsruher und dem Brüsseler Abkommen in Artikel 11 jedes der betreffenden Verträge 
Folgendes festgelegt ist: "Der grenzüberschreitende örtliche Zweckverband unterliegt dem auf 
öffentliche Einrichtungen der kommunalen Zusammenarbeit anwendbaren innerstaatlichen Recht der 
Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet er seinen Sitz hat."274 Die Rangordnung ist umgekehrt; hierbei 
handelt es sich um Strukturen des nationalen Rechts, während im Fall des EVTZ ebenso wie im Fall 
der Europäischen Genossenschaft (SCE) das Gemeinschaftsrecht und die auf diesem beruhenden 
Statuten Vorrang vor dem nationalen Recht haben. 
 
Darüber hinaus heißt es - ebenso wie in der Verordnung über das Statut der Europäischen 
Genossenschaft (SCE) - in Erwägungsgrund 8 der Verordnung über den EVTZ, dass es "eines 
Instruments der Zusammenarbeit auf gemeinschaftlicher Ebene [bedarf], um im Gebiet der 
Gemeinschaft Kooperationsverbünde mit eigener Rechtspersönlichkeit […] zu gründen."275 Es gibt 
also deutliche Hinweise darauf, dass das Europäische Parlament und die Mitgliedstaaten mit der 
Annahme dieser Verordnung darauf abzielten, eine Rechtspersönlichkeit des Gemeinschaftsrechts zu 
begründen, nicht jedoch die Mitgliedstaaten zur Anerkennung einer nationalen Rechtsform zu 
verpflichten. Ferner ist es noch offensichtlicher als bei der Europäischen Genossenschaft, dass der 
EVTZ nicht einer juristischen Person entspricht, wie sie in einer nationalen Rechtsordnung bekannt ist. 
Außerdem wird dieser neuartigen juristischen Person ihre Rechtspersönlichkeit und ihre Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit eindeutig durch Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 verliehen, und 
Verweise auf das nationale Recht ändern in diesem Fall nichts. 
 
Zwar erfolgt der Erwerb der Rechtspersönlichkeit des EVTZ durch die Registrierung und/oder 
Veröffentlichung nach nationalem Recht (Artikel 5 der Verordnung), aber die Verordnung legt fest, 
dass der Mitgliedstaat, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, verpflichtet ist, eine solche im nationalen 
Recht unbekannte Rechtsform anzuerkennen, und dass der EVTZ am Tag der Registrierung oder 
Veröffentlichung, je nachdem, was zuerst eintritt, Rechtspersönlichkeit erwirbt, gegebenenfalls in 
Abweichung von innerstaatlichen Vorschriften, die möglicherweise eine längere Frist zwischen der 
Veröffentlichung und dem Erwerb der Rechtspersönlichkeit vorsehen. Und wenn es in der Verordnung 
heißt, "die Mitgliedstaaten können bei der Entscheidung über die Teilnahme des potenziellen 
Mitglieds an dem EVTZ ihre innerstaatlichen Regelungen anwenden", so bedeutet dies im 
Umkehrschluss, dass die Mitgliedstaaten in Bezug auf die anderen Elemente im Zusammenhang mit 
der Gründung des EVTZ, nicht ihre innerstaatlichen Regelungen, sondern die gemeinschaftlichen 
Regelungen anwenden. Ebenso bedeutet die Festlegung von Artikel 12, nach der "bezüglich der 
Liquidation, der Zahlungsunfähigkeit, der Zahlungseinstellung und vergleichbarer Verfahren für einen 
EVTZ die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats [gelten], in dem der EVTZ seinen Sitz hat", dass der 
EVTZ im Umkehrschluss, was die übrigen Aspekte seiner Tätigkeit betrifft, nicht den Regelungen des 
einzelstaatlichen Rechts unterliegt, sofern es sich nicht, wie in Artikel 2 der Verordnung festgelegt, 
um "von dieser Verordnung nicht oder nur zum Teil erfasste Bereiche" handelt. 
 
Somit ist der Nachweis erbracht, dass der EVTZ eine juristische Person des Gemeinschaftsrechts ist, 
für die in einigen Aspekten die Bestimmungen des einzelstaatlichen Rechts gelten, weil dies in der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 so festgelegt ist, bzw. weil die Verordnung keine einschlägigen 
Festlegungen enthält. 
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2.2 Rechtspersönlichkeit des öffentlichen oder des privaten Rechts? 
 
Diese Frage wird von der Verordnung nicht endgültig entschieden. Die Niederlande und Italien hatten 
sich dafür ausgesprochen, in Artikel 1 der Verordnung festzulegen, dass die Rechtspersönlichkeit des 
EVTZ dem öffentlichen Recht unterliegt276. Dieser Vorschlag wurde jedoch nicht angenommen. Bei 
der Prüfung der bestehenden Rechtsnormen, die für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit gelten, 
haben wir festgestellt, dass zur Strukturierung einer grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sowohl 
Einrichtungen des privaten Rechts als auch Einrichtungen des öffentlichen Rechts geschaffen werden 
können277. Da die Verordnung über den EVTZ hierzu keine eindeutige Festlegung enthält, erscheint es 
uns möglich, dass ein EVTZ - sofern die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften dies gestatten - entweder 
eine Rechtspersönlichkeit des öffentlichen Rechts oder eine Rechtspersönlichkeit des privaten Rechts 
haben kann. 
 
Es liegt auf der Hand, dass die Art der uns zur Prüfung vorgelegten Bestimmungen der Verordnung, 
die Vorschriften über die vorherige Kontrolle der Beteiligung von Einrichtungen durch den jeweiligen 
Mitgliedstaat, insbesondere wenn sie auf das öffentliche Interesse abstellen (Artikel 4 Absatz 3 bzw. 
Artikel 13 Absatz 1), und die Festlegung, dass die dem EVTZ übertragenen Aufgaben "nicht die 
Ausübung hoheitlicher Befugnisse oder Verpflichtungen zur Wahrung der allgemeinen Interessen des 
Staates oder sonstiger öffentlicher Einrichtungen, etwa der Polizei- und Regelungsbefugnis […]" 
betreffen dürfen, unweigerlich auf das öffentliche Recht hindeuten. 
 
Die Anwendung des privaten Rechts wird allerdings nicht ausdrücklich ausgeschlossen. Hinzu kommt, 
dass es sich bei einigen der potenziellen Mitglieder eines EVTZ um Einrichtungen des privaten Rechts 
handeln kann, sei es nach Absatz 1 Buchstabe d von Artikel 3278 oder nach dem letzten Abschnitt 
desselben Absatzes279. Interessanter noch ist die Tatsache, dass der Wortlaut von Artikel 7 Absatz 4 
("Die dem EVTZ von seinen Mitgliedern übertragenen Aufgaben dürfen nicht die Ausübung 
hoheitlicher Befugnisse […] betreffen") 280  darauf hindeutet, dass dem EVTZ nur 
Verwaltungstätigkeiten übertragen werden dürfen, die dem privaten Recht unterliegen281. Das würde 
bedeuten, dass die Tätigkeit einer solchen Einrichtung von der Sache her unter das private Recht fallen 
würde und es daher einfacher wäre, den EVTZ nach den Vorschriften des privaten Rechts zu gründen. 
Die in Artikel 15 Absatz 3 über die gerichtliche Zuständigkeit enthaltene Vorschrift - "Durch diese 
Verordnung sind die Bürger nicht gehindert, ihre nationalen verfassungsmäßigen Rechte auszuüben, 
um gegen öffentliche Stellen, die Mitglieder eines EVTZ sind, Rechtsmittel einzulegen in Bezug auf 
a) Verwaltungsentscheidungen, die von dem EVTZ durchgeführte Tätigkeiten betreffen, b) Zugang zu 
Dienstleistungen in ihrer eigenen Sprache und c) Zugang zu Informationen" - ist sowohl für einen 
EVTZ des öffentlichen Rechts als auch für einen EVTZ des privaten Rechts anwendbar. Dagegen wird 
klargestellt, dass das Verhältnis zwischen den Bürgern und den Körperschaften, die diesen gegenüber 
öffentliche Zuständigkeiten wahrnehmen, unabhängig von der Rechtsnatur des EVTZ und dem auf ihn 
anwendbaren Recht von der Beteiligung der betreffenden Körperschaft an einem EVTZ unberührt 
bleibt. Aus dieser Vorschrift lässt sich demnach kein Hinweis ableiten, der für die Bestimmung der 
Rechtsnatur des Verbunds von Nutzen sein könnte. 
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Die Vorschrift über das für die Übereinkunft anwendbare Recht282 besagt zwar, dass es sich um das 
Recht eines Mitgliedstaats handelt, beantwortet jedoch nicht die Frage, ob dabei Vorschriften des 
öffentlichen Rechts (z.B. die Vorschriften über die Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts, das Recht der Verwaltungsverträge oder das Recht öffentlicher Einrichtungen der 
kommunalen Zusammenarbeit) oder des privaten Rechts (das Schuld- oder Vereinsrecht283 oder das 
Gesellschaftsrecht) zur Anwendung kommen. Durchaus vorstellbar ist auch eine dem öffentlichen 
Recht unterstehende Übereinkunft, mit der aufgrund der Tatsache, dass es sich bei den Parteien um 
öffentliche Stellen handelt, eine Einrichtung geschaffen wird, die gemäß Artikel 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1082/2006 hilfsweise dem privaten Recht unterstellt wird. 
 
Somit kann diese Frage nach dem Wortlaut der Verordnung über den EVTZ nicht abschließend 
entschieden werden. Es bestehen zwei Möglichkeiten, d.h. ein EVTZ, der hilfsweise (gemäß Artikel 2 
der Verordnung) den Vorschriften des privaten Rechts eines Mitgliedstaats (z.B. dem Vereinsrecht) 
unterstellt wird, oder ein EVTZ, der hilfsweise (gemäß Artikel 2 der Verordnung) den Vorschriften 
des öffentlichen Rechts eines Mitgliedstaats (z.B. dem Recht öffentlicher Einrichtungen der 
kommunalen Zusammenarbeit) unterstellt wird. Wenn es darum geht zu bestimmen, ob ein EVTZ eine 
juristische Person des öffentlichen oder des privaten Rechts ist, müssen unseres Erachtens mehrere 
Kriterien berücksichtigt werden. Dabei handelt es sich, in der genannten Reihenfolge, um die 
folgenden Kriterien: 
 
Die dem EVTZ übertragenen Aufgaben: Handelt es sich um Aufgaben, die unter das öffentliche Recht 
fallen (es steht nicht immer genau fest, wo die Trennlinie verläuft; so kann beispielsweise im Bereich 
der öffentlichen Dienstleistungen die Abgrenzung zwischen dem öffentlichen Recht und dem privaten 
Recht in den einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich sein) oder um solche, die unter das private 
Recht fallen. Dies ist nach unserem Dafürhalten das entscheidendste Kriterium. 
 
Die juristischen Lösungen, die sich aus dem Recht des Mitgliedstaats ergeben, in dem der EVTZ 
seinen Sitz hat (Kriterium der Zugehörigkeit gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c): Ist es in dieser 
Rechtsordnung möglich, dass Einrichtungen des öffentlichen Rechts einer bestimmten Art von 
Einrichtungen des privaten oder des öffentlichen Rechts beitreten? Dieses Kriterium ist ebenso 
bedeutsam wie das vorangegangene. Gibt es jedoch in Anbetracht der verschiedenen Rechtsordnungen 
(Rechtsvorschriften der von der Gründung eines EVTZ betroffenen Staaten) unterschiedliche 
Lösungen, so sollten sich die Partner bei der Wahl des Sitzes des EVTZ (und somit des hilfsweise 
geltenden Rechts) davon leiten lassen, welche Lösung am ehesten dem entspricht, was sich aus der 
Anwendung des ersten Kriteriums (übertragene Aufgaben) ergibt. 
 
Das dritte Kriterium ist selbstverständlich der Wille der Partner, die den EVTZ gründen. Da die 
Partner festlegen können, welche Aufgaben sie dem EVTZ im Rahmen der Satzung übertragen, 
empfehlen wir ihnen auch zu entscheiden, welcher nationalen Rechtsform sie den EVTZ hilfsweise 
unterstellen möchten. Selbstverständlich wäre das nationale Gericht, das gegebenenfalls angerufen 
würde, nicht unbedingt an diese Entscheidung gebunden, vor allem wenn nach den zwingenden 
Vorschriften des nationalen öffentlichen Rechts eine andere Rechtsform geboten ist, aber sie könnte 
dem Gericht einen wichtigen Anhaltspunkt für die Einschätzung der Lage an die Hand geben und 
somit die Rechtssicherheit aus Sicht der Parteien des EVTZ verbessern. 
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Gehört einem EVTZ ein anderer als der Staat an, in dem er seinen Sitz hat, so ist es unseres Erachtens 
einfacher, diesen einer Einrichtung des privaten Rechts gleichzusetzen und somit dem jeweiligen 
nationalen privaten Recht zu unterstellen, als ihn einer Einrichtung des öffentlichen Rechts 
gleichzusetzen. 
 
3. Mit einer weit gehenden Rechts- und Geschäftsfähigkeit ausgestattet, aber auf genau 

festgelegte Aufgaben beschränkt  
 
"Der EVTZ verfügt in jedem Mitgliedstaat über die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, 
die im innerstaatlichen Recht dieses Mitgliedstaats juristischen Personen zuerkannt wird. Insbesondere 
kann er bewegliches und unbewegliches Vermögen erwerben und veräußern und Personal einstellen 
sowie vor Gericht auftreten."284 Diese Bestimmung greift sinngemäß Artikel 282 EGV285 auf, der die 
Rechts- und Geschäftsfähigkeit der Gemeinschaft in den Rechtsordnungen der einzelnen 
Mitgliedstaaten betrifft. Dies ist zwar von starker Symbolkraft, aber die Bestimmung erscheint uns 
irreführend.  
 
Begrenzt wird die Rechts- und Geschäftsfähigkeit durch die Aufgaben, die dem EVTZ übertragen 
werden, denn in Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung heißt es: "Der EVTZ handelt innerhalb der 
Grenzen der ihm übertragenen Aufgaben, die auf die Erleichterung und Förderung der territorialen 
Zusammenarbeit zur Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts beschränkt sind und 
von seinen Mitgliedern davon ausgehend festgelegt werden." Die Rechtsfähigkeit des EVTZ wird also 
durch einen Grundsatz für die Übertragung von Aufgaben beschränkt, ähnlich wie dies in Bezug auf 
die Gemeinschaft in Artikel 5 Absatz 1 EGV geregelt ist. 
 
Diese Beschränkung ist nicht nur materieller Art, gemäß den Zuständigkeiten, die dem EVTZ 
zugewiesen werden, sondern auch territorialer Art. So muss in der Übereinkunft, auf der der EVTZ 
beruht, gemäß Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b "der Umfang des Gebiets, in dem der EVTZ seine 
Aufgaben durchführen darf", angegeben sein. Demzufolge unterliegt die Rechtsfähigkeit des EVTZ, 
wenn sie vom einzelstaatlichen Recht entsprechend der weitestgehenden Rechtsfähigkeit festzulegen 
ist, die juristischen Personen im Rahmen der betreffenden Rechtsordnung zuerkannt wird, einer 
materiellen und territorialen Beschränkung. Es liegt auf der Hand, dass die Beschränkungen, die sich 
aus der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ergeben, gemäß der in Artikel 2 dieser Verordnung 
vorgegebenen Hierarchie unabhängig von den einzelstaatlichen Vorschriften zur Rechtsfähigkeit einer 
juristischen Person - als solche kann das innerstaatliche Recht den EVTZ behandeln - Vorrang vor den 
einzelstaatlichen Vorschriften haben. 
 
Der Grundsatz der materiellen Einschränkung der Zuständigkeiten juristischer Personen stellt an sich 
kein Problem dar, sondern ist im Allgemeinen sogar die Regel286. Allerdings könnte die Festlegung am 
Ende von Artikel 7 Absatz 2 zu den Aufgaben, die dem EVTZ übertragen werden können, in der Tat 
problematisch sein, denn sie besagt, dass "jede einzelne von ihnen nach dem nationalen Recht jedes 
Mitglieds in dessen Zuständigkeitsbereich fällt". Dies könnte dazu führen, dass dem EVTZ nur sehr 
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unwesentliche Aufgaben übertragen werden 287 , was seine Handlungsfähigkeit stark einschränken 
würde. 
 
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass hinsichtlich der Formulierung von Festlegungen zu Fragen 
der Rechts- und Geschäftsfähigkeit und der Rechtspersönlichkeit eine relativ große Flexibilität 
besteht288. Unabhängig davon, wie das Recht eines Mitgliedstaats die Rechtspersönlichkeit einstuft, 
der der EVTZ aus Sicht der innerstaatlichen Rechtsvorschriften gleichgestellt oder deren Regelungen 
er unterstellt wird, muss die in der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vorgesehene Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit des betreffenden EVTZ gemäß der in Artikel 2 der Verordnung festgelegten 
Hierarchie erhalten bleiben, vorbehaltlich der oben genannten Beschränkungen, der sie durch die 
Verordnung selbst unterworfen wird. 
 
4. Durch eine Übereinkunft gegründet und mit einer Satzung ausgestattet 
 
Wie bereits bei der Analyse der Struktur dieser Verordnung festgestellt, erscheint die Unterscheidung 
zwischen Satzung und Übereinkunft im Rahmen der Errichtung eines EVTZ im Grunde nicht 
gerechtfertigt. 
 
Beide Dokumente werden von denselben Beteiligten angenommen, d.h. von den Mitgliedern des in 
Gründung befindlichen EVTZ, und zwar nach demselben Verfahren - eine einstimmige289 und sehr 
wahrscheinlich gleichzeitige Annahme. Zwar heißt es, "die Satzung des EVTZ wird […] auf der 
Grundlage der Übereinkunft […] angenommen"290, was die Vermutung nahe legt, dass zuerst die 
Übereinkunft angenommen wird. Da jedoch sowohl die Übereinkunft als auch die Satzung dem 
Mitgliedstaat zu übermitteln sind (d.h. dem Staat im Sinne der Verträge, der die Behörden benennt, 
"die für die Entgegennahme der Mitteilungen und Unterlagen […] zuständig sind"291), damit dieser 
innerhalb einer Frist von drei Monaten entscheidet ("in der Regel", wie es in Artikel 4 Absatz 3 
Unterabsatz 2 heißt, d.h. es sind Ausnahmen möglich), dürfte es den meisten der Akteure zweckmäßig 
erscheinen, beide Dokumente gleichzeitig zu übermitteln.  
 
Es ist vorstellbar, dass Mitglieder eines künftigen EVTZ in zwei Schritten vorgehen möchten, d.h. 
zunächst die Übereinkunft übermitteln, diese nach ihrer Billigung annehmen, anschließend die 
Satzung ausarbeiten, sie zur Billigung übermitteln und anschließend annehmen. Aber dieses Szenario 
erscheint aus zwei Gründen nicht sehr wahrscheinlich. Erstens, weil es zeitaufwändig wäre und bei 
den Kontrollen ein zweifaches Risiko mit sich bringen würde (zumal eine Übereinkunft allein mit 
Blick auf die Umsetzung dieser Verordnung keinerlei Nutzen hat). So erscheint ein Festhalten an 
dieser Option nicht sehr plausibel. Andererseits ist es nicht sicher, dass die Mitgliedstaaten es 
hinnehmen, ein Übereinkommen zu prüfen und zu billigen, ohne dass auch die Satzung vorliegt. Die 
Mitgliedstaaten haben "ab dem Tag des Eingangs eines zulässigen Antrags gemäß Absatz 2"292 drei 
Monate Zeit, um über die Angemessenheit der Gründung eines EVTZ zu entscheiden, dem eine ihrer 
Gebietskörperschaften angehören soll (die Einzelheiten zu diesem Verfahren finden sich unter 
Abschnitt E.1). Laut Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b übermittelt jedes potenzielle Mitglied eines 
EVTZ "diesem Mitgliedstaat eine Abschrift des Vorschlags der in den Artikeln 8 und 9 genannten 
Übereinkunft und Satzung". Somit käme es den zuständigen staatlichen Behörden zu einzuschätzen, 
ob eine vorherige Billigung der Übereinkunft möglich ist, oder ob es als unzureichend und nicht 
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zulässig zu betrachten ist, nur die Übereinkunft zu billigen, da in Absatz 2 Übereinkunft und Satzung 
genannt werden. 
 
Der einzige verfahrenstechnische Unterschied zwischen diesen beiden Dokumenten betrifft 
gegebenenfalls ihre Änderung. So erfordert laut Artikel 4 Absatz 6 "jede Änderung der Übereinkunft" 
die Zustimmung der Mitgliedstaaten, während bei der Satzung nur jeder wesentlichen Änderung 
zugestimmt werden muss. Außerdem ist vorstellbar, dass die Mitglieder eines EVTZ für Änderungen 
der Satzung weniger strenge Vorschriften vorsehen (z.B. eine qualifizierte Mehrheit) als für 
Änderungen der Übereinkunft 293 , was eine gewisse Flexibilität im Hinblick auf organisatorische 
Fragen ermöglicht. 
 
Laut Artikel 8 Absatz 2 muss die Übereinkunft mindestens die nachstehend genannten Punkte 
enthalten: 
 
− "die Bezeichnung des EVTZ"; 
− "sein Sitz, der in einem Mitgliedstaat liegen muss, dessen Recht mindestens eines der Mitglieder 

unterliegt"; (darauf wird in Ziffer 5 dieses Abschnitts näher eingegangen); 
− "der Umfang des Gebiets, in dem der EVTZ seine Aufgaben durchführen darf"; diese Bestimmung, 

die ähnlichen Anforderungen bilateraler Verträge über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
entspricht294, ist einerseits zu strikt formuliert295 und macht andererseits nur wenig Sinn für EVTZ, 
die zum Zwecke der transnationalen oder interregionalen Zusammenarbeit gegründet werden; 

− "das besondere Ziel" des EVTZ; diese Formulierung erscheint nur in Artikel 8 Absatz 2 
Buchstabe c; es findet sich ein Verweis auf ein Ziel, "die grenzüberschreitende, transnationale 
und/oder interregionale Zusammenarbeit […] zu erleichtern und zu fördern", das offensichtlich 
weiter gefasst ist als das besondere Ziel. Darüber hinaus ist die Rede von spezifischen 
Maßnahmen (Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 2), Aufgaben und Befugnissen (Erwägungsgrund 
Nr. 10) 296 , Programmen oder Projekten für territoriale Zusammenarbeit, die durch die 
Gemeinschaft kofinanziert werden (Artikel 7 Absatz 3 und Erwägungsgrund Nr. 11) und natürlich 
von Aufgaben, dem Oberbegriff, der in der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 verwendet wird, 
um - insbesondere in Artikel 7 - zu beschreiben, welche Obliegenheiten die Mitglieder dem EVTZ 
übertragen. Schließlich werden in Artikel 5 Absatz 2 die "Ziele" des EVTZ erwähnt, die im 
Amtsblatt der Europäischen Union zu veröffentlichen sind. Das besondere Ziel wird also in der 
Verordnung nicht genau angegeben. Es handelt sich wahrscheinlich um eine allgemeingültige 
Bestimmung zur Angabe der Ziele, welche die Partner mit einem EVTZ verfolgen. Sie könnte, 
auch wenn die Bezeichnungen nicht genau übereinstimmen, den in Artikel 5 Absatz 2 der 
Verordnung genannten "Zielen" entsprechen. Um zu vermeiden, dass in Anbetracht der Vielzahl 
unterschiedlicher Bezeichnungen und Formulierungen allzu große Verwirrung entsteht - wie dies 
unseres Erachtens in der Verordnung der Fall ist -, würden wir empfehlen, dass dieses besondere 
Ziel möglichst weit gehend mit den im Amtsblatt der Europäischen Union zu veröffentlichenden 
"Zielen" übereinstimmt; 

− "die besonderen Aufgaben" des EVTZ; hier überrascht es, dass "la mission" in der französischen 
Fassung im Singular steht, zumal Artikel 7 Absatz 1 lautet: "Der EVTZ führt die Aufgaben aus, 
die ihm von seinen Mitgliedern im Einklang mit dieser Verordnung übertragen werden." Wie im 
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Falle des besonderen Ziels - die Formulierung "das besondere Ziel und die besonderen Aufgaben 
des EVTZ" kann übrigens auch als ein und dieselbe Anforderung verstanden werden -, geht es 
wahrscheinlich auch hier darum, eine allgemeingültige Bestimmung festzulegen; 

− der "Zeitraum" des Bestehens des EVTZ; hierzu ist in der Verordnung keinerlei Beschränkung 
festgelegt. Allerdings erinnern frühere Erfahrungen mit Einrichtungen der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit daran, dass der Rechnungshof unter Hinweis auf die Leitlinien der Kommission 
für die Gemeinschaftsinitiative INTERREG III nachdrücklich darauf verwiesen hatte, dass die 
"gemeinsame Ausarbeitung und Verwaltung, vorzugsweise durch eine ständige 
grenzübergreifende Organisation"297 erfolgen sollten. In Anbetracht des Zeitaufwands und des 
politischen Kapitals, die in die Schaffung einer solchen Rechtsform investiert werden, erscheint es 
besser, einen langen, ja sogar unbefristeten Zeitraum des Bestehens vorzusehen. Es kommt jedoch 
vor, dass eine solche Formulierung die potenziellen Partner abschreckt und dass es sich als 
zweckmäßig erweisen kann, einen relativ langen Zeitraum festzulegen (z.B. 10 Jahre) und eine 
stillschweigende Verlängerung vorzusehen, d.h. dass es jeder der Parteien freisteht, nach 
Beendigung des betreffenden Zeitraums ihre Mitgliedschaft zu kündigen, wohingegen der 
Verbund, wenn keine der Parteien dies ablehnt, ihre Tätigkeit während eines zuvor festgelegten, 
ebenfalls längeren Zeitraums (z.B. 5 Jahre) fortführen kann, ohne dass erneut Verhandlungen 
erforderlich wären. 

− "die für seine Auflösung geltenden Bedingungen"; in diesem Fall sind die Parteien der 
Übereinkunft weit davon entfernt, sich frei entscheiden zu können. So verweist Artikel 12 der 
Verordnung mit Blick auf die Liquidation des EVTZ und die Haftung seiner Mitglieder - Aspekte, 
denen bei der Auflösung Rechnung getragen werden muss - auf die Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat. Darüber hinaus sieht Artikel 14 der Verordnung 
Folgendes vor: "Unbeschadet der in der Übereinkunft enthaltenen Bestimmungen über eine 
Auflösung ordnet das zuständige Gericht oder die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem 
der EVTZ seinen Sitz hat, auf Antrag einer ein legitimes Interesse vertretenden zuständigen 
Behörde die Auflösung des EVTZ an, wenn es bzw. sie feststellt, dass der EVTZ nicht länger die 
Anforderungen des Artikels 1 Absatz 2 oder des Artikels 7 erfüllt, insbesondere bei Feststellung, 
dass der EVTZ Tätigkeiten durchführt, die nicht unter die Aufgaben nach Artikel 7 fallen." Wir 
weisen jedoch darauf hin, dass "das zuständige Gericht oder die zuständige Behörde […] dem 
EVTZ Zeit zugestehen [kann], um die Situation zu bereinigen". Allerdings heißt es weiter: 
"Gelingt dies dem EVTZ innerhalb des zugestandenen Zeitraums nicht, so ordnet das zuständige 
Gericht oder die zuständige Verwaltungsbehörde die Auflösung des EVTZ an." Damit ist klar, 
dass die Parteien, was die Frage der Auflösung betrifft, nur einen sehr geringen 
Ermessensspielraum haben.  

 
Außerdem halten es die Sachverständigen - auch wenn die Verordnung keine entsprechenden 
Anforderungen in Bezug auf den Inhalt der Übereinkunft enthält - in Anbetracht der Tatsache, dass es 
ebenfalls in diesen Bereich fällt, für wichtig, künftige Mitglieder eines EVTZ darauf hinzuweisen, 
dass in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006, Folgendes festgelegt ist: "Führt ein EVTZ 
Tätigkeiten durch, die gegen die Bestimmungen eines Mitgliedstaats über die öffentliche Ordnung, die 
öffentliche Sicherheit, die öffentliche Gesundheit oder die öffentliche Sittlichkeit oder gegen das 
öffentliche Interesse eines Mitgliedstaats verstoßen, so kann eine zuständige Stelle dieses 
Mitgliedstaats diese Tätigkeit in seinem Hoheitsgebiet untersagen oder die Mitglieder, die seinem 
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Recht unterliegen, verpflichten, aus dem EVTZ auszutreten, es sei denn, der EVTZ stellt die fragliche 
Tätigkeit ein." Hierbei handelt es sich ganz offensichtlich um eine für die Mitglieder des EVTZ 
verbindliche Bestimmung der Verordnung. Außerdem hat die Verordnung gemäß Artikel 2 Vorrang 
vor der Übereinkunft und der Satzung - was logisch erscheint. Dagegen wäre es offenbar sinnvoll, 
dass die Parteien ein Verfahren oder interne Vorschriften für den Fall vorsehen, dass eine dieser 
Eventualitäten eintritt, d.h. dass dem EVTZ untersagt wird, seine Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines der 
betroffenen Mitglieder auszuüben, oder dass eines oder mehrere Mitglieder von ihrem 
Herkunftsmitgliedstaat verpflichtet werden, aus dem EVTZ auszutreten. 
 
Die Verordnung schreibt merkwürdigerweise auch nicht vor, dass die Übereinkunft oder die Satzung 
eine Bestimmung über das mögliche Ausscheiden eines Mitglieds enthalten muss. Diese Lücke könnte 
auf zweierlei Weise ausgelegt werden, wobei weder die eine noch die andere Auslegung sehr 
erfreulich erscheint. Man könnte erstens meinen, dass damit das Ausscheiden eines Mitglieds 
untersagt wird. Eine solche Lösung wäre vielleicht im Falle eines EVTZ hinnehmbar, dessen Bestehen 
auf einen bestimmten Zeitraum befristet ist, aber sie würde die Gründung eines EVTZ für einen 
unbefristeten Zeitraum erschweren (während doch die Möglichkeit der Schaffung ständiger Strukturen 
der Zusammenarbeit eines der Ziele der Kommission im Rahmen ihrer Fördermaßnahmen ist, 
zumindest was die grenzüberschreitende Zusammenarbeit betrifft). Das wäre bedauerlich. Alternativ 
dazu könnte man zu der Auffassung gelangen, die Verordnung habe diesen Fall nicht vorgesehen, weil 
ihre Verfasser der Ansicht sind, dass das Ausscheiden eines Mitglieds notwendigerweise die 
Auflösung des EVTZ nach sich zieht. Allerdings deutet nichts in den vorbereitenden Materialien 
darauf hin, dass diese Frage in Betracht gezogen wurde; daher wäre eine solche Auslegung überzogen. 
Das Fehlen einer entsprechenden Bestimmung in der Verordnung, das nicht näher erklärt wird, lässt 
die Vermutung zu, das es möglich - und nach Ansicht der Sachverständigen wünschenswert - ist, dass 
die Frage des Ausscheidens eines Mitglieds (sowie die betreffenden Bedingungen und Folgen) durch 
die Übereinkunft zur Gründung eines EVTZ geregelt wird. Natürlich können die Partner auch ein 
Verbot des Ausscheidens beschließen oder darauf abstellen, dass das Ausscheiden notwendigerweise 
die Auflösung des EVTZ zur Folge hat. Diese Frage sollte jedoch vorzugsweise vorab im Rahmen der 
Übereinkunft geregelt werden. 
 
Geschieht dies nicht, so könnten im Falle eines freiwilligen Ausscheidens oder eines Ausschlusses 
nach dem in Artikel 13 festgelegten Verfahren diejenigen Parteien der Übereinkunft, die die 
Zusammenarbeit im Rahmen eines verkleinerten EVTZ weiterführen möchten, dies unter Rückgriff 
auf die Verfahren zur Änderung der Übereinkunft und des Statuts versuchen, die ihrerseits unbedingt 
vorgesehen sein müssen. Wir weisen jedoch darauf hin, dass diese Lösung gemäß dem in Artikel 4 der 
Verordnung festgelegten Verfahren die Zustimmung der Mitgliedstaaten zu der betreffenden 
Änderung erfordert (was unseres Erachtens wahrscheinlich auch der Fall ist, wenn ein bestimmtes 
Verfahren bereits im Voraus vorgesehen ist). 
 
− "die Liste der Mitglieder des EVTZ"; 
− "das für Auslegung und Durchsetzung der Übereinkunft anwendbare Recht, bei dem es sich um 

das Recht des Mitgliedstaats handelt, in dem der EVTZ seinen Sitz hat." In dieser Formulierung -
 die einem Änderungsantrag des EP entspricht - macht die Bestimmung nur wenig Sinn, weil sie 
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eine materiell-rechtliche Regel ist. Die betreffende Frage wird von der Verordnung entschieden, 
und die entsprechende Festlegung im Text der Übereinkunft darf auf keinen Fall von dieser 
gemeinschaftlichen Vorschrift abweichen. Eine solche Lösung - d.h. dass für die Auslegung und 
die Anwendung der Übereinkunft dasselbe Recht gilt, das hilfsweise auf den EVTZ anzuwenden 
ist (gemäß Artikel 2 der Verordnung) - dient der Kohärenz, da somit für den EVTZ und für die 
Übereinkunft zu seiner Gründung dieselben Auslegungsgrundsätze gelten. Allerdings hat sie den 
Nachteil, die Ungleichheit zwischen den Parteien noch zu verstärken, von denen sich einige 
ausländischem Recht unterwerfen müssten, sowohl was ihre Beteiligung an den Aktivitäten des 
EVTZ betrifft als auch gegebenenfalls, wenn es darum geht, auf der Grundlage der Übereinkunft 
ihre Rechte gegenüber ihren Partnern geltend zu machen. Es kommt hinzu, dass nach Artikel 15 
Absatz 2 Ende von Unterabsatz 2 die Zuständigkeit für die Beilegung von Streitigkeiten ebenfalls 
bei den Gerichten des Mitgliedstaats liegt, in dem der EVTZ seinen Sitz hat; 

− "die erforderlichen Vereinbarungen über die gegenseitige Anerkennung, einschließlich der 
gegenseitigen Anerkennung zum Zwecke der Finanzkontrolle […]". Nach unserem Dafürhalten 
kann es sich als schwierig erweisen, diese Bestimmung in eine Übereinkunft zu einem EVTZ 
aufzunehmen, dem Körperschaften eines Mitgliedstaats, nicht der Mitgliedstaat selbst, angehören, 
da die Festlegung solcher Modalitäten nicht in den Zuständigkeitsbereich von 
Gebietskörperschaften fällt. In einem solchen Fall wäre es angebracht, die Formulierung einer 
solchen Bestimmung durch die zuständigen einzelstaatlichen Behörden vorab validieren zu lassen 
oder zu warten, bis diese auf der Grundlage der für sie geltenden Anordnung von Artikel 16 der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 Vorschriften bzw. ein einzelstaatliches Verfahren erlassen bzw. 
festlegen, um die Gebietskörperschaften ihres Zuständigkeitsbereichs in die Lage zu versetzen, 
eine solche Bestimmung in die Übereinkunft zur Gründung eines EVTZ aufzunehmen, der sie 
angehören werden; 

− "die Verfahren zur Änderung der Übereinkunft, unter Einhaltung der Verpflichtungen nach den 
Artikeln 4 und 5"; angesichts einer solchen Bestimmung werden sich die Parteien fragen müssen, 
ob es angebracht ist, eine mögliche Änderung der Übereinkunft nach einem anderen 
Entscheidungsverfahren als dem für die ursprüngliche Annahme der Übereinkunft erforderlichen 
Verfahren der Einstimmigkeit vorzusehen. 

 
Selbstverständlich steht es den Parteien einer solchen Übereinkunft frei, im Einklang mit der 
Verordnung und ihren Zuständigkeiten nach nationalem Recht, weitere Bestimmungen in die 
Übereinkunft aufzunehmen. Wir empfehlen den betroffenen Parteien jedoch, den Wortlaut ihrer 
Übereinkunft möglichst aufs Wesentliche zu beschränken. 
 
Satzung: diese muss nach Artikel 9 Absatz 2 "mindestens sämtliche Bestimmungen der Übereinkunft" 
sowie Folgendes enthalten: 
 
− "die Bestimmungen zur Arbeitsweise der Organe des EVTZ und ihren Kompetenzen." Diese 

Formulierung ist nicht sehr glücklich, denn der EVTZ muss gemäß Artikel 10 mindestens zwei 
Organe haben, eine Versammlung und einen Direktor. Ferner heißt es: "Die Satzung kann weitere 
Organe mit eindeutig festgelegten Befugnissen vorsehen."298 Während es auf der Hand liegt, dass 
der Direktor und die weiteren Organe geschäftsführende Organe darstellen, deren Befugnisse es 
festzulegen gilt, stellt sich die Frage, wie es sich mit der Versammlung verhält. Hierzu werden in 
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der Verordnung keinerlei Angaben gemacht. Wir würden uns in Anlehnung an bestehende 
bilaterale Abkommen und Vereinbarungen dafür aussprechen, dass diese Festlegung in Bezug auf 
die Organe sich nicht auf die Versammlung erstreckt, die sich aus Vertretern der Mitglieder 
zusammensetzt 299  und daher über eine umfassende Befugnis verfügen müsste, sich mit allen 
Angelegenheiten des EVTZ zu befassen 300 . Obwohl in der Gemeinschaftsverordnung keine 
Angaben zum Grundsatz der umfassenden Zuständigkeit der Versammlung enthalten sind und 
dieser nicht zwingend vorgeschrieben wird, schlagen wir nachdrücklich vor, in der Satzung 
genaue Festlegungen dazu zu treffen, um spätere Schwierigkeiten bei der Tätigkeit des Verbunds, 
insbesondere in den Beziehungen zwischen dem Direktor und der Versammlung, zu vermeiden. 
Darüber hinaus halten wir es für schwierig, in der Satzung sämtliche Zuständigkeitsfragen zu 
regeln. Vielleicht wäre es angebracht, einen Verweis auf eine Geschäftsordnung in die Satzung 
aufzunehmen, die die Versammlung zu einer Reihe von Punkten annehmen könnte, und lediglich 
die wichtigsten Befugnisse des Direktors und gegebenenfalls anderer geschäftsführender Organe 
festzulegen; 

− "die Bestimmungen zur Arbeitsweise der Organe": auch hier empfehlen wir, es bei der Festlegung 
von Grundsätzen in der Satzung zu belassen und zu Detailfragen auf eine Geschäftsordnung zu 
verweisen, zu deren Annahme die Versammlung befugt sein sollte (was natürlich ausdrücklich in 
der Satzung vorgesehen werden muss); 

− "die Anzahl der Vertreter der Mitglieder in den betreffenden Organen". Diese Bestimmung führt 
zu einer gewissen Verwirrung, was die Aufgabenverteilung zwischen der Versammlung - d.h. dem 
Organ, in dem die Mitglieder vertreten sind und das die geschäftsführenden Organe kontrolliert - 
und dem Direktor betrifft, für den es schwierig sein dürfte, eine Vertretung der Mitglieder 
vorzusehen, handelt es sich doch laut Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b dabei nur um eine Person. 
Demzufolge kann dieser Anforderung nach unserem Dafürhalten nur für den Fall entsprochen 
werden, dass gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 von der Satzung 
weitere Organe benannt werden, in denen eine Vertretung vorgesehen ist; 

− "die Entscheidungsverfahren des EVTZ"; und natürlich auch die Entscheidungsverfahren der 
einzelnen Organe, insbesondere die Verfahren für ihre Einberufung, die Abstimmungsverfahren 
(Quorum, Mehrheiten usw.). Es sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass es in der 
Praxis anderer Organisationen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, die über eine 
Rechtspersönlichkeit und Organe verfügen, in welchen die Mitglieder vertreten sind, mitunter 
komplizierte Regeln zur Verteilung der Stimmen gibt - nicht alle Mitglieder müssen die gleiche 
Stimmenzahl haben, und verschiedene Gruppen von Mitgliedern können bei Abstimmungen ein 
unterschiedliches Gewicht erhalten, oder die Stimmen sind paritätisch auf die Gruppen von 
Organisationen der einzelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt - mit denen ein komplexes Gleichgewicht 
erzielt oder gewährleistet werden kann; 

− "die Arbeitssprache(n)"; 
− "die Vereinbarungen hinsichtlich der Arbeitsweise des EVTZ, insbesondere in Bezug auf die 

Personalverwaltung, die Einstellungsverfahren und die Gestaltung der Arbeitsverträge". Diese 
Frage erscheint uns juristisch heikel, denn in jedem nationalen Recht gibt es Vorschriften in 
Bezug auf die Beschäftigungsbedingungen für Mitarbeiter öffentlicher Einrichtungen. Diese 
Vorschriften würden gelten, je nachdem wo der EVTZ seinen Sitz hat, sodass auf ein nationales 
Recht verwiesen werden könnte. In diesem Zusammenhang könnte die Frage der Rechtsform des 
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EVTZ - privates Recht oder öffentliches Recht - maßgebliche Auswirkungen darauf haben, 
welche Vorschriften hier anzuwenden sind. Zugleich aber könnten die Mitglieder des EVTZ in 
Anbetracht der Tatsache, dass laut Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe d diese Fragen von der Satzung 
geregelt werden können, und dass nach der Systematik von Artikel 2 offenbar den in der 
Übereinkunft oder in der Satzung enthaltenen Bestimmungen Vorrang vor den Bestimmungen des 
nationalen Rechts eingeräumt wird301, in ihrer Satzung Bestimmungen vorsehen, die von dem 
üblicherweise für die Mitglieder des EVTZ geltenden nationalen Recht abweichen. Daher ist es 
für die Parteien von Bedeutung, in der Satzung entsprechende Bestimmungen eindeutig 
festzulegen, die gegebenenfalls vom territorial geltenden Recht abweichen, sodass den besonderen 
Anforderungen des grenzüberschreitenden oder transnationalen Kontexts Rechnung getragen 
werden kann. Es erscheint möglich, dass bestimmte Abweichungen aufgrund der besonderen Art 
der Tätigkeit notwendig werden, die über den nationalen Rahmen hinausgeht. Allerdings besteht 
die Gefahr, dass Bestimmungen, die der jeweiligen nationalen Rechtsordnung allzu fremd sind, 
die zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats auf der Grundlage von Artikel 4 der 
Verordnung veranlassen, die Gründung eines EVTZ unter diesen Bedingungen zu behindern, ja 
sogar abzulehnen. So halten wir es für zweckmäßig, entsprechende Bestimmungen, die in die 
Satzung aufgenommen werden sollen, in enger Zusammenarbeit mit den einzelnen Beteiligten 
auszuarbeiten; 

− "die Vereinbarungen hinsichtlich der Finanzbeiträge der Mitglieder sowie der anwendbaren 
Buchhaltungs- und Haushaltsregeln - einschließlich der Finanzregelungen - der einzelnen 
Mitglieder in Bezug auf den EVTZ." Die Parteien haben in dieser Hinsicht de facto keinen großen 
Entscheidungsspielraum, da Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung besagt, "die Erstellung des 
Abschlusses, erforderlichenfalls einschließlich des dazugehörigen Jahresberichts, sowie die 
Prüfung und die Offenlegung dieses Abschlusses erfolgen nach den Bestimmungen des Artikels 2 
Absatz 1 Buchstabe c", d.h. nach den Bestimmungen des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen 
Sitz hat. Dagegen erscheint es uns, abgesehen von den Vereinbarungen hinsichtlich der 
Finanzbeiträge und den Buchhaltungs- und Haushaltsregeln ebenso wünschenswert, dass die 
Mitglieder eines EVTZ in dessen Satzung oder in der entsprechenden Übereinkunft den Grundsatz 
niederlegen, dass die in den Haushaltsplan eingestellten Ausgaben, für welche die Mitglieder 
aufkommen müssen, für diese verbindlich sind. Eine solche Bestimmung fehlt in der Verordnung 
(EG) Nr. 1082/2006, und die Praxis hat gezeigt, dass das Fehlen einer klaren Festlegung zu dieser 
Frage zu erheblichen Schwierigkeiten führen kann - mit den beschlussfassenden Versammlungen 
bestimmter Körperschaften wie auch mit den nationalen Aufsichtsbehörden; 

− "die Vereinbarungen hinsichtlich der Haftung der Mitglieder gemäß Artikel 12 Absatz 2 [der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006]." Auch hier sind in Artikel 12 recht klare materiell-rechtliche 
Bestimmungen festgelegt, und der Entscheidungsspielraum der Parteien erscheint uns 
eingeschränkt. Dagegen halten wird die Verpflichtung, die in der Gemeinschaftsverordnung 
enthaltenen materiell-rechtlichen Bestimmungen in die Satzung aufzunehmen, mit Blick auf die 
Offenlegung für zweckmäßig, da von dieser Frage Dritte unmittelbar betroffen sind, und laut 
Artikel 5 Absatz 1 die Satzung in dem Mitgliedstaat, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, zu 
registrieren oder zu veröffentlichen ist, was es Dritten ermöglichen sollte, sich Einblick in diese 
wichtige Frage zu verschaffen. 
Im Übrigen ist weder festgelegt, dass die Frage der Haftung der Mitglieder untereinander in der 
Satzung zu regeln ist, noch enthält die Verordnung eine entsprechende Bestimmung. Wir halten es 
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für wünschenswert, diese Frage von vornherein durch eine oder mehrere Bestimmungen der 
Satzung zu regeln; 

− "die für die Bestimmung der unabhängigen externen Rechnungsprüfer zuständigen Behörden." 
Diese Bestimmung wirft an sich keine wesentlichen Schwierigkeiten auf, es sei denn, dass das 
Recht eines Mitgliedstaats keine solche externe Prüfung vorschreibt (z. B. für einen EVTZ des 
privaten Rechts, der keine Gemeinschaftsmittel verwaltet). Daher müsste die Vorschrift, die 
betreffende Festlegung in die Satzung aufzunehmen, unseres Erachtens so ausgelegt werden, dass 
die Prüfung des Jahresabschlusses aller EVTZ unabhängig von den nationalen Bestimmungen nur 
durch einen unabhängigen externen Rechnungsprüfer durchgeführt werden darf und diese 
Anforderung gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Vorrang vor dem nationalen Recht hat; 

− "die Verfahren zur Änderung der Satzung, unter Einhaltung der Verpflichtungen nach den 
Artikeln 4 und 5." Die oben genannten Grundsätze und Fragen in Bezug auf die Änderung der 
Übereinkunft gelten in vergleichbarer Weise auch für die Satzung. Anders als bei der 
Übereinkunft - daran sei noch einmal erinnert - muss jede Änderung der Satzung auf nationaler 
Ebene registriert oder veröffentlicht werden (gemäß den maßgeblichen nationalen 
Rechtsvorschriften). Dagegen bedürfen Änderungen der Satzung, die nicht wesentlich sind, gemäß 
Artikel 4 der Verordnung allein der Zustimmung der Parteien und unterliegen nicht der Kontrolle 
der nationalen Behörden.  

 
5. Nur ein Sitz im Hoheitsgebiet der EU  
 
Der Frage des Sitzes des EVTZ ist von wesentlicher Bedeutung. Vor allem diese Frage ist 
ausschlaggebend dafür, welches Recht anwendbar ist für die Registrierung oder Veröffentlichung der 
Satzung (Artikel 5 der Verordnung), hilfsweise anwendbar ist auf den EVTZ (Artikel 2 Absatz 1 der 
Verordnung) und vorrangig anwendbar ist auf die Übereinkunft (Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe e), auf 
die Haftung gegenüber Dritten bei Zahlungsunfähigkeit (Artikel 12 Absatz 1), auf die Kontrolle der 
Verwaltung der öffentlichen Mittel (Artikel 6 Absatz 1) und gegebenenfalls auf die Auflösung von 
Amts wegen (Artikel 14). Im Gegensatz zu den flexibleren und weniger strikten 
Kooperationsmodalitäten, die in der Praxis der grenzüberschreitenden oder transnationalen 
Zusammenarbeit häufig anzutreffen sind, sind ein je nach Vorsitz wechselnder Sitz oder eine 
Aufteilung der Tätigkeiten auf die verschiedenen Partner ohne Hauptsitz in diesem Fall nicht möglich. 
Ebenso wie andere Arten von Organisationen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, die über 
eine von ihrer Satzung festgelegte Rechtspersönlichkeit verfügen302, muss auch diese einer nationalen 
Rechtsordnung unterstellt sein, je nachdem, wo sie ihren Sitz hat. Die Möglichkeit, den Sitz in einen 
anderen Mitgliedstaat zu verlagern, ist in der Verordnung nicht vorgesehen303 und selbst wenn dies 
vielleicht möglich wäre, da die Rechtspersönlichkeit eines EVTZ - wie bereits dargelegt - dem 
Gemeinschaftsrecht und nicht einem nationalen Recht untersteht, würden wir es keinesfalls empfehlen. 
Denn die zahlreichen Verweise auf nationales Recht, die die von der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 
für den EVTZ vorgesehene rechtliche Struktur mit sich bringt, werden zur Folge haben, dass ein 
EVTZ mit Sitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats eine weit gehend vom innerstaatlichen Recht des 
betreffenden Mitgliedstaats beeinflusste rechtliche Struktur aufweist. Mit wenigen durchaus 
möglichen Ausnahmen wäre es riskant, ja schlichtweg abwegig, die Verlagerung eines solchen 
Verbunds in ein anderes rechtliches Umfeld in Betracht zu ziehen, da Wechselwirkungen zwischen der 
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Satzung sowie den Bestimmungen zur Arbeitsweise des EVTZ und einem neuen rechtlichen Umfeld 
unvermeidlich erscheinen. Die Auflösung und Gründung eines neuen EVTZ stellt sich von vornherein 
als die einfachere Lösung dar.  
 
Die Wahl eines einzigen Sitzes und die damit verbundenen rechtlichen Folgen führen, wie bereits 
mehrmals erwähnt, zu einer erheblichen Ungleichheit zwischen den Parteien eines EVTZ. Da gemäß 
Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung über den EVTZ die Satzung des EVTZ gegebenenfalls von den 
Bestimmungen des nationalen Rechts abweichen kann, würde dies die Möglichkeit bieten, wenn 
notwendig die Aspekte, in denen die Ungleichheit am deutlichsten zutage tritt, auf diese Weise zu 
korrigieren. 
 
Ferner sei darauf hingewiesen, dass die Entscheidung darüber, wo der Sitz liegen soll, angesichts der 
zahlreichen damit verbundenen Rechtsfolgen, nach reiflicher Überlegung und unter Berücksichtigung 
der Vor- und Nachteile getroffen werden sollte, welche der rechtliche Rahmen des für die Ansiedelung 
des EVTZ ausgewählten Mitgliedstaats mit sich bringt. In diesem Zusammenhang ist eine 
vergleichende Untersuchung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften von Interesse, die von den 
Mitgliedstaaten angenommen werden, um die wirksame Anwendung der Verordnung gemäß 
Artikel 16 zu gewährleisten. 
 
Da die Lage des Sitzes eines EVTZ zur Folge hat, dass das Gemeinschaftsrecht in Verbindung mit 
dem Recht eines Mitgliedstaats angewandt wird, liegt es auf der Hand, dass dies nur auf dem 
Hoheitsgebiet der Gemeinschaft erfolgen kann (wie in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 ausdrücklich festgelegt, da es nicht möglich ist, einen Drittstaat zur Umsetzung der 
Bestimmungen dieser Verordnung zu verpflichten).  
 
6. Für die Willensbekundung zuständige Organe 
 
Wie jede juristische Person muss der EVTZ Organe besitzen, die es ihm einerseits gestatten, seinen 
Willen zu bekunden, und die andererseits die Vertretung seiner Mitglieder im Innenverhältnis 
ermöglichen. Vertreten wird der EVTZ gemäß Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung durch 
einen Direktor. Dies entspricht einer angelsächsischen Managementtradition, die jedoch mit den 
Praktiken der romanischen Länder kollidiert, in denen die wesentliche Aufgabe der Vertretung einem 
Präsidenten obliegt, dessen Mandat im Allgemeinen auf einer Wahl beruht. Daher werden sich die 
Länder mit romanischer Tradition aufgrund der unmittelbaren Wirkung der Verordnung anpassen. Der 
EVTZ haftet für die Handlungen des Direktors, und laut Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung haften 
gegebenenfalls seine Mitglieder, und zwar auch dann, wenn der Direktor seine Befugnisse 
überschreitet bzw. auch dann, "wenn solche Handlungen nicht zu den Aufgaben des EVTZ gehören". 
Somit hat das Vertrauen Dritter in die Realität der juristischen Person des EVTZ - der, daran sei 
erinnert, "über die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit [verfügt], die […] juristischen 
Personen zuerkannt wird" - Vorrang vor dem Schutz der finanziellen Interessen seiner Mitglieder. 
 
Das andere von der Verordnung vorgesehene Organ ist die Versammlung, "die aus den Vertretern der 
Mitglieder des Verbunds besteht" (Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a). Die Versammlung besitzt gemäß 
der Verordnung keine Vertretungsbefugnis. Nach unserem Dafürhalten muss auch die Versammlung 
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die Befugnis haben, für den EVTZ verbindliche Handlungen vorzunehmen. In der Verordnung sind 
die Modalitäten der Vertretung der Mitglieder in der Versammlung nicht genau festgelegt, und diese 
Frage muss, wie bereits dargelegt, in der Satzung geklärt werden (Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a). 
Auch zu den Beziehungen zwischen Direktor und Versammlung enthält die Verordnung keinerlei 
Bestimmungen und überlässt es der Satzung, entsprechende Regelungen zu treffen. In der Satzung 
sollte nach unserem Dafürhalten festgelegt werden, dass die Versammlung das Hauptorgan des EVTZ 
ist und dass sie dem Direktor Weisungen erteilen kann (im Wege der Abstimmung) und dessen 
Handlungen kontrolliert. Diese Fragen sollten in der Satzung unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
im Zusammenhang mit der Arbeit des betreffenden EVTZ genau geregelt werden. 
 
Die Satzung kann weitere Organe vorsehen, deren Befugnisse jedoch gemäß der Verordnung 
(Artikel 10 Absatz 2) eindeutig festgelegt sein müssen. Die Tendenz, eine Vielzahl beigeordneter 
Organe zu gründen, die bei Einrichtungen der grenzüberschreitenden oder regionalen Zusammenarbeit 
ohne Rechtspersönlichkeit zu verzeichnen ist, sollte von den EVTZ nicht übernommen werden. Es 
sollten ausschließlich Organe in Betracht gezogen werden, die für die Arbeit erforderlich sind. Falls 
die Mitglieder in den Instanzen des EVTZ stärker vertreten sein möchten, dann sollten vorzugsweise 
im Rahmen der Versammlung Ausschüsse gebildet werden, statt neue, mit besonderen Befugnissen 
ausgestattete Organe zu schaffen. 
 
7. Mit einem Haushalt ausgestattet  
 
Der EVTZ stellt einen jährlichen Haushaltsplan auf, der der Zustimmung der Versammlung bedarf 
(Artikel 11 Absatz 1). Wir haben bereits unsere Skepsis darüber zum Ausdruck gebracht, dass die 
Ausgaben, die dieser Haushaltsplan den Mitgliedern auferlegt, gemäß der Verordnung selbst nicht als 
verbindlich betrachtet werden. Wir sprechen uns nachdrücklich dafür aus, einen entsprechenden 
Grundsatz in die Satzung eines jeden EVTZ aufzunehmen. Der Haushaltsplan enthält ferner 
"insbesondere einen Teil betreffend die laufenden Kosten sowie erforderlichenfalls einen operativen 
Teil". Die Fragen im Zusammenhang mit der Struktur und dem Umfang des Haushalts hängen weit 
gehend von den Aufgaben ab, die dem EVTZ übertragen werden, und von den Mitteln, die ihm zur 
Verfügung gestellt werden. An dieser Stelle sei jedoch daran erinnert, dass das vorrangige Ziel dieser 
Verordnung über den EVTZ, das von der Europäischen Kommission in ihrem dritten Bericht über den 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt genannt wird, darin besteht, ein Instrument für die 
Umsetzung grenzüberschreitender, transnationaler oder interregionaler Projekte im Rahmen der 
Strukturpolitik der Gemeinschaft bereitzustellen, insbesondere durch die Nutzung von 
Gemeinschaftsmitteln im Rahmen von Programmen, die auf das prioritäre Ziel 3 der 
gemeinschaftlichen Strukturpolitik für den Zeitraum 2007-2013 ausgerichtet sind. Diese Politik ist für 
den genannten Zeitraum mit Mitteln in Höhe von mehr als 7,75 Mrd. EUR ausgestattet. Auch wenn 
sich alle zu Rate gezogenen Persönlichkeiten aus der Praxis und die bei der Kommission für dieses 
Programm Verantwortlichen der Tatsache bewusst sind, dass kein EVTZ rechtzeitig geschaffen wird, 
um von Anfang an Mittel in diesem mehrjährigen Finanzrahmen zu verwalten, besteht das Ziel 
langfristig nach wie vor darin, dass EVTZ hauptsächlich zu diesem Zweck eingesetzt werden können. 
Das wird in Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung über den EVTZ zum Ausdruck gebracht, in dem es 
heißt: "Im Einzelnen sind die Aufgaben des EVTZ vornehmlich auf die Umsetzung der Programme 
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oder Projekte für territoriale Zusammenarbeit beschränkt, die durch die Gemeinschaft, insbesondere 
durch den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und/oder den 
Kohäsionsfonds, kofinanziert werden." 
 
So erscheint es uns sowohl mit Blick auf die Erfahrungen mit den ersten EVTZ als auch mit Blick auf 
die Bestimmungen, die auf nationaler Ebene für EVTZ als neuartige juristische Personen des 
Gemeinschaftsrechts gelten, wesentlich, auf nationaler sowie auf Gemeinschaftsebene genaue und 
wirksame Bestimmungen auszuarbeiten. Derzeit gibt es sehr unterschiedliche Praktiken, was die 
Verfügung über öffentliche Mittel in den verschiedenen EU-Mitgliedstaaten betrifft, und es wäre 
wünschenswert, im Rahmen dieser territorialen Zusammenarbeit eine Übereinstimmung zu einer 
begrenzten Zahl an Grundsätzen herbeizuführen, die es ermöglichen würde, Buchhaltungs- und 
Haushaltsregeln der betroffenen Rechtsordnungen miteinander zu verbinden. In diesem 
Zusammenhang ist der Hinweis wichtig, dass die Buchhaltungs- und Haushaltsregeln zwar dem 
nationalen Recht des Mitgliedstaats unterliegen, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, dass jedoch in 
Bezug auf die Kontrolle der Verwaltung öffentlicher Mittel "die einschlägigen Rechtsvorschriften über 
die Kontrolle von durch die Gemeinschaft zur Verfügung gestellten Fonds Anwendung [finden], 
sofern die Aufgaben eines EVTZ gemäß Artikel 7 Absatz 3 Unterabsätze 1 und 2 Maßnahmen 
umfassen, die von der Gemeinschaft kofinanziert werden". Es bestehen also Möglichkeiten, 
gegebenenfalls besondere Gemeinschaftsvorschriften zu erlassen, die für diesen 
grenzüberschreitenden oder transnationalen Kontext gelten. 
 
C. DIE PARTNER, DIE EINEN EVTZ GRÜNDEN KÖNNEN 
 
In Artikel 3 sind die Mitglieder festgelegt, die "innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse nach 
innerstaatlichem Recht"304 gemäß der einschlägigen Verordnung einen EVTZ gründen können. In der 
Verordnung selbst sind fünf Kategorien potenzieller Mitglieder festgelegt, die nachstehend erörtert 
werden: Mitgliedstaaten (1), regionale Gebietskörperschaften (2), lokale Gebietskörperschaften (3), 
"Einrichtungen des öffentlichen Rechts im Sinne des Artikels 1 Absatz 9 Unterabsatz 2 der 
Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über die 
Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und 
Dienstleistungsaufträge" (4) sowie "Verbände aus Einrichtungen, die zu einer oder mehreren dieser 
Kategorien gehören" (5). Darüber hinaus interessieren wir uns auch für die mögliche Beteiligung von 
Mitgliedern aus Nichtmitgliedstaaten (die gegebenenfalls jeder der fünf oben genannten Kategorien 
angehören könnten) (6), in scheinbarem Gegensatz zu dem, was im zweiten Absatz von Artikel 3 
festgelegt ist, der besagt dass der EVTZ "aus Mitgliedern aus dem Hoheitsgebiet von mindestens zwei 
Mitgliedstaaten [besteht]".  
 
Bevor wir jedoch die verschiedenen Kategorien potenzieller Mitglieder vorstellen und erläutern, seien 
drei Aspekte genannt, deren nähere Erörterung offenbar angezeigt erscheint. 
 
Erstens sind die in diesem Artikel der Verordnung beschriebenen - nicht jedoch definierten - 
Kategorien weit davon entfernt, in der Realität und aus juristischer Sicht homogen zu sein. So verweist 
die Verordnung in Bezug auf jede einzelne dieser Kategorien auf die Grenzen ihrer Befugnisse nach 
innerstaatlichem Recht. Darüber hinaus gilt es, für die 25 - und sehr bald für die 27 - Mitgliedstaaten 
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mit Blick auf jede dieser Kategorien zu ermitteln, welche Befugnisse die potenziellen Mitglieder eines 
EVTZ nach innerstaatlichem Recht innehaben. So werden die Auswirkungen dieser Bestimmung, die 
ausdrücklich auf innerstaatliches Recht verweist, von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat sehr 
unterschiedlich sein. Außerdem gibt es Kategorien, die in einigen Mitgliedstaaten nicht vertreten sind. 
So haben bestimmte Mitgliedstaaten 305  bislang keine "regionalen Gebietskörperschaften", die so 
organisiert und mit eigenen Befugnissen ausgestattet wären, dass sie an einem EVTZ teilnehmen 
könnten.  
 
Diese von Asymmetrie der Befugnisse und von strukturellen Unterschieden gekennzeichnete Situation 
in der politischen, rechtlichen und verwaltungstechnischen Organisation der Gebiete diesseits und 
jenseits einer Grenze stehen der Entwicklung einer effizienten grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
oftmals entgegen306. In dieser Hinsicht, und das ist die zweite Überlegung, sind wir der Ansicht, dass 
der sehr liberale Ansatz der Verordnung, was die Zusammensetzung des EVTZ betrifft, konzeptuell 
zumindest vielversprechend ist und interessante Möglichkeiten birgt. Er dürfte es gestatten, in Ad-hoc-
Einrichtungen Akteure zusammenzubringen, die - jeweils nach den Bestimmungen über Organisation 
und Befugnisse, die in dem Gebiet gelten, für das sie als Behörde zuständig sind -, von der 
Verwirklichung einer effektiven territorialen Zusammenarbeit betroffen sind. Allerdings müssen im 
Hinblick auf diese Situation zwei Vorbehalte geltend gemacht werden. Erstens werden die 
potenziellen Asymmetrien in der Zusammensetzung von EVTZ - wenn den unterschiedlichen 
Schlüsseln für die Verteilung der Befugnisse innerhalb der EU-Mitgliedstaaten Rechnung getragen 
werden soll - zu einer gewissen Komplexität führen, die die Akteure oder die Behörden, die (gemäß 
den in Artikel 4 der Verordnung genannten Grundsätzen und Verfahren) für die Kontrolle ihrer 
Teilnahme an einem EVTZ zuständig sind, zögern lassen könnte, sich an der Gründung eines EVTZ 
zu beteiligen. Zweitens müsste es ein solcher Ansatz auch gestatten, dass innerhalb ein und desselben 
Mitgliedstaats eine Aufgabe, bei der besondere Befugnisse verschiedener Ebenen der öffentlichen 
Hand (lokal, regional oder national) eine Rolle spielen, von mehreren staatlichen Akteuren gemeinsam 
durchgeführt wird, auch in einem grenzüberschreitenden oder transnationalen Rahmen. Das ist das 
Prinzip und die eigentliche Grundlage des Konzepts des "Regierens auf mehreren Ebenen", das von 
der Politikwissenschaft bereits Anfang der 1990er Jahre entwickelt307 und von der Kommission in 
ihrem Weißbuch "Europäisches Regieren" 308  aufgegriffen wurde. In dieser Hinsicht ist die 
Formulierung von Artikel 7 am Ende von Absatz 2 in Bezug auf den EVTZ, in der es heißt, dass 
"ausgehend davon […], dass jede einzelne von ihnen [den Aufgaben des EVTZ] nach dem nationalen 
Recht jedes Mitglieds in dessen Zuständigkeitsbereich fällt", viel zu restriktiv. Das bedeutet de facto, 
dass Körperschaften ein und desselben Mitgliedstaats nur dann an ein und demselben EVTZ 
teilnehmen können, wenn sie alle gleichzeitig über Befugnisse in Bezug auf sämtliche Aufgaben 
verfügen, die dem EVTZ übertragen wurden. Dadurch wird die offene Perspektive, die sich aus der 
Formulierung in Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ergibt, nach der sich der EVTZ aus 
Mitgliedern zusammensetzt, die "zu einer oder mehreren […] Kategorien gehören", ernsthaft in ihrem 
Geltungsbereich eingeschränkt. 
 
Die dritte Überlegung betrifft die Mitgliedstaaten als potenzielle Mitglieder eines EVTZ. Im ersten 
Kapitel haben wir dargelegt, dass die Mitgliedstaaten aus wesentlichen rechtlichen Gründen vom 
Kreis der direkten Akteure der grenzüberschreitenden oder interterritorialen Zusammenarbeit 



EUROPÄISCHER VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT - EVTZ 

 112 

ausgeschlossen waren und ihre Rolle sich auf die Regulierung dieser Prozesse, insbesondere durch den 
Abschluss von Rahmenabkommen, beschränkte. Die vorliegende Verordnung bringt die 
Mitgliedstaaten nicht nur erneut als potenzielle Akteure der Zusammenarbeit ins Spiel - was für einige 
Akteure, die eine Praxis in einem für die Mitgliedstaaten nicht zugänglichen Rechtsrahmen entwickelt 
haben, einen Paradigmenwechsel darstellt - sondern tut darüber hinaus auch der regulierenden Rolle 
der EU-Mitgliedstaaten Abbruch, da es ja nunmehr eine gemeinschaftliche Verordnung gibt, die den 
Rechtsrahmen für die Gründung einer Einrichtung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
regelt - allerdings, das sei eingeräumt, auf nicht verbindliche Weise, da es den an einer besonderen 
Zusammenarbeit interessierten Akteuren überlassen bleibt, ob sie sich für den EVTZ entscheiden. Die 
Mitgliedstaaten verlieren jedoch ihre Aufsichtsfunktion nicht vollständig, da die Verordnung sehr 
häufig auf nationales Recht verweist und in Artikel 16 die Mitgliedstaaten sogar auffordert, "die 
erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung [zu treffen]"309. Im 
Übrigen bleibt die Kontrolle der territorialen Zusammenarbeit der seiner Hoheitsgewalt 
unterstehenden Körperschaften weiterhin Aufgabe des Staates, wie dies insbesondere in Artikel 4 der 
Verordnung - im weiteren Sinne aber auch in den Artikeln 13 oder 14 - festgelegt ist. Daher kann 
diese Rolle der Mitgliedstaaten auf gar keinen Fall auf die Möglichkeit der Mitgliedschaft in einem 
EVTZ begrenzt werden, die ihnen Artikel 3 einräumt. 
 
1. Mitgliedstaaten 
 
Wie im vorstehenden Text erwähnt, wird den Mitgliedstaaten durch diese Bestimmung eine neue 
Rolle bei der territorialen Zusammenarbeit zugewiesen, die sich von der Rolle unterscheidet, die ihnen 
gemäß den vorherigen rechtlichen Rahmenbedingungen zuerkannt wurde. Es sei jedoch gleich im 
Vorfeld darauf hingewiesen, dass die Rolle der Mitgliedstaaten bei konkreten Maßnahmen der 
grenzüberschreitenden oder dezentralen Zusammenarbeit je nach dem tatsächlichen Grad der 
Dezentralisierung der Zuständigkeiten sehr große Unterschiede aufweist. So bleibt beispielsweise bei 
der französisch-deutschen Zusammenarbeit der französische Staat, der nach wie vor sehr zentralisiert 
ist, allgegenwärtig, insbesondere durch seine dekonzentrierte Territorialverwaltung (die Präfekten). 
Dagegen ist der deutsche Bundesstaat in diesem Zusammenhang überhaupt nicht präsent, da die 
Bundesländer die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Zusammenarbeit festlegen und 
vorzugsweise auf die direkte Beteiligung ihrer lokalen Akteure setzen. So sieht das Karlsruher 
Abkommen vor allem eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit vor, die auf interkommunalen 
Kooperationsmechanismen beruht und die Mitgliedstaaten aus dem Kreis der potenziellen Akteure 
ausschließt. Allerdings ist in eines der konkreten Vorhaben in Form eines grenzüberschreitenden 
örtlichen Zweckverbands gemäß dem Karlsruher Abkommen - im Widerspruch zu dem eindeutigen 
Wortlaut dieses Abkommens - der französische Staat als Partner eingebunden310, um die französisch-
deutsche Verwaltung des Euro-Instituts in Kehl (an der Grenze zu Straßburg) zu ermöglichen. 
Während also die Möglichkeit, dass ein Staat Mitglied einer Einrichtung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit wird, aus Sicht der reinen Rechtslehre revolutionär erscheint, hat sie sich in einigen 
Fällen bereits in der Praxis bewährt. Darüber hinaus wird es infolge des Beitritts neuer Mitgliedstaaten 
im Jahr 2004, in denen die staatliche Verwaltung noch eine erhebliche Rolle spielt, offenbar 
erforderlich sein, diese Vorgehensweise auszubauen, bei der sowohl der Mitgliedstaat als auch die 
Gebietskörperschaften in ein grenzüberschreitendes Vorhaben eingebunden werden. Darauf haben 
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mehrere Persönlichkeiten aus der Praxis hingewiesen, die im Rahmen der vorliegenden Studie 
konsultiert wurden. 
 
Bei dem in Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 genannten Mitgliedstaat handelt es sich in 
juristischer Hinsicht um die Rechtspersönlichkeit des Staates und nicht um die Menge seiner Teile311. 
Ebenso handelt es sich um den Staat in seiner Gesamtheit, vertreten durch die zuständigen Behörden, 
die er selbst benennt, und nicht um den Staat, der über dezentrale Verwaltungen territoriale Aufgaben 
wahrnimmt312, wie dies gegebenenfalls verstanden werden kann, vor allem im Rahmen des Madrider 
Rahmenübereinkommens313.  
 
Schließlich sei darauf hingewiesen, dass hier nicht von dem Mitgliedstaat im Sinne der Verträge die 
Rede ist, bei dem es sich um eine souveräne Einheit handelt, die alle Zuständigkeiten wahrnehmen 
kann, die nicht ausdrücklich der Gemeinschaft übertragen wurden. In diesem Artikel geht es um 
Mitgliedstaaten, "innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse nach innerstaatlichem Recht". Je nach ihrer 
institutionellen Organisation verfügen die Zentralstaaten nach innerstaatlichem Recht nicht über 
uneingeschränkte und umfassende Zuständigkeiten, sondern es gibt zahlreiche Aufgaben und 
Zuständigkeiten, die einigen ihrer konstituierenden Teile übertragen wurden oder vorbehalten sind. 
Das gilt insbesondere für Bundesstaaten, trifft aber auch auf viele andere Konstellationen zu. Die 
Beteiligung eines Mitgliedstaats an einem EVTZ unterliegt also gemäß diesem Artikel den im 
innerstaatlichen Recht verankerten Vorschriften für die Übertragung von Zuständigkeiten. Zwar wird 
die Möglichkeit einer Mitgliedschaft in einem EVTZ von den Behörden des Mitgliedstaats nach den 
Bestimmungen von Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 geprüft, aber es muss möglich sein, 
gegen dieses Prüfverfahren und die sich daraus ergebenden Entscheidungen bei den Gerichten des 
betreffenden Mitgliedstaats Rechtsmittel einzulegen - wie dies in Artikel 15 Absatz 3 Unterabsatz 2 
der von uns geprüften Verordnung ausdrücklich vorgesehen ist. Daher sollte die Beteiligung eines 
Mitgliedstaats an einem EVTZ im Rahmen einer Zusammenarbeit, deren Gegenstand nach 
innerstaatlichem Recht nicht in seinen Zuständigkeitsbereich fällt, vor dem zuständigen nationalen 
Gericht von dem Inhaber einer Zuständigkeit angefochten werden können, gegen die nach Auffassung 
des Inhabers verstoßen wurde. 
 
2. Regionale Gebietskörperschaften 
 
Die Bezeichnung geht im Gemeinschaftsrecht auf den Wortlaut von Artikel 263 EGV über den 
Ausschuss der Regionen zurück, der in Nizza (2000) geändert wurde. Diese Bestimmung lautet 
nunmehr wie folgt: "Es wird ein beratender Ausschuss, nachstehend 'Ausschuss der Regionen' genannt, 
errichtet, der sich aus Vertretern der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften zusammensetzt, die 
entweder ein auf Wahlen beruhendes Mandat in einer regionalen oder lokalen Gebietskörperschaft 
innehaben oder gegenüber einer gewählten Versammlung politisch verantwortlich sind." Daraus ergibt 
sich die Schlussfolgerung, dass eine regionale Gebietskörperschaft ein Organ mit eigener politischer 
Legitimität sein und sich demzufolge deutlich von einer dezentralen und regionalisierten Verwaltung 
des Staates unterscheiden muss. Es liegt auf der Hand, dass ein solches Organ, um Mitglied eines 
EVTZ zu werden, nach innerstaatlichem Recht mit einer eigenen, von der des Staates verschiedenen 
Rechtspersönlichkeit ausgestattet sein muss.  
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Inwieweit eine regionale Gebietskörperschaft Mitglied eines EVTZ werden kann, hängt vom Umfang 
ihrer Befugnisse nach innerstaatlichem Recht ab. Somit verleiht die Verordnung den regionalen 
Gebietskörperschaften in den Grenzen ihrer Befugnisse nach innerstaatlichem Recht und vorbehaltlich 
der Einhaltung des in Artikel 4 der Verordnung über den EVTZ vorgesehenen Verfahrens - siehe 
Abschnitt E.1 dieses Kapitels - ein wirkliches Recht auf Mitgliedschaft in einem EVTZ, dessen 
Achtung sie gegebenenfalls vor einzelstaatlichen Gerichten geltend machen können. Der Zugang zu 
Beschwerdeverfahren vor der gemeinschaftlichen Gerichtsbarkeit steht den Gebietskörperschaften de 
facto nur dann offen, wenn es um Maßnahmen der Organe geht. In diesem Fall könnten 
wahrscheinlich eher die einzelstaatlichen Behörden versucht sein, insbesondere im Rahmen des 
Vorabgenehmigungsverfahrens nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006, das so zuerkannte 
Recht übermäßig zu beschränken. In einem solchen Fall können gemäß den allgemeinen Grundsätzen 
des Gemeinschaftsrechts, nach denen die einzelstaatlichen Gerichte die ordentliche Gerichtsbarkeit für 
die Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts sind, und gemäß der ausdrücklichen Bestimmung von 
Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 2 der oben genannten Verordnung einzelstaatliche Gerichte angerufen 
werden. Ist ein einzelstaatliches Gericht mit Blick auf eine solche Beschwerde der Auffassung, dass es 
in dem betreffenden Rechtsstreit um eine Frage der Auslegung des Gemeinschaftsrechts geht, so kann 
dieses Gericht im Wege einer Vorabentscheidungsfrage (Verfahren nach Artikel 234 EGV) den 
Europäischen Gerichtshof anrufen, der dann über die ihm vorgelegte Frage zur Auslegung der 
betreffenden gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften entscheidet. Es gibt also ein wirkliches Recht, das 
durch zugängliche Rechtsmittel gewährleistet ist. 
 
3. Lokale Gebietskörperschaften 
 
Die Überlegungen zu den regionalen Gebietskörperschaften gelten entsprechend auch für die lokalen 
Gebietskörperschaften. Es sei lediglich darauf hingewiesen, dass im Allgemeinen einhellig die 
Auffassung vertreten wird - nach unserem Dafürhalten manchmal etwas voreilig - dass es bei den auf 
lokaler Ebene übertragenen Befugnissen in den verschiedenen EU-Mitgliedstaaten weniger 
Unterschiede gibt als bei den auf regionaler Ebene übertragenen Befugnissen314. Sofern sich diese 
Hypothese im jeweiligen Fall bestätigt, erleichtert dies die Verwirklichung einer Zusammenarbeit. 
 
4. Die Einrichtungen des öffentlichen Rechts gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe d der 

Verordnung  
 
Da dies den Rahmen sprengen würde, kann in der vorliegenden Studie nicht im Einzelnen auf 
sämtliche Einrichtungen in allen Mitgliedstaaten eingegangen werden, auf die diese Bestimmung 
abstellt315. Es sei lediglich der Hinweis gestattet, dass die Einbeziehung dieser Kategorie in die Gruppe 
der potenziellen Mitglieder eines EVTZ zeigt, dass die Verfasser der Verordnung willens waren, die 
Beteiligung an EVTZ nicht auf "politische" Akteure zu begrenzen, sondern der gesamten Vielfalt der 
Akteure, die in die territoriale Zusammenarbeit eingebunden sind, Rechnung zu tragen. Wenngleich es 
bekanntlich Fälle gab, in denen andere Akteure als Körperschaften des öffentlichen Rechts in die 
territoriale Zusammenarbeit eingebunden waren, lassen die Zahl und die Unterschiedlichkeit der in 
dieser Bestimmung genannten Einrichtungen Sachverständige befürchten, dass einige der positiven 
Besonderheiten der territorialen Zusammenarbeit in Beziehungen anderer Art verwässert werden, 
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wenn es sich erweisen sollte, dass der EVTZ von solchen Einrichtungen, vor allem von einer ganz 
bestimmten Kategorie sehr häufig genutzt wird, ohne dass Einrichtungen des öffentlichen Rechts im 
eigentlichen Sinne beteiligt wären. Allerdings konnten die Sachverständigen nicht durch 
entsprechende Angaben belegen, dass Einrichtungen dieser Art im Begriff sind, häufig auf diese 
besondere Form der Zusammenarbeit zurückzugreifen - vielen der befragten Einrichtungen war noch 
nicht einmal bekannt, dass es die Verordnung über den EVTZ gibt, und dass sie davon profitieren 
könnten.  
 
5. Verbände aus Einrichtungen, die zu einer oder mehreren dieser Kategorien gehören 
 
Diese besondere Kategorie ist unseres Erachtens von großem potenziellen Interesse, sowohl für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit als auch im transnationalen oder interregionalen Rahmen.  
 
Bei der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit haben sich alle juristischen Lösungen zur Schaffung 
gemeinsamer grenzüberschreitender Verwaltungsinstrumente als sehr komplex erwiesen, da es 
schwierig ist, Anknüpfungspunkte zwischen einzelstaatlichen Rechtsordnungen zu schaffen, deren 
Vorschriften und Strukturen nicht unbedingt kompatibel sind. Leider bildet die Verordnung über den 
EVTZ, wie diese Studie zeigt, keine Ausnahme. Der komplizierte Charakter, durch den die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit gekennzeichnet ist, tritt noch stärker zu Tage bei zunehmender 
Zahl der Akteure, die an einem bestimmten Verbund beteiligt sind. So kann es sich bei einer 
Zusammenarbeit, an der mehrere Akteure auf der einen oder anderen Seite der Grenze beteiligt 
sind - oder bei einer asymmetrischen Zusammenarbeit zwischen mehreren Akteuren auf der einen und 
nur einem Akteur auf der anderen Seite der Grenze - als nützlich erweisen, den auf ein und derselben 
Seite der Grenze ansässigen Akteuren den Zusammenschluss zu einer Einrichtung nach dem 
entsprechenden nationalen Recht nahe zu legen, die dann Mitglied des Verbunds der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit werden kann.  
 
Eine solche Lösung verringert zwar nicht die Komplexität der juristischen und politischen 
Beziehungen insgesamt, wohl aber die Komplexität im grenzüberschreitenden Rahmen, weil ein Teil 
der Verwaltung auf nationaler Ebene in einem einheitlichen Verbund gebündelt wird. Der Vorteil 
besteht darin, dass einzelstaatliche Verbünde der Zusammenarbeit mit Rechtspersönlichkeit - natürlich 
in Abhängigkeit von den Möglichkeiten der Rechtsordnung des betreffenden Mitgliedstaats - juristisch 
gesehen im Allgemeinen sicherer sind als grenzüberschreitende Verbunde der Zusammenarbeit. Auf 
diese Weise wird die Komplexität auf der juristisch heikelsten Ebene gemindert. Bei den nationalen 
Verbunden kann es sich um Einrichtungen des öffentlichen Rechts - z.B. eine bestimmte öffentliche 
Einrichtung der Zusammenarbeit - oder des privaten Rechts (eine Art privatrechtlichen Verbund) 
handeln, denn gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ist einzig und allein die Tatsache 
maßgeblich, dass die Mitglieder einer der oben genannten und erörterten Kategorien angehören. 
 
Im Hinblick auf den Rahmen der transnationalen oder interregionalen Zusammenarbeit sei an die 
bedeutende Rolle einiger Verbände lokaler oder regionaler Gebietskörperschaften in diesem Bereich 
erinnert - zu denen natürlich die Versammlung europäischer Grenzregionen, aber vor allem auch VRE, 
RGRE, KPKR, Eurocities zählen. Es ist ein glücklicher Umstand, dass diese Verbände gegebenenfalls 
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im Rahmen eines EVTZ, d.h. eines mit Rechtspersönlichkeit ausgestatteten gemeinschaftsrechtlichen 
Verbunds, zusammengeschlossen werden können. Übrigens könnte auch die Möglichkeit in Betracht 
gezogen werden - wenngleich hier einschlägigen Erfahrungen zufolge eine große 
Änderungsbeständigkeit zu verzeichnen ist -, dass der eine oder andere dieser "europäischen 
Verbände", dessen Rechtsstatus einer bestimmten nationalen Rechtsordnung untersteht, die 
Gelegenheit zur Schaffung einer juristischen Person des Gemeinschaftsrechts ergreift, um die 
Rechtsnatur des betreffenden Zusammenschlusses in einen EVTZ umzuwandeln. Schließlich könnten 
sich nationale Verbände lokaler oder regionaler Gebietskörperschaften auf diese Weise auch direkt an 
einem EVTZ beteiligen, was uns in Anbetracht der Rolle, die einige dieser Verbände in bestimmten 
Mitgliedstaaten spielen (insbesondere in Nordeuropa und in neuen Mitgliedstaaten), eine interessante 
Perspektive für die Entwicklung der territorialen Zusammenarbeit in Europa zu sein scheint. 
 
6. Partner aus Drittländern 
 
Wie im Erwägungsgrund 16 der Verordnung über den EVTZ zu Recht betont wird, können "gemäß 
Artikel 159 Absatz 3 des Vertrags […] Rechtsträger aus Drittländern nicht in Rechtsvorschriften 
einbezogen werden, die auf der Grundlage dieser Bestimmung erlassen werden". Tatsächlich werden 
den Staaten durch die Verordnung - wie wir bereits im Hinblick auf den Standort des Sitzes festgestellt 
haben - zahlreiche Beschränkungen auferlegt, so dass sie, zumindest ohne deren Zustimmung, nicht 
auf Drittstaaten anwendbar ist. Gleichzeitig haben die Erfahrungen, die im Rahmen der 
Kooperationsprogramme mit den mittel- und osteuropäischen Ländern (PHARE-CBC) und mit den 
Mittelmeerländern (MEDA), des Stabilitätspaktes für Südosteuropa und der gemeinschaftlichen 
Entwicklungspolitik316 gesammelt wurden, gezeigt, wie nützlich sowohl eine nachbarschaftliche als 
auch eine transnationale oder interregionale Zusammenarbeit ist, wobei die letztgenannten Formen der 
Zusammenarbeit einen Austausch von Erfahrungen und Know-how auf lokaler und regionaler Ebene 
ermöglichen, der in Zeiten des Übergangs besonders wertvoll ist. 
 
Im Übrigen wird sowohl im Rahmen der künftigen EU-Nachbarschaftspolitik als auch bei der 
weiteren Zusammenarbeit mit den AKP-Staaten im Rahmen des Cotonou-Abkommens die mögliche 
Einbeziehung von Gebietskörperschaften zur Verwirklichung des Gemeinschaftsziels in Betracht 
gezogen und bisweilen sogar als vorrangig angesehen317.  
 
Ebenso ist zu berücksichtigen, dass einige europäische Nichtmitgliedstaaten, insbesondere Norwegen 
und die Schweiz auf eine lange Praxis der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit ihren Nachbarn 
zurückblicken können, und dass diese Beziehungen sehr wahrscheinlich weitergeführt, ja sogar 
verstärkt werden. So besteht beispielsweise ein Projekt für den grenzüberschreitenden Ballungsraum 
Genf (d.h. zwischen der Schweiz und Frankreich), das unausweichlich zu engeren 
grenzüberschreitenden Kooperationsverbindungen an dieser EU-Außengrenze führt. 
 
Schließlich sollte auch nicht vergessen werden, dass eine Reihe europäischer Kleinststaaten 
(insbesondere Andorra, Liechtenstein, Monaco und San Marino) ebenfalls traditionell auf die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit setzen, die aus ihrer Sicht und in Anbetracht ihrer geringen 
Größe oftmals in ihren Außenbeziehungen eine maßgebliche Rolle spielen. Allerdings hat, obwohl all 
diese Staaten dem Europarat angehören, nur Liechtenstein das Rahmenübereinkommen dieser 



KAPITEL 4:  
 DER RECHTSRAHMEN DES EVTZ UND SEINE MÖGLICHKEITEN 

117 

Organisation von 1980 ratifiziert. Dies ist darauf zurückzuführen, dass sie nicht so sehr an der 
Beteiligung ihrer Gebietskörperschaften an grenzüberschreitenden Beziehungen zu 
Gebietskörperschaften der Nachbarstaaten interessiert sind, als vielmehr an ihrer Beteiligung als Staat 
an nachbarschaftlichen Beziehungen mit Einrichtungen unterhalb der staatlichen Ebene. Die 
Gliederung des Rechts der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit ihrer deutlichen 
Unterscheidung zwischen Beziehungen von Gebietskörperschaften und zwischenstaatlichen 
Beziehungen, bereitete den betreffenden Ländern in dieser Hinsicht viele Probleme, und die 
Möglichkeit, sich als Mitgliedstaat an einem Verbund wie dem EVTZ zu beteiligen, könnte sich 
sowohl für sie als auch für die benachbarten Körperschaften als interessant erweisen318. 
 
Somit ist festzustellen, dass sich die Nutzung des EVTZ an den EU-Außengrenzen als sinnvoll 
erweisen kann, sei es für in der Nähe der Außengrenzen angesiedelte Gebietskörperschaften319 oder für 
eine EU-Nachbarschaftspolitik durch eine grenzüberschreitende (ja sogar transnationale) oder 
dezentrale Kooperation im Rahmen einer interregionalen Zusammenarbeit mit Partnern aus 
Drittstaaten. Im Erwägungsgrund 16 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 heißt es ausdrücklich: "Die 
Annahme einer Gemeinschaftsmaßnahme zur Schaffung eines EVTZ sollte jedoch nicht die 
Möglichkeit ausschließen, dass Rechtsträger aus Drittländern an dem gemäß dieser Verordnung 
geschaffenen EVTZ teilnehmen können, sofern dies nach dem Recht eines Drittlandes oder nach 
Abkommen zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern erlaubt ist." Diese Anmerkung kann zwar 
keine unmittelbare Wirkung entfalten, aber sie belegt, dass die Verfasser der Verordnung diese 
Hypothese berücksichtigt haben und sie nicht ausschließen wollten. Es gibt übrigens, insbesondere 
was Norwegen und die Schweiz betrifft sowie zwischen Italien und Kroatien derzeit geltende 
Vereinbarungen, durch die Kooperationsbeziehungen begründet werden, die nicht unter die 
vorliegende Verordnung fallen dürften (sofern die Kooperationspartner nicht den rechtlichen Rahmen 
ihrer Beziehungen ändern möchten, um die Möglichkeiten zu nutzen, die die Verordnung bietet). 
Ferner könnte diese Bestimmung die Nachbarstaaten ermutigen, ihre Rechtsvorschriften anzupassen, 
um die Möglichkeiten des EVTZ nutzen zu können. Dies könnte insbesondere bei den oben genannten 
Kleinststaaten der Fall sein, auch wenn der Wortlaut des Erwägungsgrunds 16 in Bezug auf diese 
Kleinststaaten unklar ist, da von der Möglichkeit für "Rechtsträger aus Drittländern" die Rede ist, was 
die Staaten selbst offenbar ausschließt, andererseits aber geltend gemacht wird, dass nicht 
ausgeschlossen werden sollte, dass diese "an dem gemäß dieser Verordnung geschaffenen EVTZ 
teilnehmen können", und Artikel 3 der Verordnung es ausdrücklich gestattet, dass dem EVTZ Staaten 
angehören. Es versteht sich von selbst, dass der Wortlaut der eigentlichen Rechtsvorschrift (d.h. 
Artikel 3 der Verordnung) Vorrang vor dem mehrdeutigen Satz der Erwägungsgründe hat. 
 
D. DIE MÖGLICHEN AUFGABEN DES EVTZ 
 
In Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 heißt es: "Der EVTZ hat zum Ziel, die 
grenzüberschreitende, transnationale und/oder interregionale Zusammenarbeit - nachstehend 
'territoriale Zusammenarbeit' genannt - zwischen seinen Mitgliedern […] zu erleichtern und zu fördern 
[…]." Es handelt sich also um ein relativ weit gefasstes Ziel, das sich auch auf die drei Bereiche 
erstreckt, die im Zeitraum 2000-2006 Teil der Initiative INTERREG III waren. Darüber hinaus 
bestätigt Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 3 der Verordnung, dass der EVTZ auf jeden Fall die drei 
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Bereiche der nach außen gerichteten Tätigkeiten der in Artikel 3 der Verordnung genannten 
Einrichtungen des öffentlichen Rechts betreffen kann, denn er untersagt den Mitgliedstaaten, 
Aufgaben, die ein EVTZ gegebenenfalls durchführen möchte, einzuschränken, sofern sie unter die drei 
Kooperationsmaßnahmen fallen, die in Artikel 6 der Verordnung vom 5. Juli 2006 über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)320 aufgeführt sind. Auf Ziffer 1 und Ziffer 4 
werden wir im weiteren Text noch zurückkommen. 
 
Dass ein und dasselbe Rechtsinstrument in der Lage sein soll, diese drei Arten von 
Kooperationsmaßnahmen zu regeln, wirft aus juristischer Sicht kein Problem auf. Außerdem setzen 
sich einige Verfasser seit mehr als zehn Jahren für eine solche Lösung ein321 , die auch der im 
multilateralen Rechtsrahmen des Europarates vorgeschlagenen Lösung entspricht, denn wenngleich 
dies durch zwei verschiedene Rechtsinstrumente erfolgt, verweist das Protokoll Nr. 2 zum Madrider 
Rahmenübereinkommen 322  mit Blick auf das für die interterritoriale Zusammenarbeit geltende 
Recht - d.h. die Zusammenarbeit nicht nur mit den benachbarten Gebietskörperschaften, also die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit, sondern auch die interregionale und transnationale 
Zusammenarbeit - auf das Recht, das für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit gilt.  
 
Dagegen stellt sich die Frage der Nutzung des EVTZ im Kontext der Nachbarschaftspolitik der 
Europäischen Union. Es erscheint offensichtlich, dass die Kommission eine Dimension der 
grenzübergreifenden Zusammenarbeit im Rahmen dieser Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) 
fördern möchte323, aber im Vorschlag der Kommission für eine Verordnung über die Europäische 
Nachbarschaftspolitik wird der EVTZ nicht als mögliches Instrument zur Verwirklichung der 
Dimension der grenzübergreifenden Zusammenarbeit im Rahmen der ENP genannt, und die Ziele der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik entsprechen offensichtlich nicht den Zielen der territorialen 
Zusammenarbeit als internem Politikbereich der Gemeinschaft 324 . Angesichts der Tatsache, dass 
sowohl die Kommission als wahrscheinlich auch die Mitgliedstaaten eine Entwicklung der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik unter Einbeziehung einer Dimension der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit wünschen, ist es jedoch mehr als wahrscheinlich, dass auf diesem Wege eine 
Ausweitung der Nutzung des EVTZ über das in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung festgelegte Ziel 
hinaus erfolgt. Wenn dem so wäre, dann würde dies generell die Schlussfolgerung zulassen, dass die 
Bestimmungen der Verordnung relativ flexibel auszulegen sind, was sich mit Blick auf die 
Formulierung einiger Bestimmungen, insbesondere Artikel 7 Absatz 2 oder Absatz 4, als 
außerordentlich sachdienlich erweisen könnte. 
 
Der Wortlaut von Artikel 1 Absatz 2 ist, abgesehen davon, dass es möglicherweise notwendig sein 
wird, den materiellen Gegenstand der Art der Zusammenarbeit im Rahmen dieses Instruments zu 
erweitern, insgesamt nicht sehr glücklich gewählt. Auch hier erscheint uns eine flexible Auslegung 
erforderlich. So heißt es, der EVTZ habe zum Ziel, die territoriale Zusammenarbeit zu erleichtern und 
zu fördern, nicht sie selbst durchzuführen. Diese Formulierung halten wir in Anbetracht dessen, 
welche Art von Instrument der EVTZ darstellt - d.h. ein Rechtsinstrument, das es ermöglicht, 
gemeinsam territoriale Kooperationsmaßnahmen durchzuführen - für unglücklich gewählt. Dies geht 
wahrscheinlich auf Artikel 1 des Rahmenübereinkommens des Europarates zurück, der wie folgt lautet: 
"Jede Vertragspartei verpflichtet sich, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen den 
Gebietskörperschaften in ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich und den Gebietskörperschaften im 
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Zuständigkeitsbereich anderer Vertragsparteien zu erleichtern und zu fördern."325 Damals handelte es 
sich um die ersten Anfänge der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, und eine so vorsichtige 
Formulierung war geradezu eine Voraussetzung für ein zwischenstaatliches Rechtsinstrument zu 
diesem Thema. Grundsätzlich enthält das Madrider Übereinkommen eben wegen dieser geschraubten 
und nichtssagenden Formulierungen keinerlei Verpflichtung für die Unterzeichnerstaaten … 326 
Glücklicherweise gilt dies nicht für die Verordnung, und diese - sowohl in systematischer Hinsicht (es 
handelt sich um Artikel 1) als auch in funktioneller Hinsicht (aus der Festlegung des Ziels des EVTZ 
folgt seine Befugnis, in einem bestimmten Kontext tätig zu werden, und somit auch das Interesse, auf 
dieses Instrument zurückzugreifen) - wichtige Bestimmung hätte präziser und konkreter formuliert 
werden müssen. Um es klar zu sagen, das Ziel eines EVTZ muss darin bestehen, die territoriale 
Zusammenarbeit durchzuführen, nicht nur sie zu erleichtern und zu fördern. 
 
Ferner werden an der Durchführung der Zusammenarbeit ausschließlich die Mitglieder des EVTZ 
beteiligt sein, davon kann man zumindest ausgehen. Der EVTZ soll als Instrument geeignet sein, auch 
gegenüber Dritten, Maßnahmen in einem grenzüberschreitenden, transnationalen oder interregionalen 
Rahmen durchzuführen. Warum sollte ihm sonst die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit 
übertragen werden, die juristischen Personen zuerkannt wird, und warum sollte ihm gestattet werden, 
bewegliches und unbewegliches Vermögen zu erwerben und zu veräußern und Personal einzustellen 
(Artikel 1 Absatz 4)? Nur um die Zusammenarbeit zwischen seinen Mitgliedern zu erleichtern und zu 
fördern? Das erscheint unangemessen. Ebenso zielt Artikel 15 über die gerichtliche Zuständigkeit auf 
Situationen ab, in denen Dritte von Handlungen oder Unterlassungen eines EVTZ betroffen sind 
(Artikel 15 Absatz 1). Es ist schwerlich vorstellbar, dass ein EVTZ, dessen Ziel darauf beschränkt 
wäre, die Zusammenarbeit zwischen seinen Mitgliedern zu erleichtern und zu fördern, die Rechte 
Dritter substanziell verletzen könnte. In dieser Hinsicht entspricht die Definition des Ziels des EVTZ 
nicht dem, was dieses Rechtsinstrument in Wirklichkeit sein soll.  
 
So sollte diese Bestimmung in Bezug auf das Ziel außerordentlich flexibel ausgelegt werden, um 
diesem potenziell nützlichen Instrument nicht allzu enge Grenzen zu setzen. Glücklicherweise 
gestattet die Systematik der Verordnung eine solch flexible Auslegung, ist doch ein ganzer Artikel, der 
überdies spezifischer ist als der betreffende Absatz von Artikel 1 den möglichen Aufgaben eines 
EVTZ gewidmet, auf die wir nachstehend näher eingehen wollen.  
 
Es sei darauf hingewiesen, dass Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 es zwar ermöglicht, den 
Rahmen für die Tätigkeit eines EVTZ abzustecken, dass jedoch die Aufgaben, die ein EVTZ ausführt, 
innerhalb der von Artikel 7 und Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung vorgegebenen Grenzen "in der 
Übereinkunft festgelegt [werden], auf die sich seine Mitglieder […] verständigen"327, und die nach 
Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe c unbedingt "das besondere Ziel und die besonderen Aufgaben des 
EVTZ"328 enthalten muss. Welche Aufgaben einem bestimmten EVTZ im konkreten Fall tatsächlich 
übertragen werden, wird weder von der Verordnung noch vom nationalen Recht vorgegeben; vielmehr 
übertragen die Parteien, die dem EVTZ angehören, diesem die für die Umsetzung ihres 
Kooperationsziels erforderlichen Aufgaben. Allerdings ist Artikel 7 - wie die Formulierungen deutlich 
zeigen (z.B. Artikel 7 Absatz 3, der wie folgt beginnt: "Im Einzelnen sind die Aufgaben des EVTZ 
vornehmlich auf […] beschränkt") - darauf ausgerichtet, den Umfang abzustecken, über den hinaus die 
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Parteien eines EVTZ nicht mehr durch den Anwendungsbereich der Verordnung über den EVTZ 
gedeckt und folglich nicht mehr berechtigt sind, auf dieses Instrument als rechtliche Grundlage für 
ihre Zusammenarbeit zurückzugreifen. 
 
1. Die Verwirklichung des Ziels "Europäische territoriale Zusammenarbeit" 
 
Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung über den EVTZ besagt: "Der EVTZ handelt innerhalb der Grenzen 
der ihm übertragenen Aufgaben, die auf die Erleichterung und Förderung der territorialen 
Zusammenarbeit zur Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts beschränkt sind […]". 
Wie bereits erwähnt, ist diese Formulierung restriktiv, d.h. die Aufgaben des EVTZ müssen auf die 
Verwirklichung der territorialen Zusammenarbeit beschränkt sein, die unter die Politik des 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts fällt und daher definitionsgemäß darauf abzielt, diesen 
Zusammenhalt zu stärken, worauf in dieser Bestimmung in redundanter Weise hingewiesen wird.  
 
Die territoriale Zusammenarbeit entspricht dem neuen Ziel 3 der Programmplanung der Strukturfonds 
für den Zeitraum 2007-2013, und ist demzufolge in der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 "mit 
allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den 
Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds" festgelegt. In Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c 
dieser Verordnung heißt es, dass "das Ziel 'Europäische territoriale Zusammenarbeit' […] in der 
Stärkung der grenzübergreifenden Zusammenarbeit durch gemeinsame lokale und regionale Initiativen, 
der Stärkung der transnationalen Zusammenarbeit in Gestalt von den Prioritäten der Gemeinschaft 
entsprechenden Aktionen zur integrierten Raumentwicklung und dem Ausbau der interregionalen 
Zusammenarbeit und des Erfahrungsaustauschs auf der geeigneten territorialen Ebene besteht."329 
 
Drei Feststellungen zu dieser "Definition": 
 
Erstens betrifft die territoriale Zusammenarbeit, wie auch der Wortlaut von Artikel 1 Absatz 2 belegt, 
stets einen grenzüberschreitenden, einen transnationalen und einen interregionalen Bereich. Diese drei 
Bereiche gehen nicht ineinander über und es gibt kein gemeinsames Ziel dieser drei 
Kooperationsformen, das einen "zusätzlichen Nutzen" der territorialen Zusammenarbeit bedeuten 
könnte; diese Zusammenarbeit ist schlicht und einfach die Summe der drei bekannten, oben genannten 
Kooperationsformen.  
 
Die Prioritäten für jede dieser Kooperationsformen sind in Artikel 6 der Verordnung über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung genannt.  
 
So betreffen die Prioritäten für die grenzübergreifende Zusammenarbeit im Zeitraum 2007-2013 die 
"Entwicklung von grenzübergreifenden wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Tätigkeiten durch 
gemeinsame Strategien für eine nachhaltige territoriale Entwicklung"330. Dieses Ziel ist wie folgt 
gegliedert: 
 
− "Förderung der unternehmerischen Initiative und insbesondere der Entwicklung der KMU, des 

Fremdenverkehrs, kultureller Tätigkeiten und des grenzüberschreitenden Handels; 
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− Förderung und Verbesserung des gemeinsamen Schutzes und der Bewirtschaftung der natürlichen 
und kulturellen Ressourcen sowie der Vermeidung von naturbedingten und technologischen 
Risiken; 

− Stärkung der Verbindungen zwischen städtischen und ländlichen Gebieten; 
− Verringerung der Isolation durch einen besseren Zugang zu Verkehrs-, Informations- und 

Kommunikationsnetzen und -diensten sowie zu grenzübergreifenden Wasser-, Abfallentsorgungs- 
und Energiesystemen und entsprechenden Anlagen; 

− Ausbau der Zusammenarbeit, der Kapazitäten und der gemeinsamen Nutzung von Infrastrukturen 
insbesondere in Bereichen wie Gesundheit, Kultur, Tourismus und Bildung."331 

 
Als weitere Priorität kann der Beitrag "zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Justiz- und 
Verwaltungsbehörden, zur grenzüberschreitenden Integration des Arbeitsmarktes, zu lokalen 
Beschäftigungsinitiativen, zur Gleichstellung von Frauen und Männern und zur Chancengleichheit, zu 
Fortbildung und sozialer Eingliederung sowie zur gemeinsamen Nutzung von Humanressourcen und 
Einrichtungen für die FTE"332 gelten, sofern der Rahmen für die Durchführung solcher Maßnahmen 
grenzüberschreitend ist. Das erste dieser zusätzlichen Anliegen, die Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen den Justiz- und Verwaltungsbehörden, würde es rechtfertigen, dass die Schaffung eines 
grenzübergreifenden EVTZ als solchem (Pilotprojekt), und nicht nur als Mittel (Instrument) zur 
Verwirklichung einer bestimmten Kooperationsmaßnahme durch den EFRE unterstützt wird. 
 
Mit Blick auf die transnationale Zusammenarbeit 333  zielen die gemeinschaftlichen Prioritäten für 
2007-2013 auf die "Finanzierung von Netzwerken und Aktionen ab, die eine integrierte territoriale 
Entwicklung begünstigen"334, wobei in erster Linie folgende Prioritäten im Mittelpunkt stehen: 
 
− "Innovation: Schaffung und Ausbau von Wissenschafts- und Technologienetzwerken und 

Aufwertung von regionalen FTE- und Innovationskapazitäten, sofern diese direkt zu einer 
ausgewogenen Entwicklung transnationaler Räume beitragen. Hierzu können folgende 
Maßnahmen gehören: Schaffung von Netzwerken zwischen geeigneten Einrichtungen im Bereich 
der tertiären Bildung und Forschungsinstituten und den KMU; Verbindungen zur Verbesserung 
des Zugangs zu wissenschaftlichen Kenntnissen sowie des Technologietransfers zwischen FTE-
Einrichtungen und internationalen Spitzenzentren für FTE; Partnerschaften zwischen 
Einrichtungen für den Technologietransfer; und die Entwicklung von gemeinsamen 
Finanzierungsinstrumenten zur Förderung von FTE in den KMU; 

− Umwelt: Wasserbewirtschaftung, Energieeffizienz, Maßnahmen im Bereich der 
Risikovermeidung und des Umweltschutzes, soweit diese Maßnahmen eine eindeutige 
transnationale Dimension haben. Hierzu können folgende Maßnahmen gehören: Schutz und 
Bewirtschaftung von Flusseinzugsgebieten, Küstengebieten, Meeresressourcen, 
Wasserdienstleistungen und Feuchtgebieten; Vermeidung von Bränden, Dürren und 
Überschwemmungen; Förderung der maritimen Sicherheit und Schutz vor naturbedingten und 
technologischen Risiken; Schutz und Aufwertung des Naturerbes zur Unterstützung der sozio-
ökonomischen Weiterentwicklung und der Entwicklung eines nachhaltigen Tourismus; 
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− Zugänglichkeit: Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs zu Verkehrs- und 
Telekommunikationsdienstleistungen und der Qualität dieser Dienstleistungen, insbesondere auf 
transnationaler Ebene. Hierzu können folgende Maßnahmen gehören: Investitionen in 
grenzüberschreitende Abschnitte der transeuropäischen Netze, Verbesserung der lokalen und 
regionalen Anbindung an die nationalen und transnationalen Netze; Verbesserung der 
Interoperabilität der nationalen und regionalen Systeme; Förderung von fortgeschrittenen 
Kommunikations- und Informationstechnologien; 

− nachhaltige Stadtentwicklung: Förderung der polyzentrischen Entwicklung auf transnationaler, 
nationaler und regionaler Ebene mit eindeutig transnationaler Wirkung. Hierzu können folgende 
Maßnahmen gehören: Auf- und Ausbau von städtischen Netzen und von Verbindungen zwischen 
dem städtischen und dem ländlichen Raum; Strategien zur Lösung allgemeiner Probleme des 
städtischen/ländlichen Raums; Bewahrung und Aufwertung des kulturellen Erbes; strategische 
Integration von Entwicklungszonen auf transnationaler Ebene."335 

 
Die interregionale Zusammenarbeit wird im Zeitraum 2007-2013 vor allem auf die Schwerpunkte 
"Innovation und wissensbasierte Wirtschaft sowie Umwelt und Risikovermeidung im Sinne des 
Artikels 5 Nummern 1 und 2"336 ausgerichtet sein, d.h. die Schwerpunkte von Ziel 2 in Bezug auf die 
regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung. 
 
Es ist allerdings ein wenig seltsam, die vorrangigen Kriterien der Programmplanung der Strukturfonds 
zur Festlegung des Aufgabenbereichs zu nutzen, den die Partner einer territorialen Zusammenarbeit 
ihrem gemeinsamen Instrument, dem EVTZ, zuweisen möchten. Denn während die Programmplanung 
der Strukturfonds ursprünglich bei der Festlegung der vorrangigen Ziele und der Modalitäten für die 
Bereitstellung von Gemeinschaftsmitteln als Top-down-Prozess erscheint - was dadurch gerechtfertigt 
ist, dass die Intervention von Gemeinschaftsmitteln auf eine begrenzte Zahl prioritärer Ziele 
konzentriert werden muss, die also notwendigerweise auf höherer Ebene festgelegt und anschließend 
im weiteren Programmplanungsverfahren, vor allem bei der Ausarbeitung der operationellen 
Programme unter Wahrung des Grundsatzes der Partnerschaft verteilt werden -, stellt sich die 
Gründung eines EVTZ als Bottom-up-Initiative dar. Wir halten es mit Blick auf die Kohärenz für 
bedenklich, bei der Festlegung der möglichen Bereiche für Initiativen der Akteure vor Ort 
Haushaltsprioritäten zugrunde zu legen, die zu einem anderen Zweck erstellt wurden.  
 
Zweitens besteht das Ziel der Zusammenarbeit nach der Logik der Gemeinschaftsmaßnahme in der 
Zusammenarbeit selbst, ihrer Einrichtung, ihrer Arbeitsweise und ihrer Entwicklung, nicht jedoch in 
der Durchführung konkreter Aktionen welcher Art auch immer. Dann wird die Zusammenarbeit 
natürlich auf dem einen oder anderen Gebiet, zu der einen oder anderen speziellen Frage 
durchgeführt - hierzu sind in Artikel 6 der Verordnung über den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung einige Beispiele festgelegt, die im Hinblick auf die finanzielle Unterstützung, welche die 
Gemeinschaft im Rahmen ihrer Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts zu gewähren 
bereit ist, Vorrang haben. Aus Sicht der Gemeinschaft hat jedoch der Kooperationsprozess selbst 
Vorrang, worauf der Rechnungshof in Bezug auf die Verwirklichung der Prioritäten des INTERREG-
Programms übrigens mehrfach hingewiesen hat. Und gerade in dieser Hinsicht ist der EVTZ ein 
geeignetes Rechtsinstrument für die Durchführung dieser Zusammenarbeit. Der Rückgriff auf dieses 
Instrument ist jedoch nicht obligatorisch: Ein EVTZ wird auf Initiative seiner Mitglieder geschaffen, 
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und weder in der Verordnung über den EVTZ noch in den Verordnungen über die Strukturfonds für 
den Programmplanungszeitraum 2007-2013 ist irgendeine Bestimmung enthalten, nach der die 
potenziellen Mitglieder dazu verpflichtet werden, eine solche Initiative zu ergreifen. Wenn aber das 
Hauptziel dieser Zusammenarbeit im Sinne der Gemeinschaftspolitik die Durchführung von 
Kooperationsmaßnahmen selbst ist, dann müsste dem Rechtsinstrument, das diese Kooperationen 
ermöglicht, ein gewisser Erfolg beschieden sein. 
 
Drittens hat zwar der EVTZ das Ziel, die territoriale Zusammenarbeit zu verwirklichen, in 
umgekehrter Richtung gilt dies jedoch nicht. Das Ziel der territorialen Zusammenarbeit und die 
Milliarden Euro, die im Zeitraum 2007-2013 dafür bereitgestellt werden 337  können natürlich die 
Schaffung von EVTZ im Rahmen von grenzüberschreitenden, transnationalen oder interregionalen 
Kooperationen unterstützen. Die in den Strukturfondsverordnungen festgelegten Ziele lassen sich 
jedoch auch ohne EVTZ umsetzen. Die Kommission und die Mitgliedstaaten sind in keiner Weise 
verpflichtet, den EVTZ zur Verwirklichung dieses neuen vorrangigen Ziels zu nutzen. Es ist Sache der 
potenziellen Partner, die Schaffung entsprechender Strukturen vorzuschlagen. Sollten jedoch solche 
Strukturen in Betracht gezogen und geschaffen werden, dann läge auf der Hand, dass sie dem ersten 
und vorrangigen Ziel der territorialen Zusammenarbeit entsprechen, d.h. der Zusammenarbeit selbst, 
und dass sie folglich unter Wahrung der Fristen und Verfahrensvorschriften für die Finanzierung 
Unterstützung von der Gemeinschaft erhalten. 
 
2. Sonstige Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaftspolitiken 
 
Die Durchführung sonstiger Maßnahmen ist in Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung über 
den EVTZ ausdrücklich vorgesehen. So könnten beispielsweise Partner der in Artikel 1 genannten 
Kategorien einen EVTZ gründen, um ein gemeinsames Vorhaben im Rahmen einer anderen als den 
auf wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt ausgerichteten Gemeinschaftspolitiken 
durchzuführen. Hierzu seien drei Anmerkungen gemacht: 
 
Erstens öffnet sich die Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts bereits zahlreichen 
anderen Bereichen der Gemeinschaftspolitik (z.B. der Forschung oder dem Umweltschutz), indem sie 
in ihre Programmplanung weit gehend die in Lissabon im Jahr 2000 festgelegten Ziele einbezieht338, 
was anhand der Absichten deutlich wird, die die Kommission im dritten Bericht über den territorialen 
Zusammenhalt bekundete, und was sich auch im Ziel 2 für den Zeitraum 2007-2013 manifestiert. Es 
ist jedoch durchaus vorstellbar, dass vor allem in den Bereichen Sozialpolitik, Bildung, Kultur oder 
öffentliche Gesundheit (ohne natürlich die Bereiche Umweltschutz sowie Forschung und Entwicklung 
auszuschließen, wenngleich diese offenbar bereits durch die Prioritäten abgedeckt sind, die der 
territorialen Zusammenarbeit für den Zeitraum 2007-2013 zugewiesen wurden), der Rückgriff auf 
einen EVTZ in Betracht gezogen wird, um Mittel aus einem der einschlägigen 
Gemeinschaftsprogramme zu erhalten. Es handelt sich übrigens durchweg um Bereiche, in denen an 
verschiedenen europäischen Grenzen bereits Kooperationsmaßnahmen durchgeführt werden. 
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Zweitens entspricht die Möglichkeit, territoriale Gebietskörperschaften in einem mehrere Länder 
umfassenden Rahmen über die Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts hinaus mit 
Gemeinschaftspolitiken zu verbinden, einem der wichtigsten Vorschläge des Weißbuchs 
"Europäisches Regieren", das von der Kommission im Jahr 2001 veröffentlicht wurde339. So kann der 
EVTZ abgesehen davon, dass er ein für die territoriale Zusammenarbeit notwendiges Instrument ist, 
sich auch für das europäische Regieren als interessant erweisen. 
 
Schließlich ist noch zu erwähnen, dass mit Blick auf die Ausweitung der Tätigkeitsbereiche der EVTZ 
über die territoriale Zusammenarbeit hinaus die Möglichkeit der Einbeziehung öffentlicher 
Einrichtungen wie den in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 
genannten Einrichtungen durchaus interessant erscheint. So könnten neben öffentlichen Einrichtungen 
auch Krankenhäuser oder Universitäten an einem EVTZ teilnehmen, was in Bereichen wie dem 
Gesundheitswesen oder der Forschung nicht nur vorteilhaft, sondern unbedingt erforderlich erscheint. 
 
3. Maßnahmen ohne gemeinschaftliche Kofinanzierung 
 
Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 2 sieht ausdrücklich vor, dass EVTZ gegründet werden können, um 
spezifische Maßnahmen ohne finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft durchzuführen. Dies ist zu 
begrüßen und bestätigt die mögliche Autonomie des Rechtsstatus des EVTZ gegenüber dem Rahmen 
der Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts der Gemeinschaft. In demselben Absatz 
heißt es aber auch: "Die Mitgliedstaaten können die Aufgaben, die der EVTZ ohne finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft durchführen kann, einschränken. Zu diesen Aufgaben gehören jedoch 
zumindest die in Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 aufgeführten 
Kooperationsmaßnahmen." Die Logik dieser Bestimmung erscheint schwer nachvollziehbar. 
 
Wir verstehen, dass Vorkehrungen getroffen werden sollten, um zu verhindern, dass 
Gebietskörperschaften mehrerer europäischer Staaten im Rahmen von EVTZ Maßnahmen 
durchführen, die von den Staaten nicht gebilligt werden. Allerdings bieten nach unserem Dafürhalten 
die Grenzen der Befugnisse nach innerstaatlichem Recht - auf die in Artikel 3 Absatz 1 sowie in 
überzogener Weise in Artikel 7 am Ende von Absatz 2 verwiesen wird - und das 
Genehmigungsverfahren im Vorfeld der Gründung eines EVTZ, das in Artikel 4 festgelegt ist, 
ausreichend Garantien. Es erscheint absurd, dass die nicht mit Gemeinschaftsmitteln finanzierten 
Befugnisbereiche von EVTZ zumindest den Prioritäten des Verfahrens für die Zuteilung von 
Gemeinschaftsmitteln entsprechen müssen, die in diesem Fall gar nicht beantragt werden. Auf diese 
Weise könnte allerdings auch sichergestellt werden, dass die von den Staaten festgelegten Grenzen für 
EVTZ, die außerhalb des Bereichs der Gemeinschaftspolitiken tätig sind, nicht zu eng gefasst werden, 
da Artikel 6 der EFRE-Verordnung sehr verschiedenartige Tätigkeitsbereiche abdeckt. Die 
Mitgliedstaaten erhalten auf diese Weise jedenfalls die Möglichkeit, Kooperationen in anderen 
Politikbereichen (z.B. Gesundheit oder Kultur) auszuschließen. 
 
In Anbetracht der Tatsache, dass durch andere Bestimmungen der Verordnung bereits ausreichende 
Grenzen gesetzt werden, erachten es die Sachverständigen nicht für notwendig, dass die Staaten auf 
dieser Grundlage die Bereiche einschränken, in denen die Partner die Gründung eines EVTZ in 
Betracht ziehen können. 
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4. Die überzogene Beschränkung gemäß Artikel 7 Absatz 4 
 
Der Erwägungsgrund 13 der Verordnung über den EVTZ lautet: "Es sollte präzisiert werden, dass die 
Befugnisse, die regionale und lokale Behörden als öffentliche Körperschaften ausüben, insbesondere 
die Polizei- und die Regelungsbefugnisse, nicht Gegenstand einer Übereinkunft sein können." Das ist 
eine vernünftige Anforderung in Übereinstimmung mit der Praxis, die sich in bilateralen Abkommen 
zur Festlegung des Rahmens der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit findet340. Dagegen ist die 
Formulierung von Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung, derzufolge "die dem EVTZ von seinen 
Mitgliedern übertragenen Aufgaben […] nicht die Ausübung hoheitlicher Befugnisse oder 
Verpflichtungen zur Wahrung der allgemeinen Interessen des Staates oder sonstiger öffentlicher 
Einrichtungen, etwa der Polizei- und Regelungsbefugnis oder der Befugnisse und Verpflichtungen in 
den Bereichen Justiz und Außenpolitik betreffen [dürfen]" zu restriktiv, um nicht zu sagen mit dem 
eigentlichen Ziel der Verordnung unvereinbar.  
 
So heißt es in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ: "Der EVTZ 
setzt sich aus Mitgliedern zusammen, die innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse nach 
innerstaatlichem Recht zu einer oder mehreren der nachstehenden Kategorien gehören." Es versteht 
sich von selbst, dass die Übertragung von Befugnissen an öffentliche Einrichtungen unabhängig davon, 
ob es sich um regionale bzw. lokale Gebietskörperschaften oder sogar den Staat handelt - dessen 
Befugnisse auf der Zustimmung der Angehörigen eines Volkes beruhen -, im Rahmen der 
europäischen Rechtsordnungen durch öffentliches Recht erfolgt. Daher ergibt sich aus Artikel 3 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung zwangsläufig die Schlussfolgerung, 
dass einem gemäß dieser Gemeinschaftsverordnung gegründeten EVTZ keinerlei Aufgabe übertragen 
werden kann. Diese Schlussfolgerung, der man sich ausgehend von der Auslegung des Wortlauts der 
Verordnung schwerlich entziehen kann, erscheint im Gegensatz zu der in Erwägungsgrund 13 
festgelegten Anforderung nicht sinnvoll. Dasselbe gilt für die Aufgaben "zur Wahrung der 
allgemeinen Interessen des Staates oder sonstiger öffentlicher Einrichtungen, etwa der Polizei- und 
Regelungsbefugnis". Es ist ohne Zweifel legitim, dass die Wahrung der allgemeinen nationalen 
Interessen nicht Sache der Gebietskörperschaften ist, sondern den staatlichen Behörden obliegt. Dies 
fällt demnach nicht unter die Befugnisse der Gebietskörperschaften, und die Beschränkungen von 
Artikel 3 Absatz 1 (nach dem die Gebietskörperschaften innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse 
handeln können), Artikel 4 Absatz 3 (nach dem eine vorherige Kontrolle gestattet ist) und Artikel 13 
(der ein Eingreifen nach der Gründung des EVTZ gestattet und nach dem Tätigkeiten eines EVTZ, die 
gegen das öffentliche Interesse verstoßen, untersagt werden können) erscheinen uns ausreichend. 
Dagegen ist es wünschenswert, dass die Behörden der Gebietskörperschaften ihre Befugnisse im 
Namen des öffentlichen Interesses (oder des Interesses der Bürger) der betreffenden 
Gebietskörperschaft wahrnehmen, nicht jedoch in ihrem eigenen Interesse. Daher ist diese zweite 
Beschränkung mehr als bedauerlich. 
 
Dagegen sind die vier spezifischen Beschränkungen (polizeiliche Befugnisse, Regelungsbefugnis, 
Befugnisse in den Bereichen Justiz und Außenpolitik) - selbst wenn sie sich zum Beispiel in Bezug auf 
die Regelungsbefugnisse und die polizeilichen Befugnisse (insbesondere die Befugnisse der 
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Ordnungsbehörden) als sehr einschränkend erweisen und das Interesse für den Rückgriff auf einen 
EVTZ erheblich beschränken können - durchaus legitim. Auf jeden Fall hätten sie ausgereicht! 
 
E. DAS AUF DEN EVTZ UND SEINE HANDLUNGEN ANWENDBARE RECHT 
 
Dies ist eine der Fragen, die seit einigen Jahrzehnten im Mittelpunkt der grenzüberschreitenden 
Problematik stehen, und auf juristischem Gebiet geht es im Wesentlichen darum, diese Fragen zu 
klären, sei es im multilateralen Rahmen des Europarates oder durch bilaterale juristische 
Vereinbarungen, die den Vorteil haben, dass sie eine bessere Abstimmung zwischen den Institutionen 
der betreffenden Rechtsordnungen ermöglichen. 
 
Die Schaffung einer juristischen Person des Gemeinschaftsrechts341, die mit der weitestgehenden 
Rechts- und Geschäftsfähigkeit ausgestattet ist, die im innerstaatlichen Recht des betreffenden 
Mitgliedstaats juristischen Personen zuerkannt wird, wie es in Artikel 1 Absatz 4 der Verordnung 
heißt, hätte zu einer klaren und gegebenenfalls endgültigen Lösung beitragen müssen. Immerhin 
wurden im Gemeinschaftsrecht nicht nur genaue und wirksame Kriterien für die Beziehungen zu den 
nationalen Rechtsordnungen entwickelt, sondern es gibt darüber hinaus ein System der Gerichtsbarkeit, 
das es gegebenenfalls gestattet, in komplizierten Situationen die richtige Lösung zu finden, ohne dass 
verschiedene Instanzen zu unterschiedlichen Lösungen gelangen. Das gilt umso mehr, als die 
anwendbaren Bestimmungen klar feststehen und inhaltlich unmissverständlich und präzise sind, 
sodass sie unmittelbar angewandt werden können. 
 
So enthält die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 einen Artikel mit dem Titel "Anwendbares Recht", in 
dem scheinbar klare Grundsätze festgelegt sind, die wie folgt lauten: 
 
"(1) Der EVTZ unterliegt: 
 
− den Bestimmungen dieser Verordnung; 
− den Bestimmungen der in den Artikeln 8 und 9 genannten Übereinkunft und der Satzung, soweit 

die vorliegende Verordnung dies ausdrücklich zulässt; 
− in Bezug auf von dieser Verordnung nicht oder nur zum Teil erfasste Bereiche den 

Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat. 
 
Ist nach Gemeinschaftsrecht oder internationalem Privatrecht festzulegen, welches Recht auf die 
Handlungen eines EVTZ Anwendung findet, so wird der EVTZ als Körperschaft des Mitgliedstaats 
behandelt, in dem er seinen Sitz hat. 
 
Besitzt ein Mitgliedstaat mehrere Gebietskörperschaften, die über ihre eigenen Rechtsvorschriften 
verfügen, so schließt die Bezugnahme auf das anwendbare Recht nach Absatz 1 Buchstabe c das Recht 
dieser Körperschaften ein, wobei der verfassungsmäßigen Struktur des betreffenden Mitgliedstaats 
Rechnung zu tragen ist." 
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Aber diese Bestimmung ist - wie wir in diesem Abschnitt sehen werden - insofern irreführend, als die 
darin enthaltenen Regeln die Fragen in Bezug auf das anwendbare Recht bei weitem nicht erschöpfend 
beantworten. Insbesondere gilt diese einfache Hierarchie, bei der das Gemeinschaftsrecht Vorrang vor 
dem einzelstaatlichen Recht hat und die Satzung des EVTZ zwischen beiden Rechtssystemen steht, 
nur "in Bezug auf von dieser Verordnung nicht oder nur zum Teil erfasste Bereiche". In den 
zahlreichen Fällen, in denen die Verordnung selbst auf das einzelstaatliche Recht verweist, kann sich 
die Situation jedoch sehr viel komplizierter darstellen. Wir werden diese Schwierigkeiten und die 
Herausforderungen, die mit der Umsetzung dieser Festlegungen verbunden sind, im nachfolgenden 
Kapitel erörtern. An dieser Stelle geht es uns nur darum, die Regeln darzulegen, die gemäß der 
Verordnung für die wichtigsten rechtlichen Beziehungen gelten, die in der Verordnung vom 5. Juli 
2006 vorgesehen sind. 
 
So stellen wir zunächst fest, dass uns Artikel 2 der Verordnung Auskunft gibt über das Recht, das für 
den EVTZ gilt, nicht jedoch über das Recht, das für die Gründung des EVTZ gilt. Mit dieser Frage 
wollen wir uns zuerst befassen (1). Anschließend wollen wir auf die Frage eingehen, welches Recht 
für die Anwendung und die Auslegung der Übereinkunft zur Gründung eines EVTZ gilt (2). Erst 
danach soll das Recht geprüft werden, das gemäß Artikel 2 für den EVTZ gilt (3). Wie sich zeigt, 
muss aufgrund einiger Bestimmungen der Verordnung das auf die Kontrolle der Tätigkeiten des 
EVTZ anwendbare Recht gesondert betrachtet werden (4). Das für die Beziehungen zwischen den 
Mitgliedern geltende Recht lässt sich relativ einfach bestimmen (5), während das Recht, das für die 
Beziehungen zu Dritten gilt, nach wie vor eine komplizierte Frage ist (6). Schließlich werden wir auf 
die Regeln für die Haftung der Mitglieder (7) und für die Haftung der Staaten (8) eingehen. 
 
1. Das auf die Gründung eines EVTZ anwendbare Recht  
 
Es liegt auf der Hand, dass für die Gründung eines EVTZ das Recht gilt, das in der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 genannt ist. Da es sich beim EVTZ um eine durch diese Verordnung geschaffene 
juristische Person handelt, bestimmt sich die Gründung eines EVTZ nach den Regeln der Verordnung. 
Somit sind für diese Frage die Vorschriften des Gemeinschaftsrechts maßgeblich. Allerdings 
verweisen die Vorschriften des Gemeinschaftsrechts häufig auf die Vorschriften des einzelstaatlichen 
Rechts. 
 
Dies ist zunächst der Fall, wenn es um die potenziellen Mitglieder geht, die einen EVTZ gründen 
können. So ist in den Artikeln 3 und 7 klar und deutlich festgelegt, dass es von den "Befugnissen nach 
innerstaatlichem Recht" 342  abhängt, welche Akteure einen EVTZ gründen können, und dass ein 
solcher Verbund nur Aufgaben ausführen darf, von denen "jede einzelne […] nach dem nationalen 
Recht jedes Mitglieds in dessen Zuständigkeitsbereich fällt" 343 . Und der Mitgliedstaat selbst 
genehmigt "entsprechend seiner verfassungsmäßigen Struktur344 dessen Teilnahme an dem EVTZ"345. 
Darüber hinaus besagt die Verordnung: "Die Mitgliedstaaten können bei der Entscheidung über die 
Teilnahme des potenziellen Mitglieds an dem EVTZ ihre innerstaatlichen Regelungen anwenden." 
Diese "Klarstellung" macht die Situation, statt sie zu erhellen, noch komplizierter. So liegt es auf der 
Hand, dass, wenn in der Verordnung auf einzelstaatliches Recht verwiesen wird, gemäß einer 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschrift eine Bestimmung (oder eine Gesamtheit von Bestimmungen) des 
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nationalen Rechts zur Anwendung kommen. Im vorliegenden Fall stellt sich nach dem Grundsatz der 
praktischen Wirksamkeit 346  die Frage, auf welche Bestimmungen des einzelstaatlichen Rechts, 
abgesehen von den Bestimmungen in Bezug auf die Befugnisse, diese Vorschrift abstellt. Jedenfalls 
besteht die Gefahr, dass dies jede nationale Rechtsordnung für sich selbst bestimmen muss, denn 
Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung besagt: "Für die Beilegung von Streitigkeiten 
bezüglich Artikel 4 Absätze 3 oder 6 […] sind die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig, dessen 
Entscheidung angefochten wird." Natürlich können die nationalen Gerichte, wenn sie 
Gemeinschaftsrecht anwenden, dem Gemeinschaftsrichter Fragen zur Auslegung von Bestimmungen 
des Gemeinschaftsrechts zur Entscheidung vorlegen (gemäß dem Vorabentscheidungsverfahren nach 
Artikel 234 EGV), aber der Gemeinschaftsrichter hat sich in diesem Rahmen stets geweigert, den 
Inhalt des nationalen Rechts zu kontrollieren. Zwar gestattet es die Auslegung des 
Gemeinschaftsrechts häufig, eine Aussage über die Vereinbarkeit des einzelstaatlichen Rechts mit dem 
Gemeinschaftsrecht zu treffen und somit indirekt auch den Inhalt des einzelstaatlichen Rechts zu 
kontrollieren, aber das ist hier nicht der Fall. 
 
In Artikel 3 Absatz 3 wird den Behörden der Mitgliedstaaten eine Kontrollfunktion im Hinblick auf 
die Teilnahme an einem EVTZ zuerkannt und der Grundsatz aufgestellt, dass die Teilnahme durch den 
Mitgliedstaat zu genehmigen ist. Diesem wird eingeräumt, seine Genehmigung zu verweigern, wenn 
er der Auffassung ist, dass "die Teilnahme […] im Widerspruch zu dieser Verordnung oder seinen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften, einschließlich der Befugnisse und Aufgaben des potenziellen 
Mitglieds, steht oder dass die Teilnahme aus Gründen des öffentlichen Interesses oder der öffentlichen 
Ordnung dieses Mitgliedstaats nicht gerechtfertigt ist." Somit lassen sich die Ablehnungsgründe in 
drei Kategorien einteilen. 
 
Erstens die Nichteinhaltung der Verordnung, einschließlich der darin enthaltenen Verweise auf 
einzelstaatliches Recht. So ist in Artikel 3 Absatz 1 festgelegt, dass die Mitglieder, die einen EVTZ 
gründen, dies innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse nach innerstaatlichem Recht tun müssen. Ein 
potenzielles Mitglied, das sich über seine vom innerstaatlichen Recht festgelegten Befugnisse hinaus 
an einem EVTZ beteiligen möchte, würde gegen die Bestimmung von Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ verstoßen, selbst wenn es nicht unbedingt gegen eine 
Vorschrift des betreffenden innerstaatlichen Rechts verstoßen würde. Erschwerend kommt hinzu, dass 
diese Bestimmung, was die Befugnisse in Bezug auf die Aufgaben betrifft, offenbar noch verschärft 
wird, denn es ist vorgeschrieben, "dass jede einzelne von ihnen nach dem nationalen Recht jedes 
Mitglieds in dessen Zuständigkeitsbereich fällt" (Artikel 7 Absatz 2). Somit würde die Nichteinhaltung 
dieser Bestimmung einen Verstoß gegen die Verordnung darstellen, was einem Mitgliedstaat gestatten 
würde, seinen Körperschaften die Teilnahme an einem EVTZ zu untersagen. Andererseits ist in 
Artikel 7 Absatz 4 festgelegt, dass "die dem EVTZ von seinen Mitgliedern übertragenen Aufgaben […] 
nicht die Ausübung hoheitlicher Befugnisse oder Verpflichtungen zur Wahrung der allgemeinen 
Interessen des Staates oder sonstiger öffentlicher Einrichtungen, etwa der Polizei- und 
Regelungsbefugnis oder der Befugnisse und Verpflichtungen in den Bereichen Justiz und 
Außenpolitik betreffen [dürfen]". Wie bereits dargelegt347, ist diese Beschränkung überzogen. 
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Die zweite Kategorie betrifft die Nichteinhaltung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, 
einschließlich der Befugnisse und Aufgaben des potenziellen Mitglieds. Dies fällt ausschließlich unter 
innerstaatliches Recht. In dieser Hinsicht stellt sich die Situation für potenzielle Mitglieder ganz 
unterschiedlich dar, je nachdem, ob die innerstaatlichen Rechtsvorschriften und die Praxis der 
Behörden im Hinblick auf die Beteiligung von öffentlichen Einrichtungen an Kooperationsprozessen 
im Ausland großzügig oder eher restriktiv gestaltet sind. Es ist natürlich nicht davon auszugehen, dass 
die Praxis der nationalen Behörden in Bezug auf die Teilnahme an einem EVTZ restriktiver ist als in 
Bezug auf die Teilnahme an anderen Formen der grenzüberschreitenden oder territorialen 
Zusammenarbeit. In den Staaten, in denen diese Frage durch das Gesetz oder die Verfassung geregelt 
ist, dürfte es absehbar sein, unter welchen Umständen eine Ablehnung erteilt wird. In den anderen 
Staaten können die Behörden nach unserem Dafürhalten keine Beschränkungen ins Feld führen, die 
nicht klar und deutlich in den nationalen Rechtsvorschriften verankert sind. Somit wird den nationalen 
Behörden hier keine Ermessensbefugnis eingeräumt. Im Übrigen könnte der Geltungsbereich dieser 
Ablehnung – d.h. die Frage, ob der Ablehnungsgrund auf innerstaatlichem Recht oder aber z.B. auf 
einer Praxis beruht, die nicht schriftlich niedergelegt ist - Gegenstand einer Kontrolle durch die 
Gemeinschaftsgerichtsbarkeit sein. 
 
Die dritte Kategorie, das Fehlen einer Begründung in Bezug auf das allgemeine oder öffentliche 
Interesse, wird vor allem auf Fragen der Zweckmäßigkeit beruhen. Hier haben die nationalen 
Behörden einen sehr großen Ermessensspielraum, der ihnen jedoch vom Gemeinschaftsrecht 
eingeräumt wird und daher im Falle seiner Inanspruchnahme der Prüfung durch den 
Gemeinschaftsrichter unterliegt. 
 
Im ersten Unterabsatz von Artikel 4 Absatz 3 ist festgelegt, dass der Mitgliedstaat gegebenenfalls die 
Gründe für die Versagung der Genehmigung angeben muss. Dies bestätigt, dass der Mitgliedstaat 
hinsichtlich seiner Befugnis zur Versagung keine Ermessensfreiheit hat, und eröffnet die Möglichkeit, 
entsprechende Entscheidungen vor den nationalen Gerichten anzufechten (gemäß Artikel 15 Absatz 2 
Unterabsatz 2 der Verordnung). Diese Gerichte haben die Möglichkeit - zumindest in Bezug auf die 
zur ersten und zweiten Kategorie gehörenden Gründe für die Ablehnung und, wie im vorstehenden 
Text dargelegt, in begrenztem Maße auch in Bezug auf die dritte Kategorie - gegebenenfalls eine 
Vorabentscheidungsfrage an den Gerichtshof zu richten. 
 
In Artikel 5 sind die Bedingungen für den Erwerb der Rechtspersönlichkeit genannt, der von der 
Registrierung und Veröffentlichung gemäß den geltenden nationalen Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats abhängt, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, d.h. auch hier wird auf nationales Recht 
verwiesen. Diese Bestimmung von Artikel 5 ist präzise genug, um unmittelbare Wirkung zu entfalten, 
und die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, müssen die 
Satzung nach einem angemessenen innerstaatlichen Verfahren registrieren und gegebenenfalls 
veröffentlichen. Natürlich gab es am Tag der Annahme dieser Verordnung in keinem Mitgliedstaat ein 
spezielles Verfahren zur Registrierung der Satzung von EVTZ. Deshalb müssen die Mitgliedstaaten in 
diesem Bereich rasch entweder besondere nationale Vorschriften für die Registrierung der Satzung 
eines EVTZ verabschieden, oder festlegen, nach welchem bereits bestehenden Verfahren eine solche 
Eintragung erfolgen kann. Somit ermöglicht die Verweisung auf nationales Recht nach unserem 
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Dafürhalten gegebenenfalls die Festlegung entsprechender Voraussetzungen für die Eintragung -
 sofern das nationale Verfahren zur Registrierung der Satzung eines EVTZ nicht diskriminierend ist 
gegenüber einem nationalen Verfahren zur Registrierung einer vergleichbaren Einrichtung für die 
Zusammenarbeit, z.B. einer öffentlichen Einrichtung zur interkommunalen Zusammenarbeit -. 
 
2. Das für die Auslegung der Übereinkunft und der Satzung des EVTZ anwendbare Recht  
 
Diese Frage wird von den Parteien eines EVTZ selbst entschieden, denn nach Artikel 8 Absatz 2 
Buchstabe e wird in der Übereinkunft "das für Auslegung und Durchsetzung der Übereinkunft 
anwendbare Recht [bestimmt], bei dem es sich um das Recht des Mitgliedstaats handelt, in dem der 
EVTZ seinen Sitz hat". Somit entscheiden die Parteien bei der Wahl des Sitzes des EVTZ auch 
darüber, welches Recht für die Auslegung und Anwendung der Übereinkunft gilt. 
 
Während diese Bestimmung für die Beziehungen zwischen den Parteien ohne Zweifel rechtsgültig ist, 
trifft dies nicht unbedingt auf die Beziehungen zu Dritten zu. Denn wenn Artikel 15 Absatz 3 vorsieht, 
dass "durch diese Verordnung […] die Bürger nicht gehindert [sind], ihre nationalen 
verfassungsmäßigen Rechte auszuüben, um gegen öffentliche Stellen, die Mitglieder eines EVTZ sind, 
Rechtsmittel einzulegen in Bezug auf Verwaltungsentscheidungen, die von dem EVTZ durchgeführte 
Tätigkeiten betreffen", so erscheint es in Anbetracht der Tatsache, dass in diesen Fällen "die Gerichte 
des Mitgliedstaats zuständig [sind], aus dessen Verfassung das Recht auf Einlegung von Rechtsmitteln 
erwächst"348, durchaus möglich, dass ein in dieser Frage angerufenes Gericht die Übereinkunft und die 
Satzung auslegen muss, um festzustellen, inwieweit die Rechte eines Bürgers betroffen sind. Soll das 
Gericht dabei von dem Recht des Mitgliedstaats ausgehen, in dem der EVTZ seinen Sitz hat - wenn es 
sich dabei nicht um denselben Staat handelt, in dem das Rechtsmittel eingelegt wurde - oder vom 
nationalen Recht? Diese Frage ist offen. 
 
3. Das gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) 1082/2006 auf den EVTZ anwendbare Recht  
 
Den Inhalt dieses Artikels haben wir bereits dargelegt. Er ist relativ klar, obwohl er zu einem Vorrang 
der Übereinkunft und der Satzung des EVTZ vor den nationalen Rechtsvorschriften führt, was sich in 
bestimmten Fällen als problematisch erweisen könnte, insbesondere was die Achtung der Befugnisse 
der Einrichtungen betrifft, die an einem EVTZ teilnehmen.  
 
Es ist zweifellos richtig, dass gemäß Artikel 2 die auf den EVTZ anwendbaren nationalen 
Rechtsvorschriften, die in Absatz 1 Buchstabe c genannt sind, sich nur auf Bereiche erstrecken, die 
nicht oder nur zum Teil von dieser Verordnung erfasst sind (wobei sich der zweitgenannte Fall bei der 
Anwendung als problematischer erweisen kann), während es sich bei den in Absatz 1 Buchstabe b 
genannten Bestimmungen der Satzung um Bestimmungen handelt, die die Verordnung ausdrücklich 
zulässt. Daher ist es möglich, aber nicht sicher, dass die jeweiligen Anwendungsbereiche der 
Bestimmungen es ermöglichen, einen Normenkonflikt zu vermeiden. 
 
In diesem Fall könnten die Bestimmungen der Übereinkunft und der Verordnung - vorbehaltlich ihrer 
Billigung durch die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats gemäß Artikel 4 Absatz 5 -, selbst wenn 
sie von Einrichtungen niedrigeren Ranges angenommen wurden, Vorrang vor den nationalen 
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Rechtsvorschriften haben. So würde ein Gericht, das mit dieser Frage konfrontiert würde, zweifellos 
darauf hinweisen, dass in einer relativ vergleichbaren Situation die Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 
des Rates über das Statut der Europäischen Gesellschaft und die Verordnung Nr. 1435/2003 des Rates 
über das Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE) in Artikel 9 bzw. 8 eine detailliertere Lösung 
vorsehen, als dies hier der Fall ist. Gemäß diesen Verordnungen unterliegen die betreffenden 
Rechtsformen der Verordnung, gefolgt von der Satzung, wenn die Verordnung dies ausdrücklich 
zulässt, sowie - und hier besteht ein erheblicher Unterschied - "c) in Bezug auf die nicht durch diese 
Verordnung geregelten Bereiche oder, sofern ein Bereich nur teilweise geregelt ist, in Bezug auf die 
nicht von dieser Verordnung erfassten Aspekte 
 
− den Rechtsvorschriften, die die Mitgliedstaaten in Anwendung der speziell die SE [bzw. die SCE] 

betreffenden Gemeinschaftsmaßnahmen erlassen; 
− den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die auf eine nach dem Recht des Sitzstaats der SE 

[bzw. der SCE] gegründete Aktiengesellschaft [bzw. Genossenschaft] Anwendung finden würden; 
− den Bestimmungen ihrer Satzung unter den gleichen Voraussetzungen wie im Falle einer nach 

dem Recht des Sitzstaats der SE [SCE] gegründeten Aktiengesellschaft [bzw. Genossenschaft]." 
 
Hier ist also die Stellung der Satzung in der einzelstaatlichen Rechtsordnung ausdrücklich vorgegeben, 
was in Bezug auf die Übereinkunft und die Satzung des EVTZ nicht der Fall ist. Ein nationales 
Gericht könnte diese eindeutige Lücke in der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 in dieser Frage nicht 
unberücksichtigt lassen. Daraus könnten sich in Zukunft Schwierigkeiten ergeben.  
 
4. Das auf die Kontrolle der Tätigkeiten des EVTZ anwendbare Recht 
 
Die Tätigkeiten eines EVTZ können einer Kontrolle im Hinblick auf ihre Rechtmäßigkeit sowie 
gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 sogar im Hinblick auf ihre Zweckmäßigkeit 
unterzogen werden. Offenbar ist jedoch nach der Verordnung über den EVTZ kein reguläres 
Verfahren vorgesehen, nach dem sämtliche Handlungen des EVTZ einer Verwaltungskontrolle zu 
unterziehen sind. Und es erscheint zweifelhaft, dass ein Staat eine solche Kontrolle einführen kann. 
Dagegen gibt es Bestimmungen über die Finanzkontrolle (4.1) sowie über eine außerordentliche 
Kontrolle zur Wahrung des öffentlichen Interesses (4.2). 
 
4.1 Die Vorschriften über die Finanzkontrolle des EVTZ  
 
Interessant ist die Feststellung, dass es hier um die wichtigste spezifische Kontrolle für den EVTZ geht, 
was sicherlich auf die Tatsache zurückzuführen ist, dass dieses Instrument - obgleich die 
Bestimmungen der Verordnung in ihrer endgültigen Fassung ihm ein sehr umfassendes 
Anwendungspotenzial einräumen - im Rahmen der Verwaltung der EU-Strukturfonds entwickelt 
wurde, weshalb die Frage der ordnungsgemäßen Verwaltung dieser aus dem Gemeinschaftshaushalt 
bereitgestellten Mittel in der Verordnung über den EVTZ von zentraler Bedeutung bleibt. Trotz 
zweifelhafter Systematik wird in Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 dennoch ein 
allgemeiner Grundsatz aufgestellt, wonach zwei unterschiedliche Kontrollverfahren vorgesehen sind, 
je nachdem, ob der EVTZ Gemeinschafsmittel verwaltet oder nicht. 
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Der in Artikel 6 Absatz 3 festgelegte Grundsatz lautet, dass alle Kontrollen gemäß den international 
anerkannten Prüfstandards erfolgen. Dies erscheint nicht allzu problematisch.349 
 
In Bezug auf die von der Gemeinschaft kofinanzierten Maßnahmen "finden die einschlägigen 
Rechtsvorschriften über die Kontrolle von durch die Gemeinschaft zur Verfügung gestellten Fonds 
Anwendung" 350 , sodass einerseits auf die für den Gemeinschaftshaushalt geltenden allgemeinen 
Regeln und andererseits insbesondere auf die Bestimmungen der Strukturfondsverordnungen 
verwiesen wird, vor allem auf die Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den 
Kohäsionsfonds sowie auf die Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung. Der grenzüberschreitende Charakter des operationellen Programms im 
Rahmen des Ziels der territorialen Zusammenarbeit erfordert einige Anpassungen der Regeln für die 
Kontrolle der Ausgaben - insbesondere was die Förderfähigkeit der Ausgaben in einem 
grenzüberschreitenden Kontext betrifft, ein Thema, das in der Vergangenheit zu erheblichen 
Scherereien geführt hat. Die Regeln sind in Artikel 13 ff. der Verordnung über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung enthalten (siehe auch Anhang 2). 
 
Für die Kontrolle der Verwaltung von nicht von der Gemeinschaft zur Verfügung gestellten Mitteln 
für den EVTZ sind in erster Linie die Behörden des Mitgliedstaats zuständig, in dem der EVTZ seinen 
Sitz hat (Artikel 6 Absatz 1). Die Verordnung sieht eine mögliche Zusammenarbeit mit den 
Kontrollbehörden der betroffenen anderen Mitgliedstaaten für die Kontrolle der dortigen Tätigkeiten 
des EVTZ vor (Artikel 6 Absatz 2). Nach einigen Jahren sollte geprüft werden, inwieweit sich diese 
Verfahren bewährt haben. Leider ist diese Prüfung, wenn es sich um andere als die für die Kontrolle 
der Verwaltung von Gemeinschaftsmitteln anzuwendende Verfahren (gemäß Artikel 6 Absatz 4) 
handelt, nicht Sache des Europäischen Rechnungshofs. Vielleicht sollte sich der Ausschuss der 
Regionen dieser Frage in einigen Jahren annehmen. Zumal Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe e vorsieht, 
dass die Parteien in der Satzung die "Buchhaltungs- und Haushaltsregeln - einschließlich der 
Finanzregelungen - der einzelnen Mitglieder in Bezug auf den EVTZ" festlegen können. Es liegt auf 
der Hand, dass die Freiheit der Parteien, solche Regeln festzulegen, durch die Vorschriften des 
öffentlichen Rechnungswesens eingeschränkt wird, denen die einzelnen Parteien unterliegen, aber es 
erscheint uns wünschenswert, Beispiele nachahmenswerter Praktiken auf diesem Gebiet zu sammeln, 
um die Parteien eines künftigen EVTZ zu ermutigen, Fragen in Bezug auf das Zusammenspiel 
einzelstaatlicher Vorschriften über die Finanzkontrolle nach Möglichkeit bereits im Vorfeld zu regeln. 
 
4.2 Die außerordentliche Kontrolle zur Wahrung des öffentlichen Interesses  
 
Mit Artikel 13 der Verordnung über den EVTZ wird eine außerordentliche Kontrolle zur Wahrung des 
öffentlichen Interesses eingeführt, die es einem Mitgliedstaat gegebenenfalls ermöglicht, die Tätigkeit 
des EVTZ in seinem Hoheitsgebiet zu untersagen oder die Mitglieder, die seinem Recht unterliegen, 
zum Austritt aus dem EVTZ zu verpflichten. Ein solches Eingreifen mit Blick auf das öffentliche 
Interesse ist möglich, wenn "ein EVTZ Tätigkeiten [durchführt], die gegen die Bestimmungen eines 
Mitgliedstaats über die öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit, die öffentliche Gesundheit 
oder die öffentliche Sittlichkeit oder gegen das öffentliche Interesse eines Mitgliedstaats verstoßen". 



KAPITEL 4:  
 DER RECHTSRAHMEN DES EVTZ UND SEINE MÖGLICHKEITEN 

133 

Die Verordnung enthält keine Angaben zu dem Verfahren, nach dem eine solche Anforderung 
festzulegen und ihre Umsetzung sicherzustellen ist. Dagegen besagt Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 2, 
dass für die Beilegung von Streitigkeiten bezüglich Artikel 13 die Gerichte des Mitgliedstaats 
zuständig sind, dessen Entscheidung angefochten wird. In Ermangelung eines Verfahrens wird ein 
Gerichtsstand für die Beilegung von Streitigkeiten benannt. 
 
In Artikel 13 Absatz 2 wird klargestellt: "Diese Verbote dürfen kein Mittel zur willkürlichen oder 
verschleierten Beschränkung der territorialen Zusammenarbeit zwischen den EVTZ-Mitgliedern sein. 
Die Entscheidung dieser zuständigen Stelle kann durch eine gerichtliche Instanz überprüft werden." 
Wie wir in Artikel 15 Absatz 2 gesehen haben, handelt es sich bei der zuständigen Stelle um die 
Gerichte des Mitgliedstaats. Zum anwendbaren Recht werden keine Angaben gemacht. 
 
5. Das auf die Beziehungen zwischen den Mitgliedern anwendbare Recht 
 
Der Grundsatz einer solchen Vereinigung besteht darin, dass die Mitglieder die Gesellschaftsregeln 
festlegen, nach denen sie ihre Zusammenarbeit gestalten möchten. So sind für die Beziehungen 
zwischen den Mitgliedern zumindest für die in Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 9 Absatz 2 ausdrücklich 
vorgesehenen Punkte die Übereinkunft und die Satzung maßgeblich. Wie am Anfang dieses langen 
Kapitels dargelegt wurde, ist jedoch nicht zwingend erkennbar, worin der Nutzen besteht, zwei 
Dokumente zu haben. Sowohl die Übereinkunft als auch die Satzung werden von den Mitgliedern 
einstimmig angenommen (Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 1), nachdem die Teilnahme jeder 
einzelnen Körperschaft durch den Mitgliedstaat bestätigt wurde, dessen Recht sie unterliegt (Artikel 4 
Absatz 3), wobei darauf zu achten ist, dass Übereinkunft und Satzung mit der von den Mitgliedstaaten 
nach Absatz 3 [von Artikel 4] erteilten Genehmigung in Einklang stehen (Artikel 4 Absatz 5). Auf 
diese Weise vereinbaren die Mitglieder eines EVTZ weit gehend die für ihre Beziehungen geltenden 
Regeln im Einklang mit den Bestimmungen dieser Verordnung und den Vorschriften des 
innerstaatlichen Rechts, auf die darin verwiesen wird. So können innerstaatliche Rechtsvorschriften, 
insbesondere diejenigen des Staates, in dessen Hoheitsgebiet der EVTZ seinen Sitz hat, ebenfalls auf 
die Beziehungen zwischen den Parteien anwendbar sein, sei es, weil es zwingende Rechtsvorschriften 
gibt, die für den EVTZ und somit indirekt auch für seine Mitglieder gelten (z.B. was die 
Arbeitsverhältnisse mit dem Personal oder dessen soziale Rechte betrifft), sei es, weil bestimmte 
Situationen durch die Übereinkunft oder die Satzung nicht geregelt sind. Ferner gilt die in Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe c genannte Regel, und zwar auch für die Beziehungen zwischen den Mitgliedern. 
Darüber hinaus handelt es sich gemäß Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe e bei dem für Auslegung und 
Durchsetzung der Übereinkunft anwendbaren Recht um das Recht des Mitgliedstaats, in dem der 
EVTZ seinen Sitz hat. Demzufolge unterliegen die Beziehungen zwischen den Mitgliedern 
gegebenenfalls auch dem nationalen Recht, und insofern es den Parteien der Übereinkunft und der 
Satzung gemäß Artikel 8 und Artikel 9 nicht gestattet ist, selbst einen Gerichtsstand zu benennen, liegt 
die Zuständigkeit für die Beilegung von Streitigkeiten gemäß Artikel 15, zweiter Satz von Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 bei den Gerichten des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen 
Sitz hat. 
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6. Das auf die Beziehungen des EVTZ zu Dritten anwendbare Recht  
 
Der EVTZ besitzt nach Artikel 1 der einschlägigen Verordnung Rechtspersönlichkeit und 
Geschäftsfähigkeit. Das schließt ein, dass er als juristische Person rechtliche Beziehungen zu Dritten 
haben kann. Vertragliche Beziehungen sind ausdrücklich vorgesehen, denn in Artikel 1 Absatz 4 heißt 
es, "insbesondere kann er [der EVTZ] bewegliches und unbewegliches Vermögen erwerben und 
veräußern und Personal einstellen …", was durch vertragliche Beziehungen erfolgt. Maßgeblich für 
die Bestimmung des auf diese Beziehungen anwendbaren Rechts ist das Gemeinschaftsrecht oder das 
internationale Privatrecht, wie in Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung festgelegt. Da die 
Anknüpfungsnorm der persönlichen Situation der Vertragsparteien Rechnung trägt, wird der EVTZ 
dieser Bestimmung zufolge "als Körperschaft des Mitgliedstaats behandelt, in dem er seinen Sitz hat". 
Mit Blick auf die Arbeitsverhältnisse kann die Satzung des EVTZ gemäß Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe d besondere Vorschriften vorsehen. So können die Parteien spezielle Regeln "in Bezug auf 
die Personalverwaltung, die Einstellungsverfahren und die Gestaltung der Arbeitsverträge" 
vereinbaren. Nach der in Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 aufgestellten 
Normenhierarchie könnten diese in der Satzung festgelegten Regeln, sofern dies die Verordnung 
ausdrücklich zulässt, Vorrang vor den geltenden nationalen Rechtsvorschriften haben und demzufolge 
von diesen abweichen. Wir empfehlen den Parteien jedoch, der Tatsache Rechnung zu tragen, dass in 
Bezug auf die Beschäftigungsbedingungen vor allem die Rechtsnormen des Staates, in dem der EVTZ 
seinen Sitz hat, bzw. in dem der betreffende Arbeitnehmer tätig ist, zur Anwendung kommen werden, 
und in ihrer Satzung Regeln vorzusehen, deren Vereinbarkeit mit diesen nationalen Rechtsnormen sich 
nicht allzu problematisch gestaltet. 
 
Abgesehen von den vertraglichen Beziehungen kann der EVTZ Beziehungen zu Dritten haben, die mit 
einer Haftung verbunden sind, d.h. einer Haftung der betreffenden Dritten gegenüber dem EVTZ und 
umgekehrt. Mit Blick auf die Haftung des EVTZ gegenüber Dritten ist festgelegt, dass der Direktor 
des EVTZ für diesen handelt (Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b) und dass generell "der EVTZ […] 
gegenüber Dritten für die Handlungen seiner Organe [haftet], und zwar auch dann, wenn solche 
Handlungen nicht zu den Aufgaben des EVTZ gehören". Somit wird das Vertrauen Dritter über den 
Schutz der Interessen, insbesondere der finanziellen Interessen, der Mitglieder gestellt. Zumal in 
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 klargestellt wird: "Der EVTZ haftet für seine Schulden, gleichviel 
von welcher Art diese sind." Diese Eigenhaftung des EVTZ entbindet jedoch dessen Mitglieder nicht 
von der Haftung, denn Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2 stellt klar: "Reichen die Aktiva eines EVTZ 
nicht aus, um seine Verbindlichkeiten zu decken, so haften seine Mitglieder für die Schulden des 
EVTZ, gleichviel von welcher Art diese sind." 
 
Somit kann der EVTZ vertragliche und außervertragliche Beziehungen mit Dritten eingehen. Für 
letztere ersetzt die Haftung des EVTZ nicht die Haftung seiner Mitglieder, die nachrangig zur Haftung, 
insbesondere zur finanziellen Haftung, für die Schulden des EVTZ herangezogen werden können. 
 
7. Die Haftung der Körperschaften, die Mitglied eines EVTZ sind  
 
Demzufolge unterliegen die Mitglieder eines EVTZ einer sehr umfangreichen Haftung. Die 
Rechtspersönlichkeit des EVTZ übernimmt gegenüber Dritten nicht die traditionelle Aufgabe der 
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gesellschaftlichen Hülle, die die meisten juristischen Personen innehaben, und bei den Mitgliedern 
eines EVTZ verbleibt im Nachrang zu dessen Haftung eine subsidiäre Haftung in den Beziehungen zu 
Dritten. Diese unbeschränkte Haftung eines jeden Mitglieds wird "entsprechend seinem Beitrag"351 
festgelegt. Obwohl dies in der Verordnung nicht explizit gesagt wird, handelt es sich hierbei 
offensichtlich um den Finanzbeitrag. In Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2 heißt es im letzten Satz: 
"Die Bestimmungen für diese Beiträge werden in der Satzung festgelegt." Damit wird teilweise auf 
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe e verwiesen, der jedoch ausschließlich auf die Finanzbeiträge abstellt. 
Daraus ergibt sich die Schlussfolgerung, dass zur Festlegung des Anteils eines Mitglieds an der 
Tilgung der Schulden des EVTZ, gegebenenfalls auch nichtfinanzielle Beiträge - z.B. Sachbeiträge 
oder die Bereitstellung von Personal - berücksichtigt werden müssen. Wenn die Mitglieder eine solche 
Haftung nicht als unhaltbar einstufen, dann können sie in der Satzung sogar vorsehen, "dass sie nach 
der Beendigung ihrer Mitgliedschaft in dem EVTZ für Verpflichtungen haften, die sich aus 
Tätigkeiten des EVTZ während ihrer Mitgliedschaft ergeben" (Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 4). 
Aus dieser Vorschrift lassen sich mehrere Erkenntnisse ableiten. 
 
Erstens ist diese Haftung nicht automatisch; sie kann in der Satzung vorgesehen werden. Demzufolge 
kann ein Mitglied, das aus einem EVTZ ausgetreten ist, wenn es hierzu keine spezifische Bestimmung 
gibt, nicht mehr für Handlungen des EVTZ zur Haftung herangezogen werden, die während der Zeit 
seiner Mitgliedschaft getätigt wurden. Es haften also nur die Mitglieder, die dem EVTZ zu dem 
Zeitpunkt angehören, zu dem die Haftung geltend gemacht wird. Das bedeutet, dass die Mitglieder 
vorsichtig sein sollten, wenn es darum geht, ein Mitglied aus dem EVTZ austreten zu lassen (dieses 
Verfahren ist übrigens in der Verordnung nicht berücksichtigt). Ferner sollte man sich die Frage 
stellen, warum die Mitglieder eines EVTZ den Wunsch haben sollten, ihre Haftung, die bereits sehr 
weit gehend erscheint, auszuweiten. Die Antwort hierauf umfasst offenbar zwei Aspekte. Einerseits 
kann so die Glaubwürdigkeit des EVTZ gegenüber Dritten gestärkt werden, wenn diese wissen, dass 
für die Handlungen des EVTZ abgesehen von dessen juristischer Person die Gesamtheit seiner 
Mitglieder haftet. Außerdem würde es eine solche Bestimmung in der Satzung ermöglichen, den 
Austritt eines Mitglieds zu erleichtern, da dieser keine finanziellen Auswirkungen mehr auf die 
anderen Mitglieder hätte, wenn es nach dem Austritt zu einem Haftungsfall kommen würde bzw. 
unbekannte Schulden entdeckt würden, die zu einer Zeit verursacht wurden, als die betreffende 
Einrichtung noch Mitglied war. Aus dem letztgenannten Grund erscheint es wünschenswert, eine 
solche Bestimmung in die Satzung aufzunehmen, wenn die Haftung der Mitglieder des EVTZ nicht 
beschränkt werden kann. 
 
Es ist jedoch möglich, die Haftung der Mitglieder des EVTZ zu beschränken, sofern "die Haftung 
mindestens eines Mitglieds eines EVTZ nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts, dem dieses 
Mitglied unterliegt, beschränkt [ist]" (Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 3). In einem solchen Fall 
können die anderen Mitglieder ihre Haftung ebenfalls in der Satzung beschränken, was angemessen 
erscheint.  
 
Ist eine solche Haftungsbeschränkung vorgesehen, so wirkt sich dies, wenn es darum geht, Dritte zu 
informieren und gegebenenfalls zu schützen, in zweierlei Hinsicht aus. Erstens muss aus der 
Bezeichnung eines EVTZ mit beschränkter Haftung ausdrücklich hervorgehen, dass dessen Mitglieder 
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beschränkt haften352. Andererseits muss "die Publizität in Bezug auf die Übereinkunft, die Satzung und 
die Rechnungslegung eines EVTZ, dessen Mitglieder beschränkt haften, […] mindestens der 
Publizität entsprechen, die für andere juristische Personen vorgeschrieben ist, deren Mitglieder 
beschränkt haften und die dem Recht des Mitgliedstaats unterliegen, in dem der EVTZ seinen Sitz hat". 
Allerdings kann ein Mitgliedstaat "die Registrierung eines EVTZ, dessen Mitglieder beschränkt haften, 
in seinem Hoheitsgebiet untersagen". 
 
Es ist jedoch festzustellen, dass es in dieser Frage zum Nebeneinanderbestehen sehr verschiedenartiger, 
ja sogar widersprüchlicher Lösungen kommt. Diese spiegeln die unterschiedlichen Gepflogenheiten 
der Mitgliedstaaten im Bereich der Zusammenarbeit zwischen Körperschaften des öffentlichen Rechts 
wider, und es erscheint mehr als wahrscheinlich, dass sich juristisch ähnliche Lösungen auch auf 
bestimmte geografische Bereiche konzentrieren, zumindest was die grenzüberschreitende und 
transnationale Zusammenarbeit betrifft. 
 
Darüber hinaus bleibt für die Körperschaften, die Mitglied eines EVTZ sind, im Zusammenhang mit 
den Tätigkeiten des EVTZ eine weitere Form der Haftung bestehen. So enthält die Verordnung über 
den EVTZ eine Schutzbestimmung, die wie folgt lautet: "Durch diese Verordnung sind die Bürger 
nicht gehindert, ihre nationalen verfassungsmäßigen Rechte auszuüben, um gegen öffentliche Stellen, 
die Mitglieder eines EVTZ sind, Rechtsmittel einzulegen in Bezug auf: Verwaltungsentscheidungen, 
die von dem EVTZ durchgeführte Tätigkeiten betreffen, Zugang zu Dienstleistungen in ihrer eigenen 
Sprache und Zugang zu Informationen." Diese in Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 festgelegte Bestimmung, die in Abkommen über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit selten vorkommt, ist zu begrüßen. Während die Rechte und Interessen des Staates 
gegenüber den Tätigkeiten von Körperschaften des öffentlichen Rechts unterhalb der staatlichen 
Ebene, die über den nationalen Rahmen hinausgehen, häufig geschützt werden, finden die Rechte der 
Bürger seltener Beachtung. Vielleicht, weil es auf dem derzeitigen Entwicklungsstand dieser Art von 
Tätigkeit noch keine wirklich arbeitsfähige Organisation für die grenzübergreifende Zusammenarbeit 
gibt, die in der Lage wäre, durch ihre Aktivitäten die Rechte der Bürger zu beeinträchtigen. 
 
Daher bedeutet diese Bestimmung, da ihr Inhalt materiell-rechtlicher und nicht nur 
verfahrensrechtlicher Art ist, dass jede an einem EVTZ beteiligte Gebietskörperschaft, unabhängig 
von den Organisationsmodalitäten des EVTZ und den Bestimmungen in Bezug auf dessen Tätigkeiten, 
im Hinblick auf die drei oben genannten Punkte gegenüber den Bürgern nach wie vor uneingeschränkt 
haftet. Natürlich ist der Geltungsbereich der Haftung im Hinblick auf den ersten Punkt ganz 
offensichtlich durch Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung eingeschränkt, nach dem "die dem EVTZ von 
seinen Mitgliedern übertragenen Aufgaben […] nicht die Ausübung hoheitlicher Befugnisse … 
[betreffen dürfen]".  
 
8. Die Haftung der Mitgliedstaaten  
 
Drei Bestimmungen für die Haftung der Mitgliedstaaten können nebeneinander bestehen. 
 
1) Erstens die Bestimmung, nach der Mitgliedstaaten "in Bezug auf einen EVTZ, dem sie nicht als 

Mitglied angehören, keiner finanziellen Haftung [unterliegen]", bzw. nicht für einen EVTZ (d.h. 
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für dessen Schulden) aufkommen müssen, dem sie nicht als Mitglied angehören. In der 
französischen Fassung der Verordnung ist dieser Sachverhalt nicht korrekt übersetzt.353 Es geht 
nicht um die Frage der Haftung des Staates gegenüber einem EVTZ, sondern um die Haftung 
gegenüber Dritten für einen EVTZ, dem der Staat nicht als Mitglied angehört (aber zum Beispiel 
eine Körperschaft seines Hoheitsbereichs). Eine solche - durchaus sinnvolle - Bestimmung findet 
sich in zahlreichen Übereinkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit354. 

2) Zweitens die übliche Bestimmung für den Fall, dass ein Staat Mitglied eines EVTZ ist. In diesem 
Fall würde er, ebenso wie die anderen Mitglieder, entsprechend seinem Beitrag zum EVTZ für 
Schulden haften (Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2).  

3) Drittens: Wenn ein EVTZ Gemeinschaftsmittel erhalten hat, dann haftet der Staat aufgrund der 
allgemeinen Vorschriften für die Verantwortung der Staaten - an die in Artikel 6 Absatz 4 der 
Verordnung ausdrücklich erinnert wird - gegenüber der EG für die korrekte Verwendung dieser 
Haushaltsmittel. In diesem Zusammenhang kann er haftbar gemacht werden. 

 
9. Das auf die Auflösung des EVTZ anwendbare Recht 
 
Es gibt drei mögliche Fälle. 
 
1) Die Auflösung erfolgt nach Abschluss des Zeitraums, für den der EVTZ gegründet und der in der 

Übereinkunft festgelegt wurde. In diesem Fall wird die Auflösung entsprechend den 
Bestimmungen durchgeführt, die in der Übereinkunft vorgesehen sind, wie sich aus Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung über den EVTZ ergibt (eine Bestimmung der Übereinkunft, 
welche die Verordnung ausdrücklich zulässt). Es versteht sich von selbst, dass für die Auflösung 
des EVTZ gemäß Artikel 12 Absatz 1 die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats gelten, auf dessen 
Hoheitsgebiet der EVTZ seinen Sitz hat. Das betrifft auch die anderen zwei Beispiele für die 
Auflösung. 

2) Zweitens kann eine Auflösung erfolgen, nachdem die Mitglieder des EVTZ (möglicherweise 
einstimmig) ihren Willen bekundet haben, dessen Bestehen im Einklang mit den Bestimmungen 
der Übereinkunft ein Ende zu setzen. Hierfür gelten dieselben Rechtsvorschriften wie im 
erstgenannten Fall.  

3) Die dritte Möglichkeit schließlich ist eine Auflösung, die "auf Antrag einer ein legitimes Interesse 
vertretenden zuständigen Behörde" vom zuständigen Gericht oder der zuständigen Behörde des 
Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, angeordnet wird, wenn das Gericht bzw. die 
Behörde "feststellt, dass der EVTZ nicht länger die Anforderungen des Artikels 1 Absatz 2 [in 
Bezug auf das Ziel der Zusammenarbeit] oder des Artikels 7 erfüllt, insbesondere bei Feststellung, 
dass der EVTZ Tätigkeiten durchführt, die nicht unter die Aufgaben nach Artikel 7 fallen."355 Das 
zuständige Gericht oder die zuständige Behörde muss einerseits "alle Mitgliedstaaten, deren Recht 
die Mitglieder unterliegen, über einen Antrag auf Auflösung eines EVTZ [unterrichten]". 
Andererseits kann das zuständige Gericht oder die zuständige Behörde "dem EVTZ Zeit 
zugestehen, um die Situation zu bereinigen. Nach Ablauf des zugestandenen Zeitraums wird in 
Ermangelung einer positiven Entwicklung die Auflösung angeordnet. Im Hinblick auf diese 
außergewöhnliche Sachlage sind die Rechtsmittel in der Verordnung nicht ausdrücklich 
angegeben. Da es sich jedoch um eine Entscheidung der Behörden des Mitgliedstaats handelt, in 
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dem der EVTZ seinen Sitz hat, kommt die allgemeine Bestimmung von Artikel 15 zweiter Satz 
von Absatz 2 zur Anwendung. 

 
F. VERSCHIEDENE ARTEN VON EVTZ 
 
Eine Erkenntnis aus diesem langen Kapitel lautet, dass die Lage der EVTZ häufig unterschiedlich ist, 
in Abhängigkeit von ihren Mitgliedern, den von ihnen durchgeführten Tätigkeiten bzw. dem Recht, 
das (aufgrund ihres Sitzes oder ihrer Tätigkeiten) auf sie anwendbar ist. Die quantitative und 
substanzielle Bedeutung der Verweisungen auf nationales Recht führt ebenfalls dazu, dass ein EVTZ, 
der seinen Sitz im Hoheitsgebiet eines Staates hat und demzufolge gemäß Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung dem Recht dieses Staates unterliegt, eine andere juristische Hülle haben 
wird als derselbe EVTZ, der aus denselben Mitgliedern besteht und dieselben Aufgaben wahrnehmen 
soll, der jedoch seinen Sitz in einem der anderen betreffenden Staaten hat. 
 
Daher ist es von entscheidender Bedeutung, das anwendbare Recht danach zu bestimmen, wo der 
EVTZ seinen Sitz hat. Im Ergebnis von Konsultationen mit Sachverständigen und Persönlichkeiten 
aus der Praxis schlagen wir nachstehend sechs Kriterien zur Unterscheidung der verschiedenen 
juristischen Kategorien von EVTZ vor und gehen anschließend der Frage nach, welche 
Rechtsvorschriften in den einzelnen nationalen Rechtssystemen möglicherweise im Vorfeld der 
Entscheidung darüber relevant sein können356, welches Recht auf den EVTZ - je nachdem, wo dieser 
seinen Sitz hat - anwendbar ist.  
 
Erstens gibt es zwei Kriterien, die mit den Mitgliedern des EVTZ zusammenhängen, die in Artikel 3 
genannt und in fünf Kategorien eingeteilt sind. Aus diesem Artikel erfahren wir, dass sich ein EVTZ 
aus Mitgliedern zusammensetzt, die "zu einer oder mehreren […] Kategorien gehören". Es gilt also zu 
unterscheiden zwischen homogen zusammengesetzten und heterogen zusammengesetzten EVTZ, d.h. 
zwischen EVTZ, die aus Mitgliedern einer Kategorie bzw. aus Mitgliedern unterschiedlicher 
Kategorien bestehen. Zu diesem Zweck ist es nach unserem Dafürhalten in den meisten Fällen 
möglich 357  - vor allem um den unterschiedlichen Gliederungen der Mitgliedstaaten Rechnung zu 
tragen -, die regionalen und die lokalen Gebietskörperschaften ein und derselben Kategorie 
zuzuordnen, zumal diese auf europäischer Ebene sehr häufig anzutreffende Unterscheidung358 nicht in 
allen Mitgliedstaaten machbar ist. Ferner halten wir es für sinnvoll, bei den heterogen 
zusammengesetzten EVTZ zu unterscheiden zwischen symmetrischen heterogenen 
Zusammensetzungen, d.h. mehreren Partnern, die zu beiden Seiten der Grenze jeweils denselben 
Kategorien angehören und asymmetrischen Zusammensetzungen, bei denen sich die Einordnung in 
eine nationale Rechtsordnung noch heikler gestaltet. 
 
Beim zweiten Kriterium zur Kategorisierung der EVTZ geht es darum, ob an den EVTZ Staaten 
beteiligt sind oder nicht. Hier bestehen in rechtlicher Hinsicht erhebliche Unterschiede. Erstens, wenn 
in allen beteiligten Staaten der Mitgliedstaat dem EVTZ als Mitglied angehört, sollte geprüft werden, 
ob sich diese Rechtsform als angemessen erweist, oder ob es nicht effizienter wäre, zwischen 
souveränen Rechtssubjekten nach den Regeln des internationalen Rechts359 einen Ad-hoc-Verbund zu 
schaffen, in den öffentliche Einrichtungen unterhalb der staatlichen Ebene ohne Schwierigkeiten 
aufgenommen werden können. Wenn dies nicht der Fall ist, oder wenn bei einer asymmetrischen 
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Zusammenarbeit nicht alle betreffenden Mitgliedstaaten einen Staat als künftiges Mitglied des EVTZ 
haben, dann sollte geprüft werden, inwieweit ein ausländischer Staat als Mitglied mit dem 
innerstaatlichen öffentlichen Recht vereinbar ist - und umgekehrt, inwieweit ein souveräner Staat es 
hinnehmen kann, einem ausländischen öffentlichen Recht zu unterliegen, und sei es nur hilfsweise. 
Möglicherweise ist eine privatrechtliche Rechtsform der einzig gangbare Weg. Oder aber es könnte - 
wenn nur ein Staat Mitglied des EVTZ wird - erforderlich sein, den Sitz des EVTZ aus rechtlichen 
Gründen in dessen Hoheitsgebiet anzusiedeln. 
 
Im Weiteren wollen wir auf zwei Kriterien im Zusammenhang mit dem anwendbaren Recht eingehen. 
 
Zunächst muss, wie bereits erwähnt, festgestellt werden, ob für die geplante Zusammenarbeit aus Sicht 
der Rechtsordnung des Hoheitsgebiets, in dem der EVTZ seinen Sitz haben soll, eine öffentlich-
rechtliche Rechtsform oder eine privatrechtliche Rechtsform angemessen ist. Es ist möglich, dass ein 
ähnlicher Verbund, dem die gleichen Mitglieder angehören und der die gleichen Tätigkeiten 
durchführt, in dieser Hinsicht von den Rechtsordnungen verschiedener Staaten unterschiedlich 
eingestuft wird. Auch hier sind die Folgen, was das anwendbare nationale Recht angeht360, erheblich. 
 
Schließlich muss gemäß Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung über den EVTZ unterschieden werden 
zwischen EVTZ, bei denen die nachrangige Haftung der Mitglieder beschränkt ist, und EVTZ, bei 
denen die nachrangige Haftung der Mitglieder unbeschränkt ist. Ferner ist es möglich, dass Staaten die 
Registrierung von EVTZ mit beschränkter Haftung in ihrem Hoheitsgebiet ablehnen. 
 
Schließlich können mit Blick auf die Tätigkeiten des EVTZ zwei Unterscheidungen getroffen werden. 
Unter dem Vorbehalt, dass dies im Vorfeld überhaupt möglich ist, gilt es zunächst, wie dies in 
mehreren Bestimmungen dieser Verordnung über den EVTZ zwingend vorgeschrieben ist, eine 
Unterscheidung zu treffen zwischen einem EVTZ, der (unmittelbar) Gemeinschaftsmittel verwalten 
soll - insbesondere im Rahmen der Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts der EG - 
und einem EVTZ, der von der Gemeinschaft nicht finanziell gefördert wird. Die Verordnung sieht für 
diese zwei Fälle unterschiedliche materiell-rechtliche Bestimmungen und Verfahren vor. 
 
Und schließlich erscheint es unerlässlich, zwischen einem EVTZ zu unterscheiden, der selbst eine 
konkrete Maßnahme im Auftrag seiner Mitglieder durchführt, und einem EVTZ, der nur die 
Zusammenarbeit zwischen seinen Mitgliedern erleichtert oder in organisierte Bahnen lenkt. Im 
erstgenannten Fall sind die Vorschriften für die Haftung gegenüber Dritten, insbesondere gegenüber 
den Bürgern, von maßgeblicher Bedeutung, während diese Fragen im zweiten Fall als nachrangig 
betrachtet werden können. 
 
Die Gesamtheit der möglichen Kombinationen all dieser Faktoren ergibt immerhin 720 potenziell 
unterschiedliche Kategorien von EVTZ. Auf 25 Mitgliedstaaten bezogen ergeben diese 
720 Kategorien etwa 18 000 mögliche rechtliche Spielarten. Allerdings wird dies so nicht eintreten. 
Die Praxis zeigt, dass die neuen Rechtsformen, die den Rahmen für (hauptsächlich) 
grenzüberschreitende Kooperationsmaßnahmen bilden sollen, im Allgemeinen kaum angewandt 
werden, zumindest in der ersten Zeit.361 Hinzu kommt, dass nie zuvor ein Rechtsinstrument einen 
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solchen geografischen Anwendungsbereich hatte, sodass es aus statistischer Sicht wahrscheinlich ist, 
dass die Zahl der Projekte zu seiner Verwirklichung höher sein wird. Aber das Ziel der hier 
vorgeschlagenen Kategorisierung besteht nicht darin, eine "Wunschliste" aufzustellen, sondern es im 
Gegenteil bereits im Vorfeld zu ermöglichen, die Kombinationen zu erkennen, die verworfen werden 
können oder müssen, um rasch festzustellen, auf welche Rechtsordnung die Arbeiten im 
Zusammenhang mit der Erstellung der Übereinkunft und der Satzung auszurichten sind362, und diese 
an die gewählte Rechtsform und Rechtsordnung anzupassen. 
 
Anhand der nachstehend genannten Parameter kann die jeweilige Situation abgeklärt werden, die für 
die Wahl der Rechtsform eines EVTZ maßgeblich ist: 
 
Kriterien im Zusammenhang mit den Mitgliedern  
1. Homogene Zusammensetzung Heterogene Zusammensetzung 
 1.A. symmetrisch asymmetrisch 
2. Mit staatlicher Beteiligung Ohne staatliche Beteiligung 
Kriterien im Zusammenhang mit dem anwendbaren Recht  
3. EVTZ des öffentlichen Rechts EVTZ des privaten Rechts 
4. Beschränkte Haftung der Mitglieder Unbeschränkte Haftung der Mitglieder 
Kriterien im Zusammenhang mit den Tätigkeiten  
5. EVTZ, der Gemeinschaftsmittel verwaltet EVTZ, der keine Gemeinschaftsmittel erhält 
6. EVTZ, der im Auftrag seiner Mitglieder handelt EVTZ, der die Zusammenarbeit zwischen 

seinen Mitgliedern koordiniert 
 
G. AUF KONTINUITÄT GERICHTETE LÖSUNGEN UND NEUERUNGEN DES EVTZ 
 
Wie aus der vorstehenden umfassenden Analyse hervorgeht, wurden zahlreiche kleinere Fortschritte in 
Richtung auf die Umsetzung dieser Verordnung und die Gründung von EVTZ an den Grenzen der 
EU-Mitgliedstaaten gemacht. Es kann jedoch auf zwei bedeutende Elemente der Kontinuität sowie auf 
zwei wesentliche Neuerungen verwiesen werden. 
 
1. Auf Kontinuität gerichtete Lösungen  
 
1.1 Die Übernahme des "INTERREG-Besitzstands" 
 
Die Untergliederung des Programms INTERREG III in drei Ausrichtungen der Zusammenarbeit wird 
beibehalten. Die Schwerpunkte der einzelnen Ausrichtungen entsprechen weit gehend den vorherigen 
Schwerpunkten und ermöglichen auf diese Weise eine Kontinuität der durchgeführten 
Kooperationsmaßnahmen. 
 
Der Besitzstand im Bereich der Finanzierung grenzüberschreitender Programme durch die 
Gemeinschaft wird gewahrt (einheitliches Operationelles Programm (OP) ohne Aufteilung pro Staat, 
Prinzip des leitenden Partners usw.). 
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1.2 Die Verweisung auf nationales Recht wird weit gehend beibehalten 
 
Obwohl die Bedingungen der Verweisung juristisch streng genommen anders sind, wurde im Großen 
und Ganzen die Lösung einer Rechtsform beibehalten, die - wenngleich nicht so klar wie bei den 
vorherigen Rechtsinstrumenten - einer nationalen Rechtsordnung unterliegt. 
 
2. Die Neuerungen 
 
2.1 Die Möglichkeit einer grenzüberschreitenden oder transnationalen öffentlichen 

Einrichtung des Gemeinschaftsrechts 
 
Wie im vorangegangenen Text mit Blick auf die Kontinuität der Vorgehensweisen nachgewiesen, 
handelt es sich beim EVTZ aus rechtlicher Sicht um eine juristische Person des Gemeinschaftsrechts. 
Dies dürfte letztlich erhebliche Auswirkungen sowohl für die Entwicklung der territorialen 
Zusammenarbeit als auch für die wahrscheinliche Rolle der Gebietskörperschaften im Prozess der 
horizontalen Integration Europas mit sich bringen. 
 

2.2 Die Möglichkeit, dass neben Gebietskörperschaften auch Mitgliedstaaten an 
Einrichtungen der territorialen Zusammenarbeit teilnehmen können, die mit eigener 
Rechtspersönlichkeit ausgestattet sind 

 
Diese Möglichkeit stellt gegenüber dem Recht der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit - der 
Vorläuferin der territorialen Zusammenarbeit - einen totalen Perspektivenwechsel dar. Sie dürfte es, 
sofern sie tatsächlich genutzt wird, ermöglichen, der Verwaltung von Gebieten an den Binnengrenzen 
eine gewisse Dosis an "Regieren auf mehreren Ebenen" zu verleihen und somit die territoriale 
Dimension des Integrationsprozesses wesentlich zu stärken. 
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KAPITEL 5: 
DIE RECHTLICHEN PROBLEME BEI DER UMSETZUNG DER 

EVTZ-VERORDNUNG 

 

 
Die EVTZ-Verordnung enthält zahlreiche Verweise auf einzelstaatliches Recht, was 
für ein Rechtsinstrument dieser Art ungewöhnlich ist (meist erfordert die 
Durchführung von Richtlinien eine Mitwirkung des einzelstaatlichen Rechts). Anhand 
jüngerer EuGH-Urteile und einer detaillierten Analyse der Bestimmungen dieses 
Rechtsaktes zeigt die Studie jedoch, dass der Text die Kriterien für Verordnungen der 
Gemeinschaft erfüllt (A). 
 
Bei den Verordnungen ist im Sinne des Gemeinschaftsrechts davon auszugehen, dass 
sie eine unmittelbare Wirkung entfalten. D.h., dass den Subjekten der 
gemeinschaftlichen Rechtsordnung unmittelbare Rechte und Pflichten aus diesen 
Bestimmungen erwachsen. Diese Rechte haben selbst Vorrang vor anders lautenden 
Vorschriften der innerstaatlichen Rechtsordnung. Im vorliegenden Fall erweisen sich 
die Beziehungen zum nationalen Recht jedoch als komplex, da in der Verordnung 
häufig auf Rechtsnormen des nationalen Rechts verwiesen wird, bzw. wird die 
Anwendung der Bestimmungen der Verordnung Rechtsakten unterworfen, die sich auf 
nationales Recht stützen.  
 
In einem ersten Punkt werden die Grundsätze aufgeführt, denen zufolge das 
Gemeinschaftsrecht die unmittelbare Wirkung seiner Bestimmungen im Rahmen der 
nationalen Rechtsordnungen erfordert (B.1.1). 
 
Eine Erörterung der absehbaren Auswirkungen der allgemeinen Verweise auf 
nationales Recht durch die Artikel 2 und 16 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 
zeigt, dass sich die Tragweite dieser in einer Verordnung enthaltenen Verweise weiter 
nur schwierig bestimmen lässt und dass diese somit ein gewisses Maß an rechtlicher 
Unsicherheit beisteuern (B.1.2.1). 
 
Die spezifischen Verweise auf bestimmte nationale Rechtsvorschriften sind a priori 
eindeutiger und einfacher auszulegen. Diese Vorschriften werden bestimmt und 
aufgezählt, wobei unterschieden wird zwischen den Fällen, in denen die nationale 
Rechtsvorschrift ergänzend zu einer gemeinschaftlichen Rechtsvorschrift greift, und 
den Fällen, in denen nur die nationale Rechtsvorschrift gilt (B.1.2.2).  
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Schließlich ermöglichen die Vorabkontrollen, deren Durchführung den Behörden 
gemäß der Verordnung entsprechend den nationalen Rechtsvorschriften gestattet ist 
(vor allem gemäß Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006), den Mitgliedstaaten, den Zugang zu den Vorteilen dieser Verordnung 
auf der Grundlage nationaler Bestimmungen einzuschränken. Dennoch können die 
Bedingungen für die Ausübung dieser Vorabkontrolle, da sie auf dem 
Gemeinschaftsrecht basiert, ggf. (über eine Vorabentscheidungsfrage) der Kontrolle 
durch die Gerichtsbarkeit der Gemeinschaft unterworfen werden (B.1.2.3).  
 
Daher wird diese Verordnung keine einheitliche Wirkung auf dem gesamten Gebiet 
der Union entfalten. Gemäß den nationalen Rechtsnormen, die für die Beteiligung 
öffentlicher Akteure unterschiedlicher Kategorien an einer grenzüberschreitenden, 
transnationalen oder interterritorialen Zusammenarbeit gelten, werden die 
öffentlichen Akteure derjenigen Staaten mit einem liberalen Ansatz mehr 
Handlungsmöglichkeiten erhalten, während die Akteure aus diesbezüglich restriktiver 
vorgehenden Staaten nur wenige oder keine zusätzlichen Rechte aus dieser 
Verordnung werden ziehen können. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die 
restriktive Praxis einiger Staaten darin begründet ist, dass ihre lokalen und 
regionalen Strukturen mit nur geringen Kompetenzen ausgestattet sind, und dass 
ihnen die Möglichkeit ihrer direkten Beteiligung am EVTZ die Anwendung der 
Bestimmungen dieser Verordnung nach anderen Modalitäten ermöglichen dürfte 
(B.2.1).  
 
Zwar verbietet der Grundsatz des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts den 
Mitgliedstaaten, Vorschriften zu erlassen, die den Bestimmungen der EVTZ-
Verordnung nach ihrem Inkrafttreten widersprechen, doch ist der Umgang mit 
Regelungen, die vor dem Erlass dieser Verordnung den Zugang zum EVTZ 
einschränkten, und auf die sich der Staat insbesondere aufgrund von Artikel 4 
Absatz 3 Unterabsatz 3 dieser Verordnung berufen könnte, eine etwas heiklere Frage. 
Rechtlich hängt die Antwort auf diese Frage davon ab, ob davon auszugehen ist, dass 
die Bestimmungen der Verordnung unmittelbare Wirkung entfalten: In diesem Falle 
wären vorherige Regelungen nicht mehr anwendbar. Ohne unmittelbare Wirkung 
könnten sie jedoch in Kraft bleiben (B.2.2). 
 
Dieses komplizierte Verhältnis zwischen den Bestimmungen der Verordnung der 
Gemeinschaft und den nationalen Regelungen dürfte zu einer Entwicklung des 
innerstaatlichen Rechts führen, wobei dessen Rechtsvorschriften an die Entwicklung 
dieser Art der Zusammenarbeit angepasst werden.  
 
Diese Entwicklung dürfte stattfinden, weil die Mitgliedstaaten zum einen ein direktes 
Interesse hieran haben - insbesondere weil sie EVTZ in ihrem Hoheitsgebiet 
einrichten können, wenn ihr eigener Rechtsrahmen hieran angepasst ist (B.3.1).  
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Zum anderen sind die Mitgliedstaaten nach Artikel 16 der EVTZ-Verordnung 
gehalten, die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser 
Verordnung zu treffen. Hierdurch wird in den Mitgliedstaaten eine Dynamik der 
Gesetzgebung bzw. Regelungstätigkeit erzeugt, die die Entwicklung der territorialen 
Zusammenarbeit fördern und die Rechtssicherheit in Bezug auf ihren Rechtsrahmen 
erhöhen dürfte (B.3.2).  
 
Nach Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 3 sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die 
Kommission über alle Bestimmungen, die sie nach Maßgabe dieses Artikels erlassen 
haben, zu unterrichten; da es sich jedoch nicht um die Umsetzung einer Richtlinie 
handelt, ist nicht sicher, dass die Kommission die erforderliche Veröffentlichung 
dieser Maßnahmen bewilligt, wie sie dies bei der Umsetzung von Richtlinien tut. In 
dieser Studie wird aus Gründen der Information und der Rechtssicherheit empfohlen, 
ein Register der verschiedenen einschlägigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
einzurichten und auf dem aktuellen Stand zu halten (B.3.3). 
 
Schließlich wird darauf hingewiesen, dass diese Verordnung keinerlei direkte 
rechtliche Auswirkungen auf die Gültigkeit und den Anwendungsbereich anderer 
internationaler Rechtsinstrumente für die grenzüberschreitende oder transnationale 
Zusammenarbeit haben wird (C). 

 
Zwar handelt es sich um eine Verordnung im Sinne von Artikel 249 EGV, d.h. "sie ist in allen ihren 
Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat", doch wird gerade die Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 über den EVTZ mit ihren Besonderheiten nicht rasch unmittelbare rechtliche Wirkung 
entfalten können. Die im Rahmen dieser Studie befragten Akteure vor Ort standen der Möglichkeit, 
nur auf Grundlage dieser einen Verordnung einen EVTZ zu errichten, mit Skepsis gegenüber. Neben 
den zahlreichen theoretischen und praktischen Problemen im Rahmen der Beziehungen zwischen dem 
Gemeinschaftsrecht und dem nationalen Recht - die zahlreichen Verweise entsprechend den 
unterschiedlichen Modalitäten und Hierarchien der Verordnung auf nationale Bestimmungen tragen 
wesentlich zu dieser Verwirrung bei - halten die Akteure die für sie erforderliche Mindestschwelle für 
Rechtssicherheit für die Errichtung eines EVTZ in diesem Zustand für nicht erreicht. 
 
Daher wird in diesem Kapitel versucht, das Wesen und die Tragweite dieser rechtlichen Fragen zu 
verstehen, um Ansätze zur Skizzierung von Lösungen vorzuschlagen, mit deren Hilfe möglichst 
kurzfristig die Perspektive der Schaffung des EVTZ Gestalt annimmt. 
 
In einem ersten Abschnitt wird so gezeigt, dass die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 zwar von 
Gestaltung und Inhalt her untypisch ist, dass sie aber dennoch als eine Verordnung der Gemeinschaft 
im Sinne von Artikel 249 EGV anzusehen ist, da davon auszugehen ist, dass sie abgesehen von 
Verpflichtungen gegenüber den Mitgliedstaaten unmittelbare Wirkung zu Gunsten oder zu Lasten der 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften oder ihrer Verbünde entfalten wird. So kann durch diese 
Analyse diese Verordnung mit Instrumenten ähnlicher Art, die im Gemeinschaftsrecht relativ selten 
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anzutreffen sind, verglichen werden: mit der Verordnung über die Schaffung einer Europäischen 
wirtschaftlichen Interessenvereinigung 363 , der Verordnung über das Statut der Europäischen 
Gesellschaft (SE)364 und der Verordnung über das Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE)365. 
 
In einem zweiten, größeren Abschnitt (B) wird dann das Verhältnis zwischen nationalem und 
Gemeinschaftsrecht allgemeiner behandelt. Selbstverständlich ist der Grundsatz des Primats des 
Gemeinschaftsrechts allgemein gültig. Diese Verordnung enthält jedoch an verschiedenen Stellen 
spezifische Verweise auf das innerstaatliche Recht (z.B. Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c oder Artikel 3 
Absatz 1). Zudem können laut der Verordnung innerstaatliche Regelungen angewandt werden (z.B. 
Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 3), und schließlich enthält sie noch einen allgemeinen Verweis: "Die 
Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser 
Verordnung" (Artikel 16), der über Entwicklungspotenzial verfügt. 
 
In einem dritten, sehr kurzen Abschnitt (C) wird gezeigt, dass das parallele Bestehen dieser 
Gemeinschaftsverordnung und von Regelungen des internationalen Rechts für die Schaffung weiterer 
Mechanismen für die Zusammenarbeit und ggf. sonstiger Rechtsformen für die Schaffung von 
Einrichtungen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit kein Problem darstellt. 
 
A. DIE EVTZ-VERORDNUNG IN DER GEMEINSCHAFTLICHEN RECHTSORDNUNG 
 
Wie bereits erwähnt ist die Schaffung einer Einrichtung für die Zusammenarbeit zwischen lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften im Rahmen einer Gemeinschaftsverordnung aus rechtlicher Sicht 
von großer Bedeutung. Das Gemeinschaftsrecht bietet nämlich im Vergleich zum nationalen Recht 
(dessen Anwendungsbereich geografisch auf einen Staat begrenzt ist) und zum internationalen Recht 
(dessen rechtliche Wirkung innerhalb der Rechtsordnung der einzelnen Staaten 366  nach eigenen 
Modalitäten bestimmt wird und dessen Einhaltung nur selten über ein gemeinsames Rechtsmittel 
gewährleistet wird) den großen Vorteil, dass es eine unmittelbare Geltung und eine einheitliche 
Wirkung im gesamten Gebiet der Union garantiert. Das Gemeinschaftsrecht verfügt nämlich über 
Mittel, um eine einheitliche Wirkung der durch in seinem Rahmen erlassenen Regelungen im 
gesamten Gebiet der Union sicherzustellen. 
 
Es ist darauf hinzuweisen, dass neben dem Fehlen einer Verpflichtung für einen Staat, der einen 
Vertrag unterzeichnet hat, diesen auch zu ratifizieren, auch das Problem der Vorbehalte bleibt (siehe 
Kapitel 2 Abschnitt A.1). Ferner legt jede nationale Rechtsordnung die rechtliche Wirkung oder 
Tragweite internationaler Regelungen auf ihrem Gebiet selbst fest. Dagegen ist es beim 
Gemeinschaftsrecht seit dem berühmten Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. Februar 1963 die Gemeinschaftsgerichtsbarkeit, die die rechtliche Wirkung des 
Gemeinschaftsrechts in den einzelnen Mitgliedstaaten festlegt, was die einheitliche Wirkung garantiert. 
Wenn somit die Regelungen des internationalen Rechts anwendbar sind, ist jedes einzelstaatliche 
Gericht gehalten, diesen Regelungen auf der Grundlage der Bestimmungen seiner nationalen 
Rechtsordnung Wirkung zu verleihen. Wird jedoch eine Regelung in zwei verschiedenen Staaten 
unterschiedlich angewandt oder ausgelegt, gibt es in dem in Kapitel 2 untersuchten internationalen 
Recht keinen internationalen Rechtsbehelf, der eine Harmonisierung der Wirkung dieser Regelungen 
erlauben würde. Dies ist für in ihrem Wesen grenzüberschreitende oder transnationale Sachverhalte 
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ein schwerwiegendes Problem. Dieser Unterschied ist in Bezug auf eine Gemeinschaftsverordnung 
umso bedeutsamer, die nach Artikel 249 EGV "in allen ihren Teilen verbindlich ist und unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat gilt". Es wird jedoch gezeigt, dass die Gestaltung der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 zumindest ungewöhnlich ist - wenn nicht gar angezweifelt werden kann, dass es sich 
überhaupt um eine Verordnung handelt. 
 
Aus Sicht der Rechtslehre lag seit langem auf der Hand, dass das Gemeinschaftsrecht erhebliche 
Vorteile gegenüber dem innerstaatlichen Recht (das in Bezug auf seinen territorialen 
Anwendungsbereich begrenzt ist) und dem internationalen Recht (dessen Anwendungsmodalitäten 
und rechtliche Wirkungen innerhalb der einzelnen Rechtsordnungen von einem Staat zum anderen 
schwanken)367 aufweist, vor allem da das Gemeinschaftsrecht eine einheitliche Anwendung bietet. 
Daher würde durch den Erlass materiellrechtlicher Regelungen in Bezug auf Strukturen für die 
territoriale Zusammenarbeit sowie in Bezug auf Regelungen für die Umsetzung in einem 
innerstaatlichen Kontext von im Rahmen einer grenzüberschreitenden oder transnationalen 
Zusammenarbeit eingegangenen Verpflichtungen in einer Verordnung der Gemeinschaft eine 
Homogenität der Lösungen in Europa garantiert. Dies würde im Hinblick auf das Gebiet, in dem die 
Zusammenarbeit umgesetzt wird, zu einer größeren Gleichheit der Partner einer solchen 
Zusammenarbeit und schließlich auch zu einer größeren Effizienz dieser Modalität der 
Zusammenarbeit führen, die derzeit zu kompliziert ist, um wirklich zufrieden stellende Ergebnisse 
produzieren zu können368. 
 
Von diesen Erwägungen abgesehen ist die Aktion der Gemeinschaft zwar in Form einer Verordnung 
präsentiert worden, sie enthält jedoch nur wenig materiellrechtliche Regelungen und nutzt 
hauptsächlich Verweise auf einzelstaatliches Recht, wodurch die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, 
"die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung" zu treffen 
(Artikel 16 der Verordnung Nr. 1082/2006). Dagegen scheint das komplizierte Wechselspiel zwischen 
dem Gemeinschaftsrecht, der Satzung des EVTZ und dem innerstaatlichen Recht, das durch diese 
Verordnung entsteht, mehr Fragen in Bezug auf die Rechtssicherheit aufzuwerfen, als es zu lösen in 
der Lage ist. 
 
Durch das Gemeinschaftsrecht wird dagegen in einigen anderen Fällen369 eine neue Kategorie einer 
juristischen Person des Gemeinschaftsrechts eingeführt, deren Schicksal in den einzelnen 
Mitgliedstaaten trotz der wichtigen Rolle der Verweise auf einzelstaatliches Recht wenn schon nicht 
einheitlich, so doch zumindest ähnlich sein dürfte, insbesondere dank des Grundsatzes der praktischen 
Wirksamkeit der in der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 enthaltenen Bestimmungen sowie der 
direkten Wirkung, die die in diesem Rechtsakt enthaltenen Regelungen in den einzelnen 
einzelstaatlichen Rechtsordnungen entfalten werden. 
 
Artikel 249 EGV besagt ganz eindeutig: "Die Verordnung […] ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat." In der Rechtsprechung des Gerichtshofs wurde hieraus 
die eindeutige Konsequenz gezogen, dass keine einzelstaatliche Maßnahme diese vom Vertrag 
gewollte unmittelbare Geltung beeinträchtigen darf, "deshalb sind Vollzugsmodalitäten, die zur Folge 
haben können, dass der unmittelbaren Geltung der Gemeinschaftsverordnungen Hindernisse im Wege 
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stehen, wodurch deren gleichzeitige und einheitliche Anwendung in der gesamten Gemeinschaft aufs 
Spiel gesetzt wird, mit dem Vertrag nicht vereinbar"370. 
 
Dieses Verbot einzelstaatlicher Maßnahmen, die der unmittelbaren Geltung im Wege stehen könnten, 
kann offenkundig nicht angewandt werden, wenn die Verordnung selbst auf einzelstaatliches Recht 
verweist bzw. dieses beibehält. Der Gerichtshof vertrat hierzu folgende Ansicht: "Die unmittelbare 
Geltung einer Verordnung ist kein Hindernis dafür, dass im Text dieser Verordnung ein 
Gemeinschaftsorgan oder ein Mitgliedstaat zum Erlass von Durchführungsmaßnahmen ermächtigt 
wird."371 Ein weiser Autor bemerkte hierzu: "Diese unmittelbare Geltung wird in dieser Art von Fällen 
eine andere Tragweite als generell bei Verordnungen haben."372 Zumal im Fall Eridania die in der 
Verordnung geforderte Intervention der italienischen Behörden auf die Festlegung von Quoten für die 
Reglementierung des Zuckermarktes beschränkt war, was ein sehr viel genauerer und restriktiverer 
Verweis auf eine Intervention einzelstaatlicher Behörden ist als beispielsweise der Verweis, dass der 
EVTZ "in Bezug auf von dieser Verordnung nicht oder nur zum Teil erfasste Bereiche den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat", unterliegt373. Hinzu kommt 
noch das in Artikel 16 Absatz 1 vorgegebene Erfordernis: "die Mitgliedstaaten treffen die 
erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung", dessen Wortlaut 
sehr stark an eine Richtlinie erinnert. Auch scheint das Kriterium der Rechtsprechung im Fall Eridania 
nicht zweckmäßig. 
 
Es ist jedoch festzustellen, dass seit einigen Jahren mehrere Gemeinschaftsverordnungen - deren 
Gegenstand wie in dem hier behandelten Fall die Schaffung von Rechtsinstrumenten der Gemeinschaft 
ist und deren Regelungen für die Einrichtung bzw. ihre Funktionsweise zum Teil einzelstaatlichen 
Rechtsordnungen unterliegen - diese Art von Verweisen enthalten. So enthalten die Verordnung über 
das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE)374 und die Verordnung über das Statut der Europäischen 
Genossenschaft (SCE)375 in ihren Artikeln 68 bzw. 78 folgenden Verweis: "Die Mitgliedstaaten treffen 
alle geeigneten Vorkehrungen, um das Wirksamwerden376 dieser Verordnung zu gewährleisten." Dies 
ist ein noch viel umfassenderer Verweis ("alle geeigneten Vorkehrungen" heißt es in diesen 
Verordnungen, während in der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 "die erforderlichen Vorkehrungen" 
genannt werden) auf einzelstaatliches Recht. Zum Glück für diese Analyse wurde die Gültigkeit der 
Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 vom Europäischen Parlament angefochten, da die Annahme auf der 
Grundlage von Artikel 308 EGV erfolgte, der nur die Anhörung des Europäischen Parlaments vorsieht. 
Nach Ansicht des Parlaments (und der Ansicht der Kommission, die es in ihrem ursprünglichen 
Vorschlag vorgesehen hatte und im Annullierungsverfahren neben dem Parlament auftrat) ist jedoch 
Artikel 95 EGV die korrekte Rechtsgrundlage377 . Diese letzte Bestimmung zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften führt im Hinblick auf ihre Zielsetzung eher zur Annahme von Richtlinien (auch 
wenn sie Verordnungen nicht ausschließt), und das Parlament und die Kommission sind der Ansicht, 
dass die Verordnung über die Europäische Genossenschaft eine "verkleidete" Richtlinie (aufgrund der 
zahlreichen Verweise auf einzelstaatliches Recht) und keine Verordnung ist, was sie in ihrer 
Überzeugung bestätigt, dass die Rechtsgrundlage Artikel 95 EGV hätte sein müssen.  
 
Zwar ist die Frage der Rechtsgrundlage für diese Verordnung in diesem Zusammenhang nicht von 
Interesse, doch wird sich der Generalanwalt des Europäischen Gerichtshofs mit dem Wesen, dem 
Inhalt und vor allem auch den zahlreichen Verweisen auf einzelstaatliches Recht dieses Rechtsaktes 
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beschäftigen müssen, um auf die oben erwähnten Argumente eingehen zu können. Der Generalanwalt 
führt folgendes Argument an: "Als Element, das trotz allem zur Wahl von Artikel 95 EGV als 
Rechtsgrundlage geführt hat, könnte angeführt werden, dass der durch die Verordnung aufgestellte 
Rechtsrahmen weder vollständig noch gut ist, um die Formulierung des Parlaments aufzugreifen, dass 
eine SCE nur in Kombination mit dem einzelstaatlichen Recht bestehen kann." 378  Auf dieses 
Argument antwortet der Generalanwalt mit folgender Begründung: 
 
"Die Verordnung enthält tatsächlich mehrere Verweise auf einzelstaatliches Recht, das durch sie in 
großen Bereichen in Bezug auf eine SCE anwendbar gemacht wird: Dies gilt z.B. für die 
Bestimmungen zur Eintragung (Artikel 11) sowie zur Publizität der Urkunden (Artikel 12) und für die 
Bestimmungen zur Verschmelzung (Artikel 28). Es trifft also zu, dass in dieser Verordnung an 
mehreren Stellen auf einzelstaatliches Recht verwiesen wird. Dennoch enthält die Verordnung eine 
ausdrückliche Bestimmung, die eindeutig die Hierarchie des anwendbaren Rechts festlegt: In Artikel 8 
wird in dieser Hinsicht eindeutig der Vorrang der Verordnung angeführt. Weite Teile der Verordnung 
enthalten völlig neue Regelungen. Hierbei handelt es sich zunächst um die Bestimmungen zur 
Gründung einer SCE, insbesondere die Neugründung, d.h. eine Gründung ohne Verschmelzung oder 
Umwandlung von bestehenden juristischen Personen. Durch die strittige Verordnung wurde also die 
neue Rechtsform der SCE geschaffen. Rat und Parlament stellen einhellig fest, dass die Verordnung so 
eine gemeinschaftliche Rechtsform parallel zu einzelstaatlichen Strukturen geschaffen hat.379  
 
Diese vom Generalanwalt ausgemachten unterschiedlichen Kriterien, die im Rahmen des EVTZ 
angewandt werden könnten bzw. sogar sollten, da der EVTZ im Gegensatz zur Genossenschaft, einer 
Körperschaft, die auch in rein nationaler Form besteht und parallel zur SCE weiter bestehen wird, eine 
vollkommen neuartige und neue Körperschaft mit Rechtspersönlichkeit ist.380  
 
Diese Argumentation ist vor allem nützlich in der Rechtssache bezüglich der SCE-Verordnung, um zu 
zeigen, dass es nicht um eine Angleichung gehen kann (daher kann die Rechtsgrundlage nicht 
Artikel 95 EGV sein); sie belegt jedoch an sich nicht, dass statt einer Verordnung eher eine Richtlinie 
hätte gewählt werden sollen. Eine Weiterführung der Argumentation ermöglicht jedoch auch eine 
Schlussfolgerung zu diesem Punkt. Denn wenn ein gemeinschaftlicher Rechtsakt eine neue 
Körperschaft des Rechts schafft, bedeutet dies zwingend, dass einige Bestimmungen der Verordnung, 
insbesondere in Bezug auf die Gründung dieser gemeinschaftlichen Rechtsform, parallel zu Regeln 
des anwendbaren einzelstaatlichen Rechts bestehen müssen. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs ist 
in Bezug auf die unmittelbare Anwendung von Richtlinien in der internen Rechtsordnung ganz 
eindeutig. Nur im Falle einer mangelnden (nicht bis zum Ablauf der Frist für die Umsetzung bzw. 
mangelhaft durchgeführten) Umsetzung können die Rechtssubjekte der gemeinschaftlichen 
Rechtsordnung (in diesem Fall insbesondere die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften) unter 
der Voraussetzung des Vorliegens unbedingter sowie hinreichend klarer und genauer Vorschriften die 
rechtlichen Vorteile bestimmter Bestimmungen einfordern, die also unmittelbare Geltung entfalten 
können.381 Würde folglich nur eine einzige Bestimmung der Verordnung unmittelbar anwendbar sein, 
egal welche Maßnahmen in den Mitgliedstaaten insbesondere im Sinne von Artikel 16 der Verordnung 
1082/2006 erlassen werden, um eine wirksame Umsetzung der Verordnung parallel zum 
einzelstaatlichen Recht sicherzustellen, so handelt es sich hierbei um eine Verordnung 382 . Im 
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vorliegenden Fall verlangt die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 keineswegs, dass die Staaten eine 
"EVTZ" genannte Rechtsform in ihrer jeweiligen Rechtsordnung schaffen; in Artikel 1 Absatz 1 heißt 
es ganz im Gegenteil eindeutig: "Ein Europäischer Verbund für territoriale Zusammenarbeit - 
nachstehend "EVTZ" genannt - kann auf dem Gebiet der Gemeinschaft unter den Bedingungen und 
gemäß den Vorschriften dieser Verordnung gegründet werden." Ein EVTZ kann also unmittelbar auf 
der Grundlage und gemäß dem Gemeinschaftsrecht eingerichtet werden und bedarf keiner 
einzelstaatlichen Bestimmung. Demnach gilt in diesem Fall das der Verordnung nach Artikel 249 
EGV eigene Kriterium der unmittelbaren Geltung. 
 
Diese lange Analyse kann somit damit abgeschlossen werden, dass es sich bei der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 nach den vom Gerichtshof herausgestellten Kriterien um eine Verordnung im Sinne 
von Artikel 249 EGV handelt. Dies wird wesentliche Auswirkungen auf das Verhältnis zu den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten (siehe Buchstabe b sowie auf das Wesen der Rechtsperson des 
EVTZ haben (die oben in Kapitel 4 Abschnitt B Ziffer 2 beschrieben wurde).  
 
B. DIE EVTZ-VERORDNUNG UND DIE NATIONALEN RECHTSORDNUNGEN: 

ABSEHBARE PROBLEME 
 
Durch die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ entsteht aufgrund ihres Aufbaus und des 
Wortlauts ihrer Bestimmungen ein komplexes Beziehungsgeflecht mit dem innerstaatlichen Recht der 
Mitgliedstaaten. Neben spezifischen Verweisen auf Bestimmungen bzw. vorbehaltlich der 
Anwendung dieses Rechts (so z.B. in Artikel 3 Absatz 3 Unterabsatz 3, in dem es heißt: "Die 
Mitgliedstaaten können bei der Entscheidung über die Teilnahme des potenziellen Mitglieds an dem 
EVTZ ihre innerstaatlichen Regelungen anwenden.") gibt es auch Bestimmungen, deren Wortlaut 
hinreichend eindeutig und präzise ist, so dass sie unmittelbare Wirkung entfalten können. Auch 
scheint es sinnvoll zu sein, auf die Grundsätze für die Beziehungen zwischen Gemeinschaftsrecht und 
innerstaatlichem Recht zu verweisen, um zu sehen, wie diese im Fall dieser Verordnung angewandt 
werden (1).  
 
In einem zweiten Abschnitt werden die Beziehungen zwischen dieser Verordnung seit ihrem 
Inkrafttreten und den Maßnahmen nach innerstaatlichem Recht, die schon vor ihrem Inkrafttreten 
bestanden, untersucht (2). Schließlich erfolgt eine zwar noch weiter in die Zukunft gerichtete Analyse, 
die jedoch aufgrund von Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 unerlässlich ist, demzufolge 
"die Mitgliedstaaten die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser 
Verordnung" treffen. Wie sehen die derzeit absehbaren Entwicklungen des innerstaatlichen Rechts aus 
(wobei daran zu erinnern ist, dass die Verordnung erst am 1. August 2006 in Kraft getreten ist und 
dass sie nach Artikel 18 Absatz 2 "spätestens ab dem 1. August 2007 gilt, mit Ausnahme von 
Artikel 16, der ab dem 1. August 2006 gilt") (3)? 
 
1. Grundsätze der Beziehungen zwischen Gemeinschaftsrecht und innerstaatlichem Recht 
 
Aus der Schlussfolgerung des letzten Absatzes sollte nicht abgeleitet werden, dass alle Bestimmungen 
der Verordnung unbedingt unmittelbare Wirkung entfalten werden. Der EuGH hat in seiner 
Rechtsprechung zur unmittelbaren Wirkung des Gemeinschaftsrechts die Bedeutung und die 
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Notwendigkeit betont, die formale Qualifikation des Rechtsaktes zu berücksichtigen (die es nach 
Artikel 249 EGV ermöglicht, die rechtliche Wirkung unterschiedlicher Kategorien gemeinschaftlicher 
Rechtsakte zu unterscheiden). 383  Zwar verwendet der Gerichtshof diese Unterscheidung, um die 
Feststellung treffen zu können, dass Rechtsakte, deren formale Qualifikation es nicht grundsätzlich 
ermöglicht davon auszugehen, dass sie unmittelbare Wirkung entfalten, aus wirtschaftlichen Gründen 
und gemäß der Bestimmung dennoch eine solche unmittelbare Wirkung entfalten können, scheint es in 
diesem speziellen Fall auch möglich - auch wenn unseres Wissens nach diese Frage vom Gerichtshof 
nicht untersucht wurde -, dass bei einigen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ganz 
einfach aufgrund ihrer Formulierung davon auszugehen ist, dass sie keine spezifischen Rechte für die 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften begründen und somit auch keine unmittelbare Wirkung 
erzeugen. 384  Joël Rideau bemerkt ganz zutreffend, dass der Begriff der unmittelbaren Wirkung 
derartiger Verordnungen von der klassischen Tragweite dieses Begriffs zu unterscheiden ist, vor allem 
da es möglich ist, dass einige in diesem Text enthaltene Bestimmungen nicht hinreichend genau, 
eindeutig oder unbedingt sind, um von sich aus direkte rechtliche Auswirkungen für den Einzelnen zu 
erzeugen.385  
 
Zudem erkennt der Gerichtshof in dem speziellen Fall der Verordnungen an, dass die Tatsache, dass 
die Bestimmung nicht notwendigerweise unbedingt ist und einem Mitgliedstaat ggf. einen 
Ermessensspielraum ermöglicht - sei es durch die Aufstellung ergänzender Bedingungen, die nicht 
über das von der Verordnung zugelassene Maß hinausgehen, sei es durch den Verzicht auf die 
Nutzung der durch die Verordnung gegebenen Möglichkeiten - weder dem Wesen einer Verordnung 
des Rechtsaktes noch der Annahme einer unmittelbaren Geltung schade. Da die Verpflichtung einer 
unmittelbaren Wirkung der Verordnung "die Anwendung jeder - auch späteren - Rechtsvorschrift, die 
mit den Bestimmungen dieser Verordnungen unvereinbar ist", verbietet386, so folgert der Gerichtshof 
logisch: "Dieses Verbot ist jedoch insoweit aufgehoben, als die betreffende Verordnung den 
Mitgliedstaaten die Aufgabe überlässt, selbst die erforderlichen Rechts-, Verwaltungs- und 
Finanzvorschriften zu erlassen, damit die Bestimmungen der Verordnung wirksam durchgeführt 
werden können."387 Der Gerichtshof erkennt sogar an, dass die Auferlegung zusätzlicher Bedingungen 
durch den Staat im Rahmen dieser legislativen oder administrativen Befugnis, die ihm die Verordnung 
zuerkennt, der unmittelbaren Geltung nicht im Wege steht.388  
 
So ist zutreffend, dass die Tragweite des Begriffs der unmittelbaren Geltung einer 
Gemeinschaftsverordnung, wie sie hier zur Prüfung vorliegt, eine besondere Tragweite ist, 
insbesondere in Bezug auf die Beziehungen der Bestimmungen der Verordnung zu den Normen des 
innerstaatlichen Rechts. 
 
Unserer Ansicht nach sind drei besondere Fälle zu unterscheiden: 
 

1. Die Fälle, in denen die Bestimmungen der Verordnung eine unmittelbare Wirkung entfalten 
können (1.1); 

2. die Fälle, in denen in der Verordnung auf nationale Vorschriften verwiesen wird (1.2); 
3. die Fälle, in denen in der Verordnung die Geltung der Anwendung einer Vorschrift bzw. dem 

Beschluss einer nationalen Behörde untergeordnet wird (1.3). 
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1.1 Unmittelbar anzuwendende Regeln 
 
Die Tatsache, dass einige Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 auf nationales Recht 
verweisen, ändert nichts daran, dass diese Verordnung dem Wesen nach unmittelbar gilt, und dass die 
in dieser Verordnung enthaltenen Vorschriften, die nicht auf eine Bestimmung des nationalen Rechts 
verweisen oder einer nationalen Behörde ein Recht oder einen Ermessensspielraum zuerkennen, 
unmittelbar auf den Sachverhalt der territorialen Zusammenarbeit anwendbar sind. So sieht Artikel 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ausdrücklich vor, dass der EVTZ zunächst den Bestimmungen 
der Verordnung (Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a und "in Bezug auf von dieser Verordnung nicht oder 
nur zum Teil erfasste Bereiche den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen 
Sitz hat", unterliegt (Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c). Es besteht somit eine eindeutige Hierarchie 
zwischen der Gemeinschaftsverordnung und dem nationalen Recht, wobei das Gemeinschaftsrecht 
Vorrang vor dem nationalen Recht hat, wenn nicht ausdrücklich hierauf verwiesen wird (es wurde 
bereits gezeigt, dass sich die Rechtsprechung mit diesem Fall befasst hat) oder nicht bestimmte 
Sachverhalte geregelt werden. Erwägungsgrund 5 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 legt in Bezug 
auf die weitere Geltung zusätzlicher nationaler Regelungen zu den Regelungen der Verordnung fest: 
"Mit diesem Rechtsakt wird nicht das Ziel verfolgt, diese Rahmenstrukturen zu umgehen oder eine 
Reihe spezieller gemeinsamer Vorschriften für eine einheitliche gemeinschaftsweite Regelung aller 
betreffenden Vereinbarungen vorzugeben."389 Auch ist darauf hinzuweisen, dass der EVTZ, "soweit 
die vorliegende Verordnung dies ausdrücklich zulässt", "den Bestimmungen der in den Artikeln 8 
und 9 genannten Übereinkunft und der Satzung" unterliegt (Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b), wodurch 
in Bezug auf das Verhältnis zwischen der Verordnung und dem nationalen Recht diese Bestimmungen 
Vorrang vor dem nationalen Recht hätten, weil sie sich auf Gemeinschaftsrecht stützen. Der 
Generalanwalt des Gerichtshofs urteilt über eine Bestimmung, die nach einer identischen Systematik 
und mit sinngemäß ähnlichem Wortlaut in Bezug auf die Verordnung (EG) Nr. 1435/2003, formuliert 
wurde, dass eine solche Bestimmung "eine eindeutige Hierarchie aufstellt"390. 
 
Somit sind alle in der Verordnung enthaltenen Regelungen, die hinreichend eindeutig und genau sind, 
um Rechtssubjekten der gemeinschaftlichen Rechtsordnung Rechte oder Verpflichtungen zu 
übertragen, unmittelbar anwendbar. Das bedeutet, dass sie aufgrund des Grundsatzes der einheitlichen 
Wirkung391 Vorrang vor allen früheren oder späteren Normen392 haben, unabhängig von deren Rang393. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist der Verweis in Erwägungsgrund 15 der EVTZ-Verordnung auf die 
Tatsache, dass "diese Verordnung nicht über das für die Erreichung ihrer Ziele erforderliche Maß 
hinausgeht, da der Rückgriff auf den EVTZ fakultativ erfolgt, im Einklang mit der 
Verfassungsordnung jedes Mitgliedstaats" zwar nicht offensichtlich eine Einschränkung des 
Grundsatzes der einheitlichen Wirkung der Anwendung der Regelungen dieser Verordnung. Es ist 
jedoch ein Verweis auf den Ermessensspielraum der Staaten, nach Kriterien, die fast willkürlich zu 
sehen sind, über die Möglichkeit der Teilnahme einer ihrer lokalen oder regionalen 
Gebietskörperschaften an einem EVTZ zu entscheiden. Dies bezieht sich auf die Beibehaltung des 
nationalen Rechts bzw. einer nationalen Entscheidung, wie in Ziffer 2.2.3 behandelt, und schadet nicht 
der einheitlichen Wirkung, die von den in der Verordnung enthaltenen Bestimmungen mit einer 
voraussichtlich unmittelbaren Geltung erzeugt wird.  
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In dieser Hinsicht und in einem vergleichbaren rechtlichen Zusammenhang vertritt der Generalanwalt 
in der Rechtssache C-436/03 die Ansicht, dass die Verordnung, auch wenn sie in weiten Teilen auf 
nationale Bestimmungen verweist, auch weiterhin unmittelbare Wirkung entfalten wird.394 Daher wird 
in Kapitel 4 dieser der Analyse der Bestimmungen der EVTZ-Verordnung gewidmeten Studie für jede 
Bestimmung angeführt, ob diese ausdrücklich auf nationales Recht verweist oder den Akteuren in den 
Mitgliedstaaten einen Ermessensspielraum dabei lässt, deren Wirkung einem Rechtsakt des nationalen 
Rechts zu unterwerfen bzw. ob sie unserer Ansicht nach direkte Wirkungen (und ggf. auch welche) 
entfalten wird. 
 
Die Lage ist noch komplexer in Bezug auf die Mitgliedstaaten selbst, die sich natürlich auf unmittelbar 
im Gemeinschaftsrecht verankerte Rechte berufen werden, aber dennoch - ebenfalls im Rahmen des 
Gemeinschaftsrechts - in Bezug auf eine Verordnung gewisse Verpflichtungen haben, die nicht 
Regelungen des innerstaatlichen Rechts unterliegen sollten. Bestimmte Regelungen der Verordnung 
(EG) Nr. 1082/2006 betreffen auch ohne Unterschied alle Mitglieder des EVTZ. 
 
1.2 Regelungen, die auf nationale Regelungen verweisen 
 
Die Entscheidung der Autoren der Verordnung, für zahlreiche Aspekte des EVTZ auf nationales Recht 
zu verweisen, ist - so ungewöhnlich dies auch sein mag (da die Verordnung nach Artikel 249 EGV 
unmittelbar zu gelten hat) - mit den allgemeinen Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts nicht 
unvereinbar. Die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 enthält zwei Arten von Verweisen: Zwei ganz 
allgemein gehaltene Verweise und einige spezifische Verweise. In dieser zweiten Kategorie von 
Verweisen wird zwischen den Verweisen auf Regeln, die von nationalem Recht bestimmt werden, und 
den Fällen unterschieden, die speziell und durch die neuartige Struktur dieses Instruments begründet 
sind, und bei denen die Bezugnahme auf nationales Recht einem Mitgliedstaat ggf. erlaubt, die 
Anwendung der Regelungen dieser Verordnung auszusetzen. Diese Fälle werden in Ziffer 2.2.3 
behandelt. 
 
1.2.1  Die Verweise auf nationales Recht 
 
Zweimal und in zwei ganz unterschiedlichen Fällen verweist die vorliegende Verordnung in 
allgemeiner Form auf nationales Recht.  
 
Zunächst legt Artikel 2 der Verordnung ("Anwendbares Recht") fest, dass der EVTZ "in Bezug auf 
von dieser Verordnung nicht oder nur zum Teil erfasste Bereiche den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat", unterliegt. Dieser Verweis ist eindeutig und relativ 
unproblematisch. Hier wird festgelegt, dass die Verordnung nicht das Ziel verfolgt, alle rechtlichen 
Aspekte des EVTZ abzudecken - was im Übrigen auch eindeutig in Erwägungsgrund 5395 angekündigt 
wird, und dass daher eine Frage durch das nationale Recht des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen 
Sitz hat, subsidiär geregelt wird, wenn diese Frage von der Verordnung nicht oder unvollständig 
geregelt wird. Das nationale Recht ist also komplementär und eine Alternative zum 
Gemeinschaftsrecht.  
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Unter Umständen wird sich die Auslegungsfrage ergeben, ob ein rechtlicher Aspekt des Bestehens 
oder Betriebs eines EVTZ von der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 hinreichend behandelt wird. Diese 
Frage, die sich der Betreiber oder ggf. das Gericht in dem jeweiligen Mitgliedstaat stellen muss, kann 
dem Gemeinschaftsrichter über eine Vorabentscheidung (Artikel 234 EGV) vorgelegt werden, der die 
Bestimmung der betreffenden Verordnung auslegt. In der Praxis kann sich der Umgang mit Fragen, 
die nur teilweise von der Verordnung geregelt werden, u.U. als problematischer erweisen. In diesem 
Zusammenhang ist hervorzuheben, dass es eine Frage des Gemeinschaftsrechts und nicht des 
nationalen Rechts ist, zu bestimmen, inwieweit eine Frage von der EVTZ-Verordnung teilweise oder 
ausführlich geregelt wird. 
 
Das Problem wird noch komplizierter, wenn eine rechtliche Frage zum EVTZ nicht in der Verordnung 
selbst, sondern in der Übereinkunft oder der Satzung bezüglich des EVTZ, die nach Artikel 8 und 9 
der Verordnung geschlossen werden, geregelt wird. Artikel 2 Absatz 1 gibt durch seine Systematik396 
vor, dass der EVTZ den Bestimmungen der auf der Grundlage dieser Verordnung angenommenen 
Übereinkunft oder Satzung unterliegt, sofern die Verordnung dies ausdrücklich zulässt, wobei diese 
Vorrang vor dem nationalen Recht haben. Dies könnte zu der paradoxen Situation führen, dass die von 
den lokalen und regionalen Gebietskörperschaften auf der Grundlage der vorliegenden Verordnung im 
Rahmen der Übereinkunft oder der Satzung angenommenen Regelungen Vorrang haben könnten vor 
nationalem Recht - eine rechtlich äußerst komplizierte und vermutlich kaum haltbare Lage. Durch das 
Verfahren für die Genehmigung der öffentlichen Einrichtung, die Mitglied eines EVTZ werden 
möchte, das nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 eingeführt wird, durch die 
zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, "dessen Recht er unterliegt", dürften solche Fälle vermieden 
werden, doch muss eine solche Vorabkontrolle keine absolute Garantie darstellen. 
 
Denn im Falle der Anwendbarkeit des nationalen Rechts aufgrund des allgemeinen Verweises dieses 
Artikels darf dieses nationale Recht ganz offensichtlich nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen 
der Verordnung stehen. Gegebenenfalls wird der Gemeinschaftsrichter die Tragweite der 
Bestimmungen der Verordnung auslegen müssen, um festzulegen, welche Auswirkungen sie im 
Verhältnis zu den Bestimmungen des innerstaatlichen Rechts haben. Der Richter des jeweiligen 
Mitgliedstaats wird anschließend die Schlussfolgerungen aus dieser Auslegung des 
Gemeinschaftsrichters ziehen müssen. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass das 
Gemeinschaftsrecht nach ständiger Rechtsprechung zumindest in Bezug auf die Verträge und die 
Verordnungen unmittelbare Wirkung in den nationalen Rechtsordnungen entfaltet und daher aufgrund 
seiner besonderen Natur nicht Gegenstand nationaler Umsetzungsmaßnahmen sein kann, die ein 
nationaler Richter anerkennen könnte.397 Daher muss das nationale Recht selbst dann zurückgestellt 
werden, wenn es nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen der Verordnung, der Übereinkunft oder 
der Satzung des EVTZ steht, wenn die Verordnung selbst, die Übereinkunft oder die Satzung des 
EVTZ eine Lösung der Frage enthält.398  
 
Schließlich ist in der Verordnung festgelegt, dass dieses komplementäre nationale Recht aus 
innerstaatlichen Regelungen oder aus dem Recht bestehen kann, das entsprechend der 
verfassungsmäßigen Struktur des betreffenden Mitgliedstaats auf der Ebene der Komponenten des 
jeweiligen Mitgliedstaats gilt, die solche rechtlichen Regelungen erlassen können.399 Somit werden in 
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föderal aufgebauten Staaten wie Deutschland oder Österreich - der Fall Belgien unterscheidet sich in 
dieser Hinsicht noch stärker - im Wesentlichen die Regelungen des regionalen Rechts betroffen sein. 
 
Es ist darauf hinzuweisen, dass dieser subsidiäre Verweis auf nationales Recht Probleme in Bezug auf 
den Grundsatz der einheitlichen Wirkung des Gemeinschaftsrechts bereiten könnte. Tatsächlich weist 
das Recht der einzelnen Mitgliedstaaten in Bezug auf den Ordnungsrahmen für die territoriale 
Zusammenarbeit große Unterschiede auf, die durch den unterschiedlichen staatlichen Aufbau der 
Mitgliedstaaten, unterschiedliche Traditionen im Hinblick auf lokale oder regionale Autonomie und 
die Entwicklung von Sonderregelungen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit oder, auf 
innerstaatlicher Ebene, für die Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften bedingt sind.400 Ähnliche Verweise gibt es zwar auch in den Verordnungen zur 
Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung, zur Europäischen Gesellschaft oder zur 
Europäischen Genossenschaft, diese haben jedoch nicht dieselbe Tragweite wie die vorliegende 
Verordnung.  
 
Denn in Bezug auf die Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung legt die Verordnung nur 
ergänzende Bestimmungen zum nationalen Recht fest, das im Wesentlichen anwendbar bleibt401, 
wodurch die Vergleichbarkeit mit dem vorliegenden Fall zu gering ist. In Bezug auf die SE und die 
SCE weisen die Verweisungsbestimmungen eine stärkere Analogie zur vorliegenden Verordnung auf. 
Jedoch rechtfertigt der Gesetzgeber in beiden Fällen den Verweis auf nationales Recht durch eine 
Verordnung mit der Tatsache, dass das auf Aktiengesellschaften bzw. Genossenschaften anwendbare 
nationale Recht bereits Gegenstand zahlreicher Maßnahmen des Gemeinschaftsrechts war, die eine 
Angleichung der Rechtsvorschriften zum Ziel hatten, und dass es daher nicht erforderlich erschien, in 
einer neuen Verordnung nationale Regelungen zu präzisieren, deren Inhalt bereits in weiten Teilen 
durch die Umsetzungsvorschriften von Harmonisierungsrichtlinien bestimmt wird. So lautet 
Erwägungsgrund 9 der Verordnung über das Statut der Europäischen Gesellschaft: "Seit der Vorlage 
des Kommissionsvorschlags für eine Verordnung über das Statut der Europäischen 
Aktiengesellschaften im Jahre 1970 und der Vorlage des 1975 geänderten Vorschlags sind bei der 
Angleichung des nationalen Gesellschaftsrechts beachtliche Fortschritte erzielt worden, so dass in 
Bereichen, in denen es für das Funktionieren der SE keiner einheitlichen Gemeinschaftsregelung 
bedarf, auf das Aktienrecht des Sitzmitgliedstaats verwiesen werden kann."402 
 
Erwägungsgrund 18 der SCE-Verordnung lautet ähnlich: "Bei den Arbeiten zur Annäherung der 
einzelstaatlichen Vorschriften des Gesellschaftsrechts sind beträchtliche Fortschritte erzielt worden, so 
dass in den Bereichen, in denen für das Funktionieren der SCE keine einheitlichen 
Gemeinschaftsvorschriften notwendig sind, sinngemäß auf bestimmte Vorschriften verwiesen werden 
kann, die der Sitzmitgliedstaat der SCE in Durchführung der nachstehend aufgeführten Richtlinien 
über Handelsgesellschaften erlassen hat, da diese als Regelung für die SCE geeignet sind. Dies sind 
insbesondere [...]"403. 
 
In Bezug auf den EVTZ waren die Bestimmungen des nationalen Rechts bezüglich der 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften nicht Gegenstand einer Harmonisierungsmaßnahme, 
insbesondere aufgrund des Fehlens einer Zuständigkeitsgrundlage404. Daher könnte dieser Verweis 
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eine besondere Aufmerksamkeit der Gerichtsbarkeit der Gemeinschaft erwecken, was dem Vertrauen 
der von der Gründung des EVTZ betroffenen Akteure in das Recht nicht eben förderlich ist. 
 
Ein zweiter, anders gelagerter Fall eines allgemeinen Verweises auf Regelungen des nationalen Rechts 
ist in Artikel 16 dieser Verordnung enthalten. Dort wird gefordert, dass "die Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung" treffen. Mit diesem 
Verweis, auch er in seiner Formulierung allgemein gehalten, wird jedoch nicht dieselbe Wirkung 
angestrebt wie mit dem vorherigen. Das nationale Recht ist hier keine Alternative zum 
Gemeinschaftsrecht (falls die Verordnung keine entsprechenden Regelungen enthält oder die 
Regelung unvollständig ist), es erfüllt vielmehr eine Hilfsfunktion. Es ist jedoch hervorzuheben, dass 
ein solcher Verweis, sofern er in einer Gemeinschaftsverordnung enthalten ist, einem Staat die 
Umsetzung der Maßnahmen der Verordnung nicht auferlegen kann - dies ist vielmehr nicht zulässig.405 
Der Gerichtshof hat zu den nationalen Vollzugsmodalitäten gemeinschaftlicher Verordnungen mit 
unmittelbarer Geltung geurteilt, dass "Vollzugsmodalitäten, die zur Folge haben können, dass der 
unmittelbaren Geltung der Gemeinschaftsverordnungen Hindernisse im Wege stehen, wodurch deren 
gleichzeitige und einheitliche Anwendung in der gesamten Gemeinschaft aufs Spiel gesetzt wird, mit 
dem Vertrag nicht vereinbar sind."406 
 
Zwar scheint die Verordnung den Mitgliedstaaten ein Jahr für die Annahme solcher Bestimmungen zu 
geben407, doch kann das Ausbleiben der Annahme durch die betroffenen Behörden nicht dazu führen, 
dass die Geltung der Verordnung ausgesetzt wird. In seinem Urteil vom Februar 1973 gibt der 
Gerichtshof eindeutig vor, dass "Schwierigkeiten beim Vollzug eines Rechtsaktes der Gemeinschaft 
einen Mitgliedstaat nicht dazu berechtigen, sich einseitig von der Beachtung seiner Verpflichtungen 
loszusagen".408 Ein Staat kann sich also nicht auf das Fehlen nationaler Maßnahmen berufen, um die 
unmittelbare Geltung der Bestimmungen dieser Verordnung, insbesondere zugunsten seiner lokalen 
und regionalen Gebietskörperschaften, aufzuheben. Ganz im Gegenteil: Mit der Annahme dieser 
Verordnung wird den Mitgliedstaaten nicht untersagt, nationale Maßnahmen zur innerstaatlichen 
(nationalen) Regelung der territorialen Zusammenarbeit zu erlassen. 
 
Mit Artikel 16 der Verordnung werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, "die Kommission und die 
anderen Mitgliedstaaten entsprechend über alle Bestimmungen, die sie nach Maßgabe dieses Artikels 
erlassen haben", zu unterrichten. Zwar kann das Ausbleiben des Erlasses solcher Bestimmungen nicht 
mit dem Ausbleiben von Umsetzungsmaßnahmen innerhalb der von einer Gemeinschaftsrichtlinie 
vorgegebenen Frist gleichgesetzt werden (daher würde die Nichtumsetzung dieses Artikels allein noch 
kein Anlass für ein Vertragsverletzungsverfahren gegen den säumigen Mitgliedstaat sein, doch sollte 
das Streben nach Rechtssicherheit die Mitgliedstaaten veranlassen, ggf. spezifische rechtliche 
Regelungen zur Gründung - Artikel 4 Absatz 3 enthält diesbezüglich einen ausdrücklichen Verweis 
auf nationales Recht409 - bzw. zur Funktionsweise des EVTZ in ihrer jeweiligen Rechtsordnung zu 
erlassen. Zwei Gründe dürften die Mitgliedstaaten zum Handeln bewegen. 
 
Einerseits dürften das Streben nach Rechtssicherheit und die Gefahr, dass sich potenzielle Begünstigte 
der Verordnung an die Gerichtsbarkeit wenden, um die Anerkennung der unmittelbaren Geltung zu 
bewirken, viele Mitgliedstaaten dazu veranlassen, Rechtsvorschriften zu erlassen, die es ihnen 
ermöglichen, einen nationalen Rechtsrahmen für die EVTZ zu schaffen. Andererseits und das könnte 
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entscheidend sein, ist jedoch darauf hinzuweisen, dass das auf den EVTZ anwendbare Recht, neben 
der Verordnung, der ihn begründenden Übereinkunft und Satzung, in allen Fragen, die nicht mit der 
Verordnung geregelt werden, das nationale Recht des Mitgliedstaats ist, in dem der EVTZ seinen Sitz 
hat. Vor allem die gängige Praxis der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zeigt das Interesse der 
nationalen Akteure - seien es die nationalen Behörden in Bezug auf die Möglichkeit der Durchführung 
von Kontrollen oder die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften, um ihre Tätigkeiten im 
Rahmen der Zusammenarbeit durchzuführen - daran, ihre Partner in ihre nationale Rechtsordnung 
einzubinden. Somit ist es wahrscheinlich, dass sich ein "Wettbewerb" zwischen Mitgliedstaaten in 
Bezug darauf entwickelt, einen subsidiären nationalen Rechtsrahmen für die EVTZ anzubieten, mit 
dem Ziel, die eigenen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften und die Gebietskörperschaften, 
mit denen sie zusammenarbeiten, dazu anzuregen, den EVTZ unter der eigenen Gerichtsbarkeit und 
nicht unter der eines anderen Staates zu errichten. Daher erscheint es sehr wahrscheinlich, dass die 
Staaten ein Interesse am Erlass solcher Maßnahmen haben. 
 
Selbstverständlich können solche Maßnahmen nicht mit einer Harmonisierung nationaler 
Rechtsvorschriften gleichgesetzt werden, die langfristig zu einer einheitlichen Regelung des Rechts für 
die territoriale Zusammenarbeit führen, worauf der Gerichtshof in seinem jüngeren Urteil zur 
Gültigkeit der SCE-Verordnung hingewiesen hat.410 Es ist jedoch hervorzuheben, dass der Gerichtshof 
seine Argumentation auf den allgemeinen subsidiären Verweis auf das nationale Recht stützt, der in 
Artikel 2 dieser Verordnung enthalten ist (oben erläuterter Verweis, in der SCE-Verordnung als 
Artikel 9 enthalten, auf den sich der Gerichtshof in seiner Entscheidung ausdrücklich bezieht), und 
nicht auf die allgemeine Verpflichtung, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, die in Artikel 78 
der Verordnung über das Statut der Europäischen Genossenschaft enthalten ist. Der Wettbewerbsdruck 
im Hinblick auf den Erlass nationaler Rechtsvorschriften und der Bedarf an Rechtssicherheit könnten 
jedoch zu einer Annäherung der nationalen Rechtsvorschriften führen. Dies würde angesichts des 
Fehlens anderer Rechtsgrundlagen im Vertrag interessante Entwicklungen ermöglichen. 
 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass diese Bestimmung im Gegensatz zu der in Artikel 2 
enthaltenen Bestimmung nicht festlegt, dass diese nationalen Bestimmungen ggf. in die Zuständigkeit 
der "Gebietskörperschaften, die über ihre eigenen Rechtsvorschriften verfügen", fallen könnten, wie in 
Artikel 2 Absatz 2 dieser Verordnung ausgeführt. Dies lässt sich durch die unterschiedliche 
Rechtslogik erklären, die diesen beiden Arten von Verweisen zugrunde liegt. Im ersten Fall verweist 
die Verordnung auf bestehende Regelungen des nationalen (bzw. lokalen oder regionalen) Rechts, 
daher müssen die möglichen Fälle genannt werden, um eine restriktive Auslegung dieses Verweises zu 
verhindern. Im Fall von Artikel 16 muss jeder einzelne Mitgliedstaat die erforderlichen nationalen 
Regeln bestimmen und auswählen, die für eine wirksame Umsetzung der Verordnung erforderlich sind. 
Im vorliegenden Fall hindert nichts im Gemeinschaftsrecht die lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften daran, die Fragen in Bezug auf die Umsetzung dieser Verordnung zu regeln, 
sofern die nationalen Regelungen für die Aufteilung der Zuständigkeiten ihnen dieses Recht 
zuerkennen. Dies umso mehr, als die Zuständigkeit für den Erlass von Rechtsakten in Bezug auf die 
Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften in zahlreichen nationalen 
Rechtsordnungen ausschließlich eine "regionale" und keine nationale Befugnis ist. Das 
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Gemeinschaftsrecht sollte sich nicht in diese jeder nationalen Rechtsordnung eigenen Fragen 
einmischen. 
 
1.2.2 Spezifische Verweise auf nationale Regelungen 
 
In der Verordnung wird für eine begrenzte Zahl von Umständen auf Regelungen des nationalen Rechts 
verwiesen. Hierbei handelt es sich um Regelungen des jeweils betroffenen nationalen Rechts, denen 
Folgendes unterliegt: Im innerstaatlichen Recht die Rechts- und Geschäftsfähigkeit des EVTZ, die der 
weitestgehenden, im innerstaatlichen Recht dieses Mitgliedstaats juristischen Personen zuerkannten 
Rechts- und Geschäftsfähigkeit entsprechen muss, und die insbesondere dazu befähigen muss, 
bewegliches und unbewegliches Vermögen zu erwerben und zu veräußern, Personal einzustellen 
sowie vor Gericht aufzutreten (Artikel 1 Absatz 4). Hervorzuheben ist, dass bei diesen vier speziellen, 
in der Verordnung aufgezählten Aufgaben im (wenig wahrscheinlichen) Falle des Fehlens nationaler 
Regelungen für die Befugnis zu ihrer Durchführung davon ausgegangen werden könnte, dass diese 
Bestimmung der Verordnung unmittelbare Wirkung entfaltet, und dass ein Mitgliedstaat auch im Falle 
des Fehlens diesbezüglicher nationaler Bestimmungen gehalten wäre, einem Rechtsakt mit Bezug auf 
eine dieser vier Kategorien in seiner Rechtsordnung Wirkung zu verleihen. 
 
Welche Kontrolle kann von nationalen Behörden vor der Gründung eines EVTZ ausgeübt werden? 
Das nationale Recht kann angewandt werden, um sicherzustellen, dass das potenzielle Mitglied eines 
EVTZ "die Befugnisse und Aufgaben" nicht überschreitet, über die es aufgrund der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften verfügt (Artikel 4 Absatz 3; für die Tragweite dieser Bestimmung in den 
Beziehungen zwischen Gemeinschaftsrecht und innerstaatlichem Recht siehe Ziffer 2.2.3). 
 
Die Benennung der für die Kontrollformalitäten vor der Gründung (Artikel 4 Absatz 4) und für die 
Kontrolle der Verwaltung der öffentlichen Mittel eines EVTZ zuständigen Behörden (Artikel 6 
Absatz 1). 
 
Die Festlegung des Zuständigkeitsbereichs der Rechtssubjekte, die Mitglied eines EVTZ werden 
(Artikel 7 Absatz 2). 
 
Die hoheitlichen Befugnisse, die jedem Rechtssubjekt, das Mitglied eines EVTZ ist, übertragen 
werden, die nicht die Aufgaben eines EVTZ betreffen dürfen (Artikel 7 Absatz 4). 
 
Die auf den EVTZ anwendbaren geltenden Buchführungs- und Haushaltsregeln (Artikel 11 Absatz 2). 
Der Wortlaut dieser Bestimmung ist nicht sehr glücklich gewählt, da kein alleiniges Recht festgelegt 
wird, sondern auf den allgemeinen Verweis in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c verwiesen wird, was zu 
unterschiedlichen Lösungen in den Mitgliedstaaten führen könnte. Der Verweis auf das alleinige 
Recht des Sitzmitgliedstaats, mit möglichen Vorkehrungen in Bezug auf Kontrollen der Finanzen 
(Artikel 6 Absatz 2), wäre hier u.U. vorzuziehen gewesen. 
 
Eine Vorschrift in Bezug auf die Errichtung eines EVTZ mit beschränkter Haftung (Artikel 12 
Absatz 2 Unterabsatz 3) bzw. eine Vorschrift, die die Registrierung eines EVTZ im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats untersagt (Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 7). 



KAPITEL 5:  
DIE RECHTLICHEN PROBLEME BEI DER UMSETZUNG DER EVTZ-VERORDNUNG 

159 

 
Ein Verfahren, das es ermöglicht, die Tätigkeiten eines EVTZ, "die gegen die Bestimmungen über die 
öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit, die öffentliche Gesundheit oder die öffentliche 
Sittlichkeit oder gegen das öffentliche Interesse" eines Mitgliedstaats verstoßen, auf seinem 
Hoheitsgebiet zu untersagen (Artikel 13 Absatz 1, kombiniert mit Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 3). 
Der Wortlaut von Artikel 13 der Verordnung ist nicht wirklich deutlich, zumal die Begriffe öffentliche 
Ordnung, Sicherheit, Gesundheit, Sittlichkeit und öffentliches Interesse im Gemeinschaftsrecht 
bekannt sind und Gegenstand von Auslegungen durch die Gemeinschaftsgerichtsbarkeit waren. 
Artikel 15 Absatz 2 sieht hingegen vor, dass die Zuständigkeit für Streitigkeiten im Zusammenhang 
mit dieser Bestimmung bei den nationalen Gerichten liegt. Da Artikel 220 dem Europäischen 
Gerichtshof die ausschließliche Zuständigkeit für die Auslegung und Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts überträgt, erscheint es uns logisch davon auszugehen, dass im Rahmen dieses 
Verfahrens Regelungen des nationalen Rechts zur Anwendung kommen werden. Um es erneut zu 
betonen: Es handelt sich hierbei um ein Verfahren, nach dem zwar jeder Mitgliedstaat in Bezug auf 
sein Hoheitsgebiet ein Verbot aussprechen kann, das sich jedoch nicht notwendigerweise auf die 
anderen von diesem EVTZ betroffenen Staaten bezieht (außer wenn der Beschluss von dem 
Mitgliedstaat gefasst wurde, in dessen Hoheitsgebiet der EVTZ seinen Sitz hat). 
 
Die (verfassungsmäßigen) Rechte der Bürger, gegen Verwaltungsentscheidungen in Bezug auf vom 
EVTZ durchgeführte Tätigkeiten Rechtsmittel einzulegen, der Zugang der Bürger zu Dienstleistungen 
in ihrer eigenen Sprache sowie der Zugang zu Informationen (Artikel 15 Absatz 3). 
 
Folgendes unterliegt einzig den nationalen Regelungen der nationalen Rechtsordnung, in deren 
Gerichtsbarkeit der Sitz des EVTZ liegt: 
 
− Die Vorschriften für die Registrierung und/oder Veröffentlichung der Satzung des EVTZ 

(Artikel 5 Absatz 1). 
− Die Vorschriften für die Kontrolle der Verwaltung der öffentlichen Mittel, die nicht aus dem 

Gemeinschaftshaushalt stammen; diese unterliegen einzig dem Recht des Sitzmitgliedstaats des 
EVTZ (Artikel 6 Absatz 1), es können aber Vorkehrungen mit den zuständigen Kontrollbehörden 
anderer Staaten getroffen werden, denen einige Mitglieder des EVTZ angehören, damit auch diese 
die in ihrem Hoheitsgebiet nach nationalem Recht vorgeschriebenen Kontrollen durchführen 
können (Artikel 6 Absatz 2). 

− Die Auslegung und Durchsetzung der Übereinkunft und der Satzung (Artikel 8 Absatz 2 
Buchstabe e und Artikel 9 Absatz 2). Diese Bestimmung scheint nicht sehr glücklich gewählt, da 
durch sie die rechtliche Ungleichheit zwischen Mitgliedern eines Verbunds, die unterschiedlichen 
nationalen Gerichtsbarkeiten unterliegen, erhöht wird (für eine ausführliche Erläuterung siehe 
Kapitel 4 Abschnitt D Absatz 2). 

− Die Vorschriften zur Liquidation, Zahlungsunfähigkeit, Zahlungseinstellung und sonstigen 
vergleichbaren Verfahren, sofern jedoch in den Absätzen 2 und 3 von Artikel 12 keine 
diesbezüglichen Sonderregeln festgelegt sind. 
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− Solche Verweise verursachen grundsätzlich keine Probleme, da das Gemeinschaftsrecht selbst sie 
ausdrücklich vorsieht. Die Tragweite solcher Verweise kann ggf. der Auslegung der 
gemeinschaftlichen Rechtsprechung durch einen nationalen Richter unterliegen, sofern ihm die 
eine oder andere Bestimmung der Verordnung ein Auslegungsproblem bereitet. 

 
1.2.3 Unterliegt der Zugang zum EVTZ nationalen Regelungen? 
 
Die Fragestellung erscheint merkwürdig im Hinblick auf die Grundsätze, die das Verhältnis zwischen 
nationalem Recht und Gemeinschaftsrecht regeln. Und im vorliegenden Fall bedeutet diese 
Verordnung keine Revolution; das Gemeinschaftsrecht hat immer noch Vorrang vor nationalem Recht, 
und die Geltung dieser Vorrangstellung bleibt der Kontrolle durch den Europäischen Gerichtshof 
unterworfen. Da jedoch die Errichtung eines EVTZ keinesfalls obligatorisch411 erfolgt, kann ein Staat 
entweder nicht selbst einen solchen Verbund einrichten wollen oder bestimmten Kategorien 
potenzieller Mitglieder (wie in Artikel 3 der Verordnung definiert) die Teilnahme an einem 
bestimmten EVTZ verweigern. 
 
So sieht Artikel 4 vor, dass jedes potenzielle Mitglied "dem Mitgliedstaat, dessen Recht es unterliegt, 
seine Absicht mitteilt, an einem EVTZ teilzunehmen" und eine Abschrift des Entwurfs der 
Übereinkunft und der Satzung für die Gründung des EVTZ übermittelt. Auf der Grundlage dieser 
Mitteilung "genehmigt der betreffende Mitgliedstaat entsprechend seiner verfassungsmäßigen Struktur 
dessen Teilnahme an dem EVTZ, es sei denn, dass die Teilnahme seines Erachtens im Widerspruch zu 
dieser Verordnung oder seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften, einschließlich der Befugnisse und 
Aufgaben des potenziellen Mitglieds, steht, oder dass die Teilnahme aus Gründen des öffentlichen 
Interesses oder der öffentlichen Ordnung dieses Mitgliedstaats nicht gerechtfertigt ist. In diesem Fall 
gibt der Mitgliedstaat die Gründe für die Versagung der Genehmigung an." Bei dieser Entscheidung 
können die Mitgliedstaaten "ihre innerstaatlichen Regeln anwenden". 
 
Somit werden nicht die Wirkungen der Verordnung an sich durch das nationale Recht eingeschränkt, 
sondern nur die Inanspruchnahme der Verordnung für eines oder mehrere potenzielle Mitglieder eines 
bestimmten EVTZ, also in einem speziellen Fall. Ferner ist diese Entscheidung nicht ganz dem 
Ermessen eines Staates überlassen, auch wenn sie sich nicht auf eine Prüfung der Rechtmäßigkeit 
beschränkt und ggf. im Namen des öffentlichen Interesses gefasst werden kann. Denn wenn der 
Mitgliedstaat, der diese Bestimmung nutzen möchte, um einem oder mehreren potenziellen 
Mitgliedern, die seiner Zuständigkeit unterliegen, die Teilnahme an einem EVTZ zu untersagen, muss 
er die Gründe für die Versagung der Genehmigung angeben, die ggf. einer gerichtlichen Kontrolle 
unterzogen werden können. Der Artikel 4 Absatz 3 enthält zwar keine ausdrückliche Bestimmung 
bezüglich einer gerichtlichen Kontrolle - im Gegensatz zu Artikel 13 der Verordnung, der einer 
zuständigen Stelle eines Mitgliedstaats erlaubt, in seinem Hoheitsgebiet die Tätigkeit eines EVTZ aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung zu untersagen, und in dem ausdrücklich und ausführlich ausgeführt 
ist: "Die Entscheidung dieser zuständigen Stelle kann durch eine gerichtliche Instanz überprüft 
werden", doch sieht Artikel 15 Absatz 2 Unterabsatz 2 vor, dass für die Beilegung von Streitigkeiten 
bezüglich dieses Artikels die nationalen Gerichte zuständig sind. Die Bestimmungen von Artikel 4 
Absatz 3 und Artikel 15 Absatz 2 lassen die Frage nach einer eventuellen Kontrolle der auf Artikel 4 
Absatz 3 basierenden Entscheidungen durch die Gerichtsbarkeit der Gemeinschaft offen. Auch wenn 
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keine kategorische Äußerung zu dieser Frage möglich ist, wird betont, dass der Gerichtshof die Frage 
seiner Zuständigkeit gemäß Artikel 234 EGV immer sehr weit ausgelegt hat (im Falle der 
Vorabentscheidung), und dass es daher trotz des offenbar eindeutigen Wortlauts dieser Bestimmungen 
nicht ausgeschlossen ist, dass sich der Gerichtshof trotzdem für die Auslegung der Tragweite des 
Wortlauts dieses Artikels 4 Absatz 3 als zuständig ansieht. 
 
Hingegen ist festzustellen, dass dieser Verweis auf nationales Recht für die Begründung für die 
Entscheidung über die Teilnahme an einem EVTZ eine einheitliche Anwendung dieser Regel 
verhindern wird. Sie wird unter Berücksichtigung der Besonderheiten jeder einzelnen nationalen 
Rechtsordnung angewandt werden. Diese Lösung bietet den Gebietskörperschaften der Staaten, die die 
Praxis der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit weitestgehend zulassen, den Vorteil, dass diese 
Staaten - sei es aufgrund einer flexiblen Praxis der nationalen Behörden oder weil das nationale (bzw. 
regionale oder lokale) Recht ausdrücklich die Bedingungen für eine Aktion der grenzüberschreitenden 
(oder transnationalen oder interregionalen) Zusammenarbeit festlegt - keine restriktivere Praxis 
entwickeln können als diejenigen, die derzeit nach nationalem Recht (bzw. ggf. gemäß internationalen 
Verpflichtungen des Staates) angewandt wird. Beispielsweise werden die nationalen Behörden eines 
bestimmten Mitgliedstaats nicht davon ausgehen, dass ihnen diese Bestimmung die Möglichkeit einer 
Zweckmäßigkeitskontrolle der auswärtigen Tätigkeiten ihrer lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften eröffnet, die ihnen das innerstaatliche Recht nicht zuerkennt bzw. untersagt. 
Somit bleiben bereits effiziente und wirksame nationale Sachverhalte erhalten, die vom Erlass einer 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschrift mit unmittelbarer Geltung in Bezug auf den Zugang zu diesem 
Instrument für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit - dem EVTZ - in keiner Weise betroffen 
sind. 
 
Daneben wird sich der EVTZ neben den bestehenden Kooperationsinstrumenten etablieren, entweder 
nach nationalem Recht oder am häufigsten auf der Grundlage internationaler Vereinbarungen. Der 
EVTZ wird sich somit in einigen Mitgliedstaaten im Wettbewerb zu Rechtsinstrumenten wiederfinden, 
deren Zugangsbedingungen ggf. weniger restriktiv sind. Daher wäre es interessierten lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften möglich, diese anderen Instrumente und nicht den EVTZ zu nutzen. 
Somit müssen sich die Mitgliedstaaten entscheiden, welche Priorität sie dem EVTZ im Vergleich zu 
anderen Rechtsinstrumenten zubilligen. Umgekehrt ist für die Staaten, die weder nationale 
Regelungen noch eine eindeutig etablierte Praxis für die territoriale Zusammenarbeit (oder eine ihrer 
Formen) haben, der Verweis auf nationale Regelungen in diesem speziellen Fall ein Anreiz für die 
rasche Annahme von Rechtsvorschriften oder zumindest für eine Regelung, die unter hinreichenden 
Bedingungen betreffend Vorhersehbarkeit und Rechtssicherheit eine Vorabkontrolle erlaubt, wie sie 
ihnen dieser Artikel der Verordnung zugesteht. Es sei jedoch erneut darauf hingewiesen, dass das 
Fehlen nationaler Rechtsvorschriften oder einer Zuständigkeitsgrundlage einer staatlichen Behörde 
kein gültiger Grund für die Ablehnung der Teilnahme eines Rechtssubjekts an einem EVTZ sein darf, 
das nach Artikel 3 der Verordnung an einem solchen Verbund teilnehmen darf. Hier sollte eigentlich 
die unmittelbare Geltung der Verordnung zum Tragen kommen, so dass sich die Kontrolle, die eine 
staatliche Behörde ausüben dürfte, auf die Kontrolle der Übereinstimmung des Vorschlags für den 
EVTZ mit der Verordnung beschränkte.  
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2. Die Beziehungen zwischen der EVTZ-Verordnung und den bestehenden nationalen 
Maßnahmen 

 
Erneut sei daran erinnert, dass die am 31. Juli 2006 im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlichten Bestimmungen zum EVTZ als Verordnung im Sinne von Artikel 249 EGV ab dem 
1. August 2006 unmittelbare Geltung in allen nationalen Rechtsordnungen entfalten müssten. 
Potenzielle Mitglieder eines EVTZ im Sinne von Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 
können von diesen Bestimmungen Gebrauch machen, falls sie einen EVTZ errichten wollen. Denn nur 
im Rahmen der Gründung und der Arbeit eines EVTZ entfalten die Bestimmungen dieser Verordnung 
rechtliche Wirkung. Die Verordnung gibt eindeutig vor, dass ein EVTZ "auf dem Gebiet der 
Gemeinschaft unter den Bedingungen und gemäß den Vorschriften dieser Verordnung gegründet 
werden" kann (Artikel 1 Absatz 1) und nicht, dass ein EVTZ auf dem Gebiet der Gemeinschaft 
gegründet werden muss.412 Und: "Der Beschluss zur Gründung eines EVTZ wird auf Initiative seiner 
potenziellen Mitglieder gefasst" (Artikel 4 Absatz 1). Die Kombination dieser Bestimmungen zeigt 
jedoch, dass die EVTZ-Verordnung den potenziellen Mitgliedern eines EVTZ, d.h. neben den 
Mitgliedstaaten auch den lokalen Gebietskörperschaften und Einrichtungen des öffentlichen Rechts im 
Sinne von Artikel 1 Absatz 9 Unterabsatz 2 der Richtlinie (EG) Nr. 18/2004 sowie Verbänden aus 
Einrichtungen, die zu einer oder mehreren dieser Kategorien gehören, ein Recht überträgt, das sich 
unmittelbar aus der Gemeinschaftsverordnung413 ergibt. Nur im Rahmen der Ausübung dieses Rechts 
auf Initiative potenzieller Mitglieder entfalten die Bestimmungen dieser Verordnung rechtliche 
Wirkung.  
 
Jedoch wird das den potenziellen Mitgliedern eines EVTZ übertragene Recht aufgrund der Vielfalt der 
Bestimmungen des nationalen Rechts, auf die auch die Verordnung selbst verweist, nicht 
notwendigerweise eine einheitliche Wirkung auf dem gesamten Gebiet der Gemeinschaft entfalten 
(2.1). Mehr noch: Bestimmungen des nationalen Rechts, die, auch wenn dies im Widerspruch zu 
dieser Verordnung steht, Sachverhalte regeln, die nicht unter den Anwendungsbereich der Verordnung 
fallen, bzw. die auf unterschiedliche Art parallel zu dieser Verordnung Modalitäten für die 
Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften regeln, sind an sich kein 
Problem hinsichtlich des Gemeinschaftsrechts (2.2). Auch ist das Fehlen spezifischer nationaler 
Maßnahmen kein Hindernis für die Umsetzung der Bestimmungen der Verordnung (2.3). Schließlich 
wird gezeigt, dass das Vorhandensein und der Fortbestand von Strukturen für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung bestanden und andere 
rechtliche Lösungen als den EVTZ nutzten, einschließlich der Schaffung einer Einrichtung mit einer 
anderen eigenen Rechtspersönlichkeit als der Rechtspersönlichkeit, die dem EVTZ durch diese 
Verordnung verliehen wird, zumindest rechtlich414 auf keine Weise durch das Inkrafttreten dieser 
Verordnung betroffen sind (2.4). 
 
2.1 Mögliche Vielfalt der Sachverhalte und des nationalen Rechts 
 
Der Grundsatz der einheitlichen Wirkung, der sehr früh in der gemeinschaftlichen Rechtsprechung415 
herausgestellt wurde, ist eine direkte Folge des Grundsatzes der unmittelbaren Geltung des 
Gemeinschaftsrechts. Ein Recht, das direkt über einen gemeinschaftlichen Rechtsakt verliehen wurde, 
muss im gesamten Gebiet der Gemeinschaft dieselbe Wirkung erzeugen. Im Gegensatz dazu soll mit 
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einer Gemeinschaftsbestimmung, die nicht direkt ein Recht verleiht oder nicht direkt eine 
Verpflichtung auferlegt, sondern den Zugang zu diesem Recht und die Auferlegung dieser 
Verpflichtung Maßnahmen des nationalen Rechts unterwirft, die Vorschrift der einheitlichen Wirkung 
umgangen und so ermöglicht werden, die Vielfalt der insbesondere auf nationaler Ebene bestehenden 
Sachverhalte zu berücksichtigen. Im vorliegenden Fall heißt es in den Erwägungsgründen der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ganz eindeutig, dass nicht das Ziel verfolgt wird, "eine Reihe 
spezieller gemeinsamer Vorschriften für eine einheitliche gemeinschaftsweite Regelung aller 
betreffenden Vereinbarungen vorzugeben" (Erwägungsgrund 5). Es wird versucht, "die territoriale 
Zusammenarbeit gemäß dem Subsidiaritätsprinzip" zu schaffen, d.h. vor allem unter Berücksichtigung 
der in den Mitgliedstaaten bestehenden Vielfalt der Rechtslagen und Traditionen in Bezug auf die 
Zusammenarbeit.  
 
Diesbezüglich zwei Überlegungen zur Vielfalt der jeweiligen Rechtslage, die von diesem Ansatz 
ausgehen. Zunächst sind die Kategorien, auf die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a, b und c Bezug 
genommen wird, weit von einem homogenen Erscheinungsbild in der Europäischen Union entfernt. 
Zum einen insbesondere in Bezug auf die erste Kategorie, die Mitgliedstaaten. Einige Staaten haben 
aufgrund ihrer Größe oder aufgrund ihres politischen und administrativen Aufbaus keine so 
umfangreiche Aufteilung der Befugnisse zugunsten ihrer lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften vorgenommen, dass die meisten Fragen der territorialen Zusammenarbeit sie 
direkt betreffen würden. Somit unterscheiden sich die Sachverhalte aufgrund der Tatsachen, aber auch 
rechtlich, was hier von Interesse ist, da auch für die Mitgliedstaaten gilt, dass sie "innerhalb der 
Grenzen ihrer Befugnisse nach innerstaatlichem Recht" (Artikel 3 Absatz 1) an einem EVTZ 
teilnehmen können. 416  So wird ein Staat, der die Befugnisse bezüglich des Gegenstands der 
territorialen Zusammenarbeit zugunsten seiner lokalen und regionalen Gebietskörperschaften sehr klar 
und sehr dezentral aufgeteilt hat - rechtlich, nicht zweckmäßig -, nur wenig Interesse daran haben, an 
einem EVTZ teilzunehmen, da es ihm seine Befugnisse nach innerstaatlichem Recht nur marginal 
erlauben, die Beteiligung an einem EVTZ anzustreben. Dagegen wird ein nicht besonders dezentral 
aufgebauter Staat wahrscheinlich Befugnisse auf seiner Ebene aufrechterhalten haben, so dass ihn die 
Errichtung eines EVTZ direkt betreffen kann.  
 
Immer noch zu diesem Aspekt ist erneut die zu restriktive Formulierung von Artikel 7 Absatz 2 zu 
bedauern, der vorgibt, dass alle Aufgaben des EVTZ nach dem nationalen Recht jedes Mitglieds in 
dessen Zuständigkeitsbereich fallen. In zahlreichen Staaten gibt die Aufteilung der Zuständigkeiten in 
der Praxis eine ständige Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Verwaltungsebenen (zentral, 
regional, lokal) vor, in deren Rahmen jede einzelne Ebene ihre eigenen Befugnisse ausübt, um 
gemeinsam politisch zu handeln. In ähnlichen Fällen, auch außerhalb jeglicher Grenzen, fallen die 
Aufgaben, die durchgeführt werden, um diese gemeinsame Aktion zu verwirklichen, nicht in den 
Zuständigkeitsbereich aller beteiligten öffentlichen Akteure. Ganz im Gegenteil: In einem einzigen 
Rahmen werden zwar unterschiedliche, aber sich ergänzende Zuständigkeiten zusammengeführt und 
so das staatliche Handeln autorisiert. Leider untersagt der Wortlaut von Artikel 7 Absatz 2 der EVTZ-
Verordnung in seiner jetzigen Fassung eine ähnliche Lösung für eine "Multilevel-Governance" auf 
lokaler und regionaler Ebene, die die Europäische Kommission jedoch in ihrem Weißbuch 
"Europäisches Regieren"417 eingefordert hatte. 
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Wenn die Lage der Staaten in Bezug auf die Zuständigkeiten, die ihnen ihr innerstaatliches Recht 
zuweist, schon vielgestaltig erscheint, so präsentiert sich die Lage in Bezug auf die lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften noch unterschiedlicher. Denn für sie ist die Möglichkeit, von den 
Rechten Gebrauch zu machen, die ihnen die Verordnung zur Teilnahme an einem EVTZ überträgt, 
direkt abhängig von den Zuständigkeiten, die ihnen das innerstaatliche Recht zuerkennt. In diesem 
Sinne kann die Verordnung auf keinen Fall so ausgelegt werden, dass die Schlussfolgerung gezogen 
werden könnte, dass das innerstaatliche Recht der einen oder anderen Art öffentlicher Einrichtung 
spezielle Zuständigkeiten zuerkennen müsste. Die ständige Rechtsprechung des Gerichtshofs zeigt, 
dass der organisatorische Aufbau der Mitgliedstaaten unerheblich für das Gemeinschaftsrecht ist, und 
dass letzteres sich mit seinen Bestimmungen hierin nicht einmischt.418  Daher ist die wesentliche 
Vielfalt, die durch die Umsetzung dieser Verordnung zutage treten wird, die Vielfalt, die mit dem 
institutionellen Aufbau der Mitgliedstaaten und der speziellen Aufteilung der Zuständigkeiten, die jede 
nationale Rechtsordnung zwischen den öffentlichen Einrichtungen der einzelnen Ebenen gemäß der 
institutionellen Gliederung vornimmt (Staat, Regionen und lokale Gebietskörperschaften). 
 
Auch die Vielfalt der nationalen Vorschriften für den Zugang lokaler und regionaler 
Gebietskörperschaften zu einer Zusammenarbeit über die nationalen Grenzen hinaus - deren 
Anwendung die Verordnung den Mitgliedstaaten aufgrund von Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 3 
gestattet ("Die Mitgliedstaaten können bei der Entscheidung über die Teilnahme des potenziellen 
Mitglieds an dem EVTZ ihre innerstaatlichen Regelungen anwenden") - wird sich unmittelbar und 
auch spürbar auf die tatsächliche Fähigkeit der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften zur 
Teilnahme an einem bestimmten EVTZ auswirken. Das nationale Recht eines Staates mit einer 
diesbezüglich liberalen Gesetzgebung wird es ihm untersagen, den Gebietskörperschaften, die unter 
seine Rechtsordnung fallen, den Zugang zu einem EVTZ zu beschränken, während sich ein Staat, 
dessen Rechtsrahmen den Zugang seiner lokalen und regionalen Gebietskörperschaften zu 
Beziehungen mit dem Ausland weit gehend einschränkt, auf diese Bestimmungen berufen kann, um 
den Zugang seiner Gebietskörperschaften zu einem EVTZ einzuschränken. In diesem Zusammenhang 
ist jedoch hervorzuheben, dass sich ein Staat nicht unbegrenzt auf seine restriktive Gesetzgebung 
berufen kann und dass diese insbesondere kein Hindernis für das in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ genannte Recht für die vier in Artikel 3 dieser Verordnung 
aufgezählten Kategorien von Einrichtungen sein darf, innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse nach 
innerstaatlichem Recht einen EVTZ zu gründen. Wenn also die lokalen oder regionalen 
Gebietskörperschaften nach innerstaatlichem Recht über weit gehende Befugnisse verfügen, von 
denen einige in den Bereich der territorialen Zusammenarbeit fallen, so muss ihr Recht auf die 
Teilnahme an einem EVTZ bestehen. Daher stünden die Bestimmungen des nationalen Rechts, die die 
Ausübung dieses Rechts unmöglich machen, im Widerspruch zum Gemeinschaftsrecht und sollten 
somit auch vom Gericht des jeweiligen Mitgliedstaats419 zurückgewiesen werden, das nach Artikel 15 
Absatz 2 Unterabsatz 2 der EVTZ-Verordnung zuständig ist. 
 
Die Vielfalt der nationalen Vorschriften wird, wenn sie im Wesentlichen nicht durch das Inkrafttreten 
dieser Verordnung eingeschränkt wird, durch die restriktivsten Lösungen zumindest nicht weiter 
eingeschränkt. Abgesehen von dieser begrenzten Wirkung dürfte diese Gemeinschaftsverordnung 
keine einheitliche Wirkung erzielen, sondern zunächst die Verschiedenartigkeit der Sachverhalte der 
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lokalen und regionalen Gebietskörperschaften hinsichtlich der territorialen Zusammenarbeit in der EU 
vielmehr vergrößern. So wird für die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften, die bereits über 
weite Zuständigkeitsfelder verfügen und sich im Rahmen einer nationalen Rechtsordnung befinden, 
die es ihnen erlaubt, Beziehungen zu ausländischen Partnern zu unterhalten, die rechtliche 
Auswirkungen erzeugen können, mit dem Inkrafttreten der Verordnung einfach das Potenzial für ihre 
Kooperationstätigkeiten durch eine neue Art der Zusammenarbeit steigen. Diejenigen lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften hingegen, die über keinen liberalen Rechtsrahmen verfügen, werden 
aufgrund der zahlreichen Verweise auf Vorschriften ihres innerstaatlichen Rechts nicht in der Lage 
sein, von den Möglichkeiten, die diese Verordnung bietet, profitieren zu können.  
 
2.2 Das Verhältnis der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 zu inkompatiblen vorherigen 

nationalen Maßnahmen 
 
Hier muss unterschieden werden zwischen Bestimmungen des nationalen Rechts, die zwar im 
Widerspruch zu der vorliegenden Verordnung stehen, deren weiteres Inkraftbleiben jedoch keine 
Auswirkungen auf den Anwendungsbereich der EVTZ-Verordnung hat, und zwischen Maßnahmen, 
die die Anwendung der Bestimmungen dieser Verordnung zugunsten der Träger von durch diese 
Verordnung etablierten Rechten und Pflichten behindern könnten, insbesondere von juristischen 
Personen, die in eine der vier in Artikel 3 der Verordnung genannten Kategorien fallen.  
 
Im ersten Fall überlagern die Bestimmungen dieser Maßnahmen nicht die Anwendung der Verordnung, 
auch wenn sie beispielsweise eine Frage, die auch von der Verordnung behandelt wird, auf andere 
Weise regeln. So verursachen die Bestimmungen, die in bestimmten nationalen Rechtsordnungen 
aufgrund der nationalen Rechtsvorschriften oder aufgrund einer internationalen Übereinkunft 
zwischen Nachbarstaaten bestehen, die eine andere Rechtsform für die territoriale Zusammenarbeit als 
den EVTZ vorsehen, keine Probleme; unter der Voraussetzung, dass ihre Tätigkeit in den 
Anwendungsbereich der beiden potenziell konkurrierenden Regelungen fällt, können sich die 
beteiligten Partner entscheiden, ob sie die Modalitäten für ihre Zusammenarbeit nach dem einen oder 
dem anderen Rechtsrahmen regeln. Somit wird das Inkrafttreten der Verordnung keinerlei rechtliche 
Auswirkungen auf solche Normen haben. 
 
Hingegen könnte eine Norm, die z.B. die Registrierung eines EVTZ in der nationalen 
Rechtsordnung420 verhindern würde oder die die Teilnahme einer Gebietskörperschaft über das, was 
die Verordnung vorgibt, hinaus einschränken könnte - beispielsweise die durch ein Gesetz vom 
29. Juli 2004 in die französische Rechtsordnung eingeführte Vorschrift, dass keine Übereinkunft 
jedweder Art zwischen einer lokalen oder regionalen Gebietskörperschaft oder einem Verband und 
einem ausländischen Staat421 geschlossen werden darf - kein Hindernis für die Umsetzung des Rechts 
sein, das die EVTZ-Verordnung einer französischen Gebietskörperschaft über die Artikel 3 und 8 der 
Verordnung zuerkennt, nämlich im Hinblick auf die Gründung eines EVTZ eine Übereinkunft mit 
einem ausländischen Staat zu schließen. Der französische Staat kann sich zwar im Rahmen des in 
Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung vorgesehenen Genehmigungsverfahrens auf die Vorschriften 
seines nationalen Rechts berufen. Bei der rechtlichen Frage, die sich also in ähnlichen Fällen stellen 
wird und die unseres Wissens nach von der gemeinschaftlichen Rechtsprechung noch nicht 
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entschieden wurde, wird es aber darum gehen zu bestimmen, ob die Verordnung potenziellen 
Mitgliedern eines EVTZ im Sinne von Artikel 3 der Verordnung unabhängig von dem Verfahren für 
die Genehmigung der Teilnahme an einem EVTZ das subjektive Recht zugesteht, einen EVTZ zu 
gründen. Und ob sich dieses subjektive Recht im Falle einer bejahenden Antwort auf alle Arten von 
EVTZ erstreckt oder ob es durch nationale Bestimmungen eingeschränkt werden kann, die bestimmten 
Kategorien potenzieller Mitglieder die Teilnahme an bestimmten Kategorien von EVTZ untersagen 
kann.  
 
Wenn dem Recht auf die Gründung eines EVTZ unmittelbare Geltung zuerkannt wird, was aufgrund 
des Wortlauts von Artikel 3 und 8 der Verordnung und der Bestimmung von Artikel 249 EGV völlig 
vertretbar wäre (Artikel 249 gibt vor, dass die Verordnung "in allen ihren Teilen verbindlich ist und 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat gilt"), scheint es uns möglich davon auszugehen, dass die 
Vorschrift des nationalen Rechts, wenn sie das Recht der in Artikel 3 genannten 
Gebietskörperschaften, bestimmte Arten von EVTZ zu gründen, unterläuft, insbesondere aufgrund des 
Bona-fide-Grundsatzes (ein Staat kann sich nicht zu einer Gemeinschaftsverordnung verpflichten, 
wenn er weiß, dass seine nationalen Bestimmungen die Verordnung nicht anwendbar machen422), 
aufgrund der in Artikel 16 der Verordnung enthaltenen Verpflichtung, dass "die Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung treffen" 423  und 
aufgrund des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit im Sinne von Artikel 10 EGV424 von dem 
Mitgliedstaat nicht angewandt werden kann. Wenn im Extremfall das nationale Recht Einrichtungen 
des Mitgliedstaats die Gründung eines EVTZ oder die Teilnahme an einem EVTZ kategorisch 
untersagen würde, würde die Schlussfolgerung wahrscheinlich lauten, dass die Bestimmungen des 
nationalen Rechts, auch wenn die Verordnung ausdrücklich auf diese verweist, der Verordnung nicht 
jegliche Wirkung nehmen können, was insbesondere im Widerspruch zu Artikel 249 EGV stünde. 
Jede andere Schlussfolgerung hätte zur Folge, dass das Gemeinschaftsrecht seinen gemeinschaftlichen 
Charakter einbüßen, die Rechtsgrundlage der Gemeinschaft selbst425 in Frage gestellt würde und die 
Verordnungen jegliche verpflichtende Wirkung einbüßten.  
 
Dagegen würde ein weniger extremer Fall, wenn das Gemeinschaftsrecht zwar den Zugang 
bestimmter in Artikel 3 der Verordnung genannter Einrichtungen zu bestimmten Kategorien von 
EVTZ einschränkte, aber generell den Zugang zu anderen Arten von EVTZ zuließe, vielleicht nicht 
zur selben Schlussfolgerung führen. Zumal sich die Schlussfolgerungen des Gerichtshofs im Costa-
Urteil, auf die sich unsere Argumentation stützt, auf alle zuvor vom Gerichtshof untersuchten 
Elemente stützen, von denen eines wie folgt lautet: "wo der Vertrag den Staaten das Recht zu 
einseitigem Vorgehen zugestehen will, tut er das durch klare Bestimmungen"426. Was hier genau der 
Fall ist. 
 
Die Frage ist also aus rechtlicher Sicht zweifelsohne komplex, und unter Berücksichtigung des 
merkwürdigen Wortlauts dieser Verordnung und der aktuellen Entwicklungen der Rechtsprechung ist 
es nicht möglich, eine eindeutige Antwort zu geben. Die Frage ist die nach der unmittelbaren Wirkung. 
Wenn es eine unmittelbare Wirkung gibt, müssen die Rechte, die die Begünstigten aus dem 
Gemeinschaftsrecht ableiten, Vorrang haben vor den Interessen der Behörde des Mitgliedstaats.427 
Wenn jedoch die Entfaltung einer rechtlichen Wirkung der Achtung bestimmter nationaler 
Rechtsvorschriften unterliegt, insbesondere im Rahmen des in Artikel 4 Absatz 3 der EVTZ-
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Verordnung vorgesehenen Genehmigungsverfahrens, kann eine im nationalen Recht enthaltene 
Untersagung Vorrang haben. 
 
Zwei Überlegungen, um diese heikle Frage abzuschließen. Zunächst können sich die nationalen 
Behörden nicht auf das Fehlen einer deutlichen Untersagung der Teilnahme im nationalen Recht 
berufen, wenn sie die Genehmigung der Teilnahme versagen.428 Daneben könnte ein Staat, dessen 
nationales Recht keine Bestimmungen enthielte, die den Zugang bestimmter Kategorien von Gremien 
für die territoriale Zusammenarbeit begrenzten, aufgrund von Artikel 16 dieser Verordnung sowie 
aufgrund von Artikel 10 (insbesondere Absatz 2) des EGV keine neue restriktive Gesetzgebung 
erlassen, auf die er sich anschließend im Rahmen des Verfahrens von Artikel 4 Absatz 3 der EVTZ-
Verordnung berufen könnte. In diesem Falle kämen die vom Gerichtshof in den oben erwähnten 
Costa- und Simmenthal-Urteilen herausgestellten Grundsätze voll und ganz zur Anwendung. 
 
Der Sachverhalt ist also in Bezug auf vorheriges Recht zweideutig, jedoch ganz eindeutig, wenn es 
darum geht, im Nachhinein restriktive Normen zu erlassen. Was angesichts der Tatsache, dass viele 
Staaten diesbezüglich über kein umfangreiches Regelwerk verfügen, sicherlich zu den interessanten 
positiven Wirkungen dieser Verordnung zählt.  
 
2.3 Paralleles Bestehen vorhandener Einrichtungen und des EVTZ 
 
In diesem letzten Punkt dieses Abschnitts soll auf die eindringliche Frage der im Rahmen der 
Vorarbeiten für diese Veröffentlichung befragten, in der Zusammenarbeit tätigen Akteure eingegangen 
werden. Werden bestehende Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit durch das Inkrafttreten der 
EVTZ-Verordnung zwangsweise verschwinden oder verändert? Die Antwort ist glücklicherweise ganz 
einfach. Rechtlich gesehen ergeben sich keine Probleme, da der Rückgriff auf das Rechtsinstrument 
des EVTZ optional ist. Die Umwandlung erfolgt somit nicht nur aufgrund des Inkrafttretens dieser 
Gemeinschaftsverordnung. Die Frage einer möglichen Umwandlung einer bestehenden Einrichtung 
für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in einen EVTZ wird in Kapitel 6 behandelt. Da es somit 
keine automatischen rechtlichen Auswirkungen gibt, ist es möglich - was auch bereits im Hinblick auf 
Instrumente ohne zwingenden Charakter beobachtet wurde, die das Gemeinschaftsrecht bereitgestellt 
hatte -, dass sich eine Dynamik entwickelt, die langfristig dazu führt, dass die Rechtsform des EVTZ 
andere Modalitäten der Zusammenarbeit überwiegt, was schließlich ihr Verschwinden zur Folge hat, 
weil sie nicht mehr genutzt werden. 
 
3. Mögliche Entwicklungen des nationalen Rechts 
 
Es ist wahrscheinlich, dass das Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ zu 
einer positiven Entwicklung des nationalen Rechts führt, da dieses den in Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung genannten Einrichtungen einen Rechtsrahmen bieten sollte, der es ihnen ermöglicht, die 
Möglichkeiten des EVTZ für die Entwicklung der territorialen Zusammenarbeit voll auszuschöpfen. 
Diese Entwicklung dürfte sich aus zwei Faktoren ergeben.  
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3.1 Das Interesse der Staaten an der Entwicklung eines attraktiven Rechtsrahmens 
 
Zunächst das Interesse der Mitgliedstaaten an nach ihrem Recht geschaffenen Einrichtungen - im 
Sinne der Formulierung von Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 - 
und der Teilnahme an EVTZ, die in ihrem Hoheitsgebiet ihren Sitz haben. Dies ermöglicht es ihnen, 
die Kontrollfunktion über den EVTZ auszuüben (insbesondere aufgrund der Artikel 5, 6, 12, 13, 14 
und 15 der Verordnung) und zu verhindern, dass ihre lokalen und regionalen Gebietskörperschaften 
bei einem Teil ihrer Tätigkeiten ausländischem Recht unterliegen. Damit dieses Interesse am besten 
gewahrt wird, ist es wichtig, dass die potenziellen Mitglieder eines EVTZ sich dafür entscheiden, den 
Sitz des EVTZ im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats anzusiedeln.  
 
Zu den entscheidenden Kriterien für die beteiligten Mitglieder zählen mehr oder weniger liberale 
Regelungen bei folgenden Punkten: die Registrierung des EVTZ nach Artikel 5 Absatz 1 der 
Verordnung; die Finanzkontrollvorschriften im Sinne von Artikel 6; die Vorschriften für die 
Auflösung oder Liquidation (Artikel 12); und die Vorschriften für die Wahrung des öffentlichen 
Interesses (Artikel 13 und 14) sowie die Verfahren für einen wesentlichen Teil möglicher 
Streitigkeiten (Artikel 15 Absatz 2). Somit könnte ein gesunder Wettbewerb zwischen Mitgliedstaaten 
bestehen, der sie dazu anregt, einen attraktiven Rahmen mit Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu 
schaffen. 
 
Neben dem liberalen Charakter der Rechtsvorschriften werden die Partner, die einen EVTZ gründen 
wollen - und nicht eine flexiblere Form der Zusammenarbeit wählen, was immer möglich ist - 
zumindest wenn sie gut beraten sind, die Rechtssicherheit bevorzugen. Die Sachverhalte, die über die 
territoriale Zusammenarbeit zu regeln sind, sind bereits hinreichend komplex, da die einzelnen 
betroffenen oder mittelbar betroffenen Akteure (insbesondere die Mitgliedstaaten, die auf die eine 
oder andere Weise eine Kontrolle über die Tätigkeiten ihrer Einrichtungen behalten möchten) 
unterschiedliche Interessen verfolgen, so dass die Partner einen verlässlichen Rechtsrahmen anstreben. 
Unter diesem Gesichtspunkt bieten schriftliche und eindeutige Regelungen einen sicheren Vorteil. 
 
3.2 Die Anforderungen von Artikel 16 der EVTZ-Verordnung 
 
Die Mitgliedstaaten sind nach Artikel 16 der Verordnung dazu verpflichtet, ihren Rechtsrahmen 
anzupassen, um eine wirksame Anwendung der Verordnung sicherzustellen. Die Tragweite einer 
solchen Verpflichtung ist nicht völlig eindeutig, da diese Art von Bestimmung in einer Verordnung 
nicht sehr häufig vorkommt. Tatsächlich verlangen eher Richtlinien nationale Maßnahmen für die 
Umsetzung von Bestimmungen der Gemeinschaft als Verordnungen. Auch die rechtliche Tragweite 
einer Bestimmung dieser Art ist nicht eindeutig festgelegt. 429  Die Verpflichtung, die Richtlinie 
innerhalb einer bestimmten Frist umzusetzen, erscheint uns hier nicht relevant, und es scheint nicht so, 
als ob die Kommission in der Lage wäre, das Fehlen nationaler Maßnahmen als Verstoß (im Sinne von 
Artikel 226 EGV) zu werten. Dagegen kann, mehr noch als bei den Bestimmungen einer Richtlinie, 
das Fehlen nationaler Rechts- oder Verwaltungsvorschriften nicht angeführt werden, um die 
Umsetzung einer in der Verordnung aufgeführten Maßnahme nicht zu erlauben. So kann die 
Registrierung eines EVTZ in einem Mitgliedstaat nicht von allein geschehen. Der EVTZ ist keine im 
nationalen Recht bekannte Rechtsform, und die Verwaltungsbehörden werden, da es keine 
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einschlägigen nationalen Bestimmungen gibt, voraussichtlich Schwierigkeiten haben, die 
Bedingungen zu bestimmen, nach denen sie bei der Registrierung, die ihnen das Gemeinschaftsrecht 
vorschreibt, vorzugehen haben.  
 
Da bei dieser Bestimmung aus Artikel 5 der Verordnung eine unmittelbare Wirkung sehr 
wahrscheinlich ist, werden ihr die zuständigen Behörden - wenn sich eine nationale Behörde zuständig 
fühlt - Wirkung verleihen und einen EVTZ registrieren müssen. Wie werden sie dabei vorgehen? Nach 
dem Vorbild anderer Rechtsformen für die Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften? Das ist schwer zu sagen. Aus Sicht des Mitgliedstaats scheint jedoch die 
Regelung dieser Frage über Rechts- und Verwaltungsvorschriften die vorzuziehende Variante zu sein, 
anstatt es den Behörden zu überlassen, im Einzelfall zu entscheiden. Auch entspricht dieses 
Erfordernis, Vorkehrungen zu ergreifen, dem Interesse der Mitgliedstaaten, für einen homogenen 
Rahmen für die Tätigkeiten der nationalen Verwaltungs- und Justizbehörden im Zusammenhang mit 
den EVTZ zu sorgen. 
 
Hingegen besteht die Gefahr, dass sich die Annahme derartiger Maßnahmen über einen relativ langen 
Zeitraum erstrecken wird. Dieser Bereich ist nämlich in vielen Mitgliedstaaten relativ neu, und die 
Konzipierung und Annahme einer diesbezüglichen Regelung kann sich u.U. kompliziert gestalten. In 
diesem Zusammenhang und als Denkanstoß ist zu betonen, dass die Verordnung über die Europäische 
Gesellschaft, die im Jahr 2001 erlassen wurde, in ihrem Artikel 70 das Inkrafttreten für Oktober 2001 
vorsah. 430  Im November 2003 wurde eine Berichtigung veröffentlicht, in der als Datum für das 
Inkrafttreten Oktober 2004 genannt wird. 431  Es ist gut möglich, dass die tatsächliche rechtliche 
Wirkung einer solchen Verordnung einige Zeit benötigt, um sich zu entfalten. Bedauerlich ist das im 
Hinblick auf die Planung und Nutzung der Strukturfonds, insbesondere des EFRE im Rahmen des 
vorrangigen Ziels 3 (territoriale Zusammenarbeit), da die Planung bei den meisten Akteuren bereits 
fortgeschritten ist, ohne dass bislang EVTZ ins Leben gerufen worden wären. 
 
3.3 Verfolgung der Weiterentwicklung der nationalen Rechtsrahmen 
 
Dem Konzept dieses Wettbewerbs zufolge, der durch die Notwendigkeit der Anpassung der nationalen 
Rechtsrahmen an die Bestimmungen der Verordnung entstehen sollte, wäre eine Verfolgung der im 
Zusammenhang mit dieser Verordnung erlassenen nationalen Bestimmungen wünschenswert. Für uns 
besteht ein dreifaches Interesse daran, solche Informationen zu sammeln und zur Verfügung zu stellen.  
Zunächst sind solche Informationen sehr wichtig, damit die potenziellen Mitglieder eines EVTZ in 
Bezug auf den Sitz eines EVTZ eine Wahl in voller Sachkenntnis treffen können. Die Erfahrung zeigt, 
dass der Zugang zu nationalen Informationen eines anderen Mitgliedstaats lokalen oder regionalen 
Gebietskörperschaften nicht leicht gemacht wird. Die Informationen sind häufig lückenhaft und selten 
auf dem aktuellen Stand. Auch filtern die Partner aus dem Land, aus dem die Informationen stammen, 
diese meist in gutem Glauben, jedoch mit dem Ergebnis, dass die Empfänger dieser Informationen 
zögern, anhand dieser Informationen, deren Zuverlässigkeit ihnen nicht garantiert wird, 
Verpflichtungen einzugehen. Die Erfahrungen in diesem Bereich stammen vor allem aus 
grenzüberschreitenden Praktiken, doch ist die Schwierigkeit in einem transnationalen oder 
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interregionalen Rahmen noch erhöht. Zudem entstehen in zahlreichen Fällen auch noch sprachliche 
Probleme. 
 
Die Sammlung solcher nationalen Texte würde es ermöglichen, die besten Lösungen zu ermitteln, und 
wäre zweifellos ein nützliches Hilfsmittel für die Verwaltungs- oder Justizbehörden der Staaten, die 
ihren Rechtsrahmen anpassen möchten. Das Vorhandensein eines solchen Instruments würde auch 
eine Übereinstimmung der nationalen Lösungen fördern - mithin ein zweckmäßiges Ergebnis. Zwar 
wird in der Verordnung betont, dass keine "Reihe spezieller gemeinsamer Vorschriften für eine 
einheitliche gemeinschaftsweite Regelung aller betreffenden Vereinbarungen"432 vorgegeben werden 
soll, doch wird eine gewisse Übereinstimmung der auf den EVTZ anwendbaren Vorschriften und 
Verfahren in den einzelnen Mitgliedstaaten die Schaffung solcher Strukturen vereinfachen. Den 
Mitgliedern eines EVTZ, die akzeptieren müssen, sich in einem ausländischen Rechtsrahmen zu 
entwickeln, der aber ihrem Rechtsrahmen ähnelt, wird es weniger schwerfallen zuzustimmen, dass der 
EVTZ in einem anderen Mitgliedstaat als ihrem eigenen seinen Sitz haben wird. 
 
Drittens sieht Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vor, dass die Kommission spätestens am 
1. August 2011 einen Bericht über die Anwendung dieser Verordnung sowie ggf. Vorschläge für 
Änderungen vorlegt. Für die Erstellung eines fundierten Berichts ist es unerlässlich, alle nationalen 
Maßnahmen zusammenzutragen. Und wenn, wie oben ausgeführt, davon auszugehen ist, dass sich 
eine gewisse Übereinstimmung bestimmter grundlegender Vorschriften oder Verfahren auf nationaler 
Ebene abzeichnet, so könnten die Vorschläge insbesondere im Hinblick auf eine Vereinfachung des zu 
komplizierten Verhältnisses zwischen der Verordnung und dem jeweiligen innerstaatlichen Recht 
vielleicht in einer künftigen Fassung der Verordnung gemeinschaftliche Bestimmungen enthalten, die 
sich an diesen nationalen Vorschriften und Verfahren orientieren. 
 
Aus diesen drei Gründen erscheint es wünschenswert, dass ein öffentliches Register dieser nationalen 
Rechtsakte und Dokumente geführt wird und zugänglich ist. Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 3 
verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu, die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten über alle 
Bestimmungen, die sie nach Maßgabe dieses Artikels erlassen haben, zu informieren. Somit stünden 
diese Informationen zur Verfügung.433 Auch könnte die Kommission, ähnlich wie bei den Richtlinien, 
Informationen über die von den Mitgliedstaaten nach Maßgabe dieser Bestimmung erlassenen 
Maßnahmen verbreiten. Sie könnte aber auch - wie in Kapitel 6 Abschnitt B vorgeschlagen - diese 
Frage in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss der Regionen klären. 
 
C. EINFACHE ZUSAMMENHÄNGE ZWISCHEN DER EVTZ-VERORDNUNG UND DEN 

INTERNATIONALEN RECHTSINSTRUMENTEN FÜR DIE TERRITORIALE 
ZUSAMMENARBEIT 

 
Im Gegensatz zu der äußerst komplizierten Lage in Bezug auf das Verhältnis zu den in den nationalen 
Rechtsordnungen enthaltenen Rechtsvorschriften ist die Lösung hier außerordentlich einfach. In 
Erwägungsgrund 5 der Verordnung wird nämlich ausdrücklich auf den "Besitzstand des 
Europarates"434 verwiesen und verdeutlicht, dass "mit diesem Rechtsakt nicht das Ziel verfolgt wird, 
diese Rahmenstrukturen zu umgehen oder eine Reihe spezieller gemeinsamer Vorschriften für eine 
einheitliche gemeinschaftsweite Regelung aller betreffenden Vereinbarungen vorzugeben". Somit 
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steht es den Kooperationspartnern frei, diese Zusammenarbeit fortzusetzen oder eine neue zu beginnen 
und sich das Instrument des EVTZ zunutze zu machen. In diesem Fall bildet diese Verordnung die 
Rechtsgrundlage für ihre Zusammenarbeit (sofern die Modalitäten ihrer Zusammenarbeit die 
Einordnung in den Anwendungsbereich der Verordnung erlauben). Ansonsten können sie sich auf eine 
andere Rechtsgrundlage stützen, die unter den "Besitzstand des Europarates" fällt, bzw. auf eine 
bilaterale Grundlage.435 Die Anwendung einer oder aller Vorschriften kann also frei gewählt werden, 
und aus rechtlicher Sicht ist keine Interaktion zwischen den Rechtsvorschriften vorzusehen, die aus 
diesen unterschiedlichen Instrumenten hervorgehen, für deren Nutzung sich die Partner eines 
bestimmten Kooperationsprojekts entscheiden436. 
 
Hingegen ist dennoch darauf hinzuweisen, dass all diese Instrumente auf Vorschriften des jeweilig 
relevanten innerstaatlichen Rechts verweisen, und dass die Gemeinschaftsverordnung alle 
Mitgliedstaaten sogar dazu verpflichtet, die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame 
Anwendung dieser Verordnung zu treffen (Artikel 16), was aufgrund der Entwicklung der 
Vorschriften des innerstaatlichen Rechts indirekt zu einer Änderung der konkreten rechtlichen 
Tragweite der in bilateralen Vereinbarungen oder Konventionen des Europarates enthaltenen 
Bestimmungen führen könnte. Noch ist es allerdings viel zu früh, diese mögliche Entwicklung zu 
untersuchen, die dem EVTZ auf lange Sicht und aufgrund dieser in der Verordnung enthaltenen 
Verpflichtung im Vergleich zu "konkurrierenden" Rechtsformen, die sich auf andere internationale 
Rechtsinstrumente stützen, eine größere Effizienz verleiht. 
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KAPITEL 6: 
DIE STANDORTBESTIMMUNG DER AKTEURE INNERHALB 

DER NEUEN EUROPÄISCHEN TERRITORIALEN 
ZUSAMMENARBEIT 

 

In diesem letzten kurzen Kapitel geht es um die Standortbestimmung der 
verschiedenen institutionellen Akteure innerhalb der neuen territorialen 
Zusammenarbeit im Sinne der Gemeinschaftsverordnung Nr. 1082/2006 sowie die 
Prioritäten der Strukturpolitik für den Zeitraum 2007-2013. 
 
Mit dieser Verordnung wird es - trotz möglicher Auslegungs- und 
Durchführungsschwierigkeiten - nicht nur möglich sein, die Praxis der territorialen 
Zusammenarbeit vor einer Vereinheitlichung zu bewahren, sondern im Gegenteil die 
Vielfalt der sich aus den bisherigen Erfahrungen ergebenden Situationen und 
Errungenschaften beizubehalten, insbesondere im Hinblick auf die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit (A.1). Es sei in diesem Zusammenhang 
allerdings betont, dass es eine große Vielfalt an Situationen und Erfahrungen in 
Europa gibt und die Erwartungen an die Durchführung dieser Verordnung demnach 
bei weitem nicht einheitlich sind (B.1). 
 
Dies soll jedoch nicht heißen, dass es dieser Verordnung an den gerichtlichen 
Kontrollmechanismen für die wirksame Umsetzung ihrer Bestimmungen fehlt, 
wodurch ihre Anwendung gewährleistet sein dürfte (A.1). Doch die den Mitgliedern 
eingeräumte Möglichkeit, die Modalitäten ihrer Zusammenarbeit teilweise durch eine 
Übereinkunft und eine Satzung zu regeln, dürfte eine Vielfalt von Formen der 
Zusammenarbeit ermöglichen, die der Vielzahl betroffener Akteure und ihren 
Erwartungen entspricht (A.3). 
 
Der EVTZ ist in erster Linie so konzipiert, dass er die folgenden drei Funktionen 
erfüllt: Verwaltung der Strukturfondsmittel, Verwirklichung einer strategischen 
Zusammenarbeit sowie gegebenenfalls Anwendung als Instrument für die praktische 
Durchführung eines Kooperationsvorhabens (A.4). Diese verschiedenen Funktionen 
sind zudem nicht erschöpfend. Daraus folgt, dass die Vielzahl an Modalitäten für die 
Verwirklichung von EVTZ wahrscheinlich noch ansteigt. 
 
Die Situation der Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Entwicklung der EVTZ 
erscheint besonders komplex, da diesen mehrere Rollen gleichzeitig übertragen 
wurden. Sie sind somit die Unterhändler der EVTZ-Verordnung (die auf Vorschlag 
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der Kommission ab 2011 einer Revision unterzogen werden kann) und können 
Mitglieder eines EVTZ werden (Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006); sie 
sind als Gesetzgeber verpflichtet, Vorkehrungen für die wirksame Anwendung dieser 
Verordnung zu treffen (Artikel 16), und wurden mit Kontrollaufgaben betraut (B.2). 
Jeder Staat muss ein klares Bild der Rolle haben, die er im Rahmen dieser 
territorialen Zusammenarbeit übernehmen möchte, und sich vergewissern, dass sein 
Handeln in den verschiedenen ihm in der Verordnung zuerkannten Eigenschaften 
kohärent ist, da es bei der Durchführung dieser Verordnung sonst zu großen 
Schwierigkeiten kommen kann. Es erscheint wünschenswert, eine nationale Strategie 
für die territoriale Zusammenarbeit anzunehmen (C.2). 
 
Die Kommission hat Interesse daran, und zwar nicht nur als Initiatorin dieses neuen 
Kooperationsinstruments und das für die Ausführung des Gemeinschaftshaushalts 
zuständige Organ, insbesondere in Bezug auf die Verwirklichung des Ziels territoriale 
Zusammenarbeit, sondern auch, weil ihr in den Artikeln 16 und 17 der Verordnung 
sowohl die Pflicht, die Durchführung zu verfolgen, als auch die Verantwortung, 
gegebenenfalls Vorschläge für die Änderung dieser Verordnung einzubringen, 
übertragen wurde. Aus all diesen Gründen muss es für sie zu einer dynamischen, 
erfolgreichen Entwicklung bei der Errichtung von EVTZ kommen (B.3). Aufgrund der 
vielen, in dieser Studie aufgezeigten rechtlichen Schwierigkeiten erscheint es jedoch 
wünschenswert, dass die Kommission bei der Durchführung dieser Verordnung und 
des vorrangigen Ziels 3 der Strukturpolitik der Gemeinschaft (C.3.1) einen flexiblen 
Ansatz wählt, da sonst die Gefahr besteht, dass die Ergebnisse eher bescheiden 
ausfallen. 
 
Dem Ausschuss der Regionen ist sehr an der Durchführung dieser Verordnung 
gelegen, und er hat dabei auch potenziell eine Rolle zu spielen, da er in Artikel 5 der 
Verordnung als Empfänger von Informationen über die Gründung von EVTZ seitens 
der Mitglieder (Übereinkunft und Satzung) benannt wird. Als Fazit dieser Studie wird 
schließlich eine den Ausschuss betreffende Aktionsstrategie vorgeschlagen (C.3.3). 

 
In der Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 13. März 2002 wird klar bekräftigt, dass die 
grenzüberschreitende, interterritoriale und transnationale Zusammenarbeit "für die Europäische Union 
in ihrem Bemühen um Integration und die Eindämmung der wirtschaftlichen und sozialen 
Aufsplitterung aufgrund der einzelstaatlichen Grenzen eine Priorität erster Ordnung" darstellt. 437 
Aufgrund dieser Bedeutung legt der Ausschuss der Regionen "großen Wert auf den eindeutigen 
Gebrauch von Definitionen für grenzüberschreitende, transnationale und interterritoriale 
Zusammenarbeit und empfiehlt der Kommission, dem Rat und dem Parlament, die in dieser 
Stellungnahme angegebenen Definitionen als Ausgangspunkt zu nehmen" 438 , da alle Formen 
zusammen die sog. "transeuropäische Zusammenarbeit" 439  ausmachen. Wie wir bereits im ersten 
Kapitel gesehen haben, wird über die Frage der Definition und Bezeichnung dieser Aktivitäten schon 
seit mehr als dreißig Jahren debattiert. Der Begriffsvorschlag des Ausschusses der Regionen von 2002 
wurde nicht berücksichtigt; die neue Bezeichnung lautet "territoriale Zusammenarbeit".  
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Diese neue Bezeichnung an sich ist wahrscheinlich nicht mehr und nicht weniger gerechtfertigt als 
jede andere. Die befragten Akteure vor Ort haben für diese Bezeichnung nicht mehr Begeisterung 
gezeigt als für jede andere440. Im Übrigen ist dieser Terminus ebenso wie der vom Ausschuss der 
Regionen gewählte Vorschlag "transeuropäische Zusammenarbeit" in der Praxis nichts weiter als ein 
gemeinsamer Oberbegriff für drei Arten der Zusammenarbeit, nämlich die grenzüberschreitende, die 
transnationale und die interterritoriale. Die "territoriale Zusammenarbeit" ist jedoch mehr als nur eine 
semantische Neuerung: Sie entspricht - und hier liegt der Kern - einer neuen, faktischen Realität, die 
an die Herausforderungen angepasst ist, denen sich die Gebiete der erweiterten Union heute gegenüber 
sehen. 
 
Unter territorialer Zusammenarbeit ist folglich Folgendes zu verstehen: 
 
1. Erstens ein vorrangiges Ziel der Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, d.h. 

eine der drei Prioritäten der Gemeinschaftspolitik und diejenige mit der größten Mittelausstattung. 
Im Zeitraum 2007-2013 macht die Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts 
nahezu 36% des Haushalts der Europäischen Union aus und hat damit erstmals einen größeren 
Anteil am Haushalt als die Gemeinsame Agrarpolitik. Das sind mehr als 308 Mrd. EUR441. Auch 
wenn für dieses dritte vorrangige Ziel weniger Mittel eingesetzt werden als für die beiden anderen 
(nur 2,52% der Gesamtmittel für die Strukturpolitik sind der europäischen territorialen 
Zusammenarbeit gewidmet, immerhin mehr als 7,75 Mrd. EUR442), wurde es von den 25 EU-
Mitgliedstaaten - natürlich auf Vorschlag der Europäischen Kommission und mit starker 
Unterstützung des Ausschusses der Regionen und des Europäischen Parlaments - dennoch zum 
vorrangigen Ziel einer wichtigen Gemeinschaftspolitik erhoben. Für eine Tätigkeit, die anfangs 
nur eine Randerscheinung war, und deren Weiterentwicklung sich die Staaten widersetzten443, ist 
das eine Errungenschaft, die nicht unterschätzt werden sollte. 

 
2. Zweitens der Europäische Verbund für territoriale Zusammenarbeit, ein Instrument in Form einer 

juristischen Person des Gemeinschaftsrechts, dem neben den Mitgliedstaaten und anderen 
Einrichtungen des öffentlichen Rechts alle lokalen und regionalen Gebietskörperschaften der 
Union beitreten können, um ihre Zusammenarbeit weiterzuentwickeln. Demnach stellt die 
territoriale Zusammenarbeit nicht nur ein Ziel innerhalb eines bestimmten Politikbereichs dar. Sie 
soll sich darüber hinaus auch in neuen juristischen Personen des europäischen Rechts verkörpern, 
die in den kommenden Jahren eine wichtige Rolle bei der Verwirklichung der europäischen 
territorialen Zusammenarbeit spielen könnten. Zumal ein EVTZ gemäß Artikel 7 der Verordnung 
(EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ seine Tätigkeit über die im Rahmen des vorrangigen Ziels 3 
der Koordinierung und Programmplanung der Strukturfonds für den Zeitraum 2007-2013 
genannten Aktivitäten hinaus entfalten kann. 

 
Diese beiden Elemente haben zur Folge, dass sich die territoriale Zusammenarbeit nun, da sie mit den 
entsprechenden Mitteln und einem spezifischen Rechtsinstrument ausgestattet ist, in den kommenden 
Jahren nolens volens weiterentwickeln und durchsetzen wird. 
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Die Umwandlung der Gemeinschaftsinitiative INTERREG in das vorrangige Ziel 3, im 
Gemeinschaftsjargon als "Mainstreaming" von INTERREG bezeichnet, bringt nicht viel Neues, weder 
in Bezug auf die verfügbaren Mittel444 noch für die Verfahren - die Errungenschaften von INTERREG 
wie etwa der Grundsatz des einheitlichen operationellen Programms oder des federführenden Partners 
usw. werden durch die (in Anhang 2 enthaltene) EFRE-Verordnung weit gehend aufrechterhalten. Die 
Bedeutung ist im Wesentlichen symbolisch. 
 
Die EVTZ-Verordnung ist jedoch eine bemerkenswerte Neuerung, mit dem Potenzial, wie in dieser 
Studie gezeigt, einen Wandel der Verfahrensweisen und Ausrichtungen der transeuropäischen 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften herbeizuführen. Dieses letzte Kapitel ist der 
Vorstellung dieser Neuerungen (A), der Prüfung der Erwartungen der verschiedenen Beteiligten (B) 
sowie der Formulierung von Vorschlägen (C) gewidmet. 
 
A. DAS NEUE POTENZIAL DES EVTZ 
 
In rechtlicher Hinsicht ist der EVTZ aus zweierlei Gründen als großer Fortschritt anzusehen. Erstens 
ist der EVTZ eine juristische Person des Gemeinschaftsrechts, was schon an sich weit reichende 
rechtliche Folgen hat (1). Zweitens können auch Staaten an dieser Zusammenarbeit teilnehmen. Diese 
"Wiedereinbeziehung" von Staaten in die territoriale Zusammenarbeit hat auch ein enormes 
Entwicklungspotenzial (2). So ermöglicht es die - fakultative, nicht obligatorische - Teilnahme von 
Staaten, besser auf die Vielfalt der institutionellen Gegebenheiten und der praktischen Erfordernisse in 
einem erweiterten Europa einzugehen (3). Und schließlich wird eine Bewertung der Relevanz dieses 
Instruments für verschiedene Formen der Zusammenarbeit skizziert, auch wenn diese theoretische 
Übung etwas künstlich erscheinen mag (4).  
 
1. Eine Rechtspersönlichkeit des Gemeinschaftsrecht 
 
Wie im ausführlichen Kapitel 4 dieser Studie dargelegt, besitzt der EVTZ in der Tat eine neuartige 
Rechtspersönlichkeit, die aus dem Gemeinschaftsrecht entstanden und in diesem verankert ist, auch 
wenn zahlreiche Wechselwirkungen mit dem Recht des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz 
hat, vorhanden sind. Ohne die langwierigen, aber notwendigen rechtlichen Analysen der Kapitel 4 
und 5 wiederholen zu wollen, seien hier dennoch die drei wichtigsten Elemente hervorgehoben, die 
sich aus dem Gemeinschaftscharakter der Verordnung und der Rechtsperson, deren Einführung sie 
ermöglicht, ergeben. 
 
Erstens ist festzustellen, dass trotz der im vorhergehenden Kapitel genannten Schwierigkeiten 
bezüglich der einheitlichen Wirkung dieser Verordnung - vor allem mit Blick auf das in Artikel 4 
Absatz 3 der EVTZ-Verordnung vorgesehene Verfahren zur Vorabgenehmigung und die dort 
genehmigte Verwendung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften - Vorschriften eingeführt werden, die 
bereits auf dem ganzen Gemeinschaftsgebiet anwendbar sind. Schon dies allein ist ein beachtliches 
und einmaliges Ergebnis. Zur Erinnerung: Zwar wird in den Erwägungsgründen dieser Verordnung in 
Bezug auf den Rechtsrahmen für die Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften auf den 
"Besitzstand des Europarates" verwiesen; dieses Zusatzprotokoll zum Rahmenübereinkommen - vom 
Rechtsinhalt her das wichtigste Instrument des Europarates in diesem Rechtsbereich - wurde jedoch 
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nur von 17 Mitgliedstaaten dieser Organisation ratifiziert, darunter nur von 10 EU-Mitgliedern445. Die 
in dieser Verordnung enthaltenen Vorschriften sind daher ohne jegliche Vorbehalte oder sonstige 
Vorwände in und zwischen den Gebieten der 27 Staaten der Union anwendbar. Die Vereinheitlichung 
ist natürlich kein Selbstzweck und sowohl die Vielfalt als auch die Besonderheiten der Gebiete und 
ihrer institutionellen Organisation müssen berücksichtigt und bewahrt werden446 . Aber allein die 
Tatsache, dass alle diese Formen der Zusammenarbeit einem einheitlichen und universell 
anwendbaren Rechtsinstrument angegliedert werden können, dürfte zu einer erheblichen Ausweitung 
der Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften in Europa führen. Wie aus der Studie über die 
transeuropäische Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften im Auftrag des Ausschusses der 
Regionen deutlich hervorgeht, ist das "Modell der Euregios"447 relativ erfolgreich; dies zeigt, welche 
Anziehungskraft eine gemeinsame europäische Lösung für die Akteure hat. Aus diesem Blickwinkel 
gesehen dürfte der EVTZ somit sicherlich attraktiv sein. 
 
Zweitens sorgt das gemeinschaftliche Fundament der diese Zusammenarbeit regelnden Vorschriften 
dafür, dass diese Vorschriften auch wirksam angewandt werden. Diese wirksame Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts wird durch gerichtliche und außergerichtliche Mechanismen (eine Kontrolle 
durch die Kommission, das Europäische Parlament oder auch den Ausschuss der Regionen) 
gewährleistet, während es bei der Anwendung des internationalen Rechts an Kontrollmechanismen 
fehlt. Die Praxis der grenzüberschreitenden, interregionalen und transnationalen Zusammenarbeit ist 
häufig eine Kreuzung zwischen Unternehmergeist und juristischem Flickwerk. Durch die Aufnahme 
von Vorschriften über den Rechtsrahmen in eine Gemeinschaftsverordnung wird gewährleistet, dass 
die - bekannten, bewährten und wirksamen - Grundsätze der Anwendung des Gemeinschaftsrechts 
zum Einsatz kommen, um das Gelingen der Zusammenarbeit zwischen den Gebietskörperschaften 
untereinander sowie gegebenenfalls mit ihren Mitgliedstaaten zu ermöglichen. 
 
Drittens besteht der eng mit dem vorhergehenden Punkt verknüpfte Beitrag aus der in Artikel 15 der 
EVTZ-Verordnung ausdrücklich kodifizierten Möglichkeit, die Vorschriften für die Zusammenarbeit 
durch den Rückgriff auf dieses Rechtsinstrument einer gerichtlichen Kontrolle zu unterziehen. Dies ist 
vom Standpunkt der Sachverständigen aus ein großer Fortschritt, der es rasch ermöglichen dürfte, der 
territorialen Zusammenarbeit die für ein normales Funktionieren notwendige Rechtssicherheit zu 
verleihen. Umso mehr, als die Richter sowohl von den Partnern einer Übereinkunft zur Gründung 
eines EVTZ als auch von Dritten angerufen werden können - und insbesondere den Bürgern, denen 
der Zugang zu ihrem "gesetzlichen Richter" für einige ihrer wichtigsten Rechte gewährleistet ist448 -. 
Diese wenden sich dann an die einzelstaatlichen Richter oder an die Staaten oder die Kommission, die 
dann gegebenenfalls den Gemeinschaftsrichter anrufen können.  
 
Die Sachverständigen, die diese Studie durchführten, waren diesbezüglich sehr überrascht, welche 
Reaktion die Akteure vor Ort auf diese Bestimmungen über eine gerichtliche Zuständigkeit hatten. 
Was vom Standpunkt der Juristen aus ein beträchtlicher Fortschritt ist, mit dem neuartige 
Rechtsvorschriften in den Rechtsordnungen auf einzelstaatlicher und gemeinschaftlicher Ebene 
konsolidiert werden können, wurde von den Akteuren vor Ort als Entstellung der Idee der territorialen 
Zusammenarbeit verstanden, die - wie man uns gegenüber bemerkte - ein kooperatives Unterfangen 
und keine Streitsache sein solle. Nach etlichen Diskussionen sind wir so weit gekommen, diese 
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Reaktion in Analogie mit der Situation der Staaten zu analysieren, die vor Einführung der 
gemeinschaftlichen Rechtsordnung und der Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) der Auffassung waren, dass ihre Beziehungen 
zueinander zwar auf Regeln beruhen müssen, dass aber jeder Staat der alleinige Garant für deren 
Anwendung bleiben sollte. Im Übrigen sieht die Situation der internationalen Rechtsordnung 
größtenteils auch heute noch so aus. Dahingegen haben es einige europäische Staaten dadurch, dass sie 
den Prozess der gemeinschaftlichen Integration auf den Weg gebracht haben, nicht nur akzeptiert, 
Vorschriften zur Regelung ihrer Beziehungen festzulegen, sondern auch dafür zu sorgen, dass die 
Einhaltung dieser Vorschriften gegebenenfalls von Richtern kontrolliert wird. Daher ist das 
Gemeinschaftsrecht - obgleich aus dem internationalen Recht hervorgegangen - zur eigenständigen 
Rechtsordnung geworden. Diesen Wandel im Verhältnis zur Rechtsnorm zwischen europäischen 
Staaten müssen die Verantwortlichen der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften auch bei den 
Vorschriften für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit vollziehen können. Es gibt Vorschriften, 
und diese werden gegebenenfalls gerichtlich garantiert. Dies ist zwar eine Abkehr von der derzeitigen 
Praxis, doch scheinen sich die Sachverständigen darin einig, dass dieses Zugeständnis zum damaligen 
Zeitpunkt mit höheren Kosten für die europäischen Staaten verbunden war, was für die an einer 
Zusammenarbeit beteiligten lokalen und regionalen Gebietskörperschaften heute nicht mehr der Fall 
sein dürfte. 
 
2. Die Staaten als mögliche Akteure der territorialen Zusammenarbeit 
 
Wie wir in den ersten beiden Kapiteln dieser Studie dargelegt haben, beruhte die Entwicklung des 
Rechts der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit auf der - lange Zeit unwiderlegbaren - Annahme, 
dass der Staat kein Akteur der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sein kann, da sich die 
Beziehungen zwischen Gebietskörperschaften von den Beziehungen zwischen Staaten wesensmäßig 
unterscheiden. So hätte die Tatsache, dass neben den lokalen und regionalen Gebietskörperschaften 
(sowie gegebenenfalls weiteren Akteuren449) auch Staaten einer einheitlichen Kooperationsstruktur 
angehören können, noch vor kurzem als juristische Verirrung gegolten. Dennoch ist das die Lösung, 
die in der Verordnung gewählt wird, und diese Änderung der bisher praktizierten Spielregeln für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit, durch die sich nicht nur der Name, sondern auch der Inhalt 
ändert, eröffnet durchaus interessante Perspektiven. 
 
Zum einen erweist es sich - gerade auch im Hinblick auf eine strategische und nicht nur operationelle 
Zusammenarbeit450 - häufig als erforderlich, dass neben den Gebietskörperschaften auch der Staat 
beteiligt ist. Zumal die territoriale Zusammenarbeit im Gemeinschaftskontext zunächst das Ergebnis 
einer strategischen Vision und nicht nur die Antwort auf praktische Probleme im lokalen Kontext ist, 
wie es sie in der von benachbarten Gebietskörperschaften eingeleiteten grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit gibt (wie beispielsweise die gemeinsame Verwaltung eines grenzüberschreitenden 
öffentlichen Dienstes). So gibt die Gemeinschaft (anfänglich und noch größtenteils die Kommission) - 
über die Prioritäten, die seit mehr als fünfzehn Jahren im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative 
INTERREG festgelegt sind, und heute über das vorrangige Ziel 3 der Kohäsionspolitik - Vorgaben 
und leistet Orientierungshilfe. Konkret sind diese strategischen Orientierungen nicht nur im 
vorgenannten, am 5. Oktober 2006 vom Rat verabschiedeten Dokument, sondern auch in Artikel 6 der 
(in Anhang 2 enthaltenen) EFRE-Verordnung relativ klar aufgeführt. Darin werden verschiedene 
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Prioritäten für jede der drei Arten der Zusammenarbeit - die grenzüberschreitende, die transnationale 
und die interregionale - festgelegt. Diese strategische Dimension wird auch vom Ausschuss der 
Regionen unterstrichen, demzufolge die EU "ein längerfristiges und umfassendes Konzept zur 
Entwicklung aller Grenzregionen der EU" 451  haben sollte. Dies ist auch die Logik des von der 
Kommission propagierten Regierens auf mehreren Ebenen (Multilevel Governance)452. Es ist unter 
diesem Gesichtspunkt übrigens interessant, dass das eigentliche Konzept dieses Regierens auf 
mehreren Ebenen aus der Beobachtung des Partnerschaftsprinzips und seiner Umsetzung in der 
Strukturpolitik seit 1988 entstand453, und dass die grenzüberschreitende Zusammenarbeit aufgrund der 
besonderen Rechtsstruktur, der ihre Tätigkeit unterworfen war, der Anwendung dieses Grundsatzes in 
der Strukturpolitik als einzige entgehen konnte. So gesehen ist es durch die Wiedereingliederung der 
Mitgliedstaaten in die Reihe der Akteure dieser wichtigen Dimension des territorialen Zusammenhalts 
der EU auch bei der territorialen Zusammenarbeit zu einer ziemlich umfangreichen Vereinheitlichung 
gekommen. 
 
Zum anderen erlaubt es diese Möglichkeit der Teilnahme der Staaten als Mitglieder eines EVTZ, die 
Vielfalt der staatlichen Gegebenheiten innerhalb der erweiterten Europäischen Union Rechnung zu 
tragen. Denn die Staaten unterscheiden sich sowohl von ihrer Größe als auch ihrer institutionellen 
Struktur her stark voneinander. Sechs der neuen Mitgliedstaaten waren fünfzehn Jahre vor ihrem 
Beitritt noch subnationale Körperschaften. Einige waren aktive Teilnehmer der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit und wollen nicht, dass ihr neuer Status als Staat sie von früheren bewährten 
Partnerschaften abschneidet. So war Slowenien, heute Mitgliedstaat der Union, als Teilrepublik der 
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien seit 1978 Mitglied der Arbeitsgemeinschaft 
ALPEN-ADRIA und wollte auch nach Ausrufung und Anerkennung seiner Unabhängigkeit weiterhin 
an diesem Zusammenschluss teilnehmen - als Staat. Auch kann diese potenziell heterogene 
Zusammensetzung eines EVTZ beispielsweise die Zusammenarbeit großer Regionen und kleiner 
Staaten ermöglichen, was aus rechtlicher Sicht zwar komplex erscheinen mag, mit Blick auf die 
wirtschaftliche und soziale Realität aber durchaus einleuchtet454. Neben den Größenunterschieden 
haben auch die Unterschiede hinsichtlich der internen Kompetenzverteilung - bzw. sogar die 
institutionellen Organisationsstrukturen, da es in einigen Staaten beispielsweise keine 
Gebietskörperschaften auf regionaler Ebene gibt - zur Folge, dass sich die wenig dezentralisierten 
Staaten rascher als direkte Partner an einer territorialen Zusammenarbeit beteiligen, weil es um ihre 
eigenen Zuständigkeiten gehen wird, während in einem stark dezentralisierten, regionalisierten oder 
föderalen Staat zur Verwirklichung desselben Ziels nur die Zuständigkeiten der subnationalen 
Körperschaften eingesetzt werden. 
 
Dass die Staaten nun als direkte Akteure in diese Zusammenarbeit aufgenommen werden und nicht 
mehr nur die ihnen in den Rechtsvorschriften des Europarates oder den bilateralen Rahmenabkommen 
zuerkannte Aufsichtsrolle erfüllen, kommt somit mehreren Erfordernissen der heutigen Zeit entgegen. 
Aus diesem Grund dürfte diese Beteiligung trotz der sich aus ihr ergebenden rechtlichen Vorbehalte 
auch in der Praxis zu wichtigen Weiterentwicklungen führen. 
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3. Größere Vielfalt an Formeln für die Zusammenarbeit 
 
Die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über die EVTZ ermöglicht es, durch den Rückgriff auf ein 
einziges Instrument, den EVTZ, eine große Vielfalt an Situationen anzugehen - sei es im Hinblick auf 
den Gegenstand der Zusammenarbeit455 oder die mögliche Vielfalt der Partner. Wir haben am Ende 
von Kapitel 4 darauf hingewiesen, dass es auf Grundlage dieser Verordnung verschiedene Arten von 
EVTZ geben wird, und dass diese unterschiedlichen Kategorien rechtlich gesehen natürlich andere 
Rechtsformen mit sich bringen. 
 
Diese rechtliche Komplexität, die nicht vernachlässigt werden darf, sollte jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass der Anwendungsbereich dieser territorialen Zusammenarbeit deutlich 
ausgeweitet und die quantitative und wahrscheinlich auch qualitative Weiterentwicklung der 
Zusammenarbeit gefördert wird: Die Partner können nunmehr nämlich auf Kooperationsformen 
zurückgreifen, die auf einer heterogenen und gegebenenfalls asymmetrischen Zusammensetzung eines 
EVTZ beruhen. Die - bisweilen absurde - Suche nach der idealen institutionellen Symmetrie jenseits 
der Grenze, um eine Aktion, deren Notwendigkeit in Wirklichkeit nicht der Kompetenzverteilung 
entspricht, in den bestehenden Rechtsrahmen einfügen zu können, wird so für die Partner nicht mehr 
erforderlich sein. 
 
Der Preis für diese Komplexität und Vielfalt an Situationen ist natürlich die relative Ungenauigkeit der 
in der Verordnung enthaltenen Rechtsnormen, wie wir in Kapitel 4 und 5 dieser Studie erläutert haben, 
und somit mangelnde Rechtssicherheit. Es darf jedoch nicht vergessen werden, dass sich die Partner 
bei der Errichtung eines EVTZ nicht damit begnügen dürfen, in der Verordnung oder der 
einzelstaatlichen Gesetzgebung Vorschriften zu finden, die auf die Besonderheiten ihrer Beziehung 
anwendbar sind. Diese Partner haben die Möglichkeit, eine Übereinkunft und eine Satzung mit 
Bestimmungen zu erarbeiten, denen sie selbst und sogar die nationalen Rechtsvorschriften im Sinne 
der Systematik von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 unterliegen. In der Logik 
dieser Verordnung gibt es somit eine "dezentralisierte Verwaltung" der rechtlichen Komplexität, die es 
den Partnern der einzelnen EVTZ zur Aufgabe macht, die Rechtsinstrumente, die zur Entstehung des 
EVTZ führen, zu nutzen, um einen ihrer jeweiligen Situation und ihren gemeinsamen Erfordernissen 
entsprechenden Rechtsrahmen zu schaffen und zu verabschieden. 
 
4. Relevanz der EVTZ für verschiedene Modalitäten der Zusammenarbeit 
 
Der EVTZ erfüllt so, wie er in der vorliegenden Verordnung konzipiert ist, gleichzeitig drei 
verschiedene Funktionen: 
 
Erstens dürfte er das ideale Hilfsmittel für die Verwaltung eines Programms für die territoriale 
Zusammenarbeit entsprechend dem vorrangigen Ziel 3 der Strukturpolitik für die Jahre 2007-2013 
sein. Er ermöglicht es, im grenzüberschreitenden Rahmen alle betroffenen Akteure mit einem auf dem 
Gemeinschaftsrecht beruhenden Rechtsinstrument zu vereinen, das geeignet ist, die 
Gemeinschaftsfonds für ein operationelles Programm nach Maßgabe von Artikel 12 der EFRE-
Verordnung vollkommen integriert zu verwalten 456 . Bedauerlicherweise hat es die zeitgleiche 
Verabschiedung der EVTZ-Verordnung und der Verordnung über die Strukturfonds in keinem Fall 



KAPITEL 6:  
DIE STANDORTBESTIMMUNG DER AKTEURE INNERHALB DER NEUEN EUROPÄISCHEN TERRITORIALEN 

ZUSAMMENARBEIT 

181 

erlaubt, einen EVTZ vor oder parallel zur Programmplanung der Strukturfonds zu konzipieren. Die 
Vorbereitung und Aushandlung der rechtlichen Konstruktion eines EVTZ - zumal die einschlägigen 
nationalen Bestimmungen in den meisten Mitgliedstaaten noch nicht existieren - wird auf jeden Fall 
viel Zeit in Anspruch nehmen; auch wenn der EVTZ zwar durchaus geeignet ist, eine solche Funktion 
zu erfüllen, konnte im Programmplanungszeitraum 2007-2013 aus terminlichen Gründen jedoch leider 
noch kein EVTZ mit dieser Aufgabe betraut werden. 
 
Zweitens sollte der EVTZ den Rahmen bilden können, innerhalb dessen eine strategische territoriale 
Zusammenarbeit verwaltet wird, die verschiedene beteiligte und zuständige Akteure vereint. Leider ist 
der Wortlaut von Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung äußerst restriktiv - er schreibt vor, dass alle dem 
EVTZ übertragenen Aufgaben in den Zuständigkeitsbereich jedes der Mitglieder fallen müssen -, 
weshalb ein EVTZ diese strategische Aufgabe vermutlich nicht erfüllen kann. Dies ist zwar 
bedauerlich, aber keine Katastrophe, denn für eine derartige Tätigkeit, die die Koordinierung von 
Standpunkten und Aktivitäten und den Austausch von Informationen und Verfahrensweisen umfasst, 
wird nicht unbedingt ein Verbund mit eigener Rechtspersönlichkeit benötigt (auch wenn ein EVTZ für 
den Fall einer Unterstützung dieser strategischen Tätigkeit durch ein Gemeinschaftsprogramm, ein 
gutes Hilfsmittel wäre, um eine solche gemeinsame Verwaltung zu gewährleisten).  
 
Drittens kann ein EVTZ insbesondere bei grenzüberschreitenden Vorhaben ein geeignetes Instrument 
sein für die gemeinsame praktische Verwaltung von Programmen bzw. für Körperschaften mit 
mehreren Partnern. Die Rechtspersönlichkeit des EVTZ ermöglicht es ihm dann, im Namen und auf 
Rechnung seiner Mitglieder zu handeln und in seinem eigenen Namen die mit dieser Tätigkeit 
einhergehenden Rechte und Verpflichtungen wahrzunehmen. Inwiefern ein solcher Einsatz des EVTZ 
effektiv ist, wird jedoch größtenteils von den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats abhängen, in dem 
der Sitz - und wahrscheinlich auch die Haupttätigkeit - dieses EVTZ liegt. Es kann daher keine 
allgemeine Aussage über die Relevanz eines solchen EVTZ getroffen werden, der mehr als die 
anderen von den rechtlichen Bedingungen am Ort des Sitzes abhängt, und zwar vor allem deshalb, 
weil auch der EVTZ selbst auf Rechnung seiner Mitglieder öffentlich tätig werden müsste, woraus 
sich ein ganzes Netz neuartiger rechtlicher Beziehungen ergibt. 
 
B. DIE VIELFALT DER AKTEURE UND DER ERWARTUNGEN 
 
Bisher haben wir uns mit dem Rechtsrahmen für die territoriale Zusammenarbeit und seinen 
Möglichkeiten befasst; es sollte jedoch auch bedacht werden, dass sich nicht alle potenziell von diesen 
neuen Modalitäten der Zusammenarbeit betroffenen Akteure in der selben Lage befinden. Neben der 
offenkundigen Vielfalt an Akteuren ist auch festzustellen, dass sich die Erwartungen in jeder 
Kategorie von Akteuren in erster Linie hinsichtlich der Erfahrungen unterscheiden, die sie im Bereich 
der Zusammenarbeit (zumeist der grenzüberschreitenden) gesammelt haben. 
 
Nachfolgend werden drei Kategorien von Akteuren unterschieden. Erstens die potenziellen Mitglieder 
eines EVTZ (1). Zweitens die Staaten, die natürlich auch potenzielle Mitglieder eines EVTZ sind; ihre 
Rolle als Mitgliedstaat kann jedoch insbesondere aufgrund der zahlreichen Verweise der Verordnung 
auf das nationale Recht nicht auf die eines potenziellen Mitglieds eines EVTZ beschränkt werden, 
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weshalb wir sie gesondert behandeln (2). Und drittens die Gemeinschaftsinstitutionen (3); hier 
zunächst die Kommission - die u.a. den Haushaltsplan der Gemeinschaften ausführt und somit in 
Partnerschaft mit den Staaten für die Durchführung der Kohäsionspolitik der Gemeinschaft zuständig 
ist -, aber auch das Europäische Parlament sowie der Ausschuss der Regionen, der uns u.a. 
insbesondere als Auftraggeber dieser Studie interessiert. 
 
1. Die Vielfalt der Partner, die einen EVTZ gründen können 
 
In Kapitel 4 Abschnitt B wird ausführlich auf die Akteure eingegangen, die gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1082/2006 des Rates vom 5. Juli 2006 Mitglieder eines EVTZ werden können. Für eine 
Definition dieser Mitglieder verweisen wir daher auf das entsprechende Kapitel. Zwischen den 
Vertretern der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften und ihrer Verbände ist jedoch schon bald 
eine Trennlinie entstanden. Die Akteure, die Erfahrungen mit der territorialen Zusammenarbeit haben 
(sei es auf grenzüberschreitender, transnationaler oder interregionaler Ebene) und insbesondere jene, 
deren Tätigkeit sich auf eine relativ gut funktionierende Kooperationsstruktur stützt, verweisen 
nachdrücklich auf die Komplexität der Durchführung der Verordnung. Die Ungewissheiten angesichts 
der rechtlichen Auswirkungen dieser Verordnung auf ihre eigene innerstaatliche Rechtsordnung und 
die Schwerfälligkeit der vor einer Teilnahme durchzuführenden Kontrollverfahren sind allesamt 
Elemente, die diese Akteure daran zweifeln lassen, ob es - zumindest auf kurze Sicht - nutzbringend 
ist, ihre Zusammenarbeit im Rahmen eines EVTZ zu strukturieren. Umgekehrt versprechen sich die 
Vertreter der Gebietskörperschaften, die keine oder nur wenig Erfahrung mit einer solchen 
Zusammenarbeit haben, sehr viel von der Verordnung. Wahrscheinlich sind beide Haltungen 
überzogen: Für Erstere dürfte es die Verabschiedung nationaler Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Verordnung und die geeignete Aufklärungsarbeit ermöglichen, diese Befürchtungen zu zerstreuen. 
Letztere müssen sich jedoch bewusst werden, dass diese Verordnung an sich keine unmittelbare 
rechtliche Wirkung hat. Sie bietet Akteuren unterschiedlicher Art zwar die Möglichkeit, einen EVTZ 
zu gründen, doch ohne Initiative seitens der Akteure vor Ort (Bottom-up-Errichtung, wobei Artikel 4 
Absatz 1 der Verordnung den zukünftigen Mitgliedern eindeutig das Recht und die Initiative zur 
Gründung eines EVTZ überträgt). Sie sollten mit dem geeigneten Sachverstand ausgestattet werden, 
insbesondere im Rahmen europäischer Verbände von Gebietskörperschaften, insofern ihnen ihr 
institutioneller und rechtlicher Rahmen auf innerstaatlicher Ebene hinreichend konkrete und weit 
gehende Zuständigkeiten für eine Zusammenarbeit gewährt.  
 
Auf alle Fälle aber sollten die potenziellen Mitglieder eine Kosten-Nutzen-Analyse durchführen, bevor 
sie sich auf das relativ komplexe und zeitintensive457 Verfahren der Gründung eines EVTZ einlassen. 
So besagt die Verordnung eindeutig, insbesondere in Erwägungsgrund 15, dass der Rückgriff auf 
einen EVTZ keineswegs obligatorisch ist. Auch müssen die Hauptgründe für die Errichtung eines 
EVTZ - Zugang zu einem Rechtsinstrument basierend auf dem Gemeinschaftsrecht und insbesondere 
Erwerb der Rechtspersönlichkeit für die Kooperationsstruktur - im Rahmen der vorgesehenen 
Zusammenarbeit einer Notwendigkeit entsprechen. Es ist möglich, dass sich die relativ schwerfällige 
Form eines EVTZ für einige Kooperationsprojekte nicht als erforderlich erweist und die 
Beibehaltung - bzw. in einem ersten Schritt die Entwicklung - einer weniger formellen und rechtlich 
flexibleren Zusammenarbeit den unmittelbaren Erfordernissen der Partner eher gerecht wird. 
Umgekehrt sei erwähnt, dass die Errichtung eines starken und dauerhaften Zusammenschlusses mit 
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Rechtspersönlichkeit unter institutionellen und funktionalen Gesichtspunkten zu einer Stärkung der 
Zusammenarbeit im Laufe der Zeit führen würde. Bei der Abwägung der Interessen sollte auch dieser 
Faktor in Betracht gezogen werden. 
 
2. Die Mitgliedstaaten 
 
Die Lage in den Mitgliedstaaten im Hinblick auf diese territoriale Zusammenarbeit ist zunächst ganz 
unterschiedlich, wie bei der Prüfung der Möglichkeiten dieser territorialen Zusammenarbeit bereits 
unterstrichen wurde. Für einen kleineren Mitgliedstaat wäre ein Großteil seines Hoheitsgebiets 
"Grenzgebiet". Demnach kämen die regionalen Partner von Nachbarstaaten als potenziell geeignete 
Partner in Frage. Wahrscheinlich ist auch die institutionelle und territoriale Gewalt nicht sehr 
dezentralisiert organisiert, da aufgrund der mäßigen Größe keine Dezentralisierung erforderlich ist. 
Ein großer, sehr dezentralisiert aufgebauter Mitgliedstaat hingegen wäre nicht in einer vergleichbaren 
Situation. Zudem hätten frühere Erfahrungen mit der Zusammenarbeit vielleicht schon zu 
Entwicklungen oder Angleichungen des innerstaatlichen Rechts- oder Verwaltungsrahmens geführt, 
der gegebenenfalls an die Anforderungen der EVTZ-Verordnung angepasst werden müsste. Dagegen 
wäre ein Staat, dessen Gebietskörperschaften nur wenig Erfahrung mit Außenbeziehungen hat, 
wahrscheinlich gezwungen, einen neuen Rechtsrahmen für seine Aktivitäten zu entwickeln. 
 
Andererseits befinden sich die Mitgliedstaaten mit Blick auf die Umsetzung dieser Verordnung in 
einer besonders komplexen Situation, da sie aus ganz unterschiedlichen Gründen von der 
Durchführung der Verordnung betroffen sind, und die Schwierigkeit wird für sie darin bestehen, eine 
kohärente Haltung in und zwischen ihren verschiedenen Rollen anzunehmen. So sind die Staaten als 
potenzielle Mitglieder eines EVTZ unmittelbar betroffen - siehe mutatis mutandis den vorhergehenden 
Absatz. Sie sind es jedoch auch, die das mehrjährige Finanzpaket verhandelt haben und vor 2013 neu 
aushandeln müssen, um einen Gemeinschaftshaushalt über den Horizont 2013 hinaus sicherzustellen; 
und als solche werden sie sich für die Gesamtergebnisse dieses Teils der Strukturpolitik interessieren. 
Gleichzeitig erwachsen den Staaten - besonders im Hinblick auf diese Verordnung - jedoch auch 
konkrete Verpflichtungen aus den Gemeinschaftsvorschriften, die von ihnen erfüllt werden müssen. 
Mit Artikel 16 der Verordnung, demzufolge die Mitgliedstaaten "die erforderlichen Vorkehrungen für 
eine wirksame Anwendung dieser Verordnung" treffen, werden sie in die Pflicht genommen. 
Gleichzeitig sind sie gemäß den Verpflichtungen, die sich aus dem innerstaatlichen und dem 
internationalen Recht ergeben, auch Garanten einer gewissen Kohärenz des innen- und 
außenpolitischen Handelns des Staates im weitesten Sinn458, d.h. einschließlich des Handelns ihrer 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften. Zwar erlaubt ihnen die Verordnung die Durchführung 
einer Ex-ante- (Artikel 4) oder einer Ex-post-Kontrolle (hauptsächlich Artikel 6, 13 und 14); wir sind 
jedoch der Meinung, dass sie die möglichen Zwänge und Ziele, die ein Staat bei der Wahrnehmung 
seiner übrigen Funktionen zu berücksichtigen hat, nicht ignorieren darf. Aus diesen Gründen sind wir 
der Auffassung, dass jeder Staat - oder die Mitgliedstaaten gemeinsam - die Verabschiedung einer 
detaillierten Strategie für ihre jeweilige Rolle im Rahmen dieser territorialen Zusammenarbeit ins 
Auge fassen sollten. Der Rahmen der operationellen Programme könnte natürlich dazu dienen, einige 
vorrangige Handlungsachsen anzuzeigen, doch die Überlegung sollte unserer Ansicht darüber 
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hinausgehen und möglicherweise in Zusammenarbeit mit den Gemeinschaftsinstitutionen 
weitergeführt werden. 
 
Schließlich sollte auf die besondere Situation der Mitgliedstaaten aufmerksam gemacht werden, deren 
Landesgrenze auch eine Außengrenze der Union bildet. In den am 5. Oktober 2006 verabschiedeten 
Leitlinien der Gemeinschaft für den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt heißt es 
zwar: "Besondere Aufmerksamkeit muss den Herausforderungen und Chancen gewidmet werden, die 
sich im Zuge der Veränderungen der äußeren Grenzen der Gemeinschaft aufgrund der Erweiterung 
ergeben. Es ist in diesem Zusammenhang erforderlich, kohärente grenzübergreifende Maßnahmen zu 
fördern, mit denen die Wirtschaftsaktivität auf beiden Seiten stimuliert wird, und Hemmnisse für die 
Entwicklung zu beseitigen. Zu diesem Zweck muss mit Hilfe der Kohäsionspolitik und des neuen 
Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments sowie gegebenenfalls mit dem neuen 
Instrument für Heranführungshilfe ein kohärenter Rahmen für solche Maßnahmen geschaffen 
werden." Es sei jedoch betont, dass dies derzeit nicht der Fall ist.  
 
Keines der genannten Rechtsinstrumente nimmt zum jetzigen Zeitpunkt eindeutig Bezug auf den 
EVTZ, und dieser hat sich für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Übrigen nur als bedingt 
geeignet erwiesen. Wie wir gesehen haben, muss der Sitz eines EVTZ im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats der Gemeinschaft liegen (Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a), wobei der EVTZ "aus 
Mitgliedern aus dem Hoheitsgebiet von mindestens zwei Mitgliedstaaten" bestehen muss (Artikel 3 
Absatz 2); in diesem Fall ist die Teilnahme eines Drittlandes denkbar, sofern die Rechtsvorschriften 
dieses Landes dies ermöglichen oder Vereinbarungen zwischen dem Mitgliedstaat und Drittland dies 
erlauben. Das sind recht viele Bedingungen. Und selbst wenn diese Bedingungen erfüllt sind, ist eine 
bilaterale grenzüberschreitende Zusammenarbeit nicht möglich, da es nach Artikel 3 Absatz 2 
erforderlich ist, dass am EVTZ Mitglieder teilnehmen, deren Sitz im Hoheitsgebiet von mindestens 
zwei Mitgliedstaaten liegt. Diese grenzüberschreitende Zusammenarbeit - die in den genannten 
strategischen Leitlinien und im Entwurf für eine Verordnung über die europäische 
Nachbarschaftspolitik 459  herausgestrichen wird, wobei die rechtlichen Schwierigkeiten mit der 
Einbeziehung von Akteuren aus Drittstaaten beim derzeitigen Stand der EVTZ-Verordnung weniger 
problematisch erscheinen - erscheint den betreffenden Mitgliedstaaten anscheinend umso wichtiger, 
als sich die "Grenzeffekte" an den Außengrenzen der EU stärker bemerkbar machen. Die betreffenden 
Staaten haben daher ein besonderes Anliegen, das auf Gemeinschaftsebene gesondert behandelt 
werden sollte. 
 
3. Die Gemeinschaftsakteure 
 
Die Kommission hat großes Interesse an der zweckmäßigen Nutzung dieser EVTZ-Verordnung. Dies 
ist einerseits darauf zurückzuführen, dass die Kommission - wie wir im ersten Kapitel gesehen haben - 
seit 1975 zunächst Maßnahmen der grenzüberschreitenden und anschließend der transnationalen und 
interterritorialen Zusammenarbeit unterstützt hat, die sie als politische Prioritäten des 
Integrationsprozesses erachtet. Andererseits ist die Kommission als Ausführungsbehörde des 
Gemeinschaftshaushalts unter eigener Verantwortung 460  daran interessiert, im Rahmen des 
vorrangigen Ziels territoriale Zusammenarbeit, das in den im Juli 2006 veröffentlichten Verordnungen 
verankert ist461, über ein Instrument für die Verwaltung der Gemeinschaftsfonds zu verfügen, um im 
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Rahmen des Haushaltsentlastungsverfahrens nicht die Kritik des Rechnungshofs462 und den Unmut des 
Europäischen Parlaments auf sich zu ziehen. Außerdem sind die EVTZ-Verordnung und die sich aus 
ihr ergebende Möglichkeit, dass sich Mitgliedstaaten und Gebietskörperschaften im Rahmen einer 
Rechtsform des Gemeinschaftsrechts in grenzüberschreitendem oder transnationalem Rahmen 
gemeinsam an gemeinschaftlich finanzierten Programmen beteiligen, eine vorbildliche 
Konkretisierung der Grundsätze für europäisches Regieren, die die Kommission in ihrem Weißbuch 
von 2001 dargelegt hat 463 . Darüber hinaus wird der Kommission mit dieser Verordnung die 
Möglichkeit gewährt, "bis 1. August 2011 [...] einen Bericht über die Anwendung dieser Verordnung 
sowie gegebenenfalls Vorschläge für Änderungen" vorzulegen. Schließlich hat die Kommission als 
Hüterin der Verträge die grundlegende Aufgabe, die Einhaltung des gesamten Gemeinschaftsrechts zu 
gewährleisten, einschließlich der Bestimmungen über die territoriale Zusammenarbeit. 
 
Das Europäische Parlament unterstützt schon seit langem die Weiterentwicklung der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im europäischen Integrationsprozess 464  und hat bei der 
Verabschiedung dieser Verordnung zudem eine aktive Rolle gespielt. Von den 41 Änderungsanträgen, 
die das Parlament in erster Lesung vorgeschlagen hat, wurden 34 von der Kommission in ihren 
überarbeiteten Entwurf einer Verordnung übernommen und zum Großteil vom Rat akzeptiert. Das 
Parlament hat auch einen gewissen Druck auf die Mitgliedstaaten ausgeübt, um sie dazu zu bewegen, 
diese Verordnung gleichzeitig mit den Verordnungen über die Strukturfonds zu verabschieden, was 
eine rasche Verabschiedung dieses inhaltlich innovativen Rechtsaktes ermöglicht hat. Überdies spielt 
das Parlament in der gemeinschaftlichen Strukturpolitik nur eine begrenzte Rolle, da nur die 
Verordnungen über den EFRE und den EUROPÄISCHEN SOZIALFONDS dem 
Mitbestimmungsverfahren unterliegen. Diese Verordnungen wiederum sind der Verordnung über 
allgemeine Bestimmungen zu den Strukturfonds 465  unterworfen, für das dem Parlament nur das 
Zustimmungsverfahren zur Verfügung steht. Folglich hat das Parlament erhebliches Interesse daran, 
die Anwendung dieser Verordnung zu verfolgen, zu deren Verabschiedung es wesentlich beigetragen 
hat. 
 
Der Ausschuss der Regionen schließlich ist der Gemeinschaftsakteur, dem am meisten daran gelegen 
ist, die ordnungsgemäße Anwendung dieser Verordnung zu überwachen und zu fördern. Vom 
institutionellen Standpunkt aus ist bekannt, dass der Ausschuss der Regionen lediglich eine beratende 
Funktion hat. Diese Befugnis ist im Rahmen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit jedoch 
besonders wichtig. Sie ist nämlich der einzige materielle Bereich, der in den Vertragsartikeln über den 
Ausschuss der Regionen ausdrücklich als Teil der Zuständigkeiten des Ausschusses als beratende 
Einrichtung erwähnt wird 466 . Mehr noch: Dieser Verweis auf die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit ist sogar die einzige im Vertrag enthaltene Bezugnahme auf diesen Bereich, wodurch 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit vertraglich gesehen eine besondere und ausschließliche 
Verbindung zum Ausschuss der Regionen erhält. Zum anderen wird der Ausschuss der Regionen in 
der EVTZ-Verordnung ausdrücklich erwähnt, denn in Artikel 5 Absatz 1 dieser Verordnung heißt es, 
dass die Mitglieder nach erfolgter Registrierung eines EVTZ "die betroffenen Mitgliedstaaten und den 
Ausschuss der Regionen über die Übereinkunft und die Registrierung und/oder die Veröffentlichung 
der Satzung" unterrichten. Diese Formulierung ist nicht so präzise und ambitioniert wie diejenige, die 
der Ausschuss der Regionen in seiner Stellungnahme vom 18. November 2004 zu dem Vorschlag der 
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Kommission für eine EVTZ-Verordnung vorgeschlagen hatte, in der es hieß: "Das Abkommen wird 
allen Mitgliedern, den Mitgliedstaaten und dem Ausschuss der Regionen übermittelt. Der Ausschuss 
nimmt das Abkommen in ein öffentlich zugängliches Register aller 'Abkommen zur transeuropäischen 
Zusammenarbeit' auf"467. Das EP greift diese Idee in seinem in erster Lesung festgelegten Standpunkt 
zwar auf, fügt jedoch auch die Kommission als Adressat hinzu: "Die Kommission trägt das 
Abkommen in ein öffentliches Register aller EVTZ-Abkommen ein."468 Die Kommission hat in ihrem 
geänderten Vorschlag zwar die Idee der Übermittlung an den Ausschuss der Regionen, jedoch nicht 
die des Registers übernommen. Dem Ausschuss der Regionen ist aus diesen beiden Gründen ganz 
besonders daran gelegen, sich für die Weiterentwicklung der territorialen Zusammenarbeit einzusetzen, 
deren Idee er schon von Anfang an verteidigt469. 
 
Aus all diesen Gründen hat die Kommission auch ein maßgebliches Interesse daran, die 
Weiterentwicklung dieser territorialen Zusammenarbeit speziell zu verfolgen. 
 
C. VORSCHLÄGE 
 
Ausgehend von den in diesem Kapitel behandelten Aspekten sowie den Schlussfolgerungen aus der 
detaillierten Prüfung der EVTZ-Verordnung und der mit ihrer Durchführung verbundenen 
Rechtsprobleme können wir die folgenden Vorschläge einbringen, mit denen die Voraussetzungen für 
einen Wandel der Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften im Gemeinschaftsrahmen dank 
der Möglichkeiten dieses neuen Rechtsinstruments gegeben sein werden. 
 
1. Für die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften 
 
Nach dem aktuellen Stand der Kenntnisse, die an die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften 
übermittelt worden sind, haben die Verantwortlichen im Rahmen zweier Seminare auf einer 
Veranstaltung der Vereinigung der Regionen Europas zu diesem Thema im Mai und September 2006 
in Brüssel sowie im Rahmen der Diskussionen mit den territorialen Akteuren am Rande der Open 
Days Anfang Oktober 2006 in Brüssel drei wichtige Elemente hervorgehoben: 
 

1) Erstens einen Mangel an Informationen über die wichtigsten Elemente des EVTZ und seine 
potenziellen Vorteile; 

2) zweitens Befürchtungen hinsichtlich der rechtlichen Ungewissheiten im Zusammenhang mit 
der Durchführung dieser Verordnung; 

3) drittens den Wunsch, die Anstrengungen auf konkrete Aktionen der Zusammenarbeit und 
nicht auf rechtliche Analysen und institutionelle Gebilde zu konzentrieren. 

 
Es wäre daher zweckmäßig, 
 

− für möglichst weit reichende Informationen über den EVTZ und seine Merkmale sowie über 
die rechtlichen Probleme und Konsequenzen zu sorgen; 

− die Errichtung von Rechtsrahmen auf einzelstaatlicher Ebene zu verfolgen und - sobald diese 
bereitstehen und einsetzbar sind - kurze Leitlinien über die Verfahren zur Gründung eines 
EVTZ zu erstellen. 
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Mit diesen Leitlinien soll insbesondere den für die Schaffung eines EVTZ in Frage 
kommenden Akteuren zu folgender Vorgehensweise geraten werden: 
A - Analyse der Erfordernisse und des Gegenstands der Zusammenarbeit. 
B - Ermittlung der für die Umsetzung der vorgesehenen Zusammenarbeit erforderlichen 

Zuständigkeiten. 
C - Ermittlung der Partner, die in jedem der betreffenden Hoheitsgebiete über die 

erforderlichen Zuständigkeiten verfügen (wobei der Begriff "Hoheitsgebiet" für eine 
interregionale Zusammenarbeit nicht relevant ist). 

D - Prüfung der verschiedenen auf einzelstaatlicher Ebene verfügbaren Rechtsrahmen und 
Ermittlung derjenigen, die am besten geeignet wären, die Rechtsform der gemeinsamen 
Zusammenarbeit nach dem Subsidiaritätsprinzip zu regeln, und zwar sowohl in 
Abhängigkeit vom Gegenstand der Zusammenarbeit als auch der Art der Partner (dies 
würde die Auswahl des Sitzes ermöglichen). 

E - Überprüfung, ob die vorgesehene Lösung von den jeweiligen einzelstaatlichen Behörden 
im Sinne von Artikel 4 Absatz 3 der EVTZ-Verordnung genehmigt werden kann. 

F - Erstellung einer Kosten-Nutzen-Analyse - unter Berücksichtigung der vorgenannten 
Parameter - der Gründung eines EVTZ im Vergleich zur Verwirklichung der gleichen 
Zusammenarbeit (sofern möglich) nach anderen Modalitäten. 

G - Aushandlung und Ausarbeitung der Übereinkunft und der Satzung mit allen interessierten 
Partnern (sowie gegebenenfalls den Kontrollbehörden im Sinne von Artikel 4 Absatz 3 der 
Verordnung, um spätere Probleme zu vermeiden). 

H - Sobald der Inhalt der von den voraussichtlichen Mitgliedern vereinbarten Übereinkunft 
und Satzung festgelegt worden ist, Einleitung des Verfahrens zum Antrag auf 
Genehmigung im Sinne von Artikel 4 Absatz 3 der EVTZ-Verordnung. 

− eine Mitteilung zu erstellen, aus der hervorgeht, dass schon die Schaffung eines EVTZ voll 
zur Verwirklichung des Ziels der territorialen Zusammenarbeit beiträgt.  

 
2. Für die Mitgliedstaaten 
 
Die Mitgliedstaaten müssen die EVTZ-Verordnung einhalten und die erforderlichen Vorkehrungen für 
eine wirksame Anwendung dieser Verordnung treffen.  
 
Unserer Ansicht nach könnte neben der ihnen obliegenden legislativen und/oder regulatorischen 
Arbeit470 auch die Verabschiedung einer nationalen Strategie für die territoriale Zusammenarbeit im 
Gemeinschaftsrahmen (bzw. für an den EU-Außengrenzen liegende Staaten darüber hinaus), wie wir 
sie in Ziffer B.2 dieses Kapitels bereits grob skizziert haben, für alle betroffenen Akteure ein 
interessantes und nutzbringendes Governance-Instrument sein. 
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3. Für die Gemeinschaftsinstitutionen 
 
3.1 Die Kommission 
 
Angesichts der sowohl rechtlichen als auch terminlichen Schwierigkeiten mit der Gewährleistung 
einer wirksamen Durchführung des EVTZ im Rahmen des vorrangigen Ziels territoriale 
Zusammenarbeit für den Zeitraum 2007-2013 erscheint es wünschenswert, dass die Kommission zur 
Inanspruchnahme solcher Strukturen animiert und es gegebenenfalls akzeptiert, Pilotprojekte zu 
unterstützen, bei denen es in erster Linie um die Gründung eines EVTZ geht, um Erfahrungen mit der 
Funktionsweise dieser völlig neuen Rechtsform zu sammeln, die allen Akteuren Nutzen bringen. 
Darüber hinaus könnte es sich als erforderlich erweisen, eine den - insbesondere rechtlichen - 
Erfordernissen entsprechende technische Unterstützung bereitzustellen. 
 
Im Übrigen sollte die Kommission auf der Grundlage der Informationen, die ihr gemäß Artikel 16 
Absatz 1 der EVTZ-Verordnung übermittelt werden, für die Veröffentlichung der durchgeführten 
Maßnahmen zumindest in dem Maße sorgen, wie dies für Richtlinien geschieht471. Die Kommission 
könnte diese Informationstätigkeit und Weiterverfolgung in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss der 
Regionen durchführen (siehe weiter unten). 
 
3.2 Das Parlament 
 
Das Parlament könnte über seinen Ausschuss für Regionale Entwicklung eine jährliche 
Bestandsaufnahme der Durchführung der vorliegenden Verordnung vornehmen, gegebenenfalls in 
Zusammenarbeit mit dem Ausschuss der Regionen (siehe weiter unten).  
 
3.3  Der Ausschuss der Regionen 
 
Wir schlagen dem Ausschuss der Regionen aufgrund seiner speziellen Legitimität in dieser Frage (wie 
wir in Ziffer B.3 gezeigt haben) und der besonderen Rolle, die ihm gemäß Artikel 5 der EVTZ-
Verordnung übertragen wird, sowie auf Grundlage der Bemerkungen dieser Studie vor, seine Tätigkeit 
im Zusammenhang mit der territorialen Zusammenarbeit an zwei Achsen auszurichten: Information 
und Weiterverfolgung. 
 
Die Komplexität des Gegenstands und der Entwicklungen, zu denen es im Rahmen der Umsetzung 
kommen wird 472 , veranlassen uns dazu, neben der weiten Verbreitung dieser Studie Folgendes 
vorzuschlagen: 
 

1) Konzipierung eines speziellen Instruments zur Verfolgung der territorialen Zusammenarbeit 
mit Hilfe des EVTZ seitens des Ausschusses der Regionen durch den Aufbau einer 
operationellen und öffentlichen Datenbank über die EVTZ in Europa. Diese Datenbank würde 
Informationen über bestehende EVTZ enthalten. Mittels einer interinstitutionellen 
Vereinbarung mit der Kommission könnten ferner auch die für die Durchführung der 
Verordnung Nr. 1082/2006 relevanten einzelstaatlichen Maßnahmen in die Datenbank 
aufgenommen werden. 
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2) Es wäre zweckmäßig, einen Entwurf für diese Datenbank zu erstellen, in dem sowohl die 
Struktur der Erfassung und Online-Bereitstellung der Daten als auch die DV-Architektur eines 
solchen Instruments koordiniert würden. 

3) Durchführung einer Studie - nicht vor dem 1. August 2007, sondern aller Voraussicht nach 
2008 oder 2009, in der die (möglichen) einzelstaatlichen Rechtsrahmen für die EVTZ 
verglichen werden. Auf dieser Grundlage könnten auch die vorstehend genannten Leitlinien 
erarbeitet werden. 

4) Benennung eines Berichterstatters, der dem Ausschuss der Regionen eine - gegebenenfalls 
jährliche - Bestandsaufnahme der territorialen Zusammenarbeit vorlegt, in dem die 
Fortschritte und Probleme aufgezeigt werden. Insofern die Kommission einen Bericht über die 
Grundlage dieser Verordnung abgeben und eventuelle Änderungen vorschlagen muss, wäre es 
auf diese Weise möglich, Vorschläge mit Blick auf die Verabschiedung einer Stellungnahme 
des Ausschusses einzubringen. Der Ausschuss der Regionen könnte sich als "Spezialist" für 
diese Frage darstellen, wie dies überdies in Artikel 265 des EG-Vertrags vorgesehen ist. 
Dieser Berichterstatter würde insbesondere von der als Vorschlag Nr. 1 in Betracht gezogenen 
Datenbank aus arbeiten. 

5) Gegebenenfalls Einrichtung einer Beobachtungsstelle für die territoriale Zusammenarbeit, 
entweder unter der alleinigen Verantwortung des Ausschusses oder in Partnerschaft mit den 
anderen Institutionen (in diesem Fall müsste die spezifische Rolle des Ausschusses der 
Regionen in einer interinstitutionellen Vereinbarung eindeutig festgeschrieben werden).  

6) Diese Beobachtungsstelle könnte gegebenenfalls in Partnerschaft mit einem oder mehreren 
interessierten Verbänden lokaler und regionaler Gebietskörperschaften oder mit 
Wissenschaftsverbänden verwirklicht werden. 

7) Gegebenenfalls könnte diese Beobachtungsstelle zudem mit der Verwaltung der in Vorschlag 
Nr. 1 erwähnten Datenbank betraut werden. 

8) Förderung und Unterstützung des Aufbaus eines Netzes der bestehenden EVTZ. Dieses Netz 
wäre entweder vertraglich an den Ausschuss der Regionen angegliedert oder aber unabhängig; 
in diesem Fall könnte es selbst die Rechtsform eines EVTZ annehmen. Dieses Netz könnte 
gegebenenfalls von der Beobachtungsstelle getragen werden. 

9) Vorschlag zur Einrichtung eines Kontaktausschusses, dem die betreffenden europäischen 
Institutionen und die Mitgliedstaaten angehören. Als Vorbild könnte der Mechanismus dienen, 
der in Artikel 42 der Verordnung über die Schaffung einer Europäischen Wirtschaftlichen 
Interessenvereinigung (EWIV) beschrieben wird. Die Rechtsgrundlage dieses Vorschlags des 
Ausschusses der Regionen sollte die besondere Rolle sein, die ihm durch Artikel 265 EGV im 
Bereich der grenzübergreifenden Zusammenarbeit übertragen wird. 

 
Die Tätigkeit des Kontaktausschusses könnte auf die Arbeit der Beobachtungsstelle gestützt sein. 
 
Diese Vorschläge an die Adresse des Ausschusses der Regionen sind nicht unbedingt erschöpfend. 
Der erste Vorschlag erscheint uns eine Voraussetzung zu sein, damit sich die Verwirklichung der 
folgenden Vorschläge leichter bewerkstelligen ließe; die nachfolgenden Vorschläge könnten jedoch 
auch ohne diese Datenbank umgesetzt werden. 
 



EUROPÄISCHER VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT - EVTZ 

 190 

Die Reihenfolge der Vorschläge 2 bis 6 folgt dem Umfang an Investitionen, Mitteln und politischen 
Ressourcen, die der Ausschuss der Regionen der Verfolgung des Wandels der territorialen 
Zusammenarbeit widmen möchte. Bei den möglichen Verbindungen zwischen mehreren Vorschlägen 
handelt es sich lediglich um Denkansätze. Jeder dieser Ansätze kann unabhängig von den anderen 
verwirklich werden. 
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I. VERORDNUNG (EG) NR. 1082/2006 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES VOM 5. JULI 2006 ÜBER DEN 

EUROPÄISCHEN VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT 
(EVTZ) 

(Amtsblatt L 210 vom 31.7.2007, S. 19-24) 
 
DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 
 
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 159 
Absatz 3, 
 
gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 
 
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses [1], 
 
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen [2], 
 
gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags [3], 
 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
 
(1) Artikel 159 Absatz 3 des EG-Vertrags sieht vor, dass spezifische Aktionen außerhalb der 

Fonds festgelegt werden können, die im ersten Absatz dieses Artikels angeführt sind, um die 
im Vertrag vorgesehene Zielsetzung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhaltes zu 
verwirklichen. Die harmonische Entwicklung des gesamten Gebiets der Gemeinschaft und die 
Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts bedingen eine 
Verstärkung der territorialen Zusammenarbeit. Zu diesem Zweck sollten die Maßnahmen 
ergriffen werden, die für die Verbesserung der Bedingungen notwendig sind, unter denen die 
Aktionen der territorialen Zusammenarbeit verwirklicht werden. 

 
(2) Es bedarf geeigneter Maßnahmen zur Reduzierung der Schwierigkeiten, vor welchen die 

Mitgliedstaaten und insbesondere die Regionen und die lokalen Behörden bei der 
Durchführung und Verwaltung der Aktionen der territorialen Zusammenarbeit im Rahmen der 
unterschiedlichen nationalen Vorschriften und Verfahren stehen. 

 
(3) Da insbesondere die Zahl der Land- und Meeresgrenzen in der Gemeinschaft infolge ihrer 

Erweiterung zugenommen hat, muss der Ausbau der territorialen Zusammenarbeit in der 
Gemeinschaft vereinfacht werden. 

 
(4) Die vorhandenen Instrumente, wie die Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung, 

haben sich als wenig geeignet erwiesen, um eine strukturierte Zusammenarbeit im Rahmen 
der Gemeinschaftsinitiative Interreg im Programmzeitraum 2000 bis 2006 zu gestalten. 
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(5) Der Besitzstand des Europarates umfasst verschiedene Möglichkeiten und Rahmenstrukturen 
für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen den regionalen und lokalen Behörden. 
Mit diesem Rechtsakt wird nicht das Ziel verfolgt, diese Rahmenstrukturen zu umgehen oder 
eine Reihe spezieller gemeinsamer Vorschriften für eine einheitliche gemeinschaftsweite 
Regelung aller betreffenden Vereinbarungen vorzugeben. 

 
(6) Die Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen 

Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds und den Kohäsionsfonds [4] erhöht das Angebot an Mitteln zur Unterstützung der 
europäischen territorialen Zusammenarbeit. 

 
(7) Es ist ebenfalls notwendig, die Durchführung von Aktionen der territorialen Zusammenarbeit 

ohne einen finanziellen Beitrag der Gemeinschaft zu vereinfachen und fortzuführen. 
 
(8) Zur Überwindung der Hindernisse für die territoriale Zusammenarbeit bedarf es eines 

Instruments der Zusammenarbeit auf gemeinschaftlicher Ebene, um im Gebiet der 
Gemeinschaft Kooperationsverbünde mit eigener Rechtspersönlichkeit unter der Bezeichnung 
"Europäischer Verbund für territoriale Zusammenarbeit" (EVTZ) zu gründen. Der Rückgriff 
auf einen EVTZ sollte fakultativ sein. 

 
(9) Es empfiehlt sich, dass der EVTZ mit der Eigenschaft ausgestattet wird, im Namen und im 

Auftrag seiner Mitglieder, insbesondere der regionalen und kommunalen Behörden welche 
ihm angehören, zu handeln. 

 
(10) Die Aufgaben und Befugnisse des EVTZ müssen in einer Übereinkunft geregelt werden. 
 
(11) Der EVTZ sollte handeln können, um entweder die durch die Gemeinschaft kofinanzierten 

Programme oder Projekte für territoriale Zusammenarbeit, insbesondere im Rahmen der 
Strukturfonds gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 und der Verordnung (EG) 
Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung [5], durchzuführen oder um Maßnahmen der 
territorialen Zusammenarbeit durchzuführen, die allein auf die Initiative der Mitgliedstaaten 
und ihrer regionalen und lokalen Behörden zurückgehen, mit oder ohne finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft. 

 
(12) Es sollte präzisiert werden, dass die finanzielle Verantwortung der regionalen und lokalen 

Behörden sowie die der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Verwaltung sowohl der 
Gemeinschaftsmittel wie der nationalen Mittel durch die Schaffung eines EVTZ nicht berührt 
wird. 

 
(13) Es empfiehlt sich darauf hinzuweisen, dass die Kompetenz, die eine regionale und kommunale 

Behörde als öffentliche Körperschaft ausübt, insbesondere die Polizei- und 
Gesetzgebungsbefugnis, nicht Gegenstand eines Übereinkommens sein kann. 

 



ANHANG I:  
VERORDNUNG (EG) NR. 1082/2006 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 5.  JULI 2006 

ÜBER DEN EUROPÄISCHEN VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT (EVTZ) 

195 

(14) Ein EVTZ muss sich eine Satzung geben und sich mit ihm eigenen Organen sowie mit Regeln 
für die Haushaltsführung und die Wahrnehmung seiner finanziellen Verantwortung versehen. 

 
(15) Die territoriale Zusammenarbeit sollte gemäß dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten 

Subsidiaritätsprinzip geschaffen werden. Gemäß dem in demselben Artikel genannten 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das für die Erreichung 
ihrer Ziele erforderliche Maß hinaus, da der Rückgriff auf den EVTZ fakultativ erfolgt, im 
Einklang mit der Verfassungsordnung jedes Mitgliedstaats. 

 
(16) Gemäß Artikel 159 Absatz 3 des Vertrags können Rechtsträger aus Drittländern nicht in 

Rechtsvorschriften einbezogen werden, die auf der Grundlage dieser Bestimmung erlassen 
werden. Die Annahme einer Gemeinschaftsmaßnahme zur Schaffung eines EVTZ sollte 
jedoch nicht die Möglichkeit ausschließen, dass Rechtsträger aus Drittländern an dem gemäß 
dieser Verordnung geschaffenen EVTZ teilnehmen können, sofern dies nach dem Recht eines 
Drittlandes oder nach Übereinkommen zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern erlaubt 
ist — 

 
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
 
Artikel 1 Natur des EVTZ 
 
(1) Ein Europäischer Verbund für territoriale Zusammenarbeit - nachstehend "EVTZ" genannt - 

kann auf dem Gebiet der Gemeinschaft unter den Bedingungen und gemäß den Vorschriften 
dieser Verordnung gegründet werden. 

 
(2) Der EVTZ hat zum Ziel, die grenzüberschreitende, transnationale und/oder interregionale 

Zusammenarbeit - nachstehend "territoriale Zusammenarbeit" genannt - zwischen seinen 
Mitgliedern nach Artikel 3 Absatz 1 zu erleichtern und zu fördern, wobei sein ausschließlicher 
Zweck darin besteht, den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu stärken. 

 
(3) Der EVTZ besitzt Rechtspersönlichkeit. 
 
(4) Der EVTZ verfügt in jedem Mitgliedstaat über die weitestgehende Rechts- und 

Geschäftsfähigkeit, die im innerstaatlichen Recht dieses Mitgliedstaats juristischen Personen 
zuerkannt wird. Insbesondere kann er bewegliches und unbewegliches Vermögen erwerben 
und veräußern und Personal einstellen sowie vor Gericht auftreten. 

 
Artikel 2 Anwendbares Recht 
 
1. Der EVTZ unterliegt 
 

a) den Bestimmungen dieser Verordnung; 



EUROPÄISCHER VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT - EVTZ 

 196 

b) den Bestimmungen der in den Artikeln 8 und 9 genannten Übereinkunft und der Satzung, 
soweit die vorliegende Verordnung dies ausdrücklich zulässt; 

c) in Bezug auf von dieser Verordnung nicht oder nur zum Teil erfasste Bereiche den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat. 

 
Ist nach Gemeinschaftsrecht oder internationalem Privatrecht festzulegen, welches Recht auf 
die Handlungen eines EVTZ Anwendung findet, so wird der EVTZ als Körperschaft des 
Mitgliedstaats behandelt, in dem er seinen Sitz hat. 
 

2. Besitzt ein Mitgliedstaat mehrere Gebietskörperschaften, die über ihre eigenen 
Rechtsvorschriften verfügen, so schließt die Bezugnahme auf das anwendbare Recht nach 
Absatz 1 Buchstabe c das Recht dieser Körperschaften ein, wobei der verfassungsmäßigen 
Struktur des betreffenden Mitgliedstaats Rechnung zu tragen ist.  

 
Artikel 3 Zusammensetzung des EVTZ 
 
1. Der EVTZ setzt sich aus Mitgliedern zusammen, die innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse 

nach innerstaatlichem Recht zu einer oder mehreren der nachstehenden Kategorien gehören: 
 

a) Mitgliedstaaten; 
b) regionale Gebietskörperschaften; 
c) lokale Gebietskörperschaften; 
d) Einrichtungen des öffentlichen Rechts im Sinne des Artikels 1 Absatz 9 Unterabsatz 2 der 

Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, 
Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge [6]. 

 
 Auch Verbände aus Einrichtungen, die zu einer oder mehreren dieser Kategorien gehören, 

können Mitglieder sein. 
 
2. Der EVTZ besteht aus Mitgliedern aus dem Hoheitsgebiet von mindestens zwei 

Mitgliedstaaten.  
 
Artikel 4 Gründung des EVTZ 
 
1. Der Beschluss zur Gründung eines EVTZ wird auf Initiative seiner potenziellen Mitglieder 

gefasst. 
 
2. Jedes potenzielle Mitglied 
 

1. teilt dem Mitgliedstaat, dessen Recht es unterliegt, seine Absicht mit, an einem EVTZ 
teilzunehmen, und 

2. übermittelt diesem Mitgliedstaat eine Abschrift des Vorschlags der in den Artikeln 8 
und 9 genannten Übereinkunft und Satzung. 
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3. Nach der gemäß Absatz 2 abgegebenen Mitteilung eines potenziellen Mitglieds genehmigt der 

betreffende Mitgliedstaat entsprechend seiner verfassungsmäßigen Struktur dessen Teilnahme 
an dem EVTZ, es sei denn, dass die Teilnahme seines Erachtens im Widerspruch zu dieser 
Verordnung oder seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften, einschließlich der Befugnisse 
und Aufgaben des potenziellen Mitglieds, steht oder dass die Teilnahme aus Gründen des 
öffentlichen Interesses oder der öffentlichen Ordnung dieses Mitgliedstaats nicht gerechtfertigt 
ist. In diesem Fall gibt der Mitgliedstaat die Gründe für die Versagung der Genehmigung an. 

 
 Der Mitgliedstaat entscheidet in der Regel innerhalb einer Frist von drei Monaten ab dem Tag 

des Eingangs eines zulässigen Antrags gemäß Absatz 2. 
 
 Die Mitgliedstaaten können bei der Entscheidung über die Teilnahme des potenziellen 

Mitglieds an dem EVTZ ihre innerstaatlichen Regelungen anwenden. 
 
4. Die Mitgliedstaaten benennen die Behörden, die für die Entgegennahme der Mitteilungen und 

Unterlagen nach Absatz 2 zuständig sind. 
 
5. Die Mitglieder vereinbaren die in Artikel 8 genannte Übereinkunft und die in Artikel 9 

genannte Satzung und achten dabei darauf, dass diese mit der von den Mitgliedstaaten nach 
Absatz 3 des vorliegenden Artikels erteilten Genehmigung in Einklang stehen. 

 
6. Jede Änderung der Übereinkunft und jede wesentliche Änderung der Satzung erfordert die 

Zustimmung der Mitgliedstaaten gemäß dem Verfahren dieses Artikels. Eine Änderung der 
Satzung ist wesentlich, wenn sie direkt oder indirekt eine Änderung der Übereinkunft erfordert. 

 
Artikel 5 Erwerb der Rechtspersönlichkeit und Veröffentlichung im Amtsblatt 
 
1. Die in Artikel 9 genannte Satzung und jede spätere Änderung wird gemäß den maßgeblichen 

nationalen Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, registriert 
und/oder veröffentlicht. Der EVTZ erwirbt Rechtspersönlichkeit am Tag dieser Registrierung 
oder Veröffentlichung, je nachdem, was zuerst eintritt. Die Mitglieder unterrichten die 
betroffenen Mitgliedstaaten und den Ausschuss der Regionen über die Übereinkunft und die 
Registrierung und/oder die Veröffentlichung der Satzung. 

 
2. Der EVTZ stellt sicher, dass beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 

Gemeinschaften innerhalb von zehn Werktagen ab der Registrierung und/oder 
Veröffentlichung der Satzung die Veröffentlichung einer Bekanntmachung über die Gründung 
des EVTZ im Amtsblatt der Europäischen Union beantragt wird, in der Bezeichnung, Ziele, 
Mitglieder und Sitz des EVTZ angegeben werden. 

 
Artikel 6 Kontrolle der Verwaltung öffentlicher Mittel 
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1. Die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, führen die 
Kontrolle der Verwaltung der öffentlichen Mittel durch den EVTZ durch. Der Mitgliedstaat, 
in dem der EVTZ seinen Sitz hat, bestimmt die für diese Aufgabe zuständige Behörde, bevor 
er seine Genehmigung zur Teilnahme an dem EVTZ gemäß Artikel 4 erteilt. 

 
2. Besteht nach dem nationalen Recht der anderen betroffenen Mitgliedstaaten eine 

entsprechende Anforderung, so treffen die Behörden des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ 
seinen Sitz hat, Vorkehrungen für die von den zuständigen Behörden in den betroffenen 
anderen Mitgliedstaaten in deren Hoheitsgebiet durchzuführende Kontrolle der dortigen 
Tätigkeiten des EVTZ und für einen Austausch aller einschlägigen Informationen. 

 
3. Alle Kontrollen erfolgen gemäß den international anerkannten Prüfstandards. 
 
4. Ungeachtet der Absätze 1, 2 und 3 finden die einschlägigen Rechtsvorschriften über die 

Kontrolle von durch die Gemeinschaft zur Verfügung gestellten Fonds Anwendung, sofern die 
Aufgaben eines EVTZ gemäß Artikel 7 Absatz 3 Unterabsätze 1 und 2 Maßnahmen umfassen, 
die von der Gemeinschaft kofinanziert werden. 

 
5. Der Mitgliedstaat, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, unterrichtet die anderen betroffenen 

Mitgliedstaaten über jegliche Schwierigkeiten bei der Durchführung der Kontrollen. 
 
Artikel 7 Aufgaben 
 
1. Der EVTZ führt die Aufgaben aus, die ihm von seinen Mitgliedern im Einklang mit dieser 

Verordnung übertragen werden. Seine Aufgaben werden in der Übereinkunft festgelegt, auf 
die sich seine Mitglieder gemäß den Artikeln 4 und 8 verständigen. 

 
2. Der EVTZ handelt innerhalb der Grenzen der ihm übertragenen Aufgaben, die auf die 

Erleichterung und Förderung der territorialen Zusammenarbeit zur Stärkung des 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts beschränkt sind und von seinen Mitgliedern 
davon ausgehend festgelegt werden, dass jede einzelne von ihnen nach dem nationalen Recht 
jedes Mitglieds in dessen Zuständigkeitsbereich fällt. 

 
3. Im Einzelnen sind die Aufgaben des EVTZ vornehmlich auf die Umsetzung der Programme 

oder Projekte für territoriale Zusammenarbeit beschränkt, die durch die Gemeinschaft, 
insbesondere durch den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds und/oder den Kohäsionsfonds, kofinanziert werden. 

 
4. Der EVTZ kann sonstige spezifische Maßnahmen territorialer Zusammenarbeit zwischen 

seinen Mitgliedern im Rahmen des in Artikel 1 Absatz 2 genannten Ziels mit oder ohne 
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft durchführen. 

 
5. Die Mitgliedstaaten können die Aufgaben, die der EVTZ ohne finanzielle Beteiligung der 

Gemeinschaft durchführen kann, einschränken. Zu diesen Aufgaben gehören jedoch 
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zumindest die in Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 aufgeführten 
Kooperationsmaßnahmen. 

 
6. Die dem EVTZ von seinen Mitgliedern übertragenen Aufgaben dürfen nicht die Ausübung 

hoheitlicher Befugnisse oder Verpflichtungen zur Wahrung der allgemeinen Interessen des 
Staates oder sonstiger öffentlicher Einrichtungen, etwa der Polizei- und Regelungsbefugnis 
oder der Befugnisse und Verpflichtungen in den Bereichen Justiz und Außenpolitik betreffen. 

 
7. Die Mitglieder des EVTZ können einstimmig beschließen, einem seiner Mitglieder die 

Durchführung der Aufgaben des Verbunds zu übertragen. 
 
Artikel 8 Übereinkunft 
 
1. Der EVTZ unterliegt einer Übereinkunft, die seine Mitglieder nach Artikel 4 einstimmig 

schließen. 
 
2. In der Übereinkunft wird Folgendes bestimmt: 
 

a) die Bezeichnung des EVTZ und sein Sitz, der in einem Mitgliedstaat liegen muss, dessen 
Recht mindestens eines der Mitglieder unterliegt, 

b) der Umfang des Gebiets, in dem der EVTZ seine Aufgaben durchführen darf, 
c) das besondere Ziel und die besonderen Aufgaben des EVTZ, der Zeitraum seines 

Bestehens und die für seine Auflösung geltenden Bedingungen, 
d) die Liste der Mitglieder des EVTZ, 
e) das für Auslegung und Durchsetzung der Übereinkunft anwendbare Recht, bei dem es 

sich um das Recht des Mitgliedstaats handelt, in dem der EVTZ seinen Sitz hat, 
f) die erforderlichen Vereinbarungen über die gegenseitige Anerkennung, einschließlich der 

gegenseitigen Anerkennung zum Zwecke der Finanzkontrolle, und 
g) die Verfahren zur Änderung der Übereinkunft, unter Einhaltung der Verpflichtungen nach 

den Artikeln 4 und 5. 
 
Artikel 9 Satzung 
 
1. Die Satzung des EVTZ wird von den Mitgliedern auf der Grundlage der Übereinkunft 

einstimmig angenommen. 
 
2. Die Satzung des EVTZ enthält mindestens sämtliche Bestimmungen der Übereinkunft sowie 
 

a) die Bestimmungen zur Arbeitsweise der Organe des EVTZ und ihren Kompetenzen sowie 
die Anzahl der Vertreter der Mitglieder in den betreffenden Organen, 

b) die Entscheidungsverfahren des EVTZ, 
c) die Arbeitssprache(n), 
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d) die Vereinbarungen hinsichtlich der Arbeitsweise des EVTZ, insbesondere in Bezug auf 
die Personalverwaltung, die Einstellungsverfahren und die Gestaltung der Arbeitsverträge, 

e) die Vereinbarungen hinsichtlich der Finanzbeiträge der Mitglieder sowie der anwendbaren 
Buchhaltungs- und Haushaltsregeln - einschließlich der Finanzregelungen - der einzelnen 
Mitglieder in Bezug auf den EVTZ, 

f) die Vereinbarungen hinsichtlich der Haftung der Mitglieder gemäß Artikel 12 Absatz 2, 
g) die für die Bestimmung der unabhängigen externen Rechnungsprüfer zuständigen 

Behörden, und 
h) die Verfahren zur Änderung der Satzung, unter Einhaltung der Verpflichtungen nach den 

Artikeln 4 und 5. 
 
Artikel 10 Aufbau des EVTZ 
 
1. Der EVTZ hat zumindest folgende Organe: 
 

a) eine Versammlung, die aus den Vertretern der Mitglieder des Verbunds besteht; 
b) einen Direktor, der den EVTZ vertritt und für ihn handelt. 

 
2. Die Satzung kann weitere Organe mit eindeutig festgelegten Befugnissen vorsehen. 
 
3. Der EVTZ haftet gegenüber Dritten für die Handlungen seiner Organe, und zwar auch dann, 

wenn solche Handlungen nicht zu den Aufgaben des EVTZ gehören. 
 
Artikel 11 Haushalt 
 
1. Der EVTZ stellt einen jährlichen Haushaltsplan auf, der von der Versammlung verabschiedet 

wird und der insbesondere einen Teil betreffend die laufenden Kosten sowie 
erforderlichenfalls einen operativen Teil enthält. 

 
2. Die Erstellung des Abschlusses, erforderlichenfalls einschließlich des dazugehörigen 

Jahresberichts, sowie die Prüfung und die Offenlegung dieses Abschlusses erfolgen nach den 
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe c. 

 
Artikel 12 Liquidation, Zahlungsunfähigkeit, Zahlungseinstellung und Haftung 
 
1. Sofern in den Absätzen 2 und 3 nichts anderes vorgesehen ist, gelten bezüglich der 

Liquidation, der Zahlungsunfähigkeit, der Zahlungseinstellung und vergleichbarer Verfahren 
für einen EVTZ die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat. 

 
2. Der EVTZ haftet für seine Schulden, gleichviel von welcher Art diese sind. 
 

Reichen die Aktiva eines EVTZ nicht aus, um seine Verbindlichkeiten zu decken, so haften 
seine Mitglieder für die Schulden des EVTZ, gleichviel von welcher Art diese sind, sofern die 
Haftung eines Mitglieds nicht nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts, dem dieses Mitglied 
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unterliegt, ausgeschlossen oder beschränkt ist; der Anteil eines jeden Mitglieds wird 
entsprechend seinem Beitrag festgelegt. 
 
Ist die Haftung mindestens eines Mitglieds eines EVTZ nach Maßgabe des innerstaatlichen 
Rechts, dem dieses Mitglied unterliegt, beschränkt, so können die anderen Mitglieder ihre 
Haftung ebenfalls in der Satzung beschränken. 
 
Die Mitglieder können in der Satzung vorsehen, dass sie nach der Beendigung ihrer 
Mitgliedschaft in dem EVTZ für Verpflichtungen haften, die sich aus Tätigkeiten des EVTZ 
während ihrer Mitgliedschaft ergeben. 
 
In die Bezeichnung eines EVTZ, dessen Mitglieder beschränkt haften, wird der Zusatz "mit 
beschränkter Haftung" aufgenommen. 
 
Die Publizität in Bezug auf die Übereinkunft, die Satzung und die Rechnungslegung eines 
EVTZ, dessen Mitglieder beschränkt haften, muss mindestens der Publizität entsprechen, die 
für andere juristische Personen vorgeschrieben ist, deren Mitglieder beschränkt haften und die 
dem Recht des Mitgliedstaats unterliegen, in dem der EVTZ seinen Sitz hat. 
 
Ein Mitgliedstaat kann die Registrierung eines EVTZ, dessen Mitglieder beschränkt haften, in 
seinem Hoheitsgebiet untersagen. 
 

3. Unbeschadet der finanziellen Verantwortung der Mitgliedstaaten bezüglich der dem EVTZ zur 
Verfügung gestellten Struktur- und/oder Kohäsionsmittel unterliegen die Mitgliedstaaten in 
Bezug auf einen EVTZ, dem sie nicht als Mitglied angehören, keiner finanziellen Haftung 
aufgrund dieser Verordnung. 

 
Artikel 13 Öffentliches Interesse 
 
Führt ein EVTZ Tätigkeiten durch, die gegen die Bestimmungen eines Mitgliedstaats über die 
öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit, die öffentliche Gesundheit oder die öffentliche 
Sittlichkeit oder gegen das öffentliche Interesse eines Mitgliedstaats verstoßen, so kann eine 
zuständige Stelle dieses Mitgliedstaats diese Tätigkeit in seinem Hoheitsgebiet untersagen oder die 
Mitglieder, die seinem Recht unterliegen, verpflichten, aus dem EVTZ auszutreten, es sei denn, der 
EVTZ stellt die fragliche Tätigkeit ein. 
 
Diese Verbote dürfen kein Mittel zur willkürlichen oder verschleierten Beschränkung der territorialen 
Zusammenarbeit zwischen den EVTZ-Mitgliedern sein. Die Entscheidung dieser zuständigen Stelle 
kann durch eine gerichtliche Instanz überprüft werden. 
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Artikel 14 Auflösung 
 
1. Unbeschadet der in der Übereinkunft enthaltenen Bestimmungen über eine Auflösung ordnet 

das zuständige Gericht oder die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ 
seinen Sitz hat, auf Antrag einer ein legitimes Interesse vertretenden zuständigen Behörde die 
Auflösung des EVTZ an, wenn es bzw. sie feststellt, dass der EVTZ nicht länger die 
Anforderungen des Artikels 1 Absatz 2 oder des Artikels 7 erfüllt, insbesondere bei 
Feststellung, dass der EVTZ Tätigkeiten durchführt, die nicht unter die Aufgaben nach 
Artikel 7 fallen. Das zuständige Gericht oder die zuständige Behörde unterrichtet alle 
Mitgliedstaaten, deren Recht die Mitglieder unterliegen, über einen Antrag auf Auflösung 
eines EVTZ. 

 
2. Das zuständige Gericht oder die zuständige Behörde kann dem EVTZ Zeit zugestehen, um die 

Situation zu bereinigen. Gelingt dies dem EVTZ innerhalb des zugestandenen Zeitraums nicht, 
so ordnet das zuständige Gericht oder die zuständige Verwaltungsbehörde die Auflösung des 
EVTZ an. 

 
Artikel 15 Gerichtliche Zuständigkeit 
 
1. Dritte, die sich durch die Handlungen oder Unterlassungen eines EVTZ in ihren Rechten 

verletzt fühlen, haben das Recht, ihre Ansprüche in einem Gerichtsverfahren einzuklagen. 
 
2. Ist in dieser Verordnung nichts anderes vorgesehen, so gelten für Streitigkeiten, an denen der 

EVTZ beteiligt ist, die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften über die gerichtliche 
Zuständigkeit. In allen Fällen, die nicht in solchen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften 
vorgesehen sind, liegt die Zuständigkeit für die Beilegung von Streitigkeiten bei den Gerichten 
des Mitgliedstaats, in dem der EVTZ seinen Sitz hat. 

 
 Für die Beilegung von Streitigkeiten bezüglich Artikel 4 Absätze 3 oder 6 oder Artikel 13 sind 

die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig, dessen Entscheidung angefochten wird. 
 
3. Durch diese Verordnung sind die Bürger nicht gehindert, ihre nationalen verfassungsmäßigen 

Rechte auszuüben, um gegen öffentliche Stellen, die Mitglieder eines EVTZ sind, 
Rechtsmittel einzulegen in Bezug auf 

 
a) Verwaltungsentscheidungen, die von dem EVTZ durchgeführte Tätigkeiten betreffen, 
b) Zugang zu Dienstleistungen in ihrer eigenen Sprache und 
c) Zugang zu Informationen. 

 
 In diesen Fällen sind die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig, aus dessen Verfassung das 

Recht auf Einlegung von Rechtsmitteln erwächst. 
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Artikel 16 Schlussbestimmungen 
 
1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung 

dieser Verordnung.  
 
2. Ist dies nach dem nationalen Recht eines Mitgliedstaats erforderlich, so kann dieser 

Mitgliedstaat eine erschöpfende Liste der Aufgaben erstellen, die die seinem Recht 
unterliegenden Mitglieder eines EVTZ im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 bereits in Bezug auf 
die territoriale Zusammenarbeit in diesem Mitgliedstaat haben. 

 
 Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten 

entsprechend über alle Bestimmungen, die sie nach Maßgabe dieses Artikels erlassen haben. 
 
3. Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass im Zusammenhang mit der Registrierung der 

Übereinkunft und der Satzung Gebühren erhoben werden. Diese Gebühren dürfen jedoch die 
jeweiligen Verwaltungskosten nicht übersteigen. 

 
Artikel 17 Bericht und Überprüfungsklausel 
 
Bis 1. August 2011 legt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht 
über die Anwendung dieser Verordnung sowie gegebenenfalls Vorschläge für Änderungen vor. 
 
Artikel 18 Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 
 
Sie gilt spätestens ab dem 1. August 2007, mit Ausnahme des Artikels 16, der ab dem 1. August 2006 
gilt. 
 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
 
Geschehen zu Straßburg am 5. Juli 2006. 
Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident, J. Borrell Fontelles 
 
Im Namen des Rates 
Die Präsidentin, P. Lehtomäki 
___________________________ 
[1] ABl. C 255 vom 14.10.2005, S. 76. 
[2] ABl. C 71 vom 22.3.2005, S. 46. 
[3] Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2005 (noch nicht im Amtsblatt 

veröffentlicht), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 12. Juni 2006 (noch nicht im Amtsblatt 
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veröffentlicht) und Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 4. Juli 2006 (noch nicht im 
Amtsblatt veröffentlicht). 

[4] Siehe Seite 25 dieses Amtsblatts. 
[5] Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts. 
[6] ABl. C 134 vom 30.4.2004, S. 114. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2083/2005 

der Kommission (ABl. L 333 vom 20.12.2005, S. 28). 
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II. VERORDNUNG (EG) NR. 1080/2006 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES VOM 5. JULI 2006 ÜBER DEN 

EUROPÄISCHEN FONDS FÜR REGIONALE ENTWICKLUNG UND ZUR 
AUFHEBUNG DER VERORDNUNG (EG) NR. 1783/1999 

(Amtsblatt L 210 vom 31.7.2006, S. 1-11) 
 
 
DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 
 
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 162 
Absatz 1 und Artikel 299 Absatz 2 Unterabsatz 2, 
 
auf Vorschlag der Kommission, 
 
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses [1], 
 
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen [2], 
 
gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags [3], 
 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
 
(1) Nach Artikel 160 des Vertrags ist es Aufgabe des Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung (EFRE), zum Ausgleich der wichtigsten regionalen Ungleichgewichte in der 
Gemeinschaft beizutragen. So trägt der EFRE dazu bei, die Unterschiede im 
Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen und den Rückstand der am stärksten 
benachteiligten Regionen, einschließlich der ländlichen und städtischen Gebiete, der 
Industriegebiete mit rückläufiger Entwicklung, der Gebiete mit geografischen und natürlichen 
Benachteiligungen, wie z. B. der Inseln, Berggebiete, dünn besiedelten Gebiete und 
Grenzgebiete, zu verringern. 

 
(2) Die gemeinsamen Bestimmungen für die Strukturfonds und den Kohäsionsfonds sind in der 

Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und 
den Kohäsionsfonds [4] festgelegt. Es sollten besondere Bestimmungen für die Art von 
Tätigkeiten festgelegt werden, die im Rahmen der in dieser Verordnung vorgesehenen Ziele 
vom EFRE finanziert werden können.  

 
(3) Der EFRE sollte eine Unterstützung im Rahmen einer kohäsionspolitischen Gesamtstrategie 

bereitstellen, die eine stärkere Konzentration der Unterstützung auf die Prioritäten der 
Gemeinschaft gewährleistet. 
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(4) In der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 ist vorgesehen, dass Regeln für die Zuschussfähigkeit 
der Ausgaben auf nationaler Ebene festgelegt werden sollen, wobei bestimmte Ausnahmen 
gelten, für die besondere Bestimmungen festgelegt werden müssen. Für die Ausnahmen 
hinsichtlich des EFRE sollten daher besondere Bestimmungen festgelegt werden. 

 
(5) Im Rahmen einer integrierten Stadtentwicklung wird es als notwendig erachtet, den neuen 

Mitgliedstaaten, die der Europäischen Union am 1. Mai 2004 oder danach beigetreten sind, für 
genau umrissene Maßnahmen zur Renovierung von Wohnungen in Stadtvierteln, die von 
Verfall und von sozialer Ausgrenzung geprägt oder bedroht sind, Finanzhilfen zu gewähren. 

 
(6) Es muss festgelegt werden, dass die EFRE-Zuschüsse zu Wohnungsbauausgaben dazu dienen 

sollen, Menschen mit niedrigerem Einkommen Zugang zu Wohnraum von guter Qualität, 
insbesondere auch zum kürzlich privatisierten Wohnungsbestand, zu verschaffen und 
Wohnraum für Menschen aus gefährdeten gesellschaftlichen Gruppen bereitzustellen. 

 
(7) Eine effiziente und wirksame Durchführung der aus dem Fonds unterstützten Maßnahmen 

setzt während der verschiedenen Durchführungsphasen der aus dem EFRE kofinanzierten 
operationellen Programme verantwortungsvolles Verwaltungshandeln und eine Partnerschaft 
zwischen allen relevanten territorialen und sozioökonomischen Partnern, insbesondere den 
regionalen und lokalen Behörden, sowie allen anderen einschlägigen Organisationen voraus. 

 
(8) Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten sicherstellen, dass es während der 

verschiedenen Durchführungsphasen der aus dem EFRE kofinanzierten operationellen 
Programme zu keiner Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung kommt. 

 
(9) Anknüpfend an die Erfahrungen und Stärken der Gemeinschaftsinitiative URBAN nach 

Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung des Rates (EG) Nr. 1260/1999 vom 21. Juni 
1999 mit allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds [5] sollte die nachhaltige 
Stadtentwicklung in der Weise verstärkt werden, dass die Maßnahmen in diesem Bereich in 
vollem Umfang in die aus dem EFRE kofinanzierten operationellen Programme einbezogen 
werden, und zwar unter besonderer Berücksichtigung lokaler Entwicklungsinitiativen und 
lokaler Beschäftigungsinitiativen und ihres Innovationspotenzials. 

 
(10) Es sollte besonders darauf geachtet werden, dass Komplementarität und Kohärenz mit der 

Politik der Gemeinschaft in anderen Bereichen, insbesondere mit dem Siebten 
Rahmenprogramm für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration und dem 
Rahmenprogramm für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation, gewährleistet sind. Außerdem 
sollte es zu Synergien zwischen der Unterstützung aus dem EFRE einerseits und der 
Unterstützung aus dem Europäischen Sozialfonds gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäischen 
Sozialfonds [6], dem Kohäsionsfonds gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1084/2006 des Rates 
vom 11. Juli 2006 zur Errichtung des Europäischen Kohäsionsfonds [7], dem Europäischen 



ANHANG II:  
VERORDNUNG (EG) NR. 1080/2006 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 5.  JULI 2006 

ÜBER DEN EUROPÄISCHEN FONDS FÜR REGIONALE ENTWICKLUNG UND ZUR AUFHEBUNG DER 
VERORDNUNG (EG) NR. 1783/1999 

207 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) [8] sowie aus einem Europäischen Fischereifonds andererseits 
kommen. 

 
(11) Es ist notwendig, sicherzustellen, dass die Maßnahmen des EFRE zugunsten von kleinen und 

mittleren Unternehmen die Ziele der Europäischen Charta für Kleinunternehmen, die auf der 
Tagung des Europäischen Rates am 19. und 20. Juni 2000 in Santa Maria da Feira 
angenommen wurde, berücksichtigen und ihre Umsetzung unterstützen. 

 
(12) Ein besonderes Augenmerk sollte auf die Gebiete in äußerster Randlage gelegt werden, indem 

ausnahmsweise der Interventionsbereich des EFRE auf die Finanzierung von Betriebskosten 
im Zusammenhang mit dem Ausgleich von Mehrkosten ausgedehnt wird, die durch deren 
besondere wirtschaftliche und soziale Lage entstehen, die wegen der Entlegenheit dieser 
Gebiete, ihrer Insellage, ihrer geringen Größe, ihren schwierigen topografischen und 
klimatischen Bedingungen und ihrer wirtschaftlichen Abhängigkeit von wenigen Erzeugnissen 
verschlimmert wird, was wegen der Dauerhaftigkeit und Kombination der genannten 
Umstände die Entwicklung der genannten Gebiete erheblich beeinträchtigt. Solche 
Sondermaßnahmen müssen auf Artikel 299 Absatz 2 des Vertrages als Rechtsgrundlage 
gestützt werden. 

 
(13) Mit dem EFRE sollten die Probleme des Zugangs zu großen Märkten und der Abgelegenheit 

von diesen angegangen werden, denen die in Protokoll Nr. 6 über Sonderbestimmungen für 
Ziel Nummer 6 im Rahmen der Strukturfonds für Finnland und Schweden zur Beitrittsakte 
von 1994 bezeichneten Gebiete mit extrem geringer Bevölkerungsdichte ausgesetzt sind. 
Ferner sollten mit dem EFRE auch die spezifischen Probleme einiger Inseln, Berggebiete, 
Grenzregionen und dünn besiedelter Gebiete angegangen werden, deren Entwicklung 
aufgrund ihrer geografischen Lage gehemmt ist, um die nachhaltige Entwicklung in diesen 
Regionen zu unterstützen. 

 
(14) Es müssen spezifische Bestimmungen zur Programmplanung, Verwaltung, Begleitung und 

Kontrolle der operationellen Programme im Rahmen des Ziels "Europäische territoriale 
Zusammenarbeit" festgelegt werden. 

 
(15) Gegebenenfalls muss eine effiziente grenzüberschreitende, transnationale und interregionale 

Zusammenarbeit mit Nachbarländern der Gemeinschaft unterstützt werden, wenn sich dies im 
Interesse der Wirksamkeit der Hilfe, die die an Drittländer angrenzenden Regionen der 
Mitgliedstaaten für ihre Entwicklung erhalten, als notwendig erweist. Daher sollte 
ausnahmsweise aus dem EFRE die Finanzierung von Maßnahmen zugunsten von Projekten 
erlaubt werden, die im Hoheitsgebiet von Drittländern angesiedelt sind, wenn sie den 
Regionen der Gemeinschaft von Nutzen sind. 
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(16) Die Verordnung (EG) Nr. 1783/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 

1999 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung [9] sollte daher aufgehoben 
werden — 

 
HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
 
KAPITEL I – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
Artikel 1 Gegenstand 
 
1. In dieser Verordnung werden die Aufgaben des Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung (EFRE), sein Interventionsbereich hinsichtlich der Ziele "Konvergenz", 
"Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" und "Europäische territoriale 
Zusammenarbeit" nach Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 sowie die Regeln für 
die Förderfähigkeit festgelegt. 

 
2. Für den EFRE gelten die Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 und die vorliegende Verordnung.  
 
Artikel 2 Zweck 
 
Nach Artikel 160 des Vertrags und nach der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 trägt der EFRE 
finanziell zu den Maßnahmen bei, die darauf abzielen, den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt durch Ausgleich der wichtigsten regionalen Ungleichgewichte zu stärken, indem die 
Regionalwirtschaften entwickelt und strukturell angepasst werden, einschließlich der Umstellung der 
Industriegebiete mit rückläufiger Entwicklung und der rückständigen Gebiete und indem die 
grenzübergreifende, transnationale und interregionale Zusammenarbeit gefördert wird. 
 
Dabei trägt der EFRE den Prioritäten der Gemeinschaft Rechnung, insbesondere der Notwendigkeit, 
Wettbewerbsfähigkeit und Innovation zu stärken, dauerhafte Arbeitsplätze zu schaffen und zu erhalten 
und eine nachhaltige Entwicklung zu gewährleisten. 
 
Artikel 3 Interventionsbereiche 
 
1. Der EFRE konzentriert seine Unterstützung auf thematische Prioritäten. Art und Umfang der 

im Rahmen der einzelnen Schwerpunkte zu finanzierenden Maßnahmen müssen die 
unterschiedlichen Charakteristika der drei Ziele "Konvergenz", "Regionale 
Wettbewerbstätigkeit und Beschäftigung" und "Europäische territoriale Zusammenarbeit" 
nach den Artikeln 4, 5 und 6 widerspiegeln. 

 



ANHANG II:  
VERORDNUNG (EG) NR. 1080/2006 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 5.  JULI 2006 

ÜBER DEN EUROPÄISCHEN FONDS FÜR REGIONALE ENTWICKLUNG UND ZUR AUFHEBUNG DER 
VERORDNUNG (EG) NR. 1783/1999 

209 

2. Aus dem EFRE wird Finanzhilfe geleistet für 
 

a) produktive Investitionen, die zur Schaffung und Erhaltung dauerhafter Arbeitsplätze 
beitragen, und zwar in erster Linie durch Direktbeihilfen für Investitionen vor allem in 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU); 

 
b) Investitionen in die Infrastruktur; 

 
c) die Erschließung des endogenen Potenzials durch Maßnahmen zur Unterstützung der 

regionalen und lokalen Entwicklung. Zu diesen Maßnahmen gehören die Unterstützung 
von Unternehmen und Dienstleistungen für Unternehmen, insbesondere KMU, die 
Schaffung und der Ausbau von Finanzierungsinstrumenten wie Risikokapital, Darlehens- 
und Garantiefonds, lokale Entwicklungsfonds und zinsverbilligte Darlehen, die 
Vernetzung, die Zusammenarbeit sowie der Erfahrungsaustausch zwischen den Regionen, 
Städten sowie den relevanten Akteuren aus der Gesellschaft, der Wirtschaft und dem 
Umweltbereich; 

 
d) technische Hilfe nach den Artikeln 45 und 46 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006. 

Die unter den Buchstaben a bis d aufgeführten Investitionen und Maßnahmen dienen dazu, 
die thematischen Prioritäten nach den Artikeln 4, 5 und 6 umzusetzen.  

 
Artikel 4 Konvergenz 
 
Im Rahmen des Ziels "Konvergenz" konzentriert der EFRE seine Unterstützung auf eine nachhaltige 
integrierte regionale und lokale Wirtschaftsentwicklung und Beschäftigung, indem das endogene 
Potenzial durch operationelle Programme, die auf die Modernisierung und Diversifizierung der 
Wirtschaftsstrukturen und die Schaffung und Erhaltung dauerhafter Arbeitsplätze abzielen, mobilisiert 
und gestärkt wird. Hierzu sind in erster Linie die nachstehenden Prioritäten zu verfolgen, wobei die 
Wahl des jeweiligen politischen Instrumentariums von den jeweiligen Gegebenheiten in den 
Mitgliedstaaten abhängt: 
 
1. Forschung und technologische Entwicklung (FTE), Innovation und unternehmerische 

Initiative - einschließlich: Stärkung der FTE-Kapazitäten sowie ihre Integration in den 
Europäischen Forschungsraum einschließlich der Infrastrukturen; Unterstützung der FTE, vor 
allem in KMU, und des Technologietransfers; Verbesserung der Verbindungen zwischen den 
KMU, Einrichtungen im Bereich der tertiären Bildung, den Forschungseinrichtungen und den 
Forschungs- und Technologiezentren; Entwicklung von Unternehmensnetzwerken; öffentlich-
private Partnerschaften und Cluster; Unterstützung der Bereitstellung von Unternehmens- und 
Technologiedienstleistungen für Gruppen von KMU; Förderung der unternehmerischen 
Initiative und Schaffung von Finanzierungsquellen für Innovationen in KMU durch 
Finanzierungsinstrumente; 
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2. Informationsgesellschaft, einschließlich: Ausbau der elektronischen 
Kommunikationsinfrastruktur, Entwicklung lokaler Inhalte, Dienste und Anwendungen; 
Entwicklung von Online-Diensten für die Öffentlichkeit und Verbesserung des sicheren 
Zugangs zu diesen; Unterstützung und Dienstleistungen für KMU im Hinblick auf die 
Einführung und effiziente Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) 
oder die Nutzung neuer Ideen; 

 
3. lokale Entwicklungsinitiativen und Unterstützung von Strukturen für lokale 

Dienstleistungseinrichtungen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze, sofern diese Maßnahmen 
nicht in den Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 fallen; 

 
4. Umwelt, einschließlich: Investitionen im Zusammenhang mit Wasserversorgung und Wasser- 

und Abfallbewirtschaftung, Abwasserbehandlung und Luftqualität; Vermeidung, 
Verminderung und Bekämpfung der Wüstenbildung; integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung; Hilfen zur Abschwächung der Auswirkungen von 
Klimaveränderungen; Wiederherstellung des physischen Umfelds, darunter Sanierung von 
verschmutzten Geländen und Flächen und Neuerschließung von brachliegenden Flächen; 
Förderung der Artenvielfalt und des Naturschutzes einschließlich Investitionen in "NATURA 
2000"-Gebiete; Unterstützung für KMU im Hinblick auf die Förderung von Plänen zur 
nachhaltigen Produktion durch Einführung kosteneffektiver Umweltmanagementsysteme und 
durch die Einführung und Nutzung von Technologien zur Verschmutzungsvermeidung; 

 
5. Risikovermeidung, einschließlich: Ausarbeitung und Durchführung von Plänen zur 

Vermeidung und Bewältigung von naturbedingten und technologischen Risiken; 
 
6. Tourismus, einschließlich: Förderung des natürlichen Reichtums als Potenzial für einen 

nachhaltigen Tourismus; Schutz und Aufwertung des Naturerbes zur Förderung der 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung; Unterstützung zur Verbesserung des 
touristischen Angebots durch neue Dienstleistungen mit höherem Mehrwert und Förderung 
neuer, nachhaltigerer Tourismusmodelle; 

 
7. Investitionen in den Kulturbereich, einschließlich: Schutz, Förderung und Erhaltung des 

Kulturerbes, Ausbau der kulturellen Infrastruktur zur Förderung der sozioökonomischen 
Entwicklung, Förderung eines nachhaltigen Tourismus, Steigerung der Attraktivität der 
Regionen sowie Hilfen zur Verbesserung des kulturellen Angebots durch neue 
Dienstleistungen mit höherem Mehrwert; 

 
8. Investitionen im Verkehrsbereich, einschließlich: Ausbau der transeuropäischen Netze und der 

Verbindungen zu den transeuropäischen Verkehrsnetzen (TEN-V); integrierte Strategien zur 
Förderung eines umweltverträglichen Verkehrs, die zur Verbesserung der Qualität der 
Beförderungsleistungen im Personen- und Güterverkehr und des Zugangs zu diesen, zu einem 
ausgewogeneren Verhältnis zwischen den Verkehrsträgern, zur Förderung von Systemen des 
kombinierten Verkehrs und zur Verringerung der Auswirkungen auf die Umwelt beitragen; 
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9. Investitionen im Energiesektor, einschließlich: Ausbau der transeuropäischen Netze, die zur 
Verbesserung der Versorgungssicherheit beitragen; Einbeziehung der Umweltbelange; 
Verbesserung der Energieeffizienz und Entwicklung erneuerbarer Energien; 

 
10. Investitionen im Bereich der Bildung, einschließlich: Investitionen in die berufliche Bildung, 

die zur Steigerung der Attraktivität und der Lebensqualität beitragen; 
 
11. Investitionen in das Gesundheitswesen und in die soziale Infrastruktur, die zur regionalen und 

lokalen Entwicklung beitragen und die Lebensqualität erhöhen. 
 
Artikel 5 Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 
 
Im Rahmen des Ziels "Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" konzentriert der EFRE 
seine Unterstützung im Rahmen von Strategien zur nachhaltigen Entwicklung, unter Berücksichtigung 
der Förderung der Beschäftigung, in erster Linie auf die folgenden drei Prioritäten: 
 
1) Innovation und wissensbasierte Wirtschaft, auch durch den Auf- und Ausbau von effizienten 

regionalen Innovativwirtschaften, systemischen Kontakten zwischen dem privaten und dem 
öffentlichen Sektor, Universitäten und Technologiezentren, die den lokalen Bedürfnissen 
Rechnung tragen, insbesondere: 

 
a) Ausbau regionaler FTE- und Innovationskapazitäten, die unmittelbar mit den Zielen der 

regionalen Wirtschaftsentwicklung zusammenhängen, durch Förderung branchen- oder 
technologiespezifischer Kompetenzzentren, durch Unterstützung der 
wirtschaftsbezogenen FTE, der KMU und des Technologietransfers; durch die 
Entwicklung der Technologievorausschau und des internationalen Benchmarking von 
Maßnahmen zur Innovationsförderung und durch Unterstützung der Zusammenarbeit von 
Unternehmen und von gemeinsamen Projekten im Bereich FTE und Innovation; 

 
b) Förderung der Innovationstätigkeit und der unternehmerischen Initiative in allen Sektoren 

der regionalen und lokalen Wirtschaft durch Unterstützung der Einführung neuer oder 
verbesserter Erzeugnisse, Prozesse und Dienstleistungen am Markt durch KMU, durch 
Unterstützung von Unternehmensnetzwerken und Clustern, durch die Verbesserung des 
Zugangs der KMU zu Finanzierungsmöglichkeiten, durch Unterstützung von 
Kooperationsnetzwerken zwischen Unternehmen und geeigneten Einrichtungen des 
Bereichs der tertiären Bildung und Forschungsinstituten, durch Erleichterung des Zugangs 
der KMU zu Unternehmensdienstleistungen und durch Unterstützung der Einführung 
umweltverträglicherer und innovativer Technologien in KMU; 
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c) Förderung der unternehmerischen Initiative insbesondere durch Erleichterung der 
wirtschaftlichen Nutzung neuer Ideen und die Schaffung von Anreizen für die Gründung 
neuer Unternehmen unter Mitwirkung von geeigneten Einrichtungen des Bereichs der 
tertiären Bildung und Forschungsinstituten sowie bestehenden Unternehmen; 

 
d) Schaffung von Finanzierungsinstrumenten und Gründerzentren zur Förderung der FTE-

Kapazitäten der KMU und zur Förderung der unternehmerischen Initiative und neuer 
Unternehmensgründungen, speziell von KMU, die wissensintensive Technologien 
ausgiebig nutzen; 

 
2) Umwelt und Risikovermeidung, insbesondere: 
 

a) Förderung von Investitionen zur Wiederherstellung des physischen Umfelds, insbesondere 
von verschmutzten, verödeten und brachliegenden Geländen und Flächen; 

 
b) Förderung der Entwicklung der Infrastruktur im Zusammenhang mit der Artenvielfalt und 

den Investitionen in NATURA-2000-Gebiete, sofern dies zu einer nachhaltigen 
Wirtschaftsentwicklung und/oder zur Diversifizierung der ländlichen Gebiete beiträgt; 

 
c) Anreize für Energieeffizienz und für die Erzeugung erneuerbarer Energien und die 

Entwicklung effizienter Energiemanagementsysteme; 
 

d) Förderung eines umweltverträglichen und nachhaltigen öffentlichen Personenverkehrs, 
insbesondere in städtischen Gebieten; 

 
e) Entwicklung von Plänen und Maßnahmen zur Vermeidung und Bewältigung von 

naturbedingten Risiken (z. B. Wüstenbildung, Dürren, Brände und Überschwemmungen) 
und technologischen Risiken; 

 
f) Schutz und Aufwertung des Naturerbes und des kulturellen Erbes zur Unterstützung der 

sozioökonomischen Weiterentwicklung und Förderung des natürlichen und kulturellen 
Reichtums als Potenzial für die Entwicklung eines nachhaltigen Tourismus; 

 
3) Zugang zu Verkehrs- und Telekommunikationsdiensten von allgemeinem wirtschaftlichen 

Interesse, insbesondere: 
 

a) Ausbau der sekundären Verkehrsnetze durch Verbesserung der Verbindungen zu den 
transeuropäischen Verkehrsnetzen (TEN-V), zu regionalen Eisenbahnknotenpunkten, 
Flughäfen und Häfen oder zu multimodalen Plattformen, durch die Sicherstellung von 
Radialverbindungen zu den großen Eisenbahnlinien und durch die Förderung der 
regionalen und lokalen Binnenwasserwege und des Kurzstreckenseeverkehrs; 
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b) Förderung des Zugangs von KMU zu IKT und der Einführung und des effizienten 
Einsatzes von IKT in KMU durch Unterstützung des Zugangs zu den Netzen, die 
Schaffung öffentlicher Internet-Zugangsstellen, die Bereitstellung von Ausrüstungen und 
Entwicklung von Diensten und Anwendungen, wozu auch die Erstellung von 
Aktionsplänen für sehr kleine Unternehmen und Handwerksbetriebe gehört. 

 
 Zusätzlich können die Mitgliedstaaten und die Kommission bei operationellen Programmen, 

die der EFRE in den Regionen fördert, für die eine besondere Übergangsunterstützung nach 
Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 in Betracht kommen, beschließen, die 
Unterstützung auf die Prioritäten nach Artikel 4 der vorliegenden Verordnung auszudehnen.  

 
Artikel 6 Europäische territoriale Zusammenarbeit 
 
Im Rahmen des Ziels "Europäische territoriale Zusammenarbeit" konzentriert der EFRE seine 
Unterstützung auf die folgenden Prioritäten: 
 
1. Entwicklung von grenzübergreifenden wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 

Tätigkeiten durch gemeinsame Strategien für eine nachhaltige territoriale Entwicklung, in 
erster Linie durch 

 
a) Förderung der unternehmerischen Initiative und insbesondere der Entwicklung der KMU, 

des Fremdenverkehrs, kultureller Tätigkeiten und des grenzüberschreitenden Handels; 
b) Förderung und Verbesserung des gemeinsamen Schutzes und der Bewirtschaftung der 

natürlichen und kulturellen Ressourcen sowie der Vermeidung von naturbedingten und 
technologischen Risiken; 

c) Stärkung der Verbindungen zwischen städtischen und ländlichen Gebieten; 
d) Verringerung der Isolation durch einen besseren Zugang zu Verkehrs-, Informations- und 

Kommunikationsnetzen und -diensten sowie zu grenzübergreifenden Wasser-, 
Abfallentsorgungs- und Energiesystemen und entsprechenden Anlagen; 

e) Ausbau der Zusammenarbeit, der Kapazitäten und der gemeinsamen Nutzung von 
Infrastrukturen insbesondere in Bereichen wie Gesundheit, Kultur, Tourismus und 
Bildung. 

 
 Darüber hinaus kann der EFRE zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Justiz- und 

Verwaltungsbehörden, zur grenzüberschreitenden Integration des Arbeitsmarktes, zu lokalen 
Beschäftigungsinitiativen, zur Gleichstellung von Frauen und Männern und zur 
Chancengleichheit, zu Fortbildung und sozialer Eingliederung sowie zur gemeinsamen 
Nutzung von Humanressourcen und Einrichtungen für die FTE beitragen. 

 
 In Bezug auf das PEACE-Programm zwischen Nordirland und den Grenzbezirken Irlands 

nach Anhang II Nummer 22 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 trägt der EFRE über die 
oben genannten Maßnahmen hinaus zur Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Stabilität 
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in den betreffenden Regionen bei, und zwar insbesondere durch Maßnahmen zur Förderung 
des Zusammenhalts zwischen den Gemeinschaften; 

 
2. Begründung und Entwicklung der transnationalen Zusammenarbeit, einschließlich der 

bilateralen Zusammenarbeit zwischen nicht unter die Nummer 1 fallenden maritimen 
Regionen, durch die Finanzierung von Netzwerken und Aktionen, die eine integrierte 
territoriale Entwicklung begünstigen, wobei in erster Linie folgende Prioritäten im 
Mittelpunkt stehen: 

 
a) Innovation: Schaffung und Ausbau von Wissenschafts- und Technologienetzwerken und 

Aufwertung von regionalen FTE- und Innovationskapazitäten, sofern diese direkt zu einer 
ausgewogenen Entwicklung transnationaler Räume beitragen. Hierzu können folgende 
Maßnahmen gehören: Schaffung von Netzwerken zwischen geeigneten Einrichtungen im 
Bereich der tertiären Bildung und Forschungsinstituten und den KMU; Verbindungen zur 
Verbesserung des Zugangs zu wissenschaftlichen Kenntnissen sowie des 
Technologietransfers zwischen FTE-Einrichtungen und internationalen Spitzenzentren für 
FTE; Partnerschaften zwischen Einrichtungen für den Technologietransfer; und die 
Entwicklung von gemeinsamen Finanzierungsinstrumenten zur Förderung von FTE in den 
KMU; 

 
b) Umwelt: Wasserbewirtschaftung, Energieeffizienz, Maßnahmen im Bereich der 

Risikovermeidung und des Umweltschutzes, soweit diese Maßnahmen eine eindeutige 
transnationale Dimension haben. Hierzu können folgende Maßnahmen gehören: Schutz 
und Bewirtschaftung von Flusseinzugsgebieten, Küstengebieten, Meeresressourcen, 
Wasserdienstleistungen und Feuchtgebieten; Vermeidung von Bränden, Dürren und 
Überschwemmungen; Förderung der maritimen Sicherheit und Schutz vor naturbedingten 
und technologischen Risiken; Schutz und Aufwertung des Naturerbes zur Unterstützung 
der sozioökonomischen Weiterentwicklung und der Entwicklung eines nachhaltigen 
Tourismus; 

 
c) Zugänglichkeit: Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs zu Verkehrs- und 

Telekommunikationsdienstleistungen und der Qualität dieser Dienstleistungen, 
insbesondere auf transnationaler Ebene. Hierzu können folgende Maßnahmen gehören: 
Investitionen in grenzüberschreitende Abschnitte der transeuropäischen Netze, 
Verbesserung der lokalen und regionalen Anbindung an die nationalen und 
transnationalen Netze; Verbesserung der Interoperabilität der nationalen und regionalen 
Systeme; Förderung von fortgeschrittenen Kommunikations- und 
Informationstechnologien; 

 
d) nachhaltige Stadtentwicklung: Förderung der polyzentrischen Entwicklung auf 

transnationaler, nationaler und regionaler Ebene mit eindeutig transnationaler Wirkung. 
Hierzu können folgende Maßnahmen gehören: Auf- und Ausbau von städtischen Netzen 
und von Verbindungen zwischen dem städtischen und dem ländlichen Raum; Strategien 
zur Lösung allgemeiner Probleme des städtischen/ländlichen Raums; Bewahrung und 
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Aufwertung des kulturellen Erbes; strategische Integration von Entwicklungszonen auf 
transnationaler Ebene; 

 
e) Die Unterstützung der bilateralen Zusammenarbeit zwischen maritimen Regionen kann 

auf die in Nummer 1 genannten Prioritäten ausgedehnt werden; 
 
3. Verstärkung der Wirksamkeit der Regionalpolitik durch Förderung 
 

a) der interregionalen Zusammenarbeit mit den Schwerpunkten Innovation und 
wissensbasierte Wirtschaft sowie Umwelt und Risikovermeidung im Sinne des Artikels 5 
Nummern 1 und 2, 

 
b) des Erfahrungsaustauschs über die Ermittlung, Weitergabe und Verbreitung vorbildlicher 

Praktiken, unter anderem für nachhaltige Stadtentwicklung nach Artikel 8, und  
 

c) von Maßnahmen, die Studien, die Erhebung von Daten und die Beobachtung und Analyse 
von Entwicklungstendenzen in der Gemeinschaft betreffen. 

 
Artikel 7 Förderfähigkeit der Ausgaben 
 
1) Folgende Ausgaben kommen für eine Förderung durch den EFRE nicht in Betracht: 
 

a) Sollzinsen; 
b) Erwerb von Grundstücken für einen Betrag, der 10 % der gesamten zuschussfähigen 

Ausgaben für das betreffende Vorhaben übersteigt. In hinreichend begründeten 
Ausnahmefällen kann die Verwaltungsbehörde für Vorhaben zur Erhaltung der Umwelt 
einen höheren Prozentsatz gestatten; 

c) Stilllegung von Kernkraftwerken; 
d) erstattungsfähige Mehrwertsteuer. 

 
2) Ausgaben für den Wohnungsbau sind nur in den Mitgliedstaaten, die der Europäischen Union 

am 1. Mai 2004 oder danach beigetreten sind, und unter den nachstehenden Voraussetzungen 
förderfähig: 

 
a) die Ausgaben sind im Rahmen einer Maßnahme für integrierte Stadtentwicklung oder 

einer Prioritätsachse zugunsten von Stadtvierteln, die von Verfall und sozialer 
Ausgrenzung geprägt oder bedroht sind, vorgesehen; 

b) die Fördermittel für Wohnungsbauausgaben dürfen 3 % der dem betreffenden 
operationellen Programm aus dem EFRE zugewiesenen Finanzmittel oder 2 % der 
gesamten EFRE-Zuweisung nicht übersteigen; 
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c) die Ausgaben beschränken sich auf 
− Mehrfamilienhäuser oder 
− Gebäude, die Eigentum staatlicher Stellen oder gemeinnütziger Unternehmungen sind 

und als Wohnraum für Haushalte mit niedrigem Einkommen oder für Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen genutzt werden. 

 
 Die Kommission erstellt die Liste der Kriterien für die Ermittlung der Stadtviertel im Sinne 

des Buchstaben a und die Liste der Maßnahmen, die nach dem in Artikel 103 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 genannten Verfahren förderfähig sind. 

 
3) Für vom EFRE kofinanzierte Maßnahmen, die in den Geltungsbereich von Artikel 3 der 

Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 fallen, gelten die Regeln zur Förderfähigkeit nach Artikel 11 
jener Verordnung.  

 
KAPITEL II - BESONDERE BESTIMMUNGEN ZUR BEHANDLUNG VON TERRITORIALEN 
BESONDERHEITEN 
 
Artikel 8 Nachhaltige Stadtentwicklung 
 
Zusätzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 der vorliegenden Verordnung aufgeführten Tätigkeiten 
unterstützt der EFRE im Fall von Maßnahmen zur nachhaltigen Stadtentwicklung nach Artikel 37 
Absatz 4 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 gegebenenfalls die Förderung der 
Entwicklung partizipativer, integrierter und nachhaltiger Strategien, mit denen der starken 
Konzentration von wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Problemen in den städtischen Gebieten 
begegnet werden soll. 
 
Die nachhaltige Stadtentwicklung soll unter anderem durch folgende Strategien gefördert werden: 
Steigerung des Wirtschaftswachstums, Sanierung der physischen Umwelt, Neuerschließung 
brachliegender Flächen, Erhaltung und Aufwertung des Natur- und Kulturerbes, die Förderung der 
unternehmerischen Initiative, der lokalen Beschäftigung und der kommunalen Entwicklung sowie die 
Bereitstellung von Dienstleistungen für die Bevölkerung, wobei den sich ändernden demografischen 
Strukturen Rechnung getragen wird. 
 
Abweichend von Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 kann der EFRE im Rahmen 
des Ziels "Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" Maßnahmen, die in den 
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 über den Europäischen Sozialfonds fallen, 
mit bis zu 15 % der für das betreffende Programm oder die betroffene Prioritätsachse verfügbaren 
Mittel finanzieren, sofern diese Maßnahmen im Rahmen eines speziellen operationellen Programms 
oder einer Prioritätsachse innerhalb eines operationellen Programms durchgeführt werden. 
 
Artikel 9 Koordinierung mit dem ELER und dem EFF 
 
Zielt ein aus EFRE-Mitteln unterstütztes operationelles Programm auf Vorhaben ab, die auch im 
Rahmen eines anderen Förderinstruments der Gemeinschaft, einschließlich des Schwerpunkts 3 des 
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ELER und der nachhaltigen Entwicklung der fischereiwirtschaftlichen Küstengebiete im Rahmen des 
EFF, förderfähig sind, so bestimmt der Mitgliedstaat in jedem operationellen Programm die Kriterien 
für die Abgrenzung zwischen den Vorhaben, die im Rahmen des EFRE unterstützt werden, und den 
Vorhaben, die im Rahmen des anderen Förderinstruments der Gemeinschaft unterstützt werden. 
 
Artikel 10 Gebiete mit geografischen und natürlichen Benachteiligungen 
 
In den aus dem EFRE kofinanzierten Regionalprogrammen, die sich auf Gebiete mit geografischen 
und natürlichen Benachteiligungen nach Artikel 52 Buchstabe f der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 
erstrecken, wird den spezifischen Problemen dieser Gebiete besondere Beachtung geschenkt. 
 
Unbeschadet der Artikel 4 und 5 kann der EFRE insbesondere zur Finanzierung von Investitionen 
beitragen, die auf die Verbesserung der Anbindung, die Förderung und Entwicklung von 
wirtschaftlichen Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Kultur- und Naturerbe, die Förderung einer 
nachhaltigen Nutzung der natürlichen Ressourcen und die Förderung eines nachhaltigen 
Fremdenverkehrs abzielen. 
 
Artikel 11 Gebiete in äußerster Randlage 
 
1) Die spezielle zusätzliche Mittelzuweisung nach Anhang II Nummer 20 der Verordnung (EG) 

Nr. 1083/2006 wird verwendet, um Mehrkosten auszugleichen, die in den Gebieten in 
äußerster Randlage in Verbindung mit den in Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags genannten 
Benachteiligungen bei der Unterstützung folgender Maßnahmen angefallen sind: 

 
a) Maßnahmen zur Umsetzung der Prioritäten gemäß Artikel 4 und/oder gegebenenfalls 

Artikel 5; 
b) Güterverkehrsdienstleistungen und Startbeihilfen für Transportdienste; 
c) Maßnahmen im Zusammenhang mit Problemen, die sich aus Lagerungsbegrenzungen, 

Überdimensionierung und Wartung von Produktionsanlagen sowie aus dem Mangel an 
Humankapital auf dem lokalen Arbeitsmarkt ergeben. 

 
2) Nach Maßgabe des Artikels 3 können mit der speziellen, zusätzlichen Mittelzuweisung 

Investitionskosten finanziert werden. Ferner wird die spezielle zusätzliche Mittelzuweisung 
mindestens zu 50 % zur Finanzierung von Betriebsbeihilfen und Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen und Verträge in den Gebieten in 
äußerster Randlage verwendet. 

 
3) Der Betrag, für den die Kofinanzierungsquote gilt, ist nur im Falle von Betriebsbeihilfen und 

Ausgaben im Zusammenhang mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen und 
Verträge proportional zu den Mehrkosten nach Absatz 1, die dem Begünstigten entstanden 
sind; im Falle von Investitionsausgaben kann dieser Betrag die gesamten förderfähigen Kosten 
abdecken. 
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4) Finanzhilfen im Sinne dieses Artikels dürfen nicht zur Unterstützung folgender Maßnahmen 

eingesetzt werden: 
 

a) Maßnahmen, die mit Erzeugnissen des Anhangs I des Vertrags im Zusammenhang stehen; 
b) Beihilfen für eine nach Artikel 87 Absatz 2 Buchstabe a des Vertrags zulässige 

Personenbeförderung; 
c) Steuerbefreiungen und die Befreiung von Sozialabgaben. 

 
KAPITEL III - BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR DAS ZIEL EUROPÄISCHE 
TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT 
 
ABSCHNITT 1 - Operationelle Programme 
 
Artikel 12 Inhalt 
 
Jedes operationelle Programm im Rahmen des Ziels "Europäische territoriale Zusammenarbeit" 
umfasst Folgendes: 
 
1) eine Analyse der Situation in dem betreffenden Kooperationsraum in Bezug auf Stärken und 

Schwächen sowie die Strategie, mit der hierauf reagiert werden soll; 
 
2) ein Verzeichnis der förderfähigen Gebiete innerhalb des Programmbereichs, darunter für die 

Programme zur grenzübergreifenden Zusammenarbeit die in Artikel 21 Absatz 1 genannten 
Flexibilitätsbereiche; 

 
3) eine Begründung der gewählten Prioritäten im Hinblick auf die strategischen 

Kohäsionsleitlinien der Gemeinschaft, den nationalen strategischen Rahmenplan, falls der 
Mitgliedstaat beschlossen hat, im Rahmen des Ziels "Europäische territoriale 
Zusammenarbeit" geförderte Maßnahmen mit einzubeziehen, sowie auf die Ergebnisse der 
Ex-ante-Bewertung gemäß Artikel 48 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006; 

 
4) Angaben über die Prioritätsachsen und ihre spezifischen Ziele. Die Ziele werden unter 

Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit mit Hilfe einer begrenzten Zahl von 
Ergebnisindikatoren quantifiziert. Anhand dieser Indikatoren müssen sich die Fortschritte 
gegenüber der Ausgangssituation und die Erreichung der Ziele, mit denen die Prioritätsachsen 
umgesetzt werden, messen lassen; 

 
5) lediglich informationshalber die vorläufige Aufschlüsselung der geplanten Verwendung der 

Beteiligung des EFRE am operationellen Programm nach Kategorien, entsprechend den von 
der Kommission nach dem in Artikel 103 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 
genannten Verfahren zu erlassenden Durchführungsbestimmungen; 
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6) einen einzigen Finanzierungsplan ohne Aufschlüsselung nach Mitgliedstaaten mit zwei 
Tabellen: 

 
a) in der ersten Tabelle ist nach den Artikeln 52, 53 und 54 der Verordnung (EG) 

Nr. 1083/2006 für jedes Jahr der vorgesehene Höchstbetrag für die Beteiligung des EFRE 
aufgeschlüsselt. Die jährlich vorgesehene Gesamtbeteiligung des EFRE muss mit dem 
geltenden Finanzrahmen vereinbar sein; 

 
b) die zweite Tabelle gibt für den gesamten Programmplanungszeitraum, für das 

operationelle Programm und für jede Prioritätsachse den Gesamtbetrag der 
Gemeinschaftsbeteiligung und der nationalen Beiträge sowie den Beteiligungssatz des 
EFRE an. Bestehen die nationalen Beiträge nach Artikel 53 der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 aus öffentlichen und privaten Ausgaben, so wird in der Tabelle die 
vorläufige Aufschlüsselung nach öffentlichen und privaten Mitteln angegeben. Besteht der 
nationale Beitrag nach Artikel 53 aus öffentlichen Ausgaben, so wird in der Tabelle der 
Betrag der nationalen öffentlichen Beteiligung angegeben; 

 
7) gegebenenfalls Angaben zur Komplementarität mit den aus dem ELER und aus dem EFF 

finanzierten Maßnahmen; 
 
8) Bestimmungen zur Durchführung des operationellen Programms, unter anderem 
 

a) die Benennung sämtlicher in Artikel 14 genannter Behörden durch die Mitgliedstaaten; 
 

b) die Beschreibung der Begleitungs- und Bewertungssysteme; 
 

c) Angaben über die für die Entgegennahme der von der Kommission geleisteten Zahlungen 
zuständige Stelle sowie über die für die Zahlungen an die Begünstigten zuständige(n) 
Stelle(n); 

 
d) die Festlegung der Verfahren für die Bereitstellung und die Weiterleitung der Finanzmittel, 

damit die Transparenz der Geldströme gewährleistet ist; 
 

e) Angaben darüber, wie die Bekanntmachung des operationellen Programms und die 
Information über dieses Programm gemäß Artikel 69 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 
sichergestellt werden soll; 

 
f) die Beschreibung der zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten getroffenen 

Vereinbarungen über den Austausch elektronischer Daten, mit dem den Anforderungen 
der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 in Bezug auf Zahlungen, Begleitung und Bewertung 
entsprochen wird; 
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9) eine vorläufige Liste der Großprojekte im Sinne des Artikels 39 der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006, die voraussichtlich im Programmplanungszeitraum zur Genehmigung bei der 
Kommission eingereicht werden. 

 
ABSCHNITT 2 - Förderfähigkeit 
 
Artikel 13 Regeln zur Förderfähigkeit der Ausgaben 
 
Sofern keine Gemeinschaftsregeln für die Ermittlung der Förderfähigkeit der Ausgaben festgelegt sind, 
gelten die betreffenden nationalen Regeln, die von den an einem operationellen Programm im Rahmen 
des Ziels "Europäische territoriale Zusammenarbeit" beteiligten Mitgliedstaaten vereinbart werden. 
 
Nach Artikel 56 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 und unbeschadet des Artikels 7 der 
vorliegenden Verordnung legt die Kommission gemeinsame Regeln für die Förderfähigkeit der 
Ausgaben nach dem in Artikel 103 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 genannten 
Verfahren fest. 
 
Sieht Artikel 7 für verschiedene Mitgliedstaaten, die sich an einem operationellen Programm im 
Rahmen des Ziels "Europäische territoriale Zusammenarbeit" beteiligen, verschiedene Regeln zur 
Förderfähigkeit der Ausgaben vor, so gelten im gesamten Programmgebiet die Förderfähigkeitsregeln 
mit der größten Tragweite. 
 
ABSCHNITT 3 - Verwaltung, Begleitung und Kontrolle 
 
Artikel 14 Benennung der Behörden 
 
1) Die Mitgliedstaaten, die sich an einem operationellen Programm im Rahmen des Ziels 

"Europäische territoriale Zusammenarbeit" beteiligen, benennen eine einzige 
Verwaltungsbehörde, eine einzige Bescheinigungsbehörde und eine einzige Prüfbehörde, 
wobei Letztere in dem Mitgliedstaat angesiedelt sein muss, in dem die Verwaltungsbehörde 
ihren Sitz hat. Die Bescheinigungsbehörde nimmt die Zahlungen der Kommission entgegen 
und leistet grundsätzlich die Zahlungen an den federführenden Begünstigten. 

 
 Die Verwaltungsbehörde errichtet nach Anhörung der im Programmgebiet vertretenen 

Mitgliedstaaten ein gemeinsames technisches Sekretariat. Dieses Sekretariat unterstützt die 
Verwaltungsbehörde und den Begleitausschuss und gegebenenfalls die Prüfbehörde bei der 
Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufgaben. 

 
2) Die Prüfbehörde für das operationelle Programm wird von einer Gruppe von Finanzprüfern, 

bestehend aus je einem Vertreter der an dem operationellen Programm beteiligten 
Mitgliedstaaten, unterstützt, die die Aufgaben gemäß Artikel 62 der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 wahrnimmt. Die Finanzprüfergruppe wird spätestens binnen drei Monaten nach 
der Entscheidung über die Genehmigung eines operationellen Programms eingerichtet. Sie 
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gibt sich eine Geschäftsordnung. Den Vorsitz nimmt die für das operationelle Programm 
zuständige Prüfbehörde wahr. 

 
 Die beteiligten Mitgliedstaaten können beschließen, dass die Prüfbehörde ermächtigt ist, die 

Aufgaben nach Artikel 62 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 im gesamten Programmgebiet 
unmittelbar wahrzunehmen, ohne dass eine Finanzprüfergruppe nach Unterabsatz 1 eingesetzt 
werden muss. 

 
 Die Finanzprüfer sind von dem in Artikel 16 Absatz 1 genannten Prüfsystem unabhängig. 
 
3) Jeder Mitgliedstaat, der sich an einem operationellen Programm beteiligt, benennt seine 

Vertreter im Begleitausschuss nach Artikel 63 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006.  
 
Artikel 15 Aufgaben der Verwaltungsbehörde 
 
1) Die Verwaltungsbehörde nimmt alle Aufgaben nach Artikel 60 der Verordnung (EG) 

Nr. 1083/2006 wahr, die nicht die Ordnungsmäßigkeit der Vorhaben und Ausgaben nach 
Maßgabe der nationalen und gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften im Sinne des 
Buchstabens b des genannten Artikels betreffen. Dabei vergewissert sie sich, dass die 
Ausgaben aller an einem Vorhaben beteiligten Begünstigten durch den Prüfer nach Artikel 16 
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung bestätigt wurden. 

 
2) Die Verwaltungsbehörde legt, gegebenenfalls in einer Vereinbarung mit dem federführenden 

Begünstigten, die Durchführungsmodalitäten für jedes Vorhaben fest. 
 
Artikel 16 Prüfsystem 
 
1) Zur Bestätigung der Ausgaben richtet jeder Mitgliedstaat ein Prüfsystem ein, durch das die 

Erbringung der kofinanzierten Wirtschaftsgüter und Dienstleistungen, die Richtigkeit der 
Ausgaben, die für die in seinem Hoheitsgebiet durchgeführten Vorhaben oder Teile von 
Vorhaben gemeldet wurden, sowie die Vereinbarkeit dieser Ausgaben und der entsprechenden 
Vorhaben oder Teile dieser Vorhaben mit den gemeinschaftlichen und seinen nationalen 
Rechtsvorschriften überprüft werden kann. 

 
 Zu diesem Zweck benennt jeder Mitgliedstaat Prüfer, die dafür verantwortlich sind, die 

Rechtmäßigkeit und die Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben, die von den an dem Vorhaben 
beteiligten Begünstigten gemeldet wurden, zu überprüfen. Die Mitgliedstaaten können 
beschließen, nur einen einzigen Prüfer für das gesamte Programmgebiet zu benennen. 
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 Ist eine Überprüfung der Erbringung der kofinanzierten Wirtschaftsgüter und Dienstleistungen 
nur für das gesamte Vorhaben möglich, so obliegt diese Überprüfung dem Prüfer des 
Mitgliedstaats, in dem der federführende Begünstigte seinen Sitz hat, oder der 
Verwaltungsbehörde. 

 
2) Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass die Bestätigung der Ausgaben von den Prüfern binnen 

dreier Monate vorgenommen werden kann.  
 
Artikel 17 Finanzielle Abwicklung 
 
1) Die Beteiligung des EFRE wird auf ein einziges Konto ohne nationale Unterkonten eingezahlt. 
 
2) Unbeschadet der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die Aufdeckung und Behebung von 

Unregelmäßigkeiten sowie die Wiedereinziehung von ohne rechtlichen Grund gezahlten 
Beträgen stellt die Bescheinigungsbehörde sicher, dass alle aufgrund von Unregelmäßigkeiten 
gezahlten Beträge bei dem federführenden Begünstigten wieder eingezogen werden. Die 
Begünstigten erstatten dem federführenden Begünstigten die ohne rechtlichen Grund 
gezahlten Beträge nach den Bestimmungen der zwischen ihnen geschlossenen Vereinbarung. 

 
3) Ist es dem federführenden Begünstigten nicht möglich, die Beträge von einem Begünstigten 

einzuziehen, so erstattet der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der betreffende 
Begünstigte seinen Sitz hat, der Bescheinigungsbehörde den Betrag, der diesem Begünstigten 
ohne rechtlichen Grund gezahlt wurde. 

 
Artikel 18 Europäischer Verbund für territoriale Zusammenarbeit 
 
Die Mitgliedstaaten, die sich an einem operationellen Programm im Rahmen des Ziels "Europäische 
territoriale Zusammenarbeit" beteiligen, können auf den Europäischen Verbund für territoriale 
Zusammenarbeit gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) [10] 
zurückgreifen, um die Verantwortung für die Durchführung des operationellen Programms an diesen 
Verbund zu delegieren, indem sie ihm die Aufgaben der Verwaltungsbehörde und des gemeinsamen 
technischen Sekretariats übertragen. Die finanzielle Verantwortung liegt in diesem Fall weiterhin beim 
einzelnen Mitgliedstaat. 
 
ABSCHNITT 4 - Förderfähigkeit 
 
Artikel 19 Auswahl der Vorhaben 
 
1) An den Vorhaben, die für operationelle Programme zur Förderung der grenzübergreifenden 

Zusammenarbeit nach Artikel 6 Nummer 1 und zur Begründung und Entwicklung der 
transnationalen Zusammenarbeit nach Artikel 6 Nummer 2 ausgewählt wurden, sind 
Begünstigte aus mindestens zwei Ländern, von denen mindestens eines ein Mitgliedstaat ist, 
beteiligt, die bei jedem Vorhaben auf mindestens zwei der folgenden Arten zusammenarbeiten: 
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 Die ausgewählten Vorhaben, die diese Bedingungen erfüllen, können auch in einem einzigen 

Land durchgeführt werden, sofern sie von Stellen aus mindestens zwei Ländern vorgelegt 
wurden. 

 
 Die oben genannten Bedingungen gelten nicht für die in Artikel 6 Nummer 1 Absatz 3 

genannten Maßnahmen im Rahmen des PEACE-Programms. 
 
2) An den Vorhaben, die für operationelle Programme für interregionale Zusammenarbeit nach 

Artikel 6 Nummer 3 Buchstabe a ausgewählt wurden, beteiligen sich Begünstigte auf 
regionaler oder lokaler Ebene aus mindestens 

 
a) Mitgliedstaaten; oder 
b) drei Ländern, von denen mindestens zwei Mitgliedstaaten sein müssen, sofern ein 

Begünstigter aus einem Drittland beteiligt ist. 
 
3) Vorhaben, die für operationelle Programme nach Artikel 6 Nummer 3 Buchstabe b ausgewählt 

wurden, müssen, soweit das je nach Art des Vorhabens möglich ist, die in Unterabsatz 1 
dieses Absatzes genannten Bedingungen erfüllen. 

 
4) Diese Begünstigten arbeiten bei jedem Vorhaben wie folgt zusammen: gemeinsame 

Ausarbeitung, gemeinsame Durchführung, gemeinsames Personal, gemeinsame Finanzierung. 
 
5) Zusätzlich zu den Aufgaben nach Artikel 65 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 übernimmt 

der Begleitausschuss oder ein Lenkungsausschuss, der diesem Bericht erstattet, die Auswahl 
der Vorhaben. 

 
Artikel 20 Verantwortung des federführenden und der sonstigen Begünstigten 
 
1) Für jedes Vorhaben benennen die Begünstigten aus ihrer Mitte einen federführenden 

Begünstigten. Dieser nimmt folgende Aufgaben wahr: 
 

a) Er legt die Modalitäten für die Beziehungen zwischen ihm und den an dem Vorhaben 
beteiligten Begünstigten in einer Vereinbarung fest, die insbesondere Bestimmungen, die 
eine Verwendung der für das Vorhaben bereitgestellten Mittel nach den Grundsätzen der 
wirtschaftlichen Haushaltsführung gewährleisten, wie auch Modalitäten für die 
Wiedereinziehung von ohne rechtlichen Grund gezahlten Beträgen enthält; 

 
b) er ist für die Durchführung des gesamten Vorhabens verantwortlich; 
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c) er vergewissert sich, dass die Ausgaben, die von den an dem Vorhaben beteiligten 
Begünstigten gemeldet werden, zur Durchführung des Vorhabens getätigt wurden und 
sich auf die Tätigkeiten beziehen, die zwischen den an dem Vorhaben beteiligten 
Begünstigten vereinbart wurden; 

 
d) er vergewissert sich, dass die Ausgaben, die von den an dem Vorhaben beteiligten 

Begünstigten gemeldet werden, von den Prüfern bestätigt worden sind; 
 

e) er ist für die Überweisung der EFRE-Beteiligung an die an dem Vorhaben beteiligten 
Begünstigten zuständig. 

 
2) Jeder an dem Vorhaben beteiligte Begünstigte 
 

a) trägt die Verantwortung im Fall von Unregelmäßigkeiten der von ihm gemeldeten 
Ausgaben; 

 
b) informiert den Mitgliedstaat, in dem er seinen Sitz hat, über seine Beteiligung an einem 

Vorhaben, falls dieser Mitgliedstaat selbst nicht an dem operationellen Programm beteiligt 
ist. 

 
Artikel 21 Besondere Bedingungen betreffend den Standort der Vorhaben 
 
1) Im Rahmen der grenzübergreifenden Zusammenarbeit kann der EFRE in begründeten Fällen 

Ausgaben in Höhe von bis zu 20 % seines Beitrags zum betreffenden operationellen 
Programm für Vorhaben oder Teile von Vorhaben in Gebieten der NUTS-Ebene 3 finanzieren, 
die an die Fördergebiete dieses Programms nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 angrenzen oder von solchen angrenzenden Gebieten eingeschlossen sind. In 
von der Kommission und den Mitgliedstaaten vereinbarten Ausnahmefällen kann diese 
Flexibilität auf die Gebiete der NUTS-Ebene 2 ausgedehnt werden, in denen die Gebiete nach 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 liegen. 

 
 Auf Projektebene kommen Ausgaben von Partnern außerhalb des Programmgebiets nach 

Unterabsatz 1 für eine Förderung in Betracht, wenn sich die Projektziele ohne die Beteiligung 
dieser Partner kaum erreichen lassen. 

 
2) Im Rahmen der transnationalen Zusammenarbeit kann der EFRE in begründeten Fällen 

Ausgaben von Partnern außerhalb des an den Vorhaben beteiligten Gebiets in Höhe von bis zu 
20 % seines Beitrags zum operationellen Programm finanzieren, sofern diese Ausgaben den 
Regionen im Gebiet des Kooperationsziels zugute kommen. 

 
3) Im Rahmen der grenzüberschreitenden, transnationalen und interregionalen Zusammenarbeit 

kann der EFRE Ausgaben in Höhe von bis zu 10 % seines Beitrags zum betreffenden 
operationellen Programm für Vorhaben oder Teile von Vorhaben im Gebiet von Ländern 
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außerhalb der Europäischen Gemeinschaft finanzieren, sofern diese den 
Gemeinschaftsregionen zugute kommen.  

 
4) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Legalität und Rechtmäßigkeit dieser Ausgaben. Die 

Verwaltungsbehörde bestätigt die Auswahl von Vorhaben, die außerhalb der in den 
Absätzen 1, 2 und 3 genannten förderfähigen Gebieten liegen.  

 
KAPITEL I – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
Artikel 22 Übergangsbestimmungen 
 
1) Diese Verordnung berührt nicht die weitere Durchführung oder die Änderung einschließlich 

der teilweisen oder vollständigen Einstellung der Unterstützung, die von der Kommission auf 
der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1783/1999 oder auf der Grundlage eines anderen für 
diese Unterstützung am 31. Dezember 2006 geltenden Rechtsaktes, der in der Folge, bis zur 
Beendigung der Unterstützung oder der betroffenen Projekte, weiterhin auf diese 
Unterstützung Anwendung findet, genehmigt worden ist. 

 
2) Die aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 1783/1999 gestellten Anträge behalten ihre Gültigkeit. 
 
Artikel 23 Aufhebung 
 
1) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 22 wird die Verordnung (EG) Nr. 1783/1999 mit 

Wirkung vom 1. Januar 2007 aufgehoben. 
 
2) Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende 

Verordnung.  
 
Artikel 24 Überprüfungsklausel 
 
Das Europäische Parlament und der Rat überprüfen diese Verordnung nach dem Verfahren gemäß 
Artikel 162 des Vertrags bis zum 31. Dezember 2013. 
 
Artikel 25 Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft.  
 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.  
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Geschehen zu Straßburg am 5. Juli 2006. 
 
Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident, J. Borrell Fontelles 
 
Im Namen des Rates 
Die Präsidentin, P. Lehtomäki 
 
___________________________ 
[1] ABl. C 255 vom 14.10.2005, S. 91. 
[2] ABl. C 231 vom 20.9.2005, S. 19. 
[3] Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2005 (noch nicht im Amtsblatt 

veröffentlicht), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 12. Juni 2006 (noch nicht im 
Amtsblatt veröffentlicht) und Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 4. Juli 2006 (noch 
nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 

[4] Siehe Seite 25 dieses Amtsblatts. 
[5] ABl. C 161 vom 26.6.1999, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 173/2005 der 

Kommission (ABl. L 29 vom 2.2.2005, S. 3). 
[6] Siehe Seite 12 dieses Amtsblatts. 
[7] Siehe Seite 79 dieses Amtsblatts. 
[8] ABl. C 277 vom 21.10.2005, S. 1. 
[9] ABl. C 213 vom 13.8.1999, S. 1. 
[10] Siehe Seite 19 dieses Amtsblatts. 
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III. VERZEICHNIS DER EINRICHTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN 

RECHTS GEMÄSS ARTIKEL 3 ABSATZ 1 BUCHSTABE D DER 
VERORDNUNG (EG) NR. 1082/2006 (ARTIKEL 9 ABSATZ 1 

BUCHSTABE D DER RICHTLINIE (EG) NR. 18/2004 VOM 31. MÄRZ 
2004 ÜBER DIE KOORDINIERUNG DER VERFAHREN ZUR 

VERGABE ÖFFENTLICHER BAUAUFTRÄGE, LIEFERAUFTRÄGE 
UND DIENSTLEISTUNGSAUFTRÄGE UND ANHANG III DIESER 

RICHTLINIE) 

(Amtsblatt L 134 vom 30. April 2004, S. 114) 

 
Als "Einrichtung des öffentlichen Rechts" gilt jede Einrichtung, die 
 
a) zu dem besonderen Zweck gegründet wurde, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben nicht 

gewerblicher Art zu erfüllen, 
b) Rechtspersönlichkeit besitzt und 
c) überwiegend vom Staat, von Gebietskörperschaften oder von anderen Einrichtungen des 

öffentlichen Rechts finanziert wird, hinsichtlich ihrer Leitung der Aufsicht durch Letztere 
unterliegt oder deren Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan mehrheitlich aus Mitgliedern 
besteht, die vom Staat, von den Gebietskörperschaften oder von anderen Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts ernannt worden sind. 

 
Die nicht erschöpfenden Verzeichnisse der Einrichtungen und Kategorien von Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts, die die in Unterabsatz 2 Buchstaben a, b und c genannten Kriterien erfüllen, sind 
in Anhang III enthalten. Die Mitgliedstaaten geben der Kommission regelmäßig die Änderungen ihrer 
Verzeichnisse bekannt. 
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V. AN DIE AKTEURE VOR ORT ÜBERMITTELTE FRAGEBÖGEN 
FÜR DIE WORKSHOPS DER ARBEITSGRUPPE "KÜNFTIGE 

ENTWICKLUNGEN DES RECHTSRAHMENS FÜR DIE TERRITORIALE 
ZUSAMMENARBEIT IN EUROPA" 

 

Fragebogen Nr. 1: 
(zur Vorbereitung des Workshops am 18./19. Mai 2006 übermittelt) 
 
I.  Bekanntheitsgrad des Vorschlags für eine EZTZ-Verordnung 
 
1. Haben Sie vor Ihrer Befragung im Rahmen dieser Studie schon vom Europäischen Verbund 

für grenzüberschreitende Zusammenarbeit (EVGZ - ursprüngliche Bezeichnung) bzw. vom 
Europäischen Zusammenschluss für territoriale Zusammenarbeit (EZTZ - neuer Vorschlag) 
gehört? 

1.1 Wenn Sie die erste Frage mit JA beantwortet haben: In welchem Zusammenhang und/oder 
über welchen Kanal haben Sie davon gehört (z.B. im Rahmen einer Informationssitzung zur 
Entwicklung der Strukturfonds, über ein Mitglied des Ausschusses der Regionen, eine 
regionale oder lokale Gebietskörperschaft, Ihre Regierung, die Presse usw.)? 

1.2 Wenn Sie mit JA geantwortet haben: Waren die Meinungen, die im Zuge dieser 
Informationen über den Verordnungsvorschlag geäußert wurden, 

− positiv? 
− skeptisch? 
− negativ? 
− anders, nämlich: 

1.3 Wenn Sie mit JA geantwortet haben: War Ihr erster Eindruck von diesen Informationen 
− positiv? 
− skeptisch? 
− konfus? 
− negativ? 
− anders, nämlich: 

 
II. Erwartungen 
 
2. Was erwarten Sie sich als wichtigsten Beitrag einer solchen Verordnung zur Verwirklichung 

Ihrer grenzüberschreitenden Projekte? 
 (Beantworten Sie die Frage im Hinblick auf Ihre Erwartungen als Akteur vor Ort und nicht 

in Bezug auf den Verordnungsvorschlag, wie er derzeit erörtert wird). 
 
3. Ist eine Verordnung des Parlaments und des Rates Ihrer Meinung nach das angemessene 

Instrument, um diese Erwartungen zu erfüllen? 
3.1 Wenn Sie die vorhergehende Frage mit NEIN beantwortet haben: Welche Art von 

Maßnahme oder Instrument hätten Sie sich vorrangig gewünscht? 
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3.2 Wenn Sie Frage 3 mit JA beantwortet haben: Glauben Sie, dass eine solche Verordnung 
ausreicht, um die Situation zu verbessern, oder halten Sie parallel dazu weitere 
Gemeinschaftsmaßnahmen für erforderlich? (Ggf. welche?) 

 
4. Das Recht im Bereich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ist extrem komplex und 

entwickelt sich je nach Staat beständig und differenziert weiter. Glauben Sie, dass die EZTZ-
Verordnung eine europäische Vereinheitlichung des Rechts der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit ermöglichen wird? (Begründen Sie wenn möglich Ihre Antwort.) 

 
III. Inhalt des Vorschlags für eine EZTZ-Verordnung 
 
5. Mit dem Vorschlag für eine Verordnung der Gemeinschaft über die Errichtung eines EZTZ 

("EZTZ-Verordnung") soll die Einsetzung einer grenzüberschreitenden Rechtsform 
ermöglicht werden, insbesondere zur Verwaltung von Gemeinschaftsmitteln. Entspricht eine 
solche Rechtsform zur Verwaltung von Gemeinschaftsmittel (vom Typ INTERREG) Ihrer 
Ansicht nach einer Notwendigkeit? 

 
6. Sind Sie bereits Mitglied eines Zusammenschlusses dieser Rechtsform für die 

grenzüberschreitende, transnationale, interterritoriale oder sonstige Zusammenarbeit? (Wenn 
Sie an mehreren Strukturen beteiligt sind, geben Sie dies bitte an und antworten Sie ggf. 
differenziert.) 

 Wenn JA: 
6.1 In welcher Eigenschaft? 
6.2 Welche Mitglieder hat dieser Zusammenschluss? 
6.3 Ist dieser Zusammenschluss ein geeignetes Mittel zur Durchführung Ihrer 

grenzüberschreitenden Projekte? 
6.4 Hat dieser Zusammenschluss eine eigene Rechtspersönlichkeit? 
6.5 Welchen Rechtsstatus hat dieser Zusammenschluss? 
6.6 Wirkt sich dieser Rechtsstatus bisweilen hemmend auf die Verwirklichung von Projekten aus? 
 
7. Der Vorschlag für eine EZTZ-Verordnung sieht vor, dass dieser entweder von den 

Mitgliedstaaten oder von den regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften (oder von einer 
Kombination aus allen drei) errichtet wird. 

 Entsprechen Zusammenschlüsse von Staaten und lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften Ihrer Praxis? 

 Wenn nicht, würde Ihnen die Verwirklichung solcher gemischter Zusammenschlüsse 
(Staaten und lokale und regionale Gebietskörperschaften in einem grenzüberschreitenden 
Rahmen) Schwierigkeiten bereiten? 

− Rechtliche Schwierigkeiten? 
− Politische Schwierigkeiten? 
− Praktische Schwierigkeiten? 
− Sonstige Schwierigkeiten? 
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8. In dem Vorschlag für eine EZTZ-Verordnung wird auf die "Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über nationale Zusammenschlüsse vergleichbarer Art und Zielsetzung in 
demjenigen Mitgliedstaat, in dem der EZTZ seinen Sitz hat" verwiesen. 

8.1 Gibt es in Ihrem innerstaatlichen Recht eine (oder mehrere) solcher Rechtsvorschriften? 
 - Wenn JA, welche? 
8.2 Könnten solche Rechtsvorschriften Ihrer Meinung nach auch auf einen Zusammenschluss 

angewendet werden, an dem ein anderer Staat beteiligt ist? 
 
9. Ist es Ihnen gleichgültig, ob es sich bei dem nationalen Recht, das subsidiär (entsprechend 

dem Kriterium des Sitzes des EZTZ) anwendbar ist, um Ihr einzelstaatliches Recht oder das 
Recht eines Nachbarstaats handelt? 

 Wenn NICHT, weshalb nicht? 
9.1 Fällt der Zusammenschluss für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, an dem Sie 

beteiligt sind, 
− unter Ihr innerstaatliches Recht? 
− unter das Recht eines Mitgliedstaats? 
− gleichzeitig unter beide Rechtsordnungen? 
− Sie hat keine Rechtsgrundlage in einem nationalen Recht. 

 
10. In Artikel 3 Absatz 3 des Vorschlags für eine EZTZ-Verordnung heißt es: "Die Gründung 

eines EZTZ berührt nicht die finanzielle Verantwortung seiner Mitglieder und der 
Mitgliedstaaten, weder für die Gemeinschaftsmittel noch für die nationalen Mittel." 

10.1 Findet eine solche Regel derzeit auf den Zusammenschluss für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit Anwendung, an dem Sie beteiligt sind? 

10.2 Erscheint Ihnen diese Regel kohärent mit dem Grundsatz, wonach der EZTZ "in allen 
Mitgliedstaaten über die umfassendste Rechtsfähigkeit [verfügt], die juristischen Personen 
gemäß ihren Rechtsvorschriften gewährt wird" (Artikel 1 Absatz 3 des Vorschlags für eine 
EZTZ-Verordnung)? 

10.3 Wie könnte die vorstehend genannte Regel Ihrer Ansicht nach mit der Anforderung 
verknüpft werden, dass die Satzung eine Bestimmung über "die finanzielle Haftung der 
einzelnen Mitglieder des EZTZ in Bezug auf diesen sowie die Verteilung der Haftung der 
Mitglieder in Bezug auf dem EZTZ zurechenbare Akte" (Artikel 5 Absatz 2 des Vorschlags 
für eine EZTZ-Verordnung) enthalten muss? 

 
11. In dem Vorschlag für eine EZTZ-Verordnung wird an keiner Stelle erwähnt, dass die 

Entscheidungen des EZTZ für seine Mitglieder bindend sind.  
 Sehen Sie darin ein Problem? 
11.1 Enthält der Zusammenschluss für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, an dem Sie 

beteiligt sind, eine bzw. mehrere einschlägige Bestimmungen? 
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12. In Artikel 3 Absatz 3 (geändert) wird die Zuständigkeit der künftigen EZTZ auf den 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich beschränkt. Hätten Sie ein Problem damit, für Ihre 
Projekte für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit einen EZTZ zu gründen? 

12.1 Kann Ihr derzeitiger Zusammenschluss für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
Rahmen dieser beiden Bereiche (d.h. dem wirtschaftlichen und sozialen) tätig sein? 

 
IV. Machbarkeit 
 
13. Würden Sie es erwägen, Ihren derzeitigen Zusammenschluss für die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit in einen EZTZ umzuwandeln? 
13.1 Wenn JA, weshalb? 
13.2 Wenn NICHT, weshalb nicht? 
 
14. Sind Sie der Meinung, dass dieses neue Rechtsinstrument für Sie (oder einige der Partner, 

mit denen Sie grenzüberschreitende Projekte durchführen) ein Anreiz wäre, einen oder 
mehrere neue/n Zusammenschluss/-schlüsse für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
in Form eines EZTZ einzurichten? 

 Wenn JA, wie stellen Sie sich die Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen einem möglichen 
neuen Zusammenschluss und der (bzw. den) bestehenden Kooperationsstruktur(en) vor 
(Aufgabenteilung, Koordinierung, schrittweiser Ersatz der bestehenden Struktur durch den 
EZTZ usw.)? 
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Fragebogen Nr. 2 
(zur Vorbereitung des Workshops am 21./22. September 2006 übermittelt) 
 
I. Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 und ihre Durchführung 
 
1. Halten Sie diese endgültige Fassung für befriedigender (oder unbefriedigender) als die 

Fassung, die Sie im Mai geprüft haben? 
 Begründen Sie ggf. Ihre Antwort. 
 
2. Sollten Sie einen einzigen wichtigen Beitrag nennen, den diese Verordnung in ihrer 

endgültigen Fassung zur territorialen Zusammenarbeit leistet, welcher wäre das? 
 
3. Wenn Sie die Hauptschwierigkeit nennen sollten, die sich aus der Anwendung dieser 

Verordnung bei Ihren Maßnahmen der Zusammenarbeit Ihrer Meinung nach ergibt, welche 
wäre das? 

 
4. Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den Europäischen Verbund für 

territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser Verordnung. 

4.1 Sollte es sich in der Ihnen bekannten Situation dabei 
− um administrative Maßnahmen handeln? 
− um legislative Maßnahmen handeln? 
− um eine Kombination aus legislativen und administrativen Maßnahmen handeln? 
− Es sind keine spezifischen Maßnahmen erforderlich, da die Verordnung unmittelbar gilt. 

4.2 Wenn Sie die drei ersten Fragen mit JA beantwortet haben: Wie lange wird es Ihrer Meinung 
nach bis zur Ergreifung derartiger Maßnahmen dauern? 

4.3 Ist ein institutioneller Rahmen oder ein Konsultationsmechanismus vorhanden, der es Ihnen - 
ggf. zusammen mit den anderen betroffenen territorialen Akteuren - ermöglicht, den Prozess 
der Verabschiedung dieser Maßnahmen zu beeinflussen bzw. zumindest im Rahmen dieses 
Prozesses gehört zu werden? 

 Wenn JA, beschreiben Sie diesen bitte kurz. 
 
5. "Der Ausschuss der Regionen legt großen Wert auf den eindeutigen Gebrauch von 

Definitionen für grenzüberschreitende, transnationale und interterritoriale Zusammenarbeit 
[_]" (Stellungnahme 181/2000, Ziffer 18). Im vorrangigen Ziel 3 der Verordnung über die 
Koordinierung der Strukturfonds und in Artikel 2 Absatz 2 der EVTZ-Verordnung werden die 
drei Arten der vorgenannten Zusammenarbeit unter einer einzigen Bezeichnung - "territoriale 
Zusammenarbeit" - zusammengefasst. 

5.1 Glauben Sie, dass dem vom Ausschuss der Regionen vorgebrachten Wunsch nach Klärung auf 
diese Weise entsprochen wird? 

5.2.1 Halten Sie diese neue Bezeichnung für angemessen? 
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5.2.2 Beabsichtigen Sie, diese neue Bezeichnung in den Beziehungen zu Ihren derzeitigen Partnern 
zu verwenden? 

5.3 Sind Sie der Meinung, dass der Transfer von Kenntnissen und Verfahren zwischen der 
grenzüberschreitenden, transnationalen und interregionalen Ebene durch die 
Zusammenfassung unter einer Einheitsbezeichnung erleichtert wird? 

5.4 Glauben Sie, dass die Zusammenfassung unter einer Einheitsbezeichnung eine Verringerung 
der Unterschiede zwischen diesen unterschiedlichen Formen der Zusammenarbeit zur Folge 
haben wird? 

 Wenn JA, in Bezug auf welche Merkmale? 
 
6. In der Stellungnahme 181/2000 des Ausschusses der Regionen vom 14. März 2002 zum 

Thema "Strategien für die Förderung der grenzüberschreitenden und interregionalen 
Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein grundlegendes und zukunftsweisendes 
Dokument" heißt es, die Europäische Union "muss andererseits die Anpassung der 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften [an die Erfordernisse der territorialen Zusammenarbeit] 
stimulieren". Glauben Sie, dass die EVTZ-Verordnung eine solche Rolle spielen wird? 

 Wenn JA, weshalb? 
 Wenn NICHT, weshalb nicht? 
 
II. Die Möglichkeiten des EVTZ zur Weiterentwicklung der territorialen Zusammenarbeit 
 
7. Sollte der Förderung der Errichtung von EVTZ im Rahmen des vorrangigen Ziels 3 der 

Strukturfonds (territoriale Zusammenarbeit) im Zeitraum 2007-2013 Ihrer Ansicht nach 
Priorität eingeräumt werden, oder sollte der Schwerpunkt hauptsächlich auf konkrete 
Maßnahmen gelegt werden? 

 Begründen Sie ggf. Ihre Antwort. 
 
8. Der EVTZ wird eine Rechtspersönlichkeit haben, die sowohl aus dem Gemeinschaftsrecht als 

auch aus den einzelstaatlichen Rechten erwächst. 
 Hätte die Inanspruchnahme einer solchen Struktur mit eigener Rechtspersönlichkeit konkrete 

Auswirkungen auf das (die) Projekt(e) der Zusammenarbeit, an der Sie beteiligt sind? 
 Wenn JA, welche? 
 
9. In der Stellungnahme 181/2000 des Ausschusses der Regionen vom 14. März 2002 zum 

Thema "Strategien für die Förderung der grenzüberschreitenden und interregionalen 
Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein grundlegendes und zukunftsweisendes 
Dokument" wird auf das gestiegene Bedürfnis der lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften verwiesen, "zu neuen, erweiterten und strukturierten Formen der 
Zusammenarbeit - auch mit Blick auf die Erweiterung - zu gelangen". 

 Glauben Sie, dass sich dieses Ziel mit Hilfe der EVTZ-Verordnung und des neuen Ziels 3 
erreichen lässt? 
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10. In der Stellungnahme 181/2000 des Ausschusses der Regionen vom 14. März 2002 zum 
Thema "Strategien für die Förderung der grenzüberschreitenden und interregionalen 
Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein grundlegendes und zukunftsweisendes 
Dokument" heißt es: "Eine dauerhafte Zusammenarbeit hat nur dann Aussicht auf Erfolg, 
wenn sie von der Bevölkerung unterstützt wird und alle Beteiligten zusammenarbeiten." 

10.1 Glauben Sie, dass die Struktur des EVTZ eine bessere Mitwirkung aller Beteiligten und der 
Bevölkerung ermöglichen wird? 

10.2 Bezieht sich Ihre Antwort auf Frage 11.1. auch auf sämtliche Arten der Zusammenarbeit 
(grenzüberschreitend, transnational oder interterritorial)? 

 Wenn JA, weshalb? 
 Wenn NICHT, weshalb nicht? 
 
11. Wäre die Struktur des EVTZ Ihrer Meinung nach geeignet, um eine Verwaltungsbehörde zu 

errichten? 
 Ggf. in welcher Zusammensetzung (Mitgliedstaaten, Gebietskörperschaften, sonstige)? 
 
12. Wäre die Struktur des EVTZ Ihrer Meinung nach geeignet, um ein gemeinsames technisches 

Sekretariat zu errichten? 
 Ggf. in welcher Zusammensetzung (Mitgliedstaaten, Gebietskörperschaften, sonstige)? 
 
13. Könnte ein EVTZ Ihrer Meinung nach zu einem "federführenden Partner" gemacht werden? 
 Ggf. in welcher Zusammensetzung (Mitgliedstaaten, Gebietskörperschaften, sonstige)? 
 
14. Könnte die Struktur eines EVTZ gleichzeitig mehrere dieser Funktionen erfüllen? 
 Wenn JA, welche? 
 Hätte dies Auswirkungen auf die Zusammensetzung des EVTZ? 
 Wenn JA, welche? 
 
 In Bezug auf die interterritoriale Zusammenarbeit 
 
15. In der Stellungnahme 181/2000 des Ausschusses der Regionen vom 14. März 2002 zum 

Thema "Strategien für die Förderung der grenzüberschreitenden und interregionalen 
Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein grundlegendes und zukunftsweisendes 
Dokument" heißt es, "das Fehlen eines allgemeinen Rechtsinstruments" sei einer der die 
interregionale Zusammenarbeit hemmenden Faktoren. 

 Könnte der EVTZ Ihrer Meinung nach das Fehlen dieses Rechtsinstruments ausgleichen und 
als ein solches allgemeines Rechtsinstrument gelten?  
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 In Bezug auf die transnationale Zusammenarbeit 
 
16. In der Stellungnahme 181/2000 des Ausschusses der Regionen vom 14. März 2002 zum 

Thema "Strategien für die Förderung der grenzüberschreitenden und interregionalen 
Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein grundlegendes und zukunftsweisendes 
Dokument" heißt es, einer der die transnationale Zusammenarbeit fördernden Faktoren sei die 
"Zusammenarbeit in einer reibungslos funktionierenden, gemeinsamen Struktur auf 
strategischer Ebene".  

 Glauben Sie, dass die Struktur des EVTZ einer solchen reibungslos funktionierenden, 
gemeinsamen Struktur nutzbringend dienen könnte?  

 
17. In der Stellungnahme 181/2000 des Ausschusses der Regionen vom 14. März 2002 zum 

Thema "Strategien für die Förderung der grenzüberschreitenden und interregionalen 
Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein grundlegendes und zukunftsweisendes 
Dokument" heißt es, einer der die transnationale Zusammenarbeit hemmenden Faktoren sei 
die "geringe Einbindung lokaler und regionaler Gebietskörperschaften in die 
Zusammenarbeit". 

 Glauben Sie, dass die Rechtsform der EVTZ eine stärkere Einbindung lokaler und regionaler 
Gebietskörperschaften in die transnationale Zusammenarbeit ermöglichen wird? 

 
18. In der Stellungnahme 181/2000 des Ausschusses der Regionen vom 14. März 2002 zum 

Thema "Strategien für die Förderung der grenzüberschreitenden und interregionalen 
Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein grundlegendes und zukunftsweisendes 
Dokument" heißt es, "schwache transnationale Partnerschaften auf Ebene der Programme und 
Projekte" seien die die transnationale Zusammenarbeit hemmenden Faktoren.  

 Glauben Sie, dass die Rechtsform der EVTZ zur Entwicklung solcher transnationalen 
Partnerschaften verwendet werden könnte?  

 
19. In der Stellungnahme 181/2000 des Ausschusses der Regionen vom 14. März 2002 zum 

Thema "Strategien für die Förderung der grenzüberschreitenden und interregionalen 
Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein grundlegendes und zukunftsweisendes 
Dokument" heißt es, "widersprüchliche oder zu komplexe administrative Anforderungen 
seitens der Europäischen Union" seien die die transnationale Zusammenarbeit hemmenden 
Faktoren.  

19.1 Wird die Situation durch die neuen Verordnungen für die Strukturfonds (insbesondere 
bezüglich des neuen vorrangigen Ziels 3) Ihrer Ansicht nach verbessert?  

19.2 Trägt der EVTZ zu dieser Verbesserung bei? (Begründen Sie Ihre Antwort.) 
 
III. Modalitäten für die Verwirklichung eines EVTZ 
 
20. Haben Sie im Zusammenhang mit der Programmplanung für das neue Ziel 3 schon 

Diskussionen mit Partnern über die mögliche Errichtung eines EVTZ in Ihrem 
Kooperationsraum geführt?  
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 Wenn JA, was war das Ergebnis dieser Diskussionen? Planen Sie nächste Schritte (ggf. 
welche)?  

 
21. Wenn Sie die Absicht hätten, einen EVTZ zu gründen, mit wem würden Sie die 

Verhandlungen dann zuerst beginnen? 
21.1 Im grenzüberschreitenden Rahmen: 

− Mit den lokalen und regionalen Partnergebietskörperschaften jenseits der Grenze? 
− Mit den lokalen und regionalen Partnergebietskörperschaften in Ihrem Staat? 
− Mit den potenziell interessierten Diensten in Ihrem Staat? 
− Mit der Europäischen Kommission? 
− Mit dem Ausschuss der Regionen? 
− Mit externem Sachverstand (ggf. VRE, AGEG, private Beraterfirmen, RGRE, sonstige 

Organisation lokaler oder regionaler Gebietskörperschaften) (bitte näher angeben)? 
− Mit mehreren dieser Akteure gleichzeitig (bitte näher angeben)? 

21.2 Im transnationalen oder interterritorialen Rahmen: 
− Mit den lokalen und regionalen Partnergebietskörperschaften in anderen Mitgliedstaaten? 
− Mit den potenziell interessierten Diensten in Ihrem Staat? 
− Mit der Europäischen Kommission? 
− Mit dem Ausschuss der Regionen? 
− Mit externem Sachverstand (ggf. VRE, AGEG, private Beratungsunternehmen, RGRE; 

sonstige Organisation lokaler oder regionaler Gebietskörperschaften) (bitte näher 
angeben)? 

− Mit mehreren dieser Akteure gleichzeitig (bitte näher angeben)?  
 
22. In Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 heißt es, dass andere 

"Einrichtungen des öffentlichen Rechts" ggf. an einem EVTZ teilnehmen können. Gibt es in 
Ihrem Kooperationsraum solche Einrichtungen, die ihren Wunsch an der Teilnahme an einem 
EVTZ geäußert oder diesbezüglich Schritte ergriffen haben?  

 Wenn JA, bitte ausführen.  
 
23. Der EVTZ kann auch für Arten der Zusammenarbeit eingesetzt werden, die nicht im Rahmen 

der Strukturpolitik der Gemeinschaft finanziert werden. Kennen Sie in Ihrem 
Kooperationsraum solche Projekte, für die die Inanspruchnahme eines EVTZ vorgesehen ist?  

23.1 Wenn JA, handelt es sich um Projekte oder Programme, die durch andere Mittel der 
Gemeinschaft finanziert werden (z.B. im Bereich Umwelt, Bildung o.Ä.) (bitte näher angeben)? 

23.2 Wenn JA, handelt es sich um Programme oder Projekte, die von nationalen (oder ggf. 
regionalen) Stellen mitfinanziert werden (bitte näher angeben)? 

23.3 Wenn JA, handelt es sich um Projekte, die von den teilnehmenden Gebietskörperschaften 
finanziert werden (bitte näher angeben)? 
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24. Struktur, Organisation, Verwaltung und Kontrolle der Finanzierungen stellen bei der 
Errichtung und dem Betrieb eines EVTZ eine große Herausforderung dar. Welches sind hier 
Ihrer Meinung nach die Hauptprobleme?  
− Die Schwierigkeit, unter den Mitgliedern des EVTZ einen gemeinsamen Fonds 

einzurichten und zu verwalten?  
− Eine Einigung über die Finanzverfahren zu erzielen, die alle Mitglieder zufrieden stellt 

und gleichzeitig mit den Vorschriften desjenigen Staates vereinbar ist, in dessen Gebiet 
der EVTZ seinen Sitz hat?  

− Lücken oder unklare Bestimmungen in den Regelungen für die Finanzierung des EVTZ?  
− Das Risiko von Liquiditätsproblemen für den EVTZ, falls ursprünglich zu wenig Mittel 

zugesagt waren?  
− Sonstige Schwierigkeiten (ggf. näher angeben)?  

 
25. Was erwarten Sie sich von den Behörden Ihres Mitgliedstaats im Rahmen der Durchführung 

der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006?  
− Dass sie "die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser 

Verordnung" treffen (Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006)?  
− Dass sie sich Ihnen anschließen, um im Rahmen des vorrangigen Ziels 3 ein 

operationelles Programm zu erarbeiten (ohne Bezug zur Errichtung eines EVTZ)?  
− Dass sie sich Ihnen und Ihren ausländischen Partnern im Rahmen eines EVTZ anschließen?  
− Dass sie Ihre Teilnahme an einem EVTZ bestätigen, an dem Ihr Staat nicht beteiligt wäre?  

 
26. Erwarten Sie eine spezifische Unterstützung der Gemeinschaftsinstitutionen, um einen EVTZ 

gründen (oder an einem EVTZ teilnehmen) zu können?  
26.1 Wenn JA, seitens welcher Institution? (Mehrere Antworten möglich.) 
26.2 Wenn JA, welche Art von Unterstützung? (Mehrere Antworten möglich.) 
 
27. Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 wird der Ausschuss der Regionen über 

die Verabschiedung von Satzungen und über nationale Verfahren zur Eintragung von EVTZ 
informiert. Sind Sie der Meinung, dass der Ausschuss der Regionen auf Grundlage dieser 
Informationen zusätzliche Dienstleistungen erbringen sollte?  

 Wenn JA, sollten sich diese beziehen auf 
− die Modalitäten für die Eintragung von satzungsmäßigen Informationen über den EVTZ 

beim Ausschuss der Regionen?  
− die Errichtung und ggf. den Betrieb eines europäischen Netzes von EVTZ?  
− die Einrichtung einer offenen Datenbank, die für den Austausch von Erfahrungen und 

Analysen bezüglich der Errichtung und Funktionsweise von EVTZ zugänglich ist (ggf. 
ausführen)?  

 



 

241 

 

BIBLIOGRAFIE 

 

 
I. RECHTSAKTE DER GEMEINSCHAFTSINSTITUTIONEN 
 
Gemeinsame Rechtsakte der Institutionen 
 
• Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, ABl. L 73 vom 21.3.1975, S. 1. 
• Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985 über die Schaffung einer 

Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV), ABl. L 199 vom 31.7.1985, 
S. 1. 

• Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates vom 24. Juni 1988 über Aufgaben und Effizienz 
der Strukturfonds und über die Koordinierung ihrer Interventionen untereinander sowie mit 
denen der Europäischen Entwicklungsbank und der anderen vorhandenen Finanzinstrumente, 
ABl. L 185 vom 15.7.1988, S. 9. 

• Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bestimmungen 
über die Strukturfonds, ABl. L 161 vom 26.6.1999. S. 20. 

• Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der 
Europäischen Gesellschaft (SE), ABl. L 294 vom 10.11.2001, S. 1. 

• Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 
2003 über die Schaffung einer gemeinsamen Klassifikation der Gebietseinheiten für die 
Statistik (NUTS), ABl. L 154 vom 21.6.2003, S. 1. 

• Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über das Statut der 
Europäischen Genossenschaft (SCE), ABl. L 207 vom 18.8.2003, S. 1. 

• Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über 
die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und 
Dienstleistungsaufträge, ABl. L 134 vom 30.4.2004, S. 114. 

• Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1783/1999, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 1. 

• Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 
über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ), ABl. L 210 vom 
31.7.2006, S. 19. 

• Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und 
den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999, ABl. L 210 
vom 31.7.2006, S. 25. 



EUROPÄISCHER VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT - EVTZ 

 242 

• Strategische Leitlinien der Gemeinschaft im Bereich des wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalts, am 5.10.2006 vom Rat verabschiedet (noch nicht veröffentlicht). 

 
Rechtsakte des Europäischen Rates 
 
• Übereinkunft vom 12. Februar 1988 auf der Tagung des Europäischen Rates von Brüssel über 

die Reform der Finanzierung der Gemeinschaft, Bulletin EG, 3-1988. 
 
Entschließungen des Europäischen Parlaments 
 
• Entschließung zum Vorschlag für eine Verordnung über die Regionalpolitik der Gemeinschaft 

in Bezug auf die Regionen an den Binnengrenzen der Gemeinschaft, ABl. C 293 vom 
13.12.1976, S. 37. 

• Standpunkt in erster Lesung vom 6. Juli 2005, Olbrycht-Bericht, ABl. C 157 E vom 6.7.2006, 
S. 309. 

 
Mitteilungen der Kommission 
 
• Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten zur Festlegung von Leitlinien für die von 

ihnen im Rahmen einer Gemeinschaftsinitiative für Grenzregionen aufzustellenden 
operationellen Programme (INTERREG) (90/C 1562/3), ABl. C 215 vom 30.8.1990, S. 4. 

• Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten über die Leitlinien für die von ihnen 
aufzustellenden operationellen Programme im Rahmen einer Gemeinschaftsinitiative für die 
Entwicklung von Grenzregionen, grenzübergreifende Zusammenarbeit und ausgewählte 
Energienetze (INTERREG II) (94/C 180/13), ABl. C 180 vom 1.7.1994, S. 60. 

• Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten über die für die von ihnen aufzustellenden 
operationellen Programme im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative INTERREG für 
transnationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raumordnung (INTERREG II C) (96/C 
200/07), ABl. C 200 vom 10.7.1996, S. 23. 

• Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 28. April 2000 über die Leitlinien für 
eine Gemeinschaftsinitiative betreffend die transeuropäische Zusammenarbeit zur Förderung 
einer harmonischen und ausgewogenen Entwicklung des europäischen Raums 
(INTERREG III), ABl. C 143 vom 23.5.2000, S. 6. 

• "Europäisches Regieren - Ein Weißbuch" (KOM(2001) 428 endg.) vom 25. Juli 2001, 
ABl. C 287 vom 12.10.2001, S. 1. 

• Dritter Zwischenbericht über den Zusammenhalt: Auf dem Weg zu einer Partnerschaft für 
Wachstum, Beschäftigung und Zusammenhalt, Luxemburg, Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2004. 

• Mitteilung der Kommission - Europäische Nachbarschaftspolitik: Strategiepapier (KOM(2004) 
373 endg. vom 12. Mai 2004). 

• Vorschlag für eine Verordnung des Rates mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den 
Kohäsionsfonds (KOM(2004) 492 endg. vom 14. Juli 2004). 



BIBLIOGRAFIE 

243 

• Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates bezüglich der 
Schaffung eines Europäischen Verbunds für grenzüberschreitende Zusammenarbeit (EVGZ) 
(KOM (2004) 496 endg. vom 14. Juli 2004). 

• Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates mit allgemeinen 
Bestimmungen zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und 
Partnerschaftsinstruments (KOM(2004) 628 endg. vom 29. September 2004). 

• Mitteilung der Kommission - Dritter Zwischenbericht über den Zusammenhalt: Auf dem Weg 
zu einer Partnerschaft für Wachstum, Beschäftigung und Zusammenhalt (KOM(2005) 192 
endg. vom 17. Mai 2005). 

• Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Errichtung eines Europäischen Zusammenschlusses für territoriale Zusammenarbeit 
(EZTZ) (KOM(2006) 94 endg. vom 7. März 2006). 

 
Stellungnahmen des Ausschusses der Regionen 
 
• Stellungnahme 136/95 vom 21. April 1995 zu der Revision des Vertrags über die Europäische 

Union, ABl. 100 vom 2.4.1996, S. 1. 
• Stellungnahme 145/98 vom 19. November 1998 zum Thema "Grenzüberschreitende und 

transnationale Zusammenarbeit lokaler Gebietskörperschaften", ABl. C 51 vom 22.2.1999, 
S. 21. 

• Stellungnahme 181/2000 vom 13. März 2002 zum Thema "Strategien für die Förderung der 
grenzüberschreitenden und interregionalen Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein 
grundlegendes und zukunftsweisendes Dokument", ABl. C 192 vom 12.8.2002, S. 37. 

• Stellungnahme 388/2002 vom 10. April 2003 zum Thema "Territorialer Zusammenhalt", 
ABl. C 244 vom 10.10.2003, S. 23. 

• Stellungnahme 62/2004 vom 18. November 2004 zu dem "Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates bezüglich der Schaffung eines Europäischen 
Verbunds für grenzüberschreitende Zusammenarbeit (EVGZ)", ABl. C 71 vom 22.3.2005, 
S. 46. 

 
Berichte des Rechnungshofs 
 
• Jahresbericht 1994, ABl. C 303 vom 14.11.1995. 
• Sonderbericht Nr. 4/2004 über die Programmplanung der Gemeinschaftsinitiative betreffend 

die transeuropäische Zusammenarbeit INTERREG III, ABl. C 303 vom 7.12.2004, S. 1. 
 
II. INTERNATIONALE ABKOMMEN 
 
• Europäisches Rahmenübereinkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

zwischen Gebietskörperschaften, am 20. Mai 1980 in Madrid zur Unterzeichnung aufgelegt, 
SEV-Nr. 106 (siehe http://conventions.coe.int/Treaty/GER/v3DefaultGER.asp). 

• Europäische Charta der Kommunalen Selbstverwaltung, am 15. Oktober 1985 in Straßburg 
zur Unterzeichnung aufgelegt, SEV-Nr. 122. 



EUROPÄISCHER VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT - EVTZ 

 244 

• BENELUX-Übereinkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von 
Gebietskörperschaften, am 12. September 1986 in Brüssel verabschiedet (wiedergegeben in 
Levrat (1994), S. 427 ff.). 

• Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem Land Niedersachsen, dem Land 
Nordrhein-Westfalen und dem Königreich der Niederlande über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften und anderen öffentlichen Stellen, am 
23. Mai 1991 in Isselburg-Anholt geschlossen (wiedergegeben in Levrat (1994), S. 434 ff.). 

• Vertrag zwischen der Französischen Republik und dem Königreich Spanien über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften, am 10. März 1995 in 
Bayonne geschlossen (wiedergegeben in der Revue critique de droit international privé, Nr. 86, 
1997, S. 440 ff.). 

• Zusatzprotokoll zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften, am 9. November 1955 in Straßburg zur 
Unterzeichnung aufgelegt, SEV-Nr. 159. 

• Abkommen zwischen der Regierung der Französischen Republik, der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, der Regierung des Großherzogtums Luxemburg und dem 
Schweizerischen Bundesrat für die Kantone Solothurn, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau 
und Jura über die Zusammenarbeit zwischen den Gebietskörperschaften und örtlichen 
öffentlichen Stellen, am 23. Januar 1996 in Karlsruhe geschlossen (wiedergegeben 
insbesondere in der Systematischen Gesetzessammlung des Kantons Genf, RSGE A 1 11; 
siehe http://www.geneve.ch/legislation/welcome.html). 

• Protokoll Nr. 2 zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften in Bezug auf die interterritoriale 
Zusammenarbeit, am 5. Mai 1998 in Straßburg zur Unterzeichnung aufgelegt, SEV-Nr. 169. 

• Französisch-belgisches Abkommen über die grenzübergreifende Zusammenarbeit, am 
16. September 2002 in Brüssel unterzeichnet. 

• Vertrag zwischen dem Königreich Spanien und der Portugiesischen Republik über die 
grenzübergreifende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften, am 3. Oktober 2002 in 
Valencia unterzeichnet. 

• Vertrag über eine Verfassung für Europa, ABl. C 310 vom 16.12.2004, S. 1. 
 
III. RECHTSAKTE DER ARBEITSORGANE DES EUROPARATES 
 
• Richtlinie Nr. 227 (1964) der Parlamentarischen Versammlung des Europarates, mit der sie 

ihren Ausschuss für die Gebietskörperschaften damit beauftragt, die Zweckmäßigkeit und die 
Modalitäten der Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten des Europarates zu prüfen, insbesondere zwischen benachbarten Gemeinden 
an den Grenzen der Mitgliedstaaten (siehe http://assembly.coe.int/ASP/Doc/ATListing_F.asp). 

• Stellungnahme Nr. 96 (1979) der Parlamentarischen Versammlung zu dem Entwurf für ein 
Europäisches Rahmenübereinkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen Gebietskörperschaften  
(siehe http://assembly.coe.int/mainf.asp?Link=/documents/adoptedtext/ta79/fopi96.htm). 



BIBLIOGRAFIE 

245 

• Erläuternder Bericht zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften, Straßburg, 1980 
(siehe http://conventions.coe.int/Treaty/fr/Reports/Html/106.htm). 

• Studie über die Durchführung des Europäischen Rahmenübereinkommens über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit, Dok. LR-R-CT (90) 6, Vorlage des 
Generalsekretariats des Europarates an die zwischenstaatliche Sachverständigengruppe für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit. 

• Vorschlag für den Entwurf eines Protokolls Nr. 3 über Zusammenschlüsse für die 
euroregionale Zusammenarbeit, Dok. LR-CT (2004) 15 vom 12. Juli 2004. 

• Überarbeiteter Vorentwurf für ein Europäisches Übereinkommen zur Einführung eines 
einheitlichen Gesetzes betreffend Zusammenschlüsse für die territoriale Zusammenarbeit 
(ZTZ), Dok. CDLR (2006) 17. 

 
IV. RECHTSPRECHUNG 
 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der EG und des Gerichts erster Instanz 
 
• Urteil vom 5. Februar 1963, Van Gend & Loos gegen niederländische Finanzverwaltung, 

Rs. 26/62, Slg. 23. 
• Urteil vom 15. Juli 1964, Costa/ENEL, Rs. 6/64, Slg. 1143. 
• Beschluss des Gerichtshofs vom 22. Juni 1965, Acciaierie San Michele gegen Hohe Behörde 

der EGKS, verb. Rs. 9/65 und 58/65, Slg. 1967 35. 
• Urteil vom 6. Oktober 1970, Franz Grad gegen Finanzamt Traunstein, Rs. 9/70, Slg. 825. 
• Urteil vom 17. Dezember 1970, Internationale Handelsgesellschaft, Rs. 11/70, Slg. 1125. 
• Urteil vom 7. Februar 1973, Kommission gegen Italien, Rs. 39/72, Slg. 101. 
• Urteil vom 12. Juli 1973, Hauptzollamt Bremerhaven gegen Massey-Fergusson, Rs. 8/73, 

Slg. 897. 
• Urteil vom 9. März 1978, Staatliche Finanzverwaltung gegen Simmenthal, Rs. 106/77, 

Slg. 629. 
• Urteil vom 30. November 1978, Francesco Bussone gegen Ministerium für Landwirtschaft 

und Forsten, 31/78, Slg. 2429. 
• Urteil vom 27. September 1979, SpA Eridania - Zuccherifici nazionali und SpA Società 

italiana per l'industria degli zuccheri gegen Ministerium für Landwirtschaft und Forsten, 
Ministerium für Industrie, Handel und Handwerk und SpA Zuccherifici meridionali, 230/78, 
Slg. 2749. 

• Urteil vom 6. Mai 1980, Kommission gegen Belgien, Rs. 102/79, Slg. 1473 
• Urteil vom 29. Oktober 1980, Roquette Frères gegen Rat, Rs. 138/79, Slg. 3333. 
• Urteil vom 11. Juli 1984, Gemeinde Differdange et al. gegen Kommission, Rs. 222/83, 

Slg. 2889. 
• Urteil vom 22. Juni 1989, Fratelli Costanzo gegen Stadt Mailand, Rs. 103/88, Slg. 1870. 
• Urteil vom 12. Juni 1990, Deutschland gegen Kommission, Rs. C-8/88, Slg. 2323. 
• Beschluss des Gerichtshofs vom 21. März 1997, Region Wallonien gegen Kommission, 

C-95/95, Slg. I-1787. 



EUROPÄISCHER VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT - EVTZ 

 246 

• Urteil des Gerichts erster Instanz vom 15. Juni 1999, Autonome Region Friaul-Julisch 
Venetien gegen Kommission, Rs. T-288/97, Slg. II-1871. 

• Schlussfolgerungen des Generalanwalts vom 12. Juli 2005 in der Rechtssache Parlament 
gegen Rat, C-436/03 (noch nicht veröffentlicht). 

• Urteil vom 2. Mai 2006, Parlament gegen Rat, C-436/03 (noch nicht veröffentlicht). 
• Urteil vom 2. Mai 2006 betreffend ein Rechtsmittel der Region Sizilien gegen Kommission, 

Rs. C-417/04 P. 
 
Sonstige Rechtsprechungen 
 
• ITALIENISCHES VERFASSUNGSGERICHT, Urteil Nr. 258/2004 vom 8. Juli 2004, veröffentlicht 

im italienischen Gesetzblatt vom 22. Juli 2004. 
 
V. WISSENSCHAFTLICHE LITERATUR 
 
• AGEG, Grenzübergreifendes Finanzmanagement (Arbeitsdokument), 2001, 64 Seiten 

(abrufbar auf der Website der AGEG, http://www.aebr.net/). 
• AGEG/AUSSCHUSS DER REGIONEN, Die transeuropäische Zusammenarbeit zwischen 

Gebietskörperschaften, Studie des Ausschusses der Regionen, Luxemburg, Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der EG, 2002. 

• BERNAD Y ALVAREZ DE EULATE M., "La coopération transfrontalière régionale et locale" 
RCADI, B. 243, 1993. 

• BEYERLIN U., Rechtsprobleme der lokalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, Berlin, 
Springer Verlag, 1988.  

• BOURRINET J., Le Comité des régions de l’Union européenne, Paris, Economica, 1997. 
• DECAUX E., "La Convention-cadre européenne sur la coopération transfrontalière des 

collectivités ou des autorités locales", in Revue générale de droit international public, B. 88/3, 
1984, S. 538-620. 

• DUCHACEK, I., "Perforated Sovereignties: towards a Typology of New Actors in International 
Relations", in MICHELMAN & SOLDATOS (Hrsg.), Federalism and International Relations - 
the Role of Subnational Units, Oxford, Clarendon Press, 1990, S. 1-33. 

• DUNFORD M. und KAFKALAS G., Cities and Regions in the new Europe: Global-Local 
Interplay and Spatial Developement Strategies, London, Behaven Press, 1992. 

• DUPUY, "La coopération régionale transfrontalière et le droit international", Annuaire français 
de droit international, 1977, S. 837-860. 

• GALETTE A., "The draft European Charter of Local Self-government submitted by the 
Conference of Local and Regional Authorities of Europe", German Yearbook of International 
Law/Jahrbuch für Internationales Recht, 1982, S. 309-345. 

• GUILLERMIN G., La Cohésion économique et sociale. Une finalité de l’Union européenne, 
Paris, La Documentation française, 2001. 

• HOOGHE L. und MARKS G., Multi-level Governance and European Integration, Lanham 
(MD), Rowman & Littlefield, 2001. 



BIBLIOGRAFIE 

247 

• LABAYLE H., Vers un droit commun de la coopération transfrontalière, Brüssel, Bruylant, 
2006. 

• LECLERC S., L’Europe et les régions: quinze ans de cohésion économique et sociale, Brüssel, 
Bruylant, 2003. 

• LEVRAT N., Le droit applicable aux accords de coopération transfrontière entre collectivités 
publiques infra-étatiques, Paris, PUF, 1994. 

• LEVRAT N., Public actors and the mechanisms of transfrontier cooperation in Europe, Genf, 
Euryopa - IEUG, 1997. 

• LEVRAT N., "L’importance de la Charte européenne de l’autonomie locale en Europe", in 
L’avenir des communes et provinces dans la Belgique fédérale, Brüssel, Bruylant, 1997, 
S. 107-136. 

• LEVRAT N., "De quelques particularités du mode d’élaboration des normes conventionnelles, 
et de leur influence sur la nature des Traités conclus au sein du Conseil de l’Europe", Revue de 
droit de l’ULB, Vol. 22, 2000-2, Brüssel, Bruylant, S. 19-58. 

• LEVRAT N., L’Europe et ses collectivités territoriales. Réflexions sur l’organisation et 
l’exercice du pouvoir territorial dans un monde globalisé, Brüssel, PIE - P. Lang, 2005. 

• LEVRAT N., "Commentaire de la proposition de Règlement communautaire relatif à 
l’institution d’un groupement européen de coopération territoriale dans la perspective de 
l’émergence d’un droit commun", in H. LABALYE (2006) (a.a.O.), S. 147-178. 

• LOUGHLIN J., Subnational Democracy in the European Union. Challenges and Opportunities, 
Oxford University Press, 2001. 

• MARKS G., "Structural Policy in the European Community", in A. Sbragia, Euro-Politics: 
Institutions and Poilicymaking in the ‘New’ European Community, Washington, The 
Brookings Institutions, 1992. 

• PAQUIN S., Paradiplomatie et relations internationales, Brüssel, PIE - P. Lang, 2004. 
• POLAKIEWICZ J., Treaty making in the Council of Europe, Straßburg, Verlag des Europarates, 

1999. 
• RIDEAU J., Droit institutionnel de l’Union et des communautés européennes, Paris, LGDJ, 

1999 (3. Ausg.). 
• DE ROUGEMONT, D. "Rapport à la première confrontation des régions frontalières de 

l’Europe", Straßburg, 29. Juni - 1. Juli 1972, Straßburg, Archiv des Europarates. 
• SAPIR A. et al., An agenda for a Growing Europe - The Sapir Report, Oxford University Press, 

2004. 
• SMITH A., "La Commission européenne et les fonds structurels: vers un nouveau modèle 

d’action", Revue française de science politique, Vol. 46 (1996), Nr. 3, S. 474-495. 



EUROPÄISCHER VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT - EVTZ 

 248 

 
 



 

249 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

VORWORT ...............................................................................................................................I 

ZUSAMMENFASSUNG ...................................................................................................... III 

ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS........................................................................................... V 

ZUSAMMENFASSUNG DER STUDIE ................................................................................ 1 

EINLEITUNG .......................................................................................................................... 7 
1. Die Bedingungen für die Erstellung dieser Studie................................................................................. 8 
2. Gliederung der Studie.......................................................................................................................... 10 

TEIL I: ENTSTEHUNG UND SCHWERPUNKTE DES RECHTSRAHMENS FÜR 
DIE EUROPÄISCHE ZUSAMMENARBEIT VON GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN  
VOR DEM EVTZ................................................................................................................... 13 

KAPITEL 1: VON DER GRENZÜBERSCHREITENDEN ZUR TERRITORIALEN 
ZUSAMMENARBEIT........................................................................................................... 15 

A. Die Ursprünge der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ................................................................... 18 
B. Die wesentlichen rechtlichen Grundsätze der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit.......................... 19 
C. Die Gemeinschaftsfinanzierung, ihre Auflagen und die Ausweitung auf verbundene Bereiche über die 

Gemeinschaftsinitiative INTERREG (Ausrichtung B und C).................................................................. 21 
D. Die Ausweitung der Bestimmungen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf andere Arten der 

Zusammenarbeit (interterritorial oder transnational) ............................................................................... 24 
E. Die Reform der Strukturfonds und das Entstehen eines neuen vorrangigen Ziels "territoriale 

Zusammenarbeit" ..................................................................................................................................... 24 

KAPITEL 2: BESTEHENDE RECHTLICHE LÖSUNGEN IN EUROPA..................... 29 
A. Auf europäischer Ebene (multilateral) ..................................................................................................... 32 

1. Das Recht des Europarates .................................................................................................................. 33 
2. Das Gemeinschaftsrecht ...................................................................................................................... 45 

B. Auf bilateraler (oder multilateraler) Ebene .............................................................................................. 49 
1. Ad-hoc-Lösungen ................................................................................................................................ 49 
2. Die Rahmenübereinkommen ............................................................................................................... 51 

C. Auf nationaler Ebene ............................................................................................................................... 61 

KAPITEL 3: PROBLEME UND HERAUSFORDERUNGEN BEI DER 
VORBEREITUNG UND ANNAHME DER VERORDNUNG (EG) NR. 1082/2006 ...... 65 

A. Die Herausforderungen im Zusammenhang mit der territorialen Zusammenarbeit im Rahmen der 
Kohäsionspolitik der Gemeinschaft ......................................................................................................... 68 

1. Die Bedeutung der territorialen Zusammenarbeit aus Sicht der Gemeinschaft ................................... 68 



EUROPÄISCHER VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT - EVTZ 

 250 

2. Unzulänglichkeiten eines auf finanziellen Anreizen basierenden Systems ......................................... 70 
3. Rechtliche Probleme bei der Finanzierung grenzüberschreitender Projekte in Europa....................... 71 

B. Das Verfahren zur Annahme der Verordnung (EG) NR. 1082/2006....................................................... 73 
1. Die Grundlage der Regelung - die Frage nach der Grundlage für die Zuständigkeit der Gemeinschaft . 73 
2. Die Annahme der Verordnung............................................................................................................. 77 
3. Die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 und die weiteren Strukturfondsverordnungen für den Zeitraum 

2007-2013............................................................................................................................................ 79 

TEIL II DIE MÖGLICHKEITEN DER TERRITORIALEN ZUSAMMENARBEIT AB 
2007.......................................................................................................................................... 81 

KAPITEL 4: DER RECHTSRAHMEN DES EVTZ UND SEINE MÖGLICHKEITEN
.................................................................................................................................................. 83 

A. Systematik und Inhalt der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ................................................................... 89 
B. Die grundlegenden Merkmale des EVTZ ................................................................................................ 91 

1. Der grenzüberschreitende Charakter ................................................................................................... 92 
2. Eigene Rechtspersönlichkeit................................................................................................................ 93 
3. Mit einer weit gehenden Rechts- und Geschäftsfähigkeit ausgestattet, aber auf genau festgelegte 

Aufgaben beschränkt ........................................................................................................................... 99 
4. Durch eine Übereinkunft gegründet und mit einer Satzung ausgestattet ........................................... 100 
5. Nur ein Sitz im Hoheitsgebiet der EU ............................................................................................... 107 
6. Für die Willensbekundung zuständige Organe .................................................................................. 108 
7. Mit einem Haushalt ausgestattet ........................................................................................................ 109 

C. Die Partner, die einen EVTZ gründen können....................................................................................... 110 
1. Mitgliedstaaten .................................................................................................................................. 112 
2. Regionale Gebietskörperschaften ...................................................................................................... 113 
3. Lokale Gebietskörperschaften ........................................................................................................... 114 
4. Die Einrichtungen des öffentlichen Rechts gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung114 
5. Verbände aus Einrichtungen, die zu einer oder mehreren dieser Kategorien gehören ...................... 115 
6. Partner aus Drittländern..................................................................................................................... 116 

D. Die möglichen Aufgaben des EVTZ...................................................................................................... 117 
1. Die Verwirklichung des Ziels "Europäische territoriale Zusammenarbeit"....................................... 120 
2. Sonstige Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaftspolitiken ........................................................ 123 
3. Maßnahmen ohne gemeinschaftliche Kofinanzierung....................................................................... 124 
4. Die überzogene Beschränkung gemäß Artikel 7 Absatz 4 ................................................................ 125 

E. Das auf den EVTZ und seine Handlungen anwendbare Recht .............................................................. 126 
1. Das auf die Gründung eines EVTZ anwendbare Recht ..................................................................... 127 
2. Das für die Auslegung der Übereinkunft und der Satzung des EVTZ anwendbare Recht ................ 130 
3. Das gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) 1082/2006 auf den EVTZ anwendbare Recht............... 130 
4. Das auf die Kontrolle der Tätigkeiten des EVTZ anwendbare Recht................................................ 131 
5. Das auf die Beziehungen zwischen den Mitgliedern anwendbare Recht........................................... 133 
6. Das auf die Beziehungen des EVTZ zu Dritten anwendbare Recht .................................................. 134 
7. Die Haftung der Körperschaften, die Mitglied eines EVTZ sind ...................................................... 134 
8. Die Haftung der Mitgliedstaaten ....................................................................................................... 136 
9. Das auf die Auflösung des EVTZ anwendbare Recht ....................................................................... 137 

F. Verschiedene Arten von EVTZ.............................................................................................................. 138 
G. Auf Kontinuität gerichtete Lösungen und Neuerungen des EVTZ........................................................ 140 

1. Auf Kontinuität gerichtete Lösungen ................................................................................................ 140 
2. Die Neuerungen................................................................................................................................. 141 

KAPITEL 5: DIE RECHTLICHEN PROBLEME BEI DER UMSETZUNG DER 
EVTZ-VERORDNUNG....................................................................................................... 143 

A. Die EVTZ-Verordnung in der gemeinschaftlichen Rechtsordnung....................................................... 146 
B. Die EVTZ-Verordnung und die nationalen Rechtsordnungen: absehbare Probleme............................. 150 

1. Grundsätze der Beziehungen zwischen Gemeinschaftsrecht und innerstaatlichem Recht ................ 150 



INHALTSVERZEICHNIS 

251 

2. Die Beziehungen zwischen der EVTZ-Verordnung und den bestehenden nationalen Maßnahmen . 162 
3. Mögliche Entwicklungen des nationalen Rechts ............................................................................... 167 

C. Einfache Zusammenhänge zwischen der EVTZ-Verordnung und den internationalen Rechtsinstrumenten 
für die territoriale Zusammenarbeit ....................................................................................................... 170 

KAPITEL 6: DIE STANDORTBESTIMMUNG DER AKTEURE INNERHALB DER 
NEUEN EUROPÄISCHEN TERRITORIALEN ZUSAMMENARBEIT...................... 173 

A. Das neue Potenzial des EVTZ ............................................................................................................... 176 
1. Eine Rechtspersönlichkeit des Gemeinschaftsrecht........................................................................... 176 
2. Die Staaten als mögliche Akteure der territorialen Zusammenarbeit ................................................ 178 
3. Größere Vielfalt an Formeln für die Zusammenarbeit....................................................................... 180 
4. Relevanz der EVTZ für verschiedene Modalitäten der Zusammenarbeit.......................................... 180 

B. Die Vielfalt der Akteure und der Erwartungen ...................................................................................... 181 
1. Die Vielfalt der Partner, die einen EVTZ gründen können ............................................................... 182 
2. Die Mitgliedstaaten............................................................................................................................ 183 
3. Die Gemeinschaftsakteure ................................................................................................................. 184 

C. Vorschläge ............................................................................................................................................. 186 
1. Für die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften...................................................................... 186 
2. Für die Mitgliedstaaten...................................................................................................................... 187 
3. Für die Gemeinschaftsinstitutionen ................................................................................................... 188 

ANHÄNGE ........................................................................................................................... 191 
I. Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über den 

Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) .......................................................... 193 
II. Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über den 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1783/1999
............................................................................................................................................................... 205 

III. Verzeichnis der Einrichtungen des öffentlichen Rechts gemäss Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe d der 
Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 (Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie (EG) Nr. 18/2004 
vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, 
Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge und Anhang III dieser Richtlinie) ................................. 227 

IV. Verzeichnis der Personen, die zur vorliegenden Studie beigetragen haben....................................... 229 
V. An die Akteure vor Ort übermittelte Fragebögen für die Workshops der Arbeitsgruppe "Künftige 

Entwicklungen des Rechtsrahmens für die territoriale Zusammenarbeit in Europa"............................. 231 

BIBLIOGRAFIE .................................................................................................................. 241 
I. Rechtsakte der Gemeinschaftsinstitutionen ........................................................................................... 241 
II. Internationale Abkommen...................................................................................................................... 243 
III. Rechtsakte der Arbeitsorgane des Europarates.................................................................................. 244 
IV. Rechtsprechung ................................................................................................................................. 245 
V. Wissenschaftliche Literatur.................................................................................................................... 246 

INHALTSVERZEICHNIS.................................................................................................. 249 

REFERENZEN: ENDNOTEN............................................................................................ 253 



EUROPÄISCHER VERBUND FÜR TERRITORIALE ZUSAMMENARBEIT - EVTZ 

 252 

 
 



 

253 

 

REFERENZEN: 
ENDNOTEN 

 

 
 
Fußnoten zur Einleitung 
 
1  Siehe ABl. L 210 vom 13.7.2006, S. 19. 
2  Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 20. 
3  "Europäisches Regieren - Ein Weißbuch" (KOM(2001) 428 endg.) vom 25. Juli 2001, ABl. C 287 vom 

12.10.2001, S. 1. 
4  Siehe Artikel III-220. Für eine Erläuterung der Rolle des Ausschusses der Regionen für die Förderung 

dieses Grundsatzes siehe N. LEVRAT, L’Europe et ses collectivités territoriales. Réflexions sur 
l’organisation et l’exercice du pouvoir territorial dans un monde globalisé, Brüssel, 2005, insbesondere 
S. 285-288. Siehe auch die Stellungnahme CdR 388/2002 des Ausschusses der Regionen vom 
10. April 2003 zum Thema "Territorialer Zusammenhalt", ABl. C 244 vom 10.4.2003, S. 23. 

5 Siehe Stellungnahme CdR 62/2004 vom 18. November 2004 zu dem "Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates bezüglich der Schaffung eines Europäischen Verbunds für 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit (EVGZ)", ABl. C 71 vom 22.3.2005, S. 46. 

6  Der ursprüngliche Vorschlag der Kommission stammt vom 14. Juli 2004 (KOM(2004) 496 endg.); auf der 
Grundlage dieses Vorschlags wurde auch das Forschungsprogramm für diese Studie erstellt. Der Ausschuss 
der Regionen und das Europäische Parlament haben jedoch zahlreiche und grundlegende Änderungen 
vorgebracht, denen die Kommission und der Rat in dem "Geänderten Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Errichtung eines Europäischen Zusammenschlusses für 
territoriale Zusammenarbeit (EZTZ)" (KOM(2006) 94 endg. vom 7. März 2006) Rechnung getragen haben. 
Daher weicht die am 5. Juli 2006 angenommene Verordnung in einigen Punkten stark von dem 
ursprünglichen Kommissionsvorschlag ab. 

7  Die Verordnung ist zwar am 1. August 2006 in Kraft getreten, doch ist in Artikel 18 Absatz 2 festgehalten, 
dass sie spätestens ab dem 1. August 2007 gilt, mit Ausnahme des Artikels 16, der ab dem 1. August 2006 
gilt (ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 24). 

8  Eine Liste der konsultierten Experten und Akteure vor Ort ist dieser Studie als Anhang IV beigefügt. 
9  Siehe Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 24. 
10  Vor dem Hintergrund der Erwartungen der territorialen Projektträger kann die Annahme der Verordnung 

zwar als verspätet angesehen werden, in der Praxis ist sie jedoch ohne übermäßige Verspätung erfolgt, da 
die Verordnung zeitgleich mit anderen Strukturfondsverordnungen für den Zeitraum 2007-2013 
angenommen wurde (siehe Kapitel 4). In den Verhandlungen im Rat hatten allerdings mehrere 
Mitgliedstaaten den Wunsch geäußert, die Annahme dieser Verordnung von der Annahme der anderen 
Verordnungen abzukoppeln, da diese unbedingt rechtzeitig erfolgen musste, um die Bedingungen für die 
Gewährung von Gemeinschaftsmitteln ab 1. Januar 2007 sicherzustellen. Der "verspätete" Charakter der 
Annahme dieser Verordnung muss daher stark relativiert werden. 
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11  ABl. L 210 vom 13.7.2006, S. 20. Der fakultative Charakter des Rückgriffs auf die Rechtsstruktur des 

EVTZ wird insbesondere durch einen Verweis auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (Artikel 5 EGV) 
gerechtfertigt, demzufolge das Handeln der Gemeinschaft nicht über das für die Erreichung der Ziele (dieser 
Verordnung) erforderliche Maß hinausgeht. Der verpflichtende Rückgriff auf einen EVTZ wäre ein 
eindeutiger Verstoß gegen diese Auflage für das Handeln der Gemeinschaft gewesen. 

12  Siehe Erwägungsgrund 5, ABl. L 210 vom 13.7.2006, S. 19. 
13  Siehe Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ, ABl. L 210 vom 31.7.2006, 

S. 24. 
14  Siehe Artikel 16 Absatz 1 dieser Verordnung, ebenda. 
 
Fußnoten zu Kapitel 1 
 
15  In Artikel 5 der Verordnung über die Errichtung eines Europäischen Fonds für regionale Entwicklung aus 

dem Jahr 1975 gibt es natürlich einen Verweis auf die "grenzüberschreitende Wirkung der Investition" als 
vorrangiges Kriterium für die finanzielle Beteiligung des Fonds. Aber dieser Rechtsakt und alle weiteren 
Rechtsakte, vor allem diejenigen, die im Rahmen der Koordinierung der Strukturfonds ab 1990 für das 
Programm für die Gemeinschaftsinitiative INTERREG (ABl. C 215 vom 30.8.1990, S. 4) angenommen 
wurden, betreffen die Bedingungen für die Gemeinschaftsfinanzierung von Maßnahmen für die 
Zusammenarbeit; vor der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 wurde jedoch mit keinem Rechtsakt auf die 
Schaffung eines Rechtsrahmens für die Maßnahmen der Zusammenarbeit selbst angehoben. 

16  Das erste moderne Beispiel (Historiker haben allerdings die Bedeutung der Zusammenarbeit in den 
Pyrenäen ab dem 17. Jahrhundert aufgezeigt, siehe BERNARD Y ALVAREZ DE EULATE "La 
coopération transfrontalière régionale et local", RCADI Band 243, 1993, S. 293 ff.) scheint die 
Interessengemeinschaft Mittleres Elsass-Breisgau. (Communauté d’Intérêts Moyenne Alsace-Breisgau, 
C.I.M.A.B) gewesen zu sein, die bereits 1956 gegründet, allerdings erst 1965 eine rechtliche Form 
angenommen hat. Für eine Erläuterung der ersten Entwicklung siehe P.-M. Dupuy "La coopération 
régionale transfrontalière et le droit international", Annuaire français de droit international, 1977, S. 837-
860); U. BEYERLIN, "Rechtsprobleme der lokalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit", Berlin, 
Springer Verlag, 1988 und N. LEVRAT "Le droit applicable aux accords de coopération transfrontière 
entre collectivités publiques infra-étatiques", Paris, PUF, 1994. 

17  Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, ABl. L 73 vom 21.3.1975, S. 1. 

18  Schaffung der Gemeinschaftsinitiative INTERREG für transnationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Raumordnung (INTERREG II C) - siehe Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten, ABl. C 200 
vom 10.7.1996, S. 23. 

19  Siehe Stellungnahme des Ausschusses der Regionen CdR 388/2002 vom 10. April 2003 zum Thema 
"Territorialer Zusammenhalt", ABl. C 244 vom 10.10.2003, S. 23. 

20  Im ursprünglichen Kommissionsvorschlag (siehe KOM(2004) endg. vom 14. Juli 2004) war lediglich von 
einem Instrument für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit die Rede. Auf Forderung des Ausschusses 
der Regionen und des Europäischen Parlaments wurde diese Zusammenarbeit von "grenzüberschreitend" 
auf "territorial" ausgeweitet. 

21  Siehe Erwägungsgrund 5 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006: "Der Besitzstand des Europarates umfasst 
verschiedene Möglichkeiten und Rahmenstrukturen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen 
den regionalen und lokalen Behörden. Mit diesem Rechtsakt wird nicht das Ziel verfolgt, diese 
Rahmenstrukturen zu umgehen […]", ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 19. 

22  Zur Unterzeichnung am 21. Mai 1980 in Madrid aufgelegt, SEV Nr. 106. 
23  Zur Unterzeichnung am 9. November 1995 in Straßburg aufgelegt, SEV Nr. 159. 
24  ABl. C 215 vom 30.8.1990, S. 4. 
25  ABl. C 180 vom 1.7.1994, S. 60. 
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26  ABl. C 143 vom 23.5.2000, S. 6. 
27  Zur Unterzeichnung am 5. Mai 1998 in Straßburg aufgelegt, SCTE Nr. 169. 
28  ABl. C 200 vom 10.7.1996, S. 23. 
29  ABl. C 143 vom 23.5.2000, S. 9. 
30  ABl. C 143 vom 23.5.2000, S. 10. 
31  ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 20. 
32  Gemäß dem vom Ausschuss der Regionen für die Ausarbeitung dieser Studie festgelegten Lastenheft wurde 

eine repräsentative Gruppe von Akteuren vor Ort, deren Zusammensetzung in Anhang IV dieser Studie 
festgehalten ist, konsultiert, und zwar am 18./19. Mai sowie 21./22. September 2006 im Gebäude des 
Ausschusses der Regionen in Brüssel. Die Erläuterungen und Antworten auf die von den Experten für die 
Durchführung ihrer Studie erstellten konkreten Fragen sind umfassend in die Ausarbeitung dieser Studie 
eingeflossen. Zwar wurde beschlossen, die Anmerkungen der einzelnen Mitglieder dieser Gruppe nicht 
namentlich anzuführen, doch möchten die Verfasser dieser Studie ihnen an dieser Stelle für ihre 
konstruktiven und zahlreichen Beiträge zu ihrer Arbeit danken. 

33  Siehe den Bericht von Denis DE ROUGEMONT anlässlich des ersten Treffens der europäischen 
Grenzregionen vom 29. Juni bis 1. Juli 1972 in Straßburg. 

34  Dies wird auch ausdrücklich in der EVTZ-Verordnung (dritter Erwägungsgrund) anerkannt: "Da 
insbesondere die Zahl der Land- und Meeresgrenzen in der Gemeinschaft infolge ihrer Erweiterung 
zugenommen hat, muss der Ausbau der territorialen Zusammenarbeit in der Gemeinschaft vereinfacht 
werden." (ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 19). 

35  Sofern der Gemeinschaft die Befugnis für derartige gemeinsame Antworten zuerkannt wurde. Dies ist 
jedoch eine Debatte, die weit über den Rahmen dieser Studie hinausgeht. 

36  Für eine umfassende Untersuchung der Situation und der Schwierigkeiten in Bezug auf die einzelnen 
Möglichkeiten siehe N. LEVRAT "Le droit applicable aux accords de coopération transfrontière entre 
collectivités publiques infra-étatiques", Paris, PUF, 1994. 

37  Diese Lösung wurde in dem Zusatzprotokoll des Europarates und in einigen bilateralen Instrumenten 
gewählt. Alternativ können diese Rechte und Verpflichtungen einer nationalen Rechtsordnung unterstellt 
werden, entweder durch den Beschluss der Vertragspartner (z.B. Artikel 4 Absatz 6 des Karlsruher 
Übereinkommens) oder durch eine Bestimmung über die Anwendung der Rechtsordnung (z.B. Artikel 8 
Absatz 2 der EVTZ-Verordnung). 

38  Urteil des EuGH vom 5. Februar 1963, Van Gend & Loos gegen niederländische Finanzverwaltung, 
Rs. 26/62, Slg. 23. 

39  Für eine detaillierte Analyse der Situation siehe N. LEVRAT: "L'Europe et ses collectivités territoriales. 
Réflexions sur l’organisation et l'exercice du pouvoir territorial dans un monde globalise", Brüssel, PIE - 
P. Lang, 2005, insbesondere S. 109-171. 

40  Das Handeln der Gemeinschaft unterliegt sowohl dem Grundsatz der Rechtmäßigkeit (ein Grundsatz, der 
seit ihrer Gründung Gültigkeit hat und heute in Artikel 220 EG-Vertrag verankert ist) als auch dem 
Grundsatz der Zuständigkeit, der in Artikel 3 B des Vertrags von Maastricht (heute Artikel 5 EG-Vertrag) 
festgeschrieben ist, der jedoch nur eine Bekräftigung ist und dem Grundsatz der "Spezialität" entspricht, der 
internationalen Organisation eigen ist (siehe insbesondere das Rechtsgutachten des Internationalen 
Gerichtshofs über die Zulässigkeit des Einsatzes von Atomwaffen durch einen Staat im Falle eines 
bewaffneten Konflikts vom 8.Juli 1996, Slg. des IGH 1996, S. 66). 

41  Es liegt auf der Hand, dass die große Mehrheit der Gemeinschaftsvorhaben einen grenzüberschreitenden 
Raum im weiten Sinne betrifft; in dieser Studie wird auf die grenzüberschreitende Dimension Bezug 
genommen, wie sie insbesondere im Rahmenübereinkommen von Madrid festgelegt ist, d.h. die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften verschiedener Länder. 

42  Dieser Europäische Fonds für regionale Entwicklung wird mit der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des Rates 
vom 18. März 1975 errichtet, ABl. L 73 vom 21.3.1975, S. 1. 

43  ABl. L 73 vom 21.3.1975, S. 2. 
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44  Siehe u.a. den Artikel von A. SMITH, "La Commission européenne et les fonds structurels: vers un 

nouveau modèle d’action", Revue française de science politique, Band 46 (1996), Nr. 3, S. 474-495, oder 
den von G. GUILLERMIN herausgegebene Veröffentlichung "La Cohésion économique et sociale. Une 
finalité de l’Union européenne", Paris, La Documentation française, 2001, oder die von S. LECLERC 
herausgegebene Veröffentlichung "L'Europe et les régions: quinze ans de cohésion économique et sociale", 
Brüssel, Bruylant, 2003.  

45  Siehe Mitteilung C(90) 1562/3 endg., ABl. C 215 vom 30.8.1990, S. 4. 
46  Verordnung (EG) Nr. 2052/88 des Rates vom 30. Juni 1988, ABl. L 185 vom 15.7.1988. 
47  Siehe Mitteilung C(90) 1562/3 endg. vom 25. Juli 1990. 
48  Ebenda. 
49  "Die Kommission, die im Rahmen dieser Initiative eine Gemeinschaftsunterstützung für Grenzgebiete 

vorsieht, wird den Vorschlägen Vorrang einräumen, […] die die Schaffung oder den Ausbau gemeinsamer 
institutioneller oder administrativer Strukturen umfassen, mit denen sich die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Stellen, privaten Organisationen und freien Wohlfahrtsverbänden 
vertiefen und erweitern lässt." (ABl. C 180 vom 1.7.1994, S. 61). 

50  Auch "REGEN" genannt (siehe ABl. C 200 vom 10.7.1996, S. 23). 
51  ABl. C 200 vom 10.7.1996, S. 23. 
52  Ebenda. 
53  Ebenda, Artikel 11, S. 24. 
54  Die transnationalen Gebiete betreffen nicht mehr nur mindestens drei Staaten, sondern "umfangreiche 

Zusammenschlüsse europäischer Regionen" (Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten über die 
Leitlinien für eine Gemeinschaftsinitiative betreffend die transeuropäische Zusammenarbeit zur Förderung 
einer harmonischen und ausgewogenen Entwicklung des europäischen Raums - INTERREG III, ABl. C 143 
vom 23.5.2000, S. 6). 

55  ABl. C 143 vom 23.5.2000, S. 10 (Absatz 17). 
56  Ebenda, Absatz 19. Diese Ziele wurden anschließend in der Kommissionsmitteilung vom 7. Mai 2001 

genauer dargelegt (ABl. C 141 vom 15.5.2001, S. 2). 
57  In der politikwissenschaftlichen Theorie wird diese Art von Beziehungen auch als "Paradiplomatie" 

bezeichnet (diese Bezeichnung wurden von I. DUCHACEK in seinem Beitrag mit dem Titel "Perforated 
Sovereignties: towards a Typology of New Actors in International Relations" geprägt, erschienen in der 
Veröffentlichung von MICHELMAN & SOLDATOS (Hrsg.) "Federalism and International Relations – the 
Role of Subnational Units", Oxford, Clarendon Press, 1990, S. 1-33). Für eine eingehende neuere 
Untersuchung dieses Paradigmas siehe S. PAQUIN, "Paradiplomatie et relations internationals", Brüssel, 
PIE - P. Lang, 2004. 

58  Siehe N. LEVRAT, "Le droit applicable aux accords de coopération transfrontière entre collectivités 
publiques infra-étatiques", Paris, PUF, 1994. 

59  Bislang haben 15 europäische Staaten dieses Protokoll ratifiziert. Für eine eingehendere Erläuterung dieses 
Protokolls und der Ratifizierung siehe Kapitel II, Teil A, Ziffer 1.5. 

60  Siehe Artikel 1 des Protokolls Nr. 2 zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften betreffend die interterritoriale 
Zusammenarbeit, SEV Nr. 169 

61  Siehe Artikel 158 Absatz 2 EG-Vertrag; der Verweis auf die Inseln wurde im Vertrag von Amsterdam 
aufgenommen. 

62  Siehe Artikel 161 Absatz 1 EG-Vertrag. 
63  Diese Praktik wurde mit dem Überkommen des Europäischen Rates vom 12. Februar 1988 in Brüssel über 

die Reform der Finanzierung der Gemeinschaft eingeführt. Dieser Begriff wird auch in Artikel I-55 des 
Vertrags über eine Verfassung für Europa verwendet. 
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64  Diese Attacke gegen die Strukturpolitik der Gemeinschaft wurde von einer Gruppe von Wirtschaftberatern 

des Präsidenten der Europäischen Kommission unter Leitung von Prof. André Sapir geritten. In ihrem als 
Sapir-Bericht bekannten Dokument ("An agenda for a Growing Europe – The Sapir Report", Oxford 
University Press, 2004) schlug diese Gruppe nicht weniger als die Abschaffung der Strukturpolitik der 
Gemeinschaft in der Art, wie sie seit 1988 entwickelt worden war, vor. 

65  Siehe "Mitteilung der Kommission - Dritter Zwischenbericht über den Zusammenhalt: Auf dem Weg zu 
einer Partnerschaft für Wachstum, Beschäftigung und Zusammenhalt" (KOM(2005) 192 endg. vom 17. Mai 
2005). 

66  Der Anwendungsbereich der nationalen Initiativprogramme war bislang auf einen einzigen Staat beschränkt. 
Aus den Bestimmungen für die Mittelzuweisung an die nationalen Initiativprogramme, die in der 
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds (ABl. L 210 vom 
31.7.2006, S. 25) enthalten sind, geht klar hervor, dass diese nicht auf das vorrangige Ziel 3 Anwendung 
finden, das von Natur aus nicht national sein kann (daher gelten für dieses besondere Ziel die 
Bestimmungen der EFRE-Verordnung, die dieser Studie als Anhang II beigefügt ist). 

67  Siehe den Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Rates mit allgemeinen Bestimmungen über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds 
(KOM(2004) 492 endg. vom 14. Juli 2004); in Artikel 3 wird die Zahl der vorrangigen Ziele für die 
Fördertätigkeit der Strukturfonds auf drei begrenzt (Ziel 1 = "Konvergenz"; Ziel 2 = "Regionale 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung"; Ziel 3 = "Europäische territoriale Zusammenarbeit").  

68  Siehe Artikel III-220 des Vertrags über eine Verfassung für Europa. 
69  Strategiepapier vom 12. Mai 2004 der Kommission "Europäische Nachbarschaftspolitik" (KOM(2004) 

373 endg.). 
70  Dies wird ausdrücklich in Artikel 2 des Madrider Rahmenübereinkommens (1980) sowie von einigen 

Verfassern von Doktrinen gefordert (z.B. Maximiliano BERNARD Y ALVAREZ DE EULATE: "La 
coopération transfrontalière régionale et locale", RCADI, Band 243, 1993, S. 293 ff.). 

71  Dritter Zwischenbericht über den Zusammenhalt: Auf dem Weg zu einer Partnerschaft für Wachstum, 
Beschäftigung und Zusammenhalt, Luxemburg, Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften, 2004, S. 77. 

 
Fußnoten zu Kapitel 2 
 
72  Siehe insbesondere die Veröffentlichung unter Leitung von H. LABAYLE: "Vers un droit commun de la 

coopération transfrontalière", Brüssel, Bruylant 2006. 
73  Im BENELUX-Übereinkommen, das am 12. September 1986 in Brüssel verabschiedet wurde, ist 

gegebenenfalls ein politisches Verfahren vorgesehen (ein Sonderausschuss), um 
Meinungsverschiedenheiten bzw. Streitsachen zu untersuchen, um diese im Wege eines 
Schlichtungsverfahrens zu lösen oder dem Ministerausschuss vorzulegen (Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe c). 

74  SEV Nr. 106. Für den Volltext, die Vorbehalte und den Stand der Ratifizierung siehe das Internetportal des 
Vertragsbüros des Europarates, das alle Verträge aus der Reihe der Verträge des Europarates verwahrt und 
die Informationen über diese Verträge laufend aktualisiert: 
http://conventions.coe.int/Treaty/GER/v3DefaultGER.asp 

75  Parlamentarische Versammlung des Europarates, Richtlinie Nr. 227, 1964. 
76  Siehe insbesondere die von der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 1970 angenommene 

Richtlinie Nr. 288, die besonders scharf formuliert ist 
(http://assembly.coe.int/Mainf.asp?link=/Documents/AdoptedText/ta69/FDIR288.htm - nur auf Englisch 
und Französisch abrufbar). 
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77  Für eine detaillierte Beschreibung dieses Verfahrens und der Schwierigkeiten, wie sie damals gesehen 

wurden, siehe den ausgezeichneten Artikel von Emmanual DECAUX, "La Convention-cadre européenne 
sur la coopération transfrontalière des collectivités ou des autorités locales", in der "Revue générale de 
droit international public", Band 88/3, 1984, S. 538-620. 

78  Stellungnahme der Parlamentarischen Versammlung Nr. 96, 1979; Siehe 
http://assembly.coe.int/mainf.asp?Link=/documents/adoptedtext/ta79/fopi96.htm (nur auf Englisch und 
Französisch abrufbar). 

79  In dem erläuternden Bericht wird allerdings in Absatz 2 festgehalten, dass dieser erläuternde Bericht, der 
auf der Grundlage der Erörterungen des Ausschusses ausgearbeitet wurde und an die Adresse des 
Ministerrates des Europarates gerichtet ist, kein Instrument zur Auslegung des Wortlauts des 
Rahmensübereinkommens ist, auch wenn er das Verständnis der darin enthaltenen Bestimmungen 
erleichtern kann. 

80  Erläuternder Bericht zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften, Straßburg, 1980, Artikel 15 (siehe 
http://conventions.coe.int/Treaty/fr/Reports/Html/106.htm - nur auf Englisch und Französisch abrufbar). 

81  Italien ging anlässlich der Hinterlegung seines Rechtsinstruments zur Ratifizierung dieses 
Rahmenübereinkommens sogar so weit festzuhalten, dass sich die "nachbarschaftlichen Beziehungen" in 
Bezug auf sein Hoheitsgebiet auf ein Gebiet von 25 km Breite erstrecken - siehe 
http://conventions.coe.int/Treaty/Commun/ListeDeclarations.asp?NT=106&CM=8&DF=8/7/2007&CL=GE
R&VL=1 

82  Folgende Vorlagen und Musterdokumente werden aufgelistet: 
1 Musterdokumente für zwischenstaatliche Vereinbarungen 
1.1 Musterdokument für eine zwischenstaatliche Vereinbarung zur Förderung der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit;  
1.2 Musterdokument für eine zwischenstaatliche Vereinbarung über die grenzüberschreitende regionale 

Abstimmung; 
1.3 Musterdokument für eine zwischenstaatliche Vereinbarung über die grenzüberschreitende lokale 

Abstimmung; 
1.4 Musterdokument für eine zwischenstaatliche Vereinbarung über die vertragliche grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit zwischen lokalen Gebietskörperschaften; 
1.5 Musterdokument für eine zwischenstaatliche Vereinbarung über die Einrichtungen der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen lokalen Gebietskörperschaften; 
1.6 Musterdokument für eine Vereinbarung über die interregionale und/oder interkommunale 

wirtschaftliche und soziale Zusammenarbeit; 
1.7 Musterdokument für eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit zwischen Regierungen im Bereich 

der Raumplanung; 
1.8 Musterdokument für eine Vereinbarung über die interregionale und/oder interkommunale 

grenzübergreifende Zusammenarbeit im Bereich der Raumplanung; 
1.9 Musterdokument für eine Vereinbarung über die Einrichtung grenzübergreifender Parks; 
1.10 Musterdokument für eine Vereinbarung über die Einrichtung und Verwaltung grenzübergreifender 

Landschaftsparks; 
1.11 Musterdokument für eine zwischenstaatliche Vereinbarung über die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit in den Bereichen der dauerhaften Bildung, der Information sowie der Beschäftigungs- 
und Arbeitsbedingungen; 

1.12 Musterdokument für eine zwischenstaatliche Vereinbarung über die Förderung des schulischen 
Austausches mit grenzüberschreitendem oder transnationalem Charakter; 

1.13 Musterdokument für eine Vereinbarung über die Bodennutzung entlang Grenzwasserläufen;  
1.14 Musterdokument für eine zwischenstaatliche (bi- oder multilaterale) Vereinbarung zwischen 

Zusammenschlüssen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Rechtspersönlichkeit. 
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2 Grundrisse für Vereinbarungen, Satzungen und Verträge zwischen lokalen 

Gebietskörperschaften 
2.1 Grundriss für eine Vereinbarung über die Einrichtung einer Abstimmungsgruppe zwischen lokalen 

Gebietskörperschaften; 
2.2 Grundriss für eine Vereinbarung über die Koordinierung in der Verwaltung grenzüberschreitender 

lokaler öffentlicher Angelegenheiten; 
2.3 Grundriss für eine Vereinbarung über die Einrichtung grenzüberschreitender privatrechtlicher 

Vereinigungen; 
2.4 Grundriss für einen Vertrag zur Leistung oder Erbringung von Dienstleistungen zwischen 

("privatrechtlichen") lokalen Grenzgebietskörperschaften; 
2.5 Grundriss für einen Vertrag zur Leistung oder Erbringung von Dienstleistungen zwischen lokalen 

Grenzgebietskörperschaften ("des öffentlichen Rechts"); 
2.6 Grundriss für die Einrichtung grenzüberschreitender interkommunaler Gremien für die 

Zusammenarbeit; 
2.7 Musterdokument für eine Vereinbarung über die interregionale und/oder interkommunale 

wirtschaftliche und soziale Zusammenarbeit; 
2.8 Musterdokument für eine Vereinbarung über die interregionale und/oder interkommunale 

grenzübergreifende Zusammenarbeit im Bereich der Raumplanung; 
2.9 Musterdokument für eine Vereinbarung über die Einrichtung grenzübergreifender Parks; 
2.10 Musterdokument für eine Vereinbarung über die Einrichtung und Verwaltung grenzübergreifender 

Landschaftsparks; 
2.11 Musterdokument für eine Vereinbarung über die Einrichtung und Verwaltung grenzübergreifender 

Landschaftsparks; 
2.12 Musterdokument für eine Vereinbarung zwischen lokalen oder regionalen Gebietskörperschaften über 

die Entwicklung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in den Bereichen Katastrophenschutz und 
gegenseitige Hilfe im Falle einer Naturkatastrophe in den Grenzgebieten; 

2.13 Musterdokument für eine Vereinbarung über die transnationale Zusammenarbeit zwischen 
Bildungseinrichtungen und lokalen Gebietskörperschaften; 

2.14 Musterdokument für eine Vereinbarung über die Erstellung grenzübergreifender Lehrpläne; 
2.15 Musterdokument für eine Vereinbarung über die Bodennutzung entlang Grenzwasserläufen;  
2.16 Musterdokument für eine Vereinbarung über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur Erstellung 

einer Satzung für Zusammenschlüsse für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit 
Rechtspersönlichkeit. 

Der Volltext zur Beschreibung dieser Musterdokumente und Grundrisse kann auf folgender Website 
(allerdings nur auf Englisch und Französisch) aufgerufen werden: 

 http://conventions.coe.int/Treaty/FR/Treaties/Html/106-1.htm. 
83  Erläuternder Bericht (siehe oben), Absatz 12. 
84  Ebenda, Absatz 32. 
85  Emmanuel DECAUX bringt es noch deutlicher zum Ausdruck, wenn er schreibt, dass angesichts der 

Ansammlung an aufgelisteten rechtlichen und praktischen Einschränkungen die Rolle des 
Rahmenübereinkommens auf eine einfache Absichtserklärung beschränkt zu sein scheint (siehe "La 
Convention-cadre européenne sur la coopération transfrontalière des collectivités ou des autorités locales", 
in der "Revue générale de droit international public", Band 88/3, 1984, S. 597). 
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86  Die wichtigsten Beispiele sind das BENELUX-Übereinkommen über die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit von Gebietskörperschaften, das am 12. September 1986 in Brüssel verabschiedet wurde, 
sowie das Abkommen zwischen dem Königreich der Niederlande, der Bundesrepublik Deutschland, dem 
Land Niedersachsen und dem Land Nordrhein-Westfalen über grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen Gebietskörperschaften und anderen öffentlichen Stellen, das am 23. Mai 1991 in Isselburg-Anholt 
geschlossen wurde. Die sonstigen bilateralen Übereinkommen, auf die zu einem späteren Zeitpunkt in dieser 
Studie verwiesen wird, wurden allesamt erst nach der Annahme des Zusatzprotokolls zu diesem 
Rahmenübereinkommen geschlossen. 

87  Für die Bewertung der gesamten Tragweite dieser Charta siehe insbesondere A. GALETTE, "The draft 
European Charter of Local Self-government submitted by the Conference of Local and Regional Authorities 
of Europe", German Yearbook of International Law, 1982, S. 309-345, und N. LEVRAT, "L’importance de 
la Charte européenne de l’autonomie locale en Europe", in "L’avenir des communes et provinces dans la 
Belgique fédérale", Brüssel, Editions Bruylant, 1997, S. 107-136. 

88  Dies tritt noch deutlicher zu Tage, wenn man den Wortlaut des Rahmensübereinkommens mit Artikel 10 
Absatz 1 der Charta vergleicht: "Die kommunalen Gebietskörperschaften sind bei der Ausübung ihrer 
Zuständigkeiten berechtigt, zusammenzuarbeiten und im Rahmen der Gesetze Verbände zu bilden, um 
Aufgaben von gemeinsamem Interesse durchzuführen." Oder mit Absatz 2: "Das Recht der kommunalen 
Gebietskörperschaften, einer Vereinigung zum Schutz und zur Förderung ihrer gemeinsamen Interessen 
anzugehören, und ihr Recht, einer internationalen Vereinigung kommunaler Gebietskörperschaften 
anzugehören, werden von jedem Staat anerkannt." Oder gar dem Wortlaut von Artikel 1 des 
Zusatzprotokolls zu dem Rahmenübereinkommen (siehe weiter unten in diesem Absatz). 

89  Siehe Erläuternder Bericht zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung (SEV Nr. 122): 
http://conventions.coe.int/Treaty/FR/Reports/Html/122.htm (nur auf Englisch und Französisch abrufbar). 

90  Ebenda. 
91  Diese Studie beruhte auf einem Fragenbogen an die Mitgliedstaaten, die das Rahmenübereinkommen 

ratifiziert haben. Dieser Fragebogen und die Antworten von elf Staaten sind dem Dokument LR-R-CT 
(90) 6 als Anlage beigefügt, das das Generalsekretariat des Europarates der zwischenstaatlichen 
Sachverständigengruppe für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit vorgelegt hat. 

92  SEV Nr.°159, siehe http://conventions.coe.int/Treaty/ger/Treaties/Html/159.htm. 
93  Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Bulgarien, Deutschland, Frankreich, Lettland, Litauen, Luxemburg, 

die Republik Moldau, die Niederlande, Österreich, Slowakei, Slowenien, Schweden, die Schweiz und die 
Ukraine. 

94  Belgien, Bosnien-Herzegowina, Georgien, Island, Italien, Portugal und Rumänien. 
95  Der Verweis auf die Zuständigkeiten der Gebietskörperschaften zur Festlegung ihrer Handlungsfähigkeit ist 

nicht neu, da bereits in Artikel 2 des Rahmenübereinkommens aus 1980 Folgendes festgelegt wurde: "Die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit erfolgt im Rahmen der Zuständigkeiten der Gebietskörperschaften, 
wie sie im innerstaatlichen Recht festgelegt sind. Ausmaß und Art dieser Zuständigkeiten werden durch 
dieses Übereinkommen nicht berührt." 

96  Allerdings ist dieser Grundsatz keine Errungenschaft dieses Zusatzprotokolls, ist er doch bereits in Artikel 2 
des BENELUX-Übereinkommens von Brüssel (1986) sowie in Artikel 2 des Abkommens von Isselburg-
Anholt (1993) (siehe oben) enthalten. 

97  Erläuternder Bericht zu dem Zusatzprotokoll Nr. 2 zum europäischen Rahmenübereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften betreffend die interterritoriale 
Zusammenarbeit, Artikel 17 (siehe http://convention.coe.int/Treaty/fr/reports/html/159.htm - nur auf 
Englisch und Französisch abrufbar).  

98  In Artikel 6 des Vertrags von Valencia zwischen dem Königreich Spanien und der Portugiesischen Republik 
über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften oder Behörden vom 
3. Oktober 2002 wird versucht, das auf jede einzelne Verpflichtung anwendbare Recht zu unterscheiden. In 
Bezug auf die Gleichstellung der Vertragspartner ist dieser Versuch durchaus interessant, doch ist seine 
Durchführung sehr komplex und birgt die Gefahr, Konflikte über die Definition der einen oder anderen 
Verpflichtung hervorzurufen.  
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99  Siehe Artikel 4 des Vertrags von Bayonne zwischen dem Königreich Spanien und der Französischen 

Republik über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften vom 
10. März 1995; Artikel 4 Absatz 6 des Karlsruher Übereinkommens vom 23. Januar 1996; Artikel 4 
Absatz 5 des Brüsseler Übereinkommens vom 16. September 2002. 

100  Siehe Artikel 6 Absatz 5 des Abkommens von Isselburg-Anholt. 
101  Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Bulgarien, Deutschland, Litauen, Luxemburg, die Republik Moldau, 

die Niederlande, Österreich, die Slowakei, Slowenien, Schweden, die Schweiz und die Ukraine. 
102  Belgien, Bosnien-Herzegowina, Frankreich, Georgien, Island, Portugal und Rumänien. 
103  Die ersten, die sich in diesem Sinne geäußert haben, sind U. BEYERLIN, "Rechtsprobleme der lokalen 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit", Berlin, Springer Verlag, 1988 und N. LEVRAT "Le droit 
applicable aux accords de coopération transfrontière entre collectivités publiques infra-étatiques", Paris, 
PUF, 1994. 

104  Siehe M. DUNFORD und G. KAFKALAS, "Cities and Regions in the new Europe: Global-Local Interplay 
and Spatial Developement Strategies", London, Behaven Press, 1992, und N. LEVRAT, "Public actors and 
the mechnisms of transfrontier co-operation in Europe", Genf, Euryopa 6-1997. 

105   Siehe N. LEVRAT, "Le droit applicable aux accords de coopération transfrontière entre collectivités 
publiques infra-étatiques", Paris, PUF, 1994, für eine Erörterung der Schwierigkeiten bei der Wahl dieser 
unterschiedlichen Begriffsbezeichnungen.  

106  Begründung für den Entwurf eines Protokolls Nr. 3 über Zusammenschlüsse für die euroregionale 
Zusammenarbeit, Dok. LR-CT (2004) 15 vom 12. Juli 2004, S. 4. Der Leser sei an dieser Stelle auf das 
zeitliche Zusammenfallen der Vorlage dieses Entwurfs mit der Veröffentlichung des 
Kommissionsvorschlags für eine Verordnung über den EVTZ (14. Juli 2004) hingewiesen. 

107  Ebenda. 
108  Ebenda, S. 5. 
109  Ziel des Entwurfs für ein Protokoll über Zusammenschlüsse für die euroregionale Zusammenarbeit sollte es 

offenbar sein, ein absolut einheitliches Recht zu schaffen, das auf derartige Beziehungen Anwendung finden 
kann, ungeachtet des Gebiets oder der Rechtsordnung, in dem bzw. der es Rechtswirkungen entfalten 
könnte (Ebenda, S. 6).  

110  Ebenda, S. 5. 
111  In diesem Entwurf wird wie obenstehend erwähnt lediglich auf die nachbarschaftlichen Beziehungen 

abgestellt, die transnationale oder interregionale Zusammenarbeit wird vollkommen ausgeklammert. 
112  Ab Sommer 2005 wird an diesem neuen Übereinkommen gearbeitet (siehe Dok. LR-CT (2005) 13 vom 

10. August 2005). Die letzte Fassung des Vorentwurfs für ein Übereinkommen stammt vom 27. April 2006 
und trägt den Titel "Überarbeiteter Vorentwurf für ein Europäisches Übereinkommen zur Einführung eines 
einheitlichen Gesetzes betreffend Zusammenschlüsse für die territoriale Zusammenarbeit (ZTZ)" Dok. 
CDLR (2006) 17. 

113  So haben sich Dänemark, Deutschland und Schweden gegen den Entwurf eines neuen Übereinkommens 
ausgesprochen; die Schweiz möchte einen kürzeren und allgemeiner gehaltenen Text und Spanien die 
Rückkehr zu einem Zusatzprotokoll zum Madrider Rahmenübereinkommen. Der Standpunkt der Slowakei 
ist nicht klar; einzig Österreich (das sich gleichzeitig auch stark für die Annahme der EVTZ-Verordnung im 
Rahmen seines EU-Ratsvorsitzes stark gemacht hat) hat seine Unterstützung für den Entwurf für ein neues 
Übereinkommen deutlich zum Ausdruck gebracht. Siehe den Entwurf eines Sitzungsberichts des 
Sachverständigenausschusses der zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit des Europarates, LR-CT 
(2006) 12 vom 29. März 2006. 

114  Gemäß der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs seit 1963 zu diesen Fragen. 
115  Es handelt sich dabei um Deutschland, Frankreich, Luxemburg und die Schweiz. Mit Ausnahme von 

Luxemburg findet dieses Übereinkommen nur auf bestimmte Teile des Hoheitsgebiets der drei restlichen 
Vertragspartner Anwendung (siehe Artikel 2). 
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116  So erarbeiten neue Mitgliedstaaten des Europarates wie Russland und die Ukraine derzeit mit Hilfe des 

Sachverstandes des Europarates nationale Rechtsakte, um einen Rechtsrahmen für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit ihrer Gebietskörperschaften zu schaffen. 

117  Für Überlegungen zu dieser Frage und einschlägigen Aspekten siehe J. POLAKIEWICZ, "Treaty making in 
the Council of Europe", Straßburg, Editions du Conseil de l’Europe, 1999; N. LEVRAT, "De quelques 
particularités du mode d’élaboration des normes conventionnelles, et de leur influence sur la nature des 
Traités conclu au sein du Conseil de l’Europe", Revue de droit de l’ULB, Band 22, 2000-2, Brüssel, 
Bruylant, S. 19-58. 

118  Sämtliche Gemeinschaftsverfahren, die zur Annahme eines Rechtsaktes von allgemeiner Geltung für die 
Europäische Gemeinschaft führen, können nur auf der Grundlage eines Vorschlags der Europäischen 
Kommission eingeleitet werden (Artikel 250 bis 252 EG-Vertrag). 

119  Im Europarat können die Mitgliedstaaten hingegen mit Ausnahme von Fragen der Landesverteidigung, die 
ausdrücklich nicht zur Zuständigkeit des Europarates gehören (Artikel 1 Buchstabe d der Satzung des 
Europarates, SVE Nr. 1) beschließen, zu allen Fragen im Zusammenhang mit Europa zu arbeiten. Das 
Ergebnis ihrer Arbeiten hat jedoch im Gegensatz zum Gemeinschaftsrecht nicht notwendigerweise auch 
verbindliche Rechtswirkungen. 

120  Siehe auch Kapitel 3 Abschnitt B.2 zu der Art, wie diese heikle Frage der Grundlage für die Zuständigkeit 
der Gemeinschaft geregelt wurde, um die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 anzunehmen. 

121  Artikel 308 EG-Vertrag (Ex-Artikel 235). 
122  Siehe insbesondere die vom EuGH in seinem Urteil vom 12. Juni 1990, Bundesrepublik Deutschland gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften herausgearbeiteten Grundsätze, Rs. C-8/88, Slg. 2323. 
123  Auch wenn die französische Bezeichnung "coopération transfrontière" auf eine weiter gefasste 

Zusammenarbeit als nur rein nachbarschaftliche Beziehungen schließen lassen könnte (siehe N. LEVRAT 
(1994) und sein vorstehend zitiertes Werk zu den Unterschieden aufgrund der uneinheitlichen Begriffswahl), 
so verweisen die auf Englisch ("cross-border cooperation"), Deutsch ("grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit"), Spanisch ("cooperación transfonteriza") und Italienisch ("cooperazione transfrontaliera") 
gewählten Bezeichnungen jedoch ausschließlich auf die Nachbarschaft. 

124  Artikel 265 EGV. Der in Amsterdam hinzugefügte Passus ist unterstrichen. 
125  Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, ABl. L 73 vom 21.3.1975, S. 2. 
126  Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten über die Leitlinien für die von ihnen aufzustellenden 

operationellen Programme im Rahmen einer Gemeinschaftsinitiative für Grenzregionen (INTERREG) 
(C(90) 1562/3), ABl. C 215 vom 30.8.1990, S. 4. 

127  Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten über die Leitlinien für die von ihnen aufzustellenden 
operationellen Programme im Rahmen einer Gemeinschaftsinitiative für die Entwicklung von 
Grenzregionen, grenzübergreifende Zusammenarbeit und ausgewählte Energienetze (INTERREG II) 
(94/C 180/13), ABl. C 180 vom 1.7.1994, S. 60. 

128  Insbesondere in dem Jahresbericht zum Haushaltsjahr 1994 (ABl. C 303 vom 14.11.1995, Absätze 4.61 
bis 4.72) sowie in dem Sonderbericht Nr. 4/2004 über die Programmplanung der Gemeinschaftsinitiative 
betreffend die transeuropäische Zusammenarbeit INTERREG III (ABl. C 303 vom 7.12.2004, S. 1). Für 
eine detaillierte Analyse dieser Berichte siehe Kapitel 3 Abschnitt B.2. 

129  In dem ursprünglichen Kommissionsvorschlag wurde die Einrichtung einer europäischen Vereinigung für 
Zusammenarbeit angestrebt (siehe KOM(1973) 2046 endg. vom 21. Dezember 1973). 

130  Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985 über die Schaffung einer Europäischen 
wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV), ABl. L 199 vom 31.7.1985, S. 1. 
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131  In diesem Zusammenhang sei darauf verwiesen, dass das Gericht erster Instanz zwar in einem anderen, aber 

dennoch relevanten Zusammenhang, eine deutlich Unterscheidung zwischen einer Gebietskörperschaft, die 
individuell betroffen ist, wenn es um die Ausübung ihrer Zuständigkeiten geht, und einer 
Gebietskörperschaft vornimmt, die nur sozioökonomische Auswirkungen auf ihrem Gebiet vorbringt; so im 
Falle einer Gebietskörperschaft, die eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit pflegt, um die 
Wirtschaftentwicklung ihres Gebiets zu fördern (EuGH, Urteil vom 15. Juni 1999, Regione autonoma Friuli 
Venezia Giulia gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Rs. T-288/97, Slg. II-1883).  

132  Dies geht eindeutig aus Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 hervor: "Die Vereinigung hat den 
Zweck, die wirtschaftliche Tätigkeit ihrer Mitglieder zu erleichtern oder zu entwickeln sowie die Ergebnisse 
dieser Tätigkeit zu verbessern oder zu steigern; sie hat nicht den Zweck, Gewinn für sich selbst zu erzielen. 
Ihre Tätigkeit muß im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Tätigkeit ihrer Mitglieder stehen und darf 
nur eine Hilfstätigkeit hierzu bilden." (ABl. L 199 vom 25.7.1985, S. 2). 

133  In Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 ist zwar verankert, dass "die so gegründete 
Vereinigung […] die Fähigkeit [hat], im eigenen Namen Träger von Rechten und Pflichten jeder Art zu sein, 
Verträge zu schließen oder andere Rechtshandlungen vorzunehmen und vor Gericht zu stehen", gleichzeitig 
heißt es jedoch in Absatz 3 "Die Mitgliedstaaten bestimmen, ob die in ihren Registern […] eingetragenen 
Vereinigungen Rechtspersönlichkeit haben." 

134  Siehe Erwägungsgrund 4 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006. Der Rechnungshof seinerseits unterstreicht 
in seinem Sonderbericht Nr. 4/2004 über die Programmplanung der Gemeinschaftsinitiative betreffend die 
transeuropäische Zusammenarbeit INTERREG III: "Die Leitlinien [der Kommission] sehen die Möglichkeit 
der Bildung von Europäischen Wirtschaftlichen Interessenvereinigungen (EWIV) [...] vor, damit die 
Zusammenarbeit über wirklich gemeinsame Einrichtungen abgewickelt werden kann. Einige 
Mitgliedstaaten haben jedoch rechtliche Probleme geltend gemacht, auf die die Kommission aus Zeitmangel 
nicht näher eingehen konnte." (ABl. C 303 vom 7.12.2004, S. 8). Weiter unten in diesem Bericht heißt es: 
"Die Bemühungen darum, Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigungen zu bilden und mit der 
Durchführung der Interreg-Programme zu befassen, waren nicht erfolgreich (PGI Alpen, PGI 
Nordwesteuropa), obwohl dies von der Kommission unterstützt wurde." (Ebenda, Artikel 44, S. 12). 

135  Für die Einstufung der EVTZ in verschiedene Rechtskategorien, die in dieser Studie vorgeschlagen wird, 
siehe Kapitel 4 Abschnitt F. 

136  Siehe Kapitel 1 Abschnitt B über die wesentlichen rechtlichen Grundsätze der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit. 

137  Für eine tief gehendere Untersuchung dieser Entwicklung und ihrer politischen und rechtlichen 
Auswirkungen siehe insbesondere H. COMTE und N. LEVRAT: "Perspectives transfrontalières", 
erschienen in "Aux coutures de l’Europe", S. 353-361 (siehe oben). 

138  Für diese Entwicklung und ihre Bedeutung siehe N. LEVRAT "L’Europe et ses collectivités territoriales", 
S. 257-271 (siehe oben). 

139  Siehe "Europäisches Regieren - Ein Weißbuch" (KOM(2001) 428 endg.) vom 25. Juli 2001, ABl. C 287 
vom 12.10.2001, S. 1. 

140  Siehe nachstehendes Kapitel 4. In der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 ist festgehalten, dass ein EVTZ 
"gegründet werden kann" (Artikel 1 Absatz 1) und "der Beschluss zur Gründung eines EVTZ auf Initiative 
seiner potenziellen Mitglieder gefasst [wird]" (Artikel 4 Absatz 1). In Erwägungsgrund 15 wird ferner 
präzisiert, dass "diese Verordnung nicht über das für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß 
hinaus[geht], da der Rückgriff auf den EZTZ fakultativ [...] erfolgt". 

141  In Artikel 2 ist jedoch im Gegensatz dazu festgehalten (der Wortlaut ist allerdings sehr unglücklich gewählt 
und mutet sehr merkwürdig an), dass "die im Rahmen einer Vereinbarung über grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit gemeinsam gefassten Beschlüsse von den Gebietskörperschaften innerhalb ihrer 
innerstaatlichen Rechtsordnung in Übereinstimmung mit ihrem innerstaatlichen Recht umgesetzt [werden]" 
(siehe Ziffer 1.3 diese Kapitels für eine rechtliche Analyse dieser Situation). 

142  Artikel 1 Absatz 2. 
143  Siehe Artikel 2 des Brüsseler Übereinkommens vom 12. September 1986. 
144  Siehe Artikel 6 des Abkommens von Isselburg-Anholt vom 23. Mai 1991. 
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145  Siehe Artikel 6 Absatz 1 des Abkommens von Isselburg-Anholt vom 23. Mai 1991. 
146  Siehe Artikel 6 Absatz 4 des Abkommens von Isselburg-Anholt vom 23. Mai 1991. 
147  Siehe Artikel 6 Absatz 3 des Abkommens von Isselburg-Anholt vom 23. Mai 1991. 
148  Siehe Artikel 6 Absatz 5 des Abkommens von Isselburg-Anholt vom 23. Mai 1991. 
149  Siehe Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags von Bayonne vom 10. März 1995. 
150  Siehe Artikel 3 Absatz 4 des Vertrags von Bayonne vom 10. März 1995. 
151  Siehe Artikel 3 Absatz 6 des Vertrags von Bayonne vom 10. März 1995. 
152  Siehe Artikel 4 Absatz 1 des Vertrags von Bayonne vom 10. März 1995. 
153  Artikel 4 Absatz 3 des Karlsruher Übereinkommens vom 26. Januar 1996. 
154  Artikel 4 Absatz 4 des Karlsruher Übereinkommens vom 26. Januar 1996. 
155  Siehe Artikel 5 des Vertrags von Valencia vom 3. Oktober 2002. 
156  Artikel 7 Absatz 4. 
157  Siehe Artikel 3 Absatz 1 des Brüsseler Übereinkommens vom 12. September 1986. 
158  "Die EU beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten sowie der Rechtstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam."  
159  Siehe auch nachstehendes Kapitel 3 Abschnitt D Absatz 4. 
160  Siehe Artikel 6 des Abkommens von Isselburg-Anholt vom 23. Mai 1991. 
161  Artikel 5 des Karlsruher Übereinkommens vom 23. Januar 1996. Das Brüsseler Übereinkommen (zwischen 

Belgien und Frankreich) vom 16. September 2002 übernimmt genau die gleiche Lösung. 
162  Dieser Wortlaut entspricht Artikel 6 des Abkommens von Isselburg-Anholt. 
163  Siehe obenstehenden Abschnitt A Ziffer 2.2 dieses Kapitels. 
164  In Artikel 3 ist folgender Grundsatz enthalten: "Eine von Gebietskörperschaften geschlossene Vereinbarung 

über grenzüberschreitende Zusammenarbeit kann ein für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zuständiges Organ mit oder ohne Rechtspersönlichkeit einsetzen." 

165  Siehe Artikel 8 Absatz 1 des Karlsruher Übereinkommens vom 23. Januar 1996 sowie Artikel 8 Absatz 1 
des Übereinkommens von Brüssel vom 16. September 2002. 

166  Die Situation ist natürlich von Rechtsordnung zu Rechtsordnung unterschiedlich; in einigen Mitgliedstaaten 
obliegt die Haushaltsführung der öffentlichen Einrichtungen, auch derjenigen, die über eine eigene 
Rechtspersönlichkeit verfügen, ausschließlich dem nationalen Finanzministerium; in diesem Fall scheint 
diese Frage wenig sinnvoll. In zahlreichen Mitgliedstaaten hingegen - und dies gilt insbesondere für einen 
grenzüberschreitenden Rahmen, in dem auch "fremde" Finanzbeteiligungen erforderlich sind - sind die 
Gebietskörperschaften befugt, Finanzmittel direkt zu verwalten. 

167  Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 vom 25. Juli 1985, ABl. L 199 vom 31.7.1985, S.1. 
168  In einem Teil der Doktrin wird davon ausgegangen, dass in Analogie zur Situation der Staaten in Bezug auf 

ihre internationalen Beziehungen, denen es freigestellt ist, Beziehungen zu Privatpartnern gemäß 
privatrechtlichen Bestimmungen zu unterhalten (z.B. wenn Staaten Verträge mit ausländischen 
Unternehmen abschließen, insbesondere für die Nutzung der natürlichen Ressourcen auf ihrem 
Hoheitsgebiet), die Gebietskörperschaften über die gleiche Wahlfreiheit verfügen sollten (siehe u.a. P.-M. 
DUPUY, "la coopération régionale transfrontalière et le droit international", Annuaire français de droit 
international, 1977, S. 837-860). Allerdings muss zwischen der Situation souveräner Staaten, die sich von 
Natur aus in ihren Außenbeziehungen von den Zwängen des innerstaatlichen Rechts befreien können, und 
nichtsouveränen Gebietskörperschaften unterschieden werden, die selbst in ihren Beziehungen, die über den 
nationalen Rahmen hinausgehen, das öffentliche Recht, das auf sie Anwendung findet, einhalten müssen 
und genau aus diesem Grund nicht souverän sind (für diese Frage und ihre praktischen Auswirkungen siehe 
N. LEVRAT, 1994, S. 315-322). 

169  So wird weder in Artikel 10 des Karlsruher Übereinkommens noch des Übereinkommens von Brüssel (2002) 
zwischen privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Strukturen unterschieden. 

170  Diese können in einigen Staaten und für bestimmte Arten auch unter öffentliches Recht fallen. 
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171  Im portugiesischen Recht ist beispielsweise die so genannte "Empresa Intermunicipal" vorgesehen, die auch 

Eingang in den Vertrag von Valencia vom 3. Oktober 2002 gefunden hat (Artikel 9 Absatz 3 und 
Artikel 11). 

172  Diese Lösung findet sich vor allem in Frankreich und Italien. 
173  Siehe insbesondere Artikel L-1115-4 des "Code général des collectivités territoriales". 
174  Der Zweckverband ist eine im deutschen Recht verankerte Rechtsform, auf die in den Artikeln 3, 4 und 5 

des Abkommens von Isselburg-Anholt verwiesen wird. Das "Syndicat de communes": eine im französischen 
Recht verankerte Rechtsstruktur (es gibt ferner auch das "Syndicat mixte", das nicht nur für Gemeinden, 
sondern auch übergeordnete Ebenen offen steht, z.B. Regionen). 

175  "Consorcio" im spanischen Recht (Artikel 5 des Vertrags von Bayonne sowie Artikel 9 und 11 des Vertrags 
von Valencia), "Associaçoes de Direito Publico" im portugiesischen Recht (Artikel 9 und 11 des Vertrags 
von Valencia).  

176  Im französischen Recht verankerte Rechtsstruktur, auf die namentlich im Vertrag von Bayonne (Artikel 5) 
verwiesen wird. 

177  Siehe Artikel 10 des Karlsruher Übereinkommens und des Übereinkommens von Brüssel, in dem in 
Absatz 2 besondere Strukturen in jedem der Vertragsstaaten genannt werden. In Belgien handelt es sich 
dabei sowohl um öffentlich-rechtliche (interkommunale) als auch privatrechtliche Einrichtungen 
(Vereinigungen ohne Erwerbszweck, Stiftungen, internationale Verbände und europäische wirtschaftliche 
Interessenvereinigungen), wohingegen für Frankreich nur öffentlich-rechtliche Einrichtungen angeführt 
werden. Dies bedeutet, dass die in jeder innerstaatlichen Rechtsordnung, selbst im Rahmen einer bilateralen 
Beziehung vorgenommene rechtliche Einstufung durchaus unterschiedlich ausfallen kann. 

178  Siehe Artikel 2 des Karlsruher Übereinkommens sowie des Übereinkommens von Brüssel (vom 
16. September 2002), in denen unter den möglichen Partnergebietskörperschaften auch die französischen 
Departements und Regionen aufgelistet werden. Dem Karlsruher Übereinkommen gehören auch die 
Schweizer Kantone als Vertragspartner an (gemäß ihrer verfassungsrechtlichen Befugnisse auf nationaler 
Ebene). Sie sind potenzielle Nutznießer der mit diesem Übereinkommen geschaffenen 
Kooperationsverfahren (siehe Artikel 2 Absatz 2). Mutatis mutandis ähnelt dies der Situation der 
Mitgliedstaaten im Rahmen eines EVTZ. 

179  Diese Lösung ist in Artikel L-1115-4-1 des "Code général des collectivités territoriales" vorgesehen, der mit 
dem Gesetz Nr. 2004-809 vom 17. August 2004, eingeführt wurde; im französischen Recht heißen diese 
Kooperationsstrukturen "district européen". 

180  Die Partner einer auf diesem Übereinkommen beruhenden grenzüberschreitenden Zusammenarbeit können 
zwar detaillierte Satzungen annehmen (Artikel 11 Absatz 7 des Übereinkommens von Valencia vom 
3. Oktober 2002), doch muss die Rechtsform ihres Organs für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
einer im innerstaatlichen Recht bereits bestehenden Rechtsform entsprechen, d.h. "Associação de Direito 
Público" oder "Empresa Intermunicipal" in Portugal oder "Consorcio" in Spanien. Das heißt, dass die 
Satzung eines Organs mit Rechtspersönlichkeit unter Vorbehalt der für jede im innerstaatlichen Recht der 
Vertragspartner verankerten Kategorie an Einrichtungen, die dem Rahmenübereinkommen, mit dem das 
Organ geschaffen wird, im Anhang beigefügt werden muss und insbesondere präzisieren muss […] 
(Artikel 11 Absatz 7). 

181  In Bezug auf die Tatsache, dass eine derartige Auflistung sehr wohl einer Hierarchie des anwendbaren 
Rechts gleichkommt, siehe Absatz 41 des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften vom 
2. Mai 2006 (Klage des Europäischen Parlaments gegen den Rat der Europäischen Union, Rs. C-436/03), in 
dem Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 über das Statut der Europäischen Genossenschaft 
untersucht wird, dessen Formulierung Artikel 2 der EVTZ-Verordnung stark ähnelt. 

182  Im Gegenzug - und im Gegensatz zu den Bestimmungen der Übereinkommen von Karlsruhe, Brüssel und 
Valencia - können die Mitgliedstaaten einer ihrer Gebietskörperschaften allerdings nach freiem Ermessen 
die Teilnahme an einem EVTZ untersagen (siehe Artikel 4 Absatz 3 der EVTZ-Verordnung). Siehe 
Kapitel 4 Abschnitt D für eine eingehende Analyse dieser Fragen. 
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183  In Artikel 3 Absatz 1, Artikel 4 Absatz 3, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absätze 2 und 4, Artikel 12, 

Artikel 13 und Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vom 5. Juli 2006 über den EVTZ 
2006 wird auf innerstaatliche Rechtsvorschriften dieser Kategorie verwiesen. 

184  Insbesondere in Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ wird auf diese Vorschriften 
verwiesen. 

185  In Bezug auf diese Protokolle haben die ratifizierenden Staaten festgehalten, dass sie "das Recht der ihrer 
Zuständigkeit unterstehenden […] Gebietskörperschaften an[erkennen], Vereinbarungen über 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den Gebietskörperschaften anderer Staaten in gemeinsamen 
Zuständigkeitsbereichen […] zu schließen, und dieses Recht [achten]."  

186  In der Erklärung anlässlich der Hinterlegung des Ratifizierungsinstruments am 29. März 1985 hatte die 
italienische Regierung unter Verweis auf Artikel 3 Absatz 2 des Übereinkommens festgehalten, dass sie 
seine Anwendung von dem Abschluss zwischenstaatlicher Übereinkommen abhängig macht. 

187  Italienisches Verfassungsgericht, Urteil Nr. 258/2004 vom 8. Juli 2004, veröffentlicht im italienischen 
Gesetzblatt vom 22. Juli 2004. 

188  Vorschlag für den Entwurf eines Protokolls Nr. 3 zum Rahmenübereinkommen […] über 
Zusammenschlüsse für die euroregionale Zusammenarbeit, Dok. LR-CT (2004) 15 vom 12. Juli 2004, 
Artikel 14 und 15 (S. 6), in denen die Gründe aufgeführt werden, warum der Europarat einen derartigen 
Vorschlag für wenig wünschenswert erachtet. 

189  Erwägungsgrund ix) des überarbeiteten Vorentwurfs für ein Europäisches Übereinkommen zur Einführung 
eines einheitlichen Gesetzes betreffend Zusammenschlüsse für die territoriale Zusammenarbeit (ZTZ), 
Dok. CDLR (2006) 17 vom 27. April 2006. Der Standpunkt des Sachverständigen bezieht sich darauf, die 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften oder territorialen Behörden, die unterschiedlichen Staaten 
angehören, in Bezug auf die politischen und administrativen Strukturen der Staaten und ihrer internationalen 
Verpflichtungen zu erleichtern (Erwägungsgrund ii). 

190  Gemäß Artikel 16 Absatz 1 Ziffer 3 "unterrichten [die Mitgliedstaaten] die Kommission und die anderen 
Mitgliedstaaten entsprechend über alle Bestimmungen, die sie nach Maßgabe dieses Artikels erlassen 
haben". 

 
Fußnoten zu Kapitel 3 
 
191  Durch die in Luxemburg 1987 (Einheitliche Akte) vorgenommene Änderung in die Römischen Verträge 

eingeführt, ist der Titel "Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt" (ursprünglich Artikel 130 A 
bis 130 E, heute Artikel 158 bis 162) nunmehr die Rechtsgrundlage für diese Umverteilungspolitik. 

192  Die Strukturpolitik der Gemeinschaft stützt sich auf die Strukturfondsverordnungen, die für jeden 
mehrjährigen Finanzplanungszeitraum neu ausgehandelt werden. Bei jeder dieser Gelegenheiten (d.h. 1988, 
1994, 1999 und zuletzt 2006) werden die grundlegenden Prinzipien, die diese Gemeinschaftspolitik 
strukturieren, in neue Verordnungen aufgenommen, die dem Rat, d.h. den Mitgliedstaaten, zur 
Genehmigung vorgelegt werden. 

193  So bei der Aufstellung und Umsetzung des Partnerschaftsgrundsatzes, der schon in der ersten Verordnung 
über Aufgaben und Effizienz der Strukturfonds und über die Koordinierung ihrer Interventionen 
untereinander enthalten war (Verordnung (EWG) Nr. 2052/88, Artikel 4, ABl. L 185 vom 15.7.1988). 

194  Da sie am 5. Juli 2006 erlassen wurde, zeitgleich insbesondere mit der EFRE-Verordnung. 
195  Europäische Kommission, Dritter Bericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, a.a.O., 

S. 156. 
196  Für eine eingehendere und in einen weiteren theoretischen Kontext eingeordnete Erörterung dieses Punktes 

siehe Kapitel III von Teil II des Werks von N. LEVRAT, "L'Europe et ses collectivités territoriales", a.a.O., 
Titel "Les collectivités territoriales vecteurs d'une intégration horizontale via la coopération transfrontalière", 
S. 257-271. 
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197  ABl. C 215 vom 30.8.1990, S. 8. 
198  "Die Kommission, die im Rahmen dieser Initiative eine Gemeinschaftsunterstützung für Grenzgebiete 

vorsieht, wird den Vorschlägen Vorrang einräumen, die [...] die Schaffung oder den Ausbau gemeinsamer 
institutioneller oder administrativer Strukturen umfassen, mit denen sich die grenzübergreifende 
Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Stellen, privaten Organisationen und freien Wohlfahrtsverbänden 
vertiefen und erweitern lässt." (ABl. C 180 vom 1.7.1994, S. 61). 

199  Rechnungshof, Jahresbericht zum Haushaltsjahr 1994, ABl. C 303 vom 14.11.1995, S. 116. 
200  Ebenda. 
201  Siehe Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 28. April 2000, ABl. C 143 vom 23.5.2000, 

S. 6, in der zwar nicht die Anforderungen an die institutionellen Strukturen für die grenzübergreifende 
Zusammenarbeit festgelegt werden, aber aufgeführt wird: "Die grenzübergreifende Zusammenarbeit 
zwischen benachbarten Gebietskörperschaften zielt darauf ab, auf der Grundlage gemeinsamer Strategien 
für eine nachhaltige räumliche Entwicklung das Entstehen grenzübergreifender wirtschaftlicher und sozialer 
'Pole' zu fördern." Für die Entwicklung institutioneller Strukturen wird das bescheidene Ziel aufgestellt: 
"Verstärkung der Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Verwaltung zwecks Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung und des sozialen Zusammenhalts". 

202  Sonderbericht Nr. 4/2004, ABl. C 303 vom 7.12.2004, S. 6. 
203  Ebenda, Ziffer 44, S. 12. Das gesamte Zitat und die Frage des Einsatzes der Europäischen wirtschaftlichen 

Interessenvereinigung in diesem Zusammenhang wurden in Kapitel 2 Abschnitt A.2 behandelt. 
204  Ebenda, Ziffer 98 Buchstabe i), S. 18. 
205  Dritter Bericht über den Zusammenhalt, a.a.O., S. 156. 
206  Mit Ausnahme innovativer Maßnahmen von Unternehmen auf ausdrücklichen Wunsch der Kommission, die 

ausschließlich aus dem Gemeinschaftshaushalt finanziert werden können. Diese Maßnahmen fallen 
mengenmäßig jedoch nicht ins Gewicht. 

207  Arbeitsdokument: La gestion financière transfrontalière, 64 Seiten. Im Internet bei der AGEG abrufbar: 
http://www.aebr.net/ 

208  Gemäß Artikel 276 Absatz 1 EGV erteilt das Europäische Parlament der Kommission Entlastung zur 
Ausführung des Haushaltsplans, und zwar auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit 
beschließt. 

209  Artikel 274 EGV. 
210  Artikel 246 und 248 EGV. 
211  Für den hier betrachteten Zeitraum 2007-2013 sieht Artikel 14 der Verordnung (EG) des Rates 

Nr. 1083/2006 (ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 39) die geteilte Mittelverwaltung vor. Artikel 70 dieser 
Verordnung sieht jedoch in Absatz 2 eindeutig eine weit gehende Zuständigkeit des Mitgliedstaats vor, der 
die erste Kontrolle durchzuführen hat und in Bezug auf die Durchführung der vereinbarten Programme 
selbst der Kontrolle durch die Kommission unterliegt. 

212  Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des EP und des Rates über den EFRE, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 1. 
213  Artikel 6 Absatz 4 lautet wie folgt: "Ungeachtet der Absätze 1, 2 und 3 finden die einschlägigen 

Rechtsvorschriften über die Kontrolle von durch die Gemeinschaft zur Verfügung gestellten Fonds 
Anwendung, sofern die Aufgaben eines EVTZ [...] Maßnahmen umfassen, die von der Gemeinschaft 
kofinanziert werden." 
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214  Die Rechtslehre knüpft diesen Grundsatz an den Wortlaut von Artikel 220 EGV, in dem es heißt: "Der 

Gerichtshof (und das Gericht erster Instanz) sichern (im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten) die 
Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung dieses Vertrags." Somit liegen ein 
Rechtsstaatlichkeitsgrundsatz sowie eine Instanz und Verfahren zur Sicherstellung seiner Einhaltung vor, 
die im EGV niedergelegt sind. Siehe hierzu insbesondere Rideau, a.a.O., sowie die von ihm angegebenen 
Verweise auf die Rechtslehre. 

215  Artikel 203 Absatz 2 EGV. 
216  Artikel 5 Absatz 1 EGV. 
217  Die Hinzufügung durch den Vertrag von Amsterdam ist kursiv gedruckt. 
218  Hier ist daran zu erinnern, dass der Ausschuss der Regionen durch den Vertrag von Maastricht ins Leben 

gerufen wurde, der die Artikel 198 A, B und C einführte und somit den Aufbau und die Funktionen dieses 
neuen Organs anhand des Beispiels des Wirtschafts- und Sozialausschusses vorzeichnete. Erst Anfang 1994 
hielt dieser Ausschuss seine erste Tagung ab. Siehe insbesondere J. BOURRINET, "Le Comité des régions 
de l'Union Européenne", Pais, Economica, 1997, bzw. N. LEVRAT, "L'Europe et ses collectivités 
territoriales", a.a.O., S. 203-206 und 221-234. 

219  Tatsächlich sind die durch die Verträge geschaffenen Gemeinschaftsinstitutionen nur zum Handeln im 
Rahmen der Verträge befugt; nicht zu deren Revision, die einzig den Mitgliedstaaten im Rahmen einer 
Regierungskonferenz vorbehalten bleibt. Das Verfahren für die Revision der Verträge ist in Artikel 48 EUV 
festgelegt. 

220  Stellungnahme CdR 136/95, verabschiedet am 21. April 1995, ABl C 100 vom 2.4.1996, S. 1. 
221  Unter ca. 12 weiteren spezifischen Forderungen. 
222  Siehe letztes Kapitel. 
223  Stellungnahme CdR 62/2004, verabschiedet am 18. November 2004, ABl. C 71 vom 22.3.2005, S. 46. 
224  KOM(2006) 94 endg. vom 7. März 2006. 
225  Der Gerichtshof hat in mehreren Fällen sogar darauf verzichtet, die fehlende Gültigkeit eines Rechtsaktes zu 

sanktionieren, der auf der Grundlage von Artikel 235 erlassen wurde, während parallel dazu eine andere 
Rechtsgrundlage bestand, da die für einen Beschluss auf der Grundlage von Artikel 235 erforderliche 
Einstimmigkeit es ermöglichte, die Rechte der Staaten zu achten (Urteil vom 12. Juli 1973, Hauptzollamt 
Bremerhaven gegen Massey-Ferguson, Rs. 8/73, Slg. 897). 

226  Das Auslassen der Anhörung des Europäischen Parlaments durch den Rat, obwohl der Rat durch den 
Vertrag zu einer solchen Anhörung verpflichtet ist, bedeutet, auch wenn die Stellungnahme des Parlaments 
oder einer anderen Institution keinen zwingenden Charakter hat, eine Verletzung wesentlicher 
Formvorschriften und führt zur Nichtigkeitserklärung des erlassenen Rechtsaktes (EuGH, Urteil vom 
29. Oktober 1980, Roquettes Frères/Rat, Rs. 138/79, Slg. 3333). 

227  Der zweite schwerwiegende Grund ist die Einführung des Subsidiaritätsprinzips, das, auch wenn es keine 
rechtliche Verbindung zu dieser Bestimmung aufweist, da sich die jeweiligen Anwendungsbereiche nicht 
überschneiden, eine ungünstige politische Dynamik für eine erfinderische Nutzung der den 
Gemeinschaftsinstitutionen durch den Vertrag übertragenen Befugnisse einführt (siehe insbesondere das 
Protokoll Nr. 30 zum Vertrag von Amsterdam, über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und 
der Verhältnismäßigkeit). 

228  Für ein jüngeres Beispiel: Die vom Europäischen Parlament gegen den Rat eingereichte Klage auf 
Nichtigkeitserklärung der Verordnung über das Statut der Europäischen Genossenschaft stützt sich auf den 
Grund, dass der Beschluss des Rates, die Verordnung Nr. 1435/2003 vom 22. Juli 2003 auf Artikel 308 zu 
stützen (gegen die Ansicht der Kommission, die in diesem Fall das Parlament unterstützt), eine 
angemessene Anhörung des Europäischen Parlaments nicht ermöglicht (Rs. C-436/03). 
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229  Ex-Artikel 100 A. Tatsächlich gibt es zwei unterschiedliche Bestimmungen. Die erste, heute Artikel 94 (Ex-

Artikel 100) sieht Einstimmigkeit im Rat vor, während Artikel 100 A abweichend vom vorangehenden 
Artikel ein Verfahren ermöglicht, das keine Einstimmigkeit der Mitgliedstaaten erfordert und heute (was 
ursprünglich 1987 nicht der Fall war, da das Mitbestimmungsverfahren noch nicht bestand) die 
Mitbestimmung durch das EP (Artikel 251 EGV). 

230  Zwar sind, wie oben gesehen, diese Regelungen in die Form einer Verordnung eingebettet worden, doch 
fordert die Verordnung, dass die Mitgliedstaaten die erforderlichen Vorkehrungen für ihre wirksame 
Anwendung treffen (Artikel 16), was zu einer gewissen Angleichung der nationalen Rechtsrahmen führen 
könnte. 

231  Insbesondere über seine Stellungnahme CdR 388/2002 vom 10. April 2002 zum territorialen Zusammenhalt 
(ABl. C 244 vom 10.10.2003, S. 23). 

232  Der keine unerhebliche Rolle bei der Vorbereitung der Änderung der Verträge durch Teil III des Vertrags 
über eine Verfassung für Europa spielte. 

233  Wie der Titel von Abschnitt 3 Kapitel III Teil III des Vertrags über eine Verfassung für Europa zeigt - 
"Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt". Der Ausschuss der Regionen verweist in seiner 
Stellungnahme vom November 2004 (die kurz nach Unterzeichnung des Vertrags über eine Verfassung für 
Europa und vor der Blockierung Anfang Juni 2005 verabschiedet wurde) in seinen Erwägungsgründen auf 
Artikel III-220 (ABl. C 71 vom 22.3.2005, S. 46). 

234  La coopération transeuropéenne entre collectivités territoriales, a.a.O., S. 217. 
235  14. Juli 2004 für die Einreichung des Vorschlags, 5. Juli 2006 für die Annahme. Es ist jedoch 

hervorzuheben, dass seit vielen Jahren die Notwendigkeit der Schaffung einer solchen Struktur im 
Gemeinschaftsrecht betont worden ist, insbesondere in den Berichten des Rechnungshofs und den 
diesbezüglichen Antworten der Kommission. 

236  Einer der Sachverständigen, der zur Erarbeitung dieses Textes beigetragen hat, erhob schwere Kritik an der 
inhaltlichen Schwäche dieses Vorschlags (siehe N. LEVRAT, "Commentaire de la proposition de 
Règlement communautaire relatif à l'institution d'un groupement européen de coopération territoriale dans la 
perspective de l'émergence d'un droit commun", in H. LABALYE "Vers un droit commun de la coopération 
transfrontalière", Brüssel, Bruylant, 2006, S. 147-178). 

237  Empfehlung 5 der Stellungnahme CdR 62/2004 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates bezüglich der Schaffung eines Europäischen Verbunds für grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit, ABl. C 71 vom 22.3.2005, S. 50. Das Parlament macht einen ähnlich lautenden Vorschlag 
(siehe ABl. C 157 E vom 6.7.2006, S. 310). 

238  Empfehlung 1 der Stellungnahme CdR 62/2004, ABl. C 71 vom 22.3.2005, S. 49. Diese Bezeichnung, 
"transeuropäische Zusammenarbeit", greift die Terminologie aus der im Auftrag des Ausschusses der 
Regionen von der Arbeitsgemeinschaft europäischer Grenzregionen (AGEG) durchgeführten Studie aus 
dem Jahr 2001 wieder auf. 

239  "Der Ausschuss der Regionen sollte ein Register der bestehenden EVTZ einrichten, das es den europäischen 
Institutionen, den Mitgliedstaaten, den regionalen und lokalen Gebietskörperschaften aber auch jedem 
europäischen Bürger ermöglicht, rasch und gezielt Informationen über einen EVTZ abzurufen. Dieses 
Register könnte zudem eine wichtige Rolle bei der Verbreitung der besten Verfahren in Europa spielen." 
(ABl. C 71 vom 22.3.2005, S. 48). 

240  KOM(2006) 96, S. 8, Artikel 3 Absatz 3, der vorsieht, dass der Ausschuss der Regionen über die Errichtung 
eines EVTZ unterrichtet wird. 

241  Alle diese Verordnungen wurden im ABl. L 210 vom 31.7.2006 veröffentlicht. 
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242  Artikel 24 der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 10, Artikel 14 der 

Verordnung (EG) Nr. 1081/2006, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 18, Artikel 106 der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 68, Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1084/2006, 
ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 80, Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1085/2006, ABl. L 210 vom 
31.7.2006, S. 91, der keine verbindliche Überprüfungsklausel, sondern eine Klausel für die Gültigkeit 
vorsieht. 

243  Siehe KOM(2004) 496 endg. 
244  Siehe ABl. C 210 vom 31.7.2006, S. 41. 
245  Artikel 12 bis 21 der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 (siehe Anhang II für den vollständigen Wortlaut). 

 
Fußnoten zu Kapitel 4 
 
246  Dies war der ursprünglich im Vorschlag der Europäischen Kommission vorgeschlagene 

Anwendungsbereich; siehe Titel und Inhalt des ursprünglichen Entwurfs (KOM(2004) 496, der nur neun 
Artikel umfasste). 

247  Empfehlung 1 der Stellungnahme 62/2004, ABl. C 71, Seite 49. 
248  In erster Lesung am 6. Juli 2005 festgelegter Standpunkt, Olbrycht-Bericht, ABl. C 157 E vom 6.7.2006, 

Seite 309. 
249  Verordnung (EG) Nr. 1083/2006, ABl. L 210 vom 31.7.2006. 
250  Verordnung (EG) Nr. 1080/2006, ABl. L 210 vom 31.7.2006; siehe Anhang 2. 
251  KOM(2004) 496 vom 14. Juli 2004. 
252  Wie schon der Titel des Verordnungsentwurfs besagt (das "G" der Abkürzung EVGZ steht für 

"grenzüberschreitende" und wurde durch "territoriale" ersetzt). Dieser Verbund hatte "zum Ziel, die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten sowie der regionalen und kommunalen 
Gebietskörperschaften zu erleichtern und zu fördern, um den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt 
zu stärken" (Artikel 1 Absatz 3). Im Zusammenhang mit diesem Ziel konnte er jedoch ebenfalls die Aufgabe 
haben, "die transnationale und interregionale Zusammenarbeit zu erleichtern und zu fördern". Der 
grenzüberschreitende Charakter war also nicht ausschließlich auf die nachbarschaftlichen Beziehungen 
ausgerichtet. 

253  Siehe die Stellungnahme vom 18. November 2004, in der in Absatz 2 vorgeschlagen wird, das zu 
schaffende Rechtsinstrument nicht "Europäischer Verbund für grenzüberschreitende Zusammenarbeit", 
sondern "Europäischer Verband für transeuropäische Zusammenarbeit" zu nennen (ABl. 71 vom 22.3.2005, 
Seite 47). 

254  Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006, der wie folgt lautet: "Der EVTZ hat zum Ziel, die 
grenzüberschreitende, transnationale und/oder interregionale Zusammenarbeit - nachstehend 'territoriale 
Zusammenarbeit' genannt […] zu erleichtern und zu fördern […]." 

255  Erwägungsgrund 1 der Verordnung (EG) 1082/2006 und Artikel III-220 des Verfassungsvertrags für Europa, 
auf den in der Stellungnahme des Ausschusses der Regionen zum EVTZ ausdrücklich verwiesen wird. 

256  Sei es durch die Schaffung spezifischer Finanzinstrumente (insbesondere der Programme für 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Rahmen von PHARE) oder im Rahmen einer künftigen 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, die diese nachbarschaftliche Zusammenarbeit zu einem der zwei 
Schwerpunkte dieser künftigen EU-Politik macht (siehe die Mitteilung der Kommission vom 12. Mai 2004 
"Europäische Nachbarschaftspolitik - Strategiepapier" (KOM(2004) 373 endg.). 

257  Dies ist die von der Kommission zur Vorlage dieses Verordnungsentwurfs gewählte Rechtsgrundlage, die 
angenommen wurde. 
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258  Es ist jedoch vorstellbar, dass im Falle einer Bestätigung der vorrangigen Ziele der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik in der Umsetzungsphase nach 2007 eine Flexibilisierung dieser Bestimmung von 
Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) 1082/2006 in Betracht gezogen wird. So kann es Formulierungen 
geben, die Einrichtungen aus Drittstaaten zwar nicht direkt das Recht einräumen, an einem EVTZ 
teilzunehmen - was Artikel 159 wahrscheinlich nicht gestattet -, aber auch nicht zwingend vorschreiben, 
dass ihm zwei Partner aus dem Hoheitsgebiet von mindestens zwei Mitgliedstaaten angehören müssen. 

259  Verordnung (EG) Nr. 1082/2006, Erwägungsgrund 8. 
260  Eine eingehende Erörterung dieses Unterschieds und seiner Bedeutung mit Blick auf die Entwicklung des 

grenzüberschreitenden Rechts und der grenzüberschreitenden Verfahren findet sich in Kapitel 2. 
261  Gemäß Artikel 3 des Zusatzprotokolls zum Rahmenübereinkommen von Madrid wird in der Vereinbarung, 

wenn die für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zuständige Einrichtung mit einer 
Rechtspersönlichkeit ausgestattet ist, "festgelegt, ob diese Einrichtung unter Berücksichtigung der ihr 
übertragenen Aufgaben innerhalb der Rechtsordnung des Staates, dem die Gebietskörperschaften, welche 
die Vereinbarung geschlossen haben, angehören, als Einrichtung des öffentlichen oder des privaten Rechts 
angesehen werden soll". Nach dem 1986 in Brüssel unterzeichneten Benelux-Übereinkommen ist eine auf 
dem Privatrecht beruhende Zusammenarbeit ohne besondere Regelung möglich. Die im Anhang des 
Übereinkommens beigefügten Mustervereinbarungen unterscheiden ebenfalls zwischen privatrechtlichen 
und öffentlich-rechtlichen Einrichtungen (eingehende Erläuterungen zu diesen Fragen finden sich in 
Kapitel 2). 

262  Artikel 1 Absatz 4; die Formulierung entspricht der von Artikel 282 EGV, in dem es um die Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit der Europäischen Gemeinschaft in den Mitgliedstaaten geht. Wir kommen in Ziffer 3 auf 
diese Frage zurück. 

263  Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 über den EVTZ. 
264  Zum Beispiel gemäß Artikel 4 Absatz 3, Artikel 6 Absatz 1, Artikel 7 Absatz 2, Artikel 12 Absätze 1, 2, 13, 

14 und 15. 
265  Randnummer 82 der Schlussanträge der Generalanwältin vom 12. Juli 2005 in der Rechtssache C-436/03, 

noch nicht veröffentlicht. 
266  Ebenda, Randnummer 73. 
267  Ebenda, Randnummer 75. 
268  Ebenda. 
269  Erwägungsgrund 14 der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 über das Statut der Europäischen Genossenschaft 

(SCE), ABl. L 207 vom 18.8.2003, S. 2, zitiert in den Schlussanträgen der Generalanwältin vom 12. Juli 
2005 in der Rechtssache C-436/03, noch nicht veröffentlicht, Randnummer 79. 

270  Erwägungsgrund 12 der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 über das Statut der Europäischen Genossenschaft 
(SCE), ABl. L 207 vom 18.8.2003, S. 2, zitiert in den Schlussanträgen der Generalanwältin vom 12. Juli 
2005 in der Rechtssache C-436/03, noch nicht veröffentlicht, Randnummer 80. 

271  Ebenda, Randnummer 84. 
272  Ebenda, Randnummer 86. 
273  Ebenda, Randnummer 87. 
274  Siehe Kapitel 2 Abschnitt B Ziffer 2.2.3.4. Die im Abkommen von Valencia vorgesehene Formulierung 

verweist ausdrücklich auf Rechtsformen, die in jeder der betreffenden nationalen Rechtsordnung bereits 
bestehen. 

275  ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 19. 
276  Vom britischen Vorsitz ausgearbeitetes Dokument vom 21. Dezember 2005, Ref. 15943/05, S. 7. 
277  Artikel 3 des Zusatzprotokolls vom 9. November 1995 zum Rahmenübereinkommen von Madrid; Artikel 2 

des Brüsseler Übereinkommens vom 12. September 1986. 
278  In Anhang III der Richtlinie 2004/18/EG vom 31. März 2004 (ABl. L 134 vom 30.4.2004, S. 114), in dem 

die Einrichtungen der einzelnen Mitgliedstaaten verzeichnet sind, die unter diese Rechtsvorschrift fallen, 
sind für mehrere Mitgliedstaaten Einrichtungen des privaten Rechts enthalten (siehe Anhang 3). 
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279  In mehreren Mitgliedstaaten ist der nationale Verband der Gebietskörperschaften eine privatrechtliche 

Einrichtung, wie übrigens auch die internationalen Verbände von Gebietskörperschaften (AGEG, VRE, 
RGRE usw.). Diese privatrechtlichen Verbände, deren Mitglieder jedoch öffentlich-rechtliche Einrichtungen 
sind, können sich gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 an einem EVTZ beteiligen. 

280  Eine Kritik am zu restriktiven Charakter dieser Beschränkung findet sich in Abschnitt D.5 dieses Kapitels. 
281  Zur Verwendung der Unterscheidung zwischen Tätigkeiten de iure gestionis und de iure imperii 

(privatrechtlich oder hoheitlich) als Voraussetzung für den Zugang zur grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit und für die Entscheidung über die anwendbaren Vorschriften siehe insbesondere 
N. LEVRAT (1994), a.a.O., S. 229-233. 

282  Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe e: "das für Auslegung und Durchsetzung der Übereinkunft anwendbare Recht, 
bei dem es sich um das Recht des Mitgliedstaats handelt, in dem der EVTZ seinen Sitz hat." 

283  In erster Lesung schlug das EP für Artikel 4 Absatz 5 in seinem überarbeiteten Text folgenden Wortlaut vor: 
"Der EVTZ unterliegt dem von den Mitgliedern bestimmten nationalen Verbandsrecht." Diese (nach 
Ansicht der Sachverständigen zu restriktive) Formulierung wurde nicht beibehalten. 

284  Artikel 1 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006. 
285  Dieser Artikel lautet wie folgt: "Die Gemeinschaft besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- 

und Geschäftfähigkeit, die juristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt ist; sie kann 
insbesondere bewegliches und unbewegliches Vermögen erwerben und veräußern sowie vor Gericht 
stehen." Die wichtigsten Unterschiede betreffen die Tatsache, dass es nur eine Europäische Gemeinschaft 
gibt, der in allen Mitgliedstaaten dieselbe Rechts- und Geschäftsfähigkeit zuzuerkennen ist, während jeder 
EVTZ eine eigene Rechtspersönlichkeit und eigene Rechts- und Geschäftsfähigkeit haben wird. 
Andererseits ist die Fähigkeit, Personal einzustellen, mit Blick auf die Gemeinschaft in Artikel 283 EGV 
geregelt, mit dem das Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften in das Gemeinschaftsrecht 
aufgenommen wird. Bei den Vorschriften, die für EVTZ mit Blick auf die Einstellung von Personal 
maßgeblich sein werden - Rechtsrahmen der Arbeitsverträge, Beschäftigungsbedingungen und Bezahlung 
usw. - wird es sich um die einschlägigen Vorschriften des Mitgliedstaats handeln, in dem der EVTZ seinen 
Sitz hat (da dieser Bereich nicht von der Verordnung (EG) 1082/2006 erfasst ist und demzufolge Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe c zur Anwendung kommt). Der Tatsache, dass bewegliches und unbewegliches 
Vermögen in umgekehrter Reihenfolge genannt wird (Anmerkung des Übersetzers: Betrifft nicht die 
deutsche Fassung) ist unseres Erachtens keine besondere Bedeutung beizumessen. 

286  Mit Ausnahme des Staates, der zumindest nach internationalem Recht eine souveräne juristische Person ist. 
Die Souveränität des Staates im Innenverhältnis, insbesondere seine Beziehung zum Volk, ist eine 
komplexe Frage, auf die hier nicht eingegangen werden soll. 

287  Eine Erörterung dieser Frage findet sich in Abschnitt D. 
288  So sei zum Beispiel darauf verwiesen, dass es in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 

über die Schaffung einer Europäischen Wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV) heißt: "Die so 
gegründete Vereinigung hat von der Eintragung nach Artikel 6 an die Fähigkeit, im eigenen Namen Träger 
von Rechten und Pflichten jeder Art zu sein, Verträge zu schließen oder andere Rechtshandlungen 
vorzunehmen und vor Gericht zu stehen […]", was eine bedeutende Rechts- und Geschäftsfähigkeit darstellt. 
Zugleich aber ist in Absatz 3 desselben Artikels festgelegt, dass "die Mitgliedstaaten bestimmen, ob die in 
ihren Registern gemäß Artikel 6 eingetragenen Vereinigungen Rechtspersönlichkeit haben". Diese 
Entscheidung der Mitgliedstaaten hätte, selbst wenn sie negativ ausfallen sollte, keine Auswirkungen auf die 
Rechts- und Geschäftsfähigkeit. 

289  Artikel 8 Absatz 1 zu der zu schließenden Übereinkunft, Artikel 9 Absatz 1 zu der anzunehmenden Satzung. 
Die Erstannahme dieser Dokumente bedarf der Einstimmigkeit; die Parteien können sowohl für die 
Übereinkunft (Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe g) als auch für die Satzung (Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe h) 
zur Änderung des einen oder des anderen Dokuments andere Regeln vereinbaren. 

290  Artikel 9 Absatz 1. 
291  Artikel 4 Absatz 4. 
292  Artikel 4 Absatz 3 am Ende von Unterabsatz 2. 
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293  Was laut Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe g in Verbindung mit Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe h zulässig ist. 
294  Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 3 des Karlsruher Abkommens; Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 3 des 

Brüsseler Abkommens (2002); Artikel 11 Absatz 7 Buchstabe b des Abkommens von Valencia. In diesen 
drei Rechtsinstrumenten wird die etwas vorsichtigere Bezeichnung "Verbandsgebiet" verwendet, und die 
Tätigkeit der grenzüberschreitenden Zweckverbände, die in diesem Gebiet errichtet werden dürfen, wird 
nicht unbedingt eingeschränkt, wie dies unvorsichtigerweise bei der Verordnung (EG) 1082/2006 über den 
EVTZ der Fall ist. 

295  Es ist leicht vorstellbar, dass ein EVTZ zur Erfüllung seiner Aufgabe außerhalb des festgelegten Gebiets 
tätig werden muss. Kann beispielsweise ein EVTZ, der erfolgreich tätig ist, wenn dies nicht ausdrücklich in 
der Satzung vorgesehen ist, seinen Direktor (im Sinne von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b) zur Teilnahme 
an einer Konferenz ermächtigen, die vom Ausschuss der Regionen oder von der Europäischen Kommission 
zu dem betreffenden Thema außerhalb des gemäß dieser Bestimmung festgelegten Gebiets durchgeführt 
wird? Oder darf er an einer solchen Konferenz nur unter Hinweis darauf teilnehmen, dass er nicht den 
EVTZ vertritt, oder dass diese Tätigkeit nicht unter den Aufgabenbereich des EVTZ fällt? Aber warum 
sollte man ihn in den beiden letztgenannten Fällen überhaupt einladen? 

296  Artikel 3 des ursprünglichen Verordnungsvorschlags der Kommission (KOM(2004) 496 endg.) trug die 
Überschrift "Zuständigkeit" und erwähnte "die Aufgaben", die dem EVTZ anvertraut werden. In der 
endgültigen Fassung wurde in den Artikeln der Verordnung der Verweis auf die Zuständigkeit und die 
Aufgaben gestrichen. Dagegen wurde die Formulierung des Erwägungsgrunds nicht geändert. Daher ist es 
unseres Erachtens kaum angebracht, diesen Bezeichnungen besondere Bedeutung beizumessen. 

297  Rechnungshof, Sonderbericht Nr. 4/2004, ABl. C 303 vom 7.12.2004, S. 8. Die Europäische Kommission 
berief sich ebenfalls darauf, dass die auf der Grundlage dieser Verordnung ins Leben gerufenen 
Einrichtungen möglichst dauerhaft sein sollten, um die Rechtswirkungen der Verordnung zeitlich nicht zu 
begrenzen. 

298  Artikel 10 Absatz 2. 
299  Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a. 
300  In diesem Sinne zum Beispiel Artikel 13 Absatz 3 des Karlsruher Abkommens, der wie folgt lautet: "Die 

Verbandsversammlung entscheidet über die Angelegenheiten, die sich aus dem Verbandszweck ergeben." 
301  Siehe insbesondere das Urteil des Gerichtshofs vom 2. Mai 2006 in der Rechtssache Europäisches 

Parlament/Rat der Europäischen Union, Rs. C-436/03, Randnummer 41 (noch nicht veröffentlicht), in dem 
eine ähnliche Bestimmung in diesem Sinne ausgelegt wird. 

302  Wie im Karlsruher Abkommen, im Brüsseler Abkommen und im Abkommen von Valencia vorgesehen; 
siehe Kapitel 2. 

303  Während dies für eine Europäische Gesellschaft ausdrücklich vorgesehen ist und Artikel 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 2157/2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) explizit darauf abstellt und 
Folgendes vorsieht: "Der Sitz der SE kann […] in einen anderen Mitgliedstaat verlegt werden. Diese 
Verlegung führt weder zur Auflösung der SE noch zur Gründung einer neuen juristischen Person." Das 
Gleiche gilt für die Europäische Genossenschaft, wie in Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 über 
das Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE) (ABl. L 207 vom 18.8.2003, S. 6) festgelegt. Für die 
Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV) ist dies jedoch nicht vorgesehen. 

304  Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vom 5. Juli 2006, die im Anhang 1 abgedruckt ist. 
305  Am heikelsten ist die Situation im Hinblick auf die regionale Ebene. So gibt es in einigen Mitgliedstaaten 

aufgrund ihrer geringen Größe keine "regionalen Gebietskörperschaften" (Luxemburg, Malta, Zypern, das 
rechtlich gesehen ein Sonderfall ist, und in dem es derzeit keine regionalen Gebietskörperschaften gibt). 

306  Im Rahmen der transnationalen oder interregionalen Zusammenarbeit stellt sich die Frage nicht so akut, da 
die durchgeführten Maßnahmen (die meist auf den Austausch von Informationen oder die Koordinierung 
politischer Maßnahmen begrenzt sind) nicht so intensiv sind, dass es der gemeinsamen Ausübung eigener 
Befugnisse bedürfte. In Abschnitt E finden sich Überlegungen zu diesen Unterschieden. 
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307  Für einen sachdienlichen allgemeinen Überblick über diese Theorie und ihrer Folgen siehe L. HOOGHE 

und G. MARKS, Multi-level Governance and European Integration, Lanham (MD), Rowman & Littlefield, 
2001. 

308  KOM(2001) 428 endg. vom 25. Juli 2001, ABl. C 287 vom 12.10.2001, S. 1. 
309  Wobei diese an die Mitgliedstaaten gerichtete Anordnung diesen keine neue Zuständigkeit zum Eingreifen 

in einem Bereich verleiht, dessen Regelung das innerstaatliche Recht gegebenenfalls 
zusammengeschlossenen Gebietskörperschaften vorbehält. So besagt Artikel 2 Absatz 2 klar und deutlich: 
"Besitzt ein Mitgliedstaat mehrere Gebietskörperschaften, die über ihre eigenen Rechtsvorschriften verfügen, 
so schließt die Bezugnahme auf das anwendbare Recht nach Absatz 1 Buchstabe c das Recht dieser 
Körperschaften ein, wobei der verfassungsmäßigen Struktur des betreffenden Mitgliedstaats Rechnung zu 
tragen ist." Diese Bestimmung muss unseres Erachtens über Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c hinaus gelten 
und sich gegebenenfalls auch auf den Verweis in Artikel 16 der Verordnung erstrecken. 

310  Die Rechtskonstruktion ist etwas kompliziert; bei den Partnern handelt es sich in diesem Fall um das Land 
Baden-Württemberg, die Région Alsace, das Département du Bas-Rhin, den Ortenaukreis, die 
Stadtgemeinschaft Straßburg, die Stadt Kehl, den französischen Staat, die Robert-Schuman-Universität und 
die Fachhochschule Kehl. Ein solcher Verbund veranschaulicht auf eindringliche Weise, wie heterogen eine 
Organisation der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zusammengesetzt sein kann. 

311  Siehe hierzu die ständige Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte ausgehend vom Beschluss des 
Gerichtshofs vom 21. März 1997 in der Rechtssache C-95/95, Wallonische Region/Kommission 
(Slg. I-1787), auf den das Gericht in zahlreichen Rechtssachen zurückgegriffen hat und der kürzlich durch 
den Gerichtshof in seinem Urteil vom 2. Mai 2006 - Regione Siciliana/Kommission (Rs. C-417/04 P) (noch 
nicht veröffentlicht) bestätigt wurde. 

312  Einige dezentrale Verwaltungen könnten jedoch gemeint sein, da sie auf der von den Mitgliedstaaten 
bereitgestellten Liste der Einrichtungen stehen, auf die sich Buchstabe d dieses Artikels bezieht. 

313  Diese These wurde kürzlich von Prof. H. Comte auf einem Kolloquium zur Rolle der Staaten bei der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vertreten, das im September 2006 in Madrid stattfand. Sie stützt 
sich vor allem auf den erläuternden Bericht zum Madrider Rahmenübereinkommen von 1980, in dem es 
heißt, dass der Begriff der regionalen oder lokalen Aufgabe hier das Kriterium für die Anwendbarkeit des 
Übereinkommens sei. Der Begriff "Gebietskörperschaften" sei gewählt worden, um sämtliche möglichen 
Hypothesen abzudecken und dabei allzu enge Beziehungen zum positiven Recht eines der Mitgliedstaaten 
zu vermeiden. "Gebiets-" habe eine geografische Konnotation und grenze die Zuständigkeiten für ein 
bestimmtes Gebiet gegenüber den Zuständigkeiten des Staates ab. Der Begriff sei nicht so auszulegen, dass 
er sich ausschließlich auf "Gebietskörperschaften" beziehe, einen im Recht einiger Mitgliedstaaten genau 
definierten Begriff, der zum Zwecke der Anwendung des Übereinkommens zu eng gefasst sei. Denn die 
Definition müsse der Unterschiedlichkeit der Verwaltungssysteme der betreffenden Staaten auf lokaler und 
regionaler Ebene Rechnung tragen. (Erläuternder Bericht zum Madrider Übereinkommen, Ziffer 24, 
Straßburg, les Editions du Conseil de l’Europe, 1980). Dies ist in der Tat eine mögliche Auslegung, die aber 
eindeutig nicht dem entspricht, worauf die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 abstellt. 

314  Siehe zum Beispiel J. LOUGHLIN, Subnational Democracy in the European Union. Challenges and 
Opportunities, Oxford University Press, 2001. 

315  Siehe die Liste für die 15 alten Mitgliedstaaten, die in Anhang 3 beigefügt ist (in der am 1. Januar 2006 
konsolidierten Fassung). 

316  Einführung in die Ziele des Lomé-IV-Abkommens im Hinblick auf die dezentrale Zusammenarbeit 
anlässlich der Revision, in deren Ergebnis das Mauritius-Abkommen unterzeichnet wurde (1995). 

317  Siehe die Mitteilung der Kommission "Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates mit allgemeinen Bestimmungen zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und 
Partnerschaftsinstruments" (KOM(2004) 628 endg. vom 29. September 2004) oder die Systematik des 
Cotonou-Abkommens. 
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318  So bleiben zum Beispiel in der Umgebung von Monaco zahlreiche Fragen im Zusammenhang mit dem 

Städtebau, der Abfallbewirtschaftung und dem öffentlichen Verkehr, die traditionell eher im Rahmen einer 
nachbarschaftlichen - und somit grenzübergreifenden - Politik als im Wege der klassischen internationalen 
Beziehungen ("High politics") geregelt werden, unerledigt, weil die französischen Gebietskörperschaften 
nicht mit einem ausländischen Staat zusammenarbeiten dürfen. 

319  Diese bekommen die "Grenzwirkung", von der wir in unserem ersten Kapitel gesprochen haben, besonders 
deutlich zu spüren. Möglichkeiten, die Abkapselung aufzuheben und in eine grenzüberschreitende Region 
einbezogen zu werden, sind für diese Gebiete und die Mandatsträger, die sie regieren, von großer Bedeutung. 

320  ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 5; siehe auch Anhang 2. 
321  Insbesondere LEVRAT (1994); kontra, BERNAD (1993). 
322  Protokoll Nr. 2 zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

zwischen Gebietskörperschaften betreffend die interterritoriale Zusammenarbeit, SEV Nr. 169 (1998). Eine 
zusammenfassende Darstellung dieses Protokolls findet sich in Kapitel 2 Abschnitt A.1. 

323  Siehe "Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates mit allgemeinen 
Bestimmungen zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments" 
(KOM(2004) 628 endg. vom 29. September 2004, insbesondere Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe u). 

324  Dies ist im Übrigen der Grund, warum, wie weiter oben dargelegt, Artikel 159 Absatz 3 EGV keine 
angemessene Rechtsgrundlage für eine Aktion außerhalb der EU sein kann. 

325  SEV-Nr. 106, aufgelegt zur Unterzeichnung am 20. Mai 1980 in Madrid. Siehe Kapitel 2 Abschnitt A.1 für 
Erläuterungen zu diesem Instrument und zu seinen Grenzen. 

326  Diese kritischen Anmerkungen finden sich in Kapitel 2 Abschnitt A.1.1. Sehr konkrete und harsche Kritiken 
finden sich auch bei E. DECAUX oder N. LEVRAT (1994), siehe Literaturverzeichnis. 

327  Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vom 5. Juli 2006. 
328  Ausführungen zu diesem Teil der Übereinkunft finden sich in Abschnitt B.5 dieses Kapitels. 
329  Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006, ABl. L 210 

vom 31.7.2006, S. 37. 
330  Verordnung Nr. 1080/2006 des Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung, Artikel 6 (ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 5. Siehe auch Anhang 2). 
331  Ebenda. 
332  Ebenda. 
333  Gemäß Artikel 6 der EFRE-Verordnung schließt die transnationale Zusammenarbeit auch die bilaterale 

Zusammenarbeit maritimer Regionen ein, die nicht unter die Kategorie der grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 (ABl. L 210 vom 
31.7.2006, S. 38) fallen würde, sodass als grenzübergreifend auch eine Zusammenarbeit von Regionen 
betrachtet werden kann, die an innergemeinschaftlichen Seegrenzen liegen und "die im Regelfall höchstens 
150 Kilometer voneinander entfernt sein dürfen; es sind jedoch mögliche Anpassungen zu beachten, die 
erforderlich sein könnten, um die Kohärenz und die Kontinuität der Kooperationsaktion zu gewährleisten". 

334  Verordnung Nr. 1080/2006 des Rates vom 5. Juli 2006 über den EFRE, Artikel 6 (ABl. L 210 vom 
31.7.2006, S. 5, siehe auch Anhang 2). 

335  Ebenda. 
336  Ebenda. 
337  7 750 081 461 EUR gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006, ABl. L 210 vom 

31.7.2006, S. 41. 
338  Der anlässlich der Tagung des Europäischen Rates in Göteborg im Jahr 2001 eine Umweltdimension 

hinzugefügt wurde. 
339  Dieses von der Kommission am 25. Juli 2001 angenommene Weißbuch wurde im ABl. C 287 vom 

12.10.2001, S. 1 veröffentlicht. 
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340  So ist beispielsweise in Artikel 4 Absatz 3 des Karlsruher Abkommens festgelegt, dass "Befugnisse, die eine 

örtliche Behörde im Auftrag oder gemäß Weisung ausübt sowie Regelungs- und polizeiliche Befugnisse […] 
nicht Gegenstand einer Kooperationsvereinbarung sein [können]". 

341  Siehe Abschnitt B.2.2.1 dieses Kapitels. 
342  Artikel 3 Absatz 1. 
343  Artikel 7 am Ende von Absatz 2. 
344  Dieser Verweis auf die verfassungsmäßige Struktur des Mitgliedstaats zielt weniger auf die grundlegenden 

Bestimmungen ab, nach denen er die Teilnahme potenzieller Mitglieder am EVTZ genehmigen oder 
ablehnen kann, als auf die internen Regeln der Organisation des Staates, die dazu führen können, dass die 
Befugnis zur Kontrolle der Zusammenarbeit - insbesondere der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit - nicht bei den Behörden des Zentralstaats, sondern bei den einzelnen Körperschaften des 
betreffenden Staates liegt, wie dies bei bestimmten bundesstaatlich organisierten Staaten der Fall ist. Der 
Verweis entspricht also im Hinblick auf das Verfahren der grundlegenden Bestimmung von Artikel 2 
Absatz 2, d.h. "besitzt ein Mitgliedstaat mehrere Gebietskörperschaften, die über ihre eigenen 
Rechtsvorschriften verfügen, so schließt die Bezugnahme auf das anwendbare Recht nach Absatz 1 
Buchstabe c das Recht dieser Körperschaften ein, wobei der verfassungsmäßigen Struktur des betreffenden 
Mitgliedstaats Rechnung zu tragen ist." 

345  Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1. 
346  Hierbei handelt es sich um einen vom EuGH häufig angewandten juristischen Auslegungsgrundsatz, nach 

dem jede Bestimmung in einen Text aufgenommen wurde, um eine rechtliche Wirkung zu entfalten, sodass 
ihr daher eine eigenständige rechtliche Wirkung zuerkannt werden muss, die nicht bereits durch eine andere 
Bestimmung entsteht. 

347  Siehe oben, Abschnitt D.4. 
348  Artikel 15 Absatz 3 letzter Satz. 
349  Ohne näher auf das für die Prüfvorschriften und -verfahren geltende Recht einzugehen, sei auf die 

interessante Feststellung hingewiesen, dass die Verordnung in Absatz 4 desselben Artikels mit Blick auf die 
Kontrolle von durch die Gemeinschaft zur Verfügung gestellten Fonds vorsieht, dass von dem Grundsatz, 
dass alle Kontrollen gemäß den international anerkannten Prüfstandards erfolgen, abgewichen werden kann. 

350  Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006, in dem festgelegt ist, dass ein von den Verfahren, 
die in den Absätzen 1, 2 und 3 dieses Artikels genannt werden, abweichendes Verfahren angewandt werden 
kann. 

351  Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2. 
352  Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 5 besagt: "In die Bezeichnung eines EVTZ, dessen Mitglieder beschränkt 

haften, wird der Zusatz 'mit beschränkter Haftung' aufgenommen." 
353  In der englischen Fassung heißt es: "No financial liability shall arise for Member States on account of this 

Regulation in relation to an EGTC of which they are not a member.", auf Deutsch: "… in Bezug auf einen 
EVTZ, dem sie nicht als Mitglied angehören, …", auf Spanisch: "… no tendrán responsabilidad financiera 
[…] respecto de una AECT de la que no sean miembros". In der italienischen Fassung ist der Sachverhalt 
ebenso missverständlich ausgedrückt wie in der französischen Fassung. 

354  Siehe zum Beispiel Artikel 7 Absatz 1 des Karlsruher Abkommens. 
355  Artikel 14 Absatz 1. 
356  Diese Arbeit wurde von den Sachverständigen in Angriff genommen, aber die Konsultationen nach dem 

Juli 2006 - d.h. nach der Annahme der Verordnung - haben gezeigt, dass in den meisten Mitgliedstaaten die 
Annahme von Vorschriften auf der Grundlage von Artikel 16 der Verordnung (in dem die Mitgliedstaaten 
aufgefordert werden, "die erforderlichen Vorkehrungen für eine wirksame Anwendung dieser 
Verordnung“ zu treffen) bereits vorgesehen war und die Aufstellung eines Vorschriftenkatalogs in diesem 
Stadium bestenfalls unnötig, schlimmstenfalls irreführend wäre, da die nationalen Rechtsvorschriften derzeit 
überarbeitet werden. Siehe unsere Vorschläge für den Ausschuss der Regionen im letzten Kapitel. 
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357  Aber nicht in allen Fällen. Insbesondere in einem föderal organisierten Staat fallen die Gliedstaaten, 

die - vor allem in Deutschland - eine Kontrollbefugnis über die lokalen Gebietskörperschaften haben, unter 
eine andere Kategorie als die lokalen Behörden dieses Landes. 

358  Siehe zu diesem Punkt J. LOUGHLIN, Subnational Democracy in the European Union. Challenges and 
Opportunities, Oxford University Press, 2001, oder N. LEVRAT (2005), S. 63-108. 

359  Dies ist nach dem Stand des Gemeinschaftsrechts keinesfalls mit Blick auf die Zuständigkeit der 
Gemeinschaft untersagt. Daran ändert auch die vorliegende Verordnung nichts. 

360  Sei es in Bezug auf die Vorschriften für die Beschäftigung von Personal im Auftrag des EVTZ oder in 
Bezug auf die Anwendbarkeit von Verwaltungsvorschriften des nationalen Rechts. 

361  So wurde das Karlsruher Abkommen von 1996, das eine durchaus zuverlässige und - bei Wahrung aller 
Proportionen - dem EVTZ vergleichbare Einrichtung für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit vorsieht, 
im Jahr 2004 nur in vier Fällen umgesetzt. Im Jahr 2006 steht das zwölfte Vorhaben kurz vor der 
Vollendung. 

362  Siehe unten, Kapitel 6 Abschnitt A.1. 
 
Fußnoten zu Kapitel 5 
 
363  Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25. Juli 1985 über die Schaffung einer Europäischen 

wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV), ABl. L 199 vom 31.7.1985, S. 1. 
364  Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen 

Gesellschaft (SE), ABl. L 294 vom 10.11.2001, S. 1. 
365  Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über das Statut der Europäischen 

Genossenschaft (SCE), ABl. L 207 vom 18.8.2003, S. 1. 
366  Urteil des EuGH vom 5. Februar 1963, Van Gend & Loos gegen niederländische Finanzverwaltung, 

Rs. 26/62, Slg. 4. 
367  So schrieb bereits im Jahr 1994 einer der Sachverständigen dieser Studie: "Zunächst ist festzuhalten, dass es 

sich aus rein konzeptioneller Sicht um eine bemerkenswerte Lösung handelt, die wahrscheinlich am besten 
ausgearbeitet und am wünschenswertesten ist. Ihr Bestehen kann jedoch nur an einen institutionellen 
Sachverhalt gekoppelt sein, der heute als sehr außergewöhnlich einzustufen ist." (LEVRAT (1994), a.a.O., 
S. 314). 

368  Siehe insbesondere die Einleitung zu Aux coutures de l’Europe, in der das Fortbestehen rechtlicher 
Schwierigkeiten und die geringe Nutzung bestehender Rechtsrahmen festgestellt werden (a.a.O., S. 23-25). 

369  EWIV, SE und SCE, s.u. für eine vergleichende Analyse der Instrumente für die Errichtung des jeweiligen 
Rechtsstatus. 

370  Urteil vom 7. Februar 1973, Kommission/Italienische Republik, Rs. 39/72, Slg. 101. 
371  Urteil vom 27. September 1979, SpA Eridania - Zuccherifici nazionali und S.P.A. Società italiana per 

l'industria degli zuccheri/Minister für Landwirtschaft und Forsten, Minister für Industrie, Handel und 
Handwerk und S.P.A. Zuccherifici meridionali, Rs. 230/78, Slg. 2749. 

372  Joël RIDEAU, Droit institutionnel de l’Union et des communautés européennes, Paris, LGDJ, 1999 
(3. Auflage), S. 823. 

373  Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vom 5. Juli 2006 (ABl. L 210, S. 20). 
374  Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 vom 8. Oktober 2001, ABl. L 294 vom 10.11.2001, S. 1. 
375  Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 vom 22. Juli 2003, ABl. L 207 vom 18.8.2003, S. 1. 
376  In der französischen Fassung werden zwei unterschiedliche Bezeichnungen für "Wirksamwerden" 

verwendet. 
377  Für die Klage des EP (Rs. 436/03) siehe ABl. C 289 vom 29.11.2003, S. 16. 
378  Ziffer 82 der Schlussfolgerungen des Generalanwalts des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften in 

der Rechtssache C-435/03, vorgelegt am 12. Juli 2005, noch nicht veröffentlicht. 
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379  Ebenda, S. 84-87. 
380  Auch in Bezug auf bekannte Rechtsformen der Zusammenarbeit (Einrichtungen der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit auf der Grundlage des Zusatzprotokolls zum Madrider Übereinkommen, eine auf 
innerstaatlichem Recht aufbauende Einrichtung für die Zusammenarbeit oder der grenzüberschreitende 
örtliche Zweckverband insbesondere im Sinne des Karlsruher Übereinkommens - siehe hierzu Kapitel 2) ist, 
da die Zusammensetzung des EVTZ, der sowohl die Mitgliedstaaten als auch deren lokale und regionale 
Gebietskörperschaften sowie weitere Einrichtungen des öffentlichen Rechts (Artikel 3 der Verordnung 
1082/2006) in einen einzigartigen Verbund für die territoriale Zusammenarbeit zusammenbringt, ein bislang 
völlig unbekannter Rechtsgegenstand. 

381  Das Urteil des Gerichtshofs lautet wie folgt: "Nach Artikel 189 des Vertrags [heute Artikel 249 EGV] 
erfolgt die Durchführung der Gemeinschaftsrichtlinien dadurch, dass die Mitgliedstaaten hierzu geeignete 
Maßnahmen ergreifen. Nur unter besonderen Umständen, insbesondere wenn ein Mitgliedstaat nicht die 
erforderlichen Durchführungsmaßnahmen getroffen hat oder aber die ergriffenen Maßnahmen nicht der 
betreffenden Richtlinie entsprechen, hat der Gerichtshof dem einzelnen das Recht zuerkannt, sich vor 
Gericht gegenüber einem Mitgliedstaat, der der Richtlinie nicht nachgekommen ist, auf diese zu berufen." 
(Urteil vom 6. Mai 1980, Kommission/Belgien, Rs. 102/79, Slg. 1473). 

382  Der Generalanwalt weist in seinen Schlussfolgerungen in der Rechtssache C-436/03 auf Folgendes hin: "Im 
vorliegenden Fall ergibt sich aus dem Inhalt und dem Ziel der angefochtenen Verordnung, dass damit eine 
neue Rechtsform geschaffen werden soll, die die nationalen Genossenschaftsformen überlagert, [...] wonach 
die Europäische Genossenschaft als europäische Rechtsform - mit besonderem Gemeinschaftscharakter - für 
Genossenschaften anzusehen ist." 

383  Der EuGH vertritt diesen Grundsatz in einem Urteil vom 6. Oktober 1970 (Franz Grad/Finanzamt 
Traunstein. Rs. 9/70, Slg. 825), in dem er ausführt: "Es ist daher in jedem einzelnen Fall zu prüfen, ob die 
Bestimmung, um die es geht, nach Rechtsnatur, Systematik und Wortlaut geeignet ist, unmittelbare 
Wirkungen in den Rechtsbeziehungen zwischen dem Adressaten der Handlung und Dritten zu begründen."  

384  In diesem Zusammenhang ist jedoch darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof in dem Urteil vom 
6. Oktober 1970 die Ansicht vertritt: "Zwar gelten nach Artikel 189 Verordnungen unmittelbar und können 
infolgedessen schon wegen ihrer Rechtsnatur unmittelbare Wirkungen erzeugen […]". Interessant ist bei der 
hier verwendeten Formulierung der Richter, dass sie nicht die Ansicht vertreten, dass die in einer 
Verordnung enthaltenen Bestimmungen unbedingt unmittelbare Wirkungen erzeugen, sondern nur, dass sie 
dies können. Es ist genauso gut möglich, dass sie keine unmittelbaren Wirkungen erzeugen. 

385  Diese Kriterien wurden vom Gerichtshof herausgestellt, um die Tragweite einer in einem Rechtsakt 
enthaltenen Vorschrift zu bestimmen, deren unmittelbare Wirkung sich nicht aus Artikel 249 EGV ergibt 
(insbesondere ein Artikel des Vertrags oder eine Bestimmung einer Richtlinie); siehe insbesondere die oben 
erwähnten Urteile Van Gend & Loos und Franz Grad. 

386  Urteil des Gerichtshofs vom 30. November 1978, Francesco Bussone gegen Ministro dell'agricoltura e 
foreste, Rs. 31/78, Slg. 2429. 

387  Ebenda. 
388  Gleiche Rechtssache. In diesem Fall hatte der italienische Staat die von der Verordnung vorgesehene 

Herstellung der Banderolen und Etiketten der Behörde übertragen und die Überlassung "von der Zahlung 
eines Entgelts abhängig gemacht, sofern dieses die tatsächlichen Kosten des in Frage stehenden 
Kontrollsystems nicht übersteigt", was der unmittelbaren Wirkung der Verordnung nicht schadete.  

389  ABl. L 210 vom 13.7.2006, S. 19. 
390  Ziffer 19 der am 12. Juli 2005 vorgelegten Schlussfolgerungen in der Rechtssache C-436/05 (noch nicht 

veröffentlicht). 
391  Dieser Grundsatz wurde vom EuGH in seiner Rechtsprechung (Urteil vom 15. Juli 1964, Costa gegen ENEL, 

Rs. 6/64, Slg. 1143) herausgestellt und seitdem zu zahlreichen Gelegenheiten bestätigt. 
392  Urteil vom 9. März 1978, Staatliche Finanzverwaltung gegen S.p.A. Simmenthal, Rs. 106/77, Slg. 629. 
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393  Einschließlich verfassungsrechtlicher Normen, siehe Beschluss des Gerichtshofs vom 22. Juni 1965, 

Acciaierie San Michele gegen Hohe Behörde der EGKS, verb. Rs. 9/65 und 58/65, Slg. 1967 35, sowie 
insbesondere das Urteil vom 17. Dezember 1970, Internationale Handelsgesellschaft, Rs. 11/70. Slg. 1125. 

394  "Im vorliegenden Fall wurde die Form einer Verordnung gewählt, weil eine Richtlinie zunächst in nationale 
Rechtsvorschriften hätte umgesetzt werden müssen, was als logische Folge zahlreiche 
Umsetzungsbestimmungen zur Folge hätte, deren Gültigkeit auf das Gebiet des Mitgliedstaats beschränkt 
wäre, der sie erlassen hat. Die mit der Form einer Verordnung verbundenen Vorteile wären keineswegs 
erzielt worden. Die Verordnung kann einheitliches und unmittelbar anwendbares Recht begründen." (Siehe 
Ziffer 54 der Schlussfolgerungen des Generalanwalts des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften, 
vorgelegt am 12. Juli 2005 in der Rechtssache C-436/03, noch nicht veröffentlicht). 

395  Der da lautet: "Mit diesem Rechtsakt wird nicht das Ziel verfolgt, […] eine Reihe spezieller gemeinsamer 
Vorschriften für eine einheitliche gemeinschaftsweite Regelung aller betroffenen Vereinbarungen 
vorzugeben." 

396  Siehe in diesem Zusammenhang die Auslegung des Generalanwalts in seinen in der Rechtssache C-436/03 
vorgelegten Schlussfolgerungen von Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003, dessen Wortlaut mit 
Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 vergleichbar ist (Ziffer 85 der Schlussfolgerungen, noch nicht 
veröffentlicht). 

397  Zu Einzelheiten der einschlägigen Rechtsprechung und zur Entwicklung dieses Grundsatzes siehe 
J. RIDEAU, a.a.O., S. 813 ff. 

398  Für eine nähere Erläuterung der Entwicklungen dieser rechtlich komplizierten Lage siehe Abschnitt D von 
Kapitel 4, insbesondere Ziffer 2 dieses Abschnitts. 

399  Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung lautet wie folgt: "Besitzt ein Mitgliedstaat mehrere 
Gebietskörperschaften, die über ihre eigenen Rechtsvorschriften verfügen, so schließt die Bezugnahme auf 
das anwendbare Recht nach Absatz 1 Buchstabe c das Recht dieser Körperschaften ein, wobei der 
verfassungsmäßigen Struktur des betreffenden Mitgliedstaats Rechnung zu tragen ist." 

400  Siehe Kapitel 2 Abschnitt C.  
401  Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 vom 25. Juli 1985 über die Schaffung einer 

Europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV) lautet: "Vorbehaltlich dieser Verordnung ist 
das innerstaatliche Recht des Staates anzuwenden, in dem die Vereinigung nach dem Gründungsvertrag 
ihren Sitz hat, und zwar einerseits auf den Gründungsvertrag mit Ausnahme der Fragen, die den 
Personenstand und die Rechts-, Geschäfts- und Handlungsfähigkeit natürlicher Personen sowie die Rechts- 
und Handlungsfähigkeit juristischer Personen betreffen, und andererseits auf die innere Verfassung der 
Vereinigung." (ABl. L 199 vom 31.7.1985, S. 2). 

402  ABl. L 294 vom 10.11.2001, S. 2. 
403  ABl. L 207 vom 8.8.2003, S. 3. 
404  Die Verbände der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften (vor allem RGRE und VRE) haben seit den 

1980er Jahren die Aufnahme einer Bezugnahme in den Gemeinschaftsvertrag gefordert, die es der 
Gemeinschaft ggf. ermöglichen würde, in direkter Abhängigkeit ihrer Lage zu handeln bzw. durch eine 
Rechtsvorschrift des Gemeinschaftsrechts insoweit eingeschränkt zu sein, als ihre Autonomie über 
abgeleitetes Gemeinschaftsrecht erreicht werden könnte. Im Rahmen des VVE gab Artikel I-5 zu den 
Beziehungen zwischen der Union und den Mitgliedstaaten Folgendes vor: "Die Union achtet die Gleichheit 
der Mitgliedstaaten vor der Verfassung sowie die nationale Identität der Mitgliedstaaten, die in deren 
grundlegender politischer und verfassungsrechtlicher Struktur einschließlich der regionalen und 
kommunalen Selbstverwaltung zum Ausdruck kommt." Zwar ist es wohl fast sicher, dass dieser neue 
Vertrag nicht in seiner jetzigen Form in Kraft treten wird, doch zeigt diese Bestimmung einen Konsens, 
diese Fragen in Bezug auf territoriale institutionelle Strukturen herauszunehmen und keine diesbezügliche 
Aktion der Gemeinschaft zu entwickeln. 
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405  "La nature du droit communautaire exclut sa transformation ou sa réception dans les ordres juridiques 

nationaux, procédés incompatibles avec l’autonomie de l’ordre juridique communautaire. […] Ce caractère 
exclut, comme l’a relevé la jurisprudence communautaire, totue mesure nationale qui apparaîtrait comme 
une mesure de réception ou tendrait à dissimuler aux justiciables la nature d’une règle communautaire et les 
effets qui en découlent." J. RIDEAU (1999) a.a.O., S. 813. 

406  Urteil des EuGH vom 7. Februar 1973, Kommission/Italien, Rs. 39/72, Slg. 101. 
407  Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung lautet wie folgt: "Sie gilt spätestens ab dem 1. August 2007, mit 

Ausnahme des Artikels 16, der ab dem 1. August 2006 gilt." 
408  Urteil des EuGH vom 7. Februar 1973, Kommission/Italien, Rs. 39/72, Slg. 101. 
409  Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 3 lautet wie folgt: "Die Mitgliedstaaten können bei der Entscheidung über 

die Teilnahme des potenziellen Mitglieds an dem EVTZ ihre innerstaatlichen Regelungen anwenden."  
410  In diesem Sinne vertritt der Gerichtshof in seinem Urteil vom 2. Mai 2006 in Bezug auf die SCE die Ansicht, 

dass der Gegenstand der angefochtenen Verordnung, die das bestehende nationale Recht unverändert lässt, 
nicht in der Schaffung einer neuen Genossenschaftsform, die die nationalen Formen überlagert, gesehen 
werden könne. Diese Feststellung wird nicht durch die Tatsache eingeschränkt, dass die angefochtene 
Verordnung nicht alle auf europäische Genossenschaften anwendbare Regeln ausführlich festlegt und dass 
in einigen Punkten auf das Recht des Mitgliedstaats verwiesen wird, in dem die Genossenschaft ihren Sitz 
hat, da dieser Verweis, wie oben erläutert, subsidiär ist. (Urteil vom 2. Mai 2006, Parlament/Rat, Rs. 436/03, 
Ziffern 44 und 45; noch nicht veröffentlicht). 

411  Erwägungsgrund 15 lautet wie folgt: "der Rückgriff auf den EVTZ erfolgt fakultativ, im Einklang mit der 
Verfassungsordnung jedes Mitgliedstaats", ebenso heißt es in Artikel 1 Absatz 1: "Ein Europäischer 
Verbund für territoriale Zusammenarbeit - nachstehend "EVTZ" genannt - kann auf dem Gebiet der 
Gemeinschaft [...] gegründet werden" (Hervorhebung durch die Autoren). Die Errichtung eines EVTZ auf 
dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats stellt keine Verpflichtung dar, die das Gemeinschaftsrecht den 
Mitgliedstaaten auferlegen würde. Es handelt sich ganz einfach um eine Möglichkeit, die sich durch die 
Einführung einer neuen Rechtsform, des EVTZ, durch das Gemeinschaftsrecht ergibt. 

412  Erwägungsgrund 15 dieser Verordnung lautet wie folgt: "geht diese Verordnung nicht über das für die 
Erreichung ihrer Ziele [die Voraussetzungen für die territoriale Zusammenarbeit zu schaffen] erforderliche 
Maß hinaus, da der Rückgriff auf den EVTZ fakultativ erfolgt." 

413  In seinem Urteil vom 5. Februar 1963 bestätigte der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, [das 
Gemeinschaftsrecht] "soll daher den Einzelnen, ebenso wie es ihnen Pflichten auferlegt, auch Rechte 
verleihen" (Van Gend & Loos gegen niederländische Finanzverwaltung, Rs. 26-62, Slg. 23). Und was für 
den Einzelnen gilt, gilt auch für die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften, juristische Personen des 
öffentlichen Rechts, wie in der gemeinschaftlichen Rechtsprechung ausdrücklich anerkannt (siehe 
insbesondere das Urteil vom 11. Juli 1984, Commune de Differdange und andere gegen Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, Rs. 222/83, Slg. 2889); eindeutig bestätigt durch das Urteil des Gerichts 
erster Instanz vom 15. Juni 1999, Regione Autonoma Friuli-Venezia Giulia gegen Kommission, 
Rs. T-288/97, Slg. II-1871). 

414  Im Rahmen dieser Studie kann nicht dazu Stellung genommen werden, welche mögliche Auswirkung die 
Form haben kann, die der EVTZ haben könnte, bzw. kann nicht bewertet werden, was die Akteure der 
territorialen Zusammenarbeit mit der relativen Effizienz der von dieser Verordnung vorgeschlagenen 
Lösungen und anderen rechtlichen Lösungen, zu denen sie Zugang haben, tun werden, um ihrer 
Zusammenarbeit einen Rahmen zu geben und sie auszubauen. 

415  Urteil vom 15. Juli 1964, Costa/ENEL, Rs. 6/64, Slg. 1159. 
416  Für eine Entwicklung in dieser Sache siehe Kapitel 4 Abschnitt C. 
417  Für Überlegungen zu diesem Punkt siehe die Schlussfolgerung im Werk von H. COMTE und N. LEVRAT, 

a.a.O. 
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418  Dieser Grundsatz wird als "institutionelle Autonomie" qualifiziert, der Gerichtshof hat ihn eindeutig in 

einem Urteil vom 12. Juni 1990 formuliert (Deutschland gegen Kommission, Rs. C-8/88, Slg. I-2323), und 
wurde seitdem immer wieder aufgegriffen. Demnach ist das Gemeinschaftsrecht unerheblich für die 
Aufteilung der Zuständigkeiten durch institutionelle Regelungen der einzelnen Mitgliedstaaten sowie für die 
Verpflichtungen, die in einem Staat mit föderalem Aufbau den Bundesbehörden bzw. den Behörden der 
Bundesländer zukommen. Diese Regel gilt mit den erforderlichen Anpassungen an die jeweilige nationale 
Situation auch hier. 

419  In seinem Urteil vom 9. März 1978 stellt der EuGH folgenden Grundsatz auf: "Das staatliche Gericht, das 
im Rahmen seiner Zuständigkeit die Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts anzuwenden hat, ist gehalten, 
für die volle Wirksamkeit dieser Normen Sorge zu tragen, indem es erforderlichenfalls jede - auch spätere - 
entgegenstehende Bestimmung des nationalen Rechts aus eigener Entscheidungsbefugnis unangewendet 
lässt, ohne dass es die vorherige Beseitigung dieser Bestimmung auf gesetzgeberischem Wege oder durch 
irgendein anderes verfassungsrechtliches Verfahren beantragen oder abwarten müsste." (Staatliche 
Finanzverwaltung gegen S.p.A. Simmenthal, Rs. 106/77, Slg. 645). Man könnte es nicht deutlicher 
ausdrücken. 

420  Unter dem Vorbehalt, dass sich diese Untersagung auf die in Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 7 vorgesehene 
Ausnahme stützt, die es einem Staat ermöglicht, "die Registrierung eines EVTZ, dessen Mitglieder 
beschränkt haften, in seinem Hoheitsgebiet" zu untersagen. 

421  Allgemeines Gesetzbuch der Gebietskörperschaften (CGCT), Artikel L1115-5.  
422  Diese Argumentation entspricht der Argumentation des Gerichtshofs in der Rechtssache Costa, in der es 

heißt: "dem vom Vertrag geschaffenen Recht können wegen dieser seiner Eigenständigkeit keine wie immer 
gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgehen", Slg. 1964, S. 1160. 

423  Diese in einer Gemeinschaftsverordnung aufgeführte Verpflichtung für die Mitgliedstaaten entfaltet 
unmittelbare Wirkung und ist für alle Staaten verpflichtend. Führt das Fehlen geeigneter Vorkehrungen dazu, 
dass die Anwendung der Verordnung nicht mehr wirksam ist, scheint die Schlussfolgerung möglich, dass 
der Staat die Verpflichtung hat, seine nationalen Rechtsvorschriften dahingehend zu ändern, dass eine 
wirksame Anwendung des subjektiven Rechts auf Gründung eines EVTZ möglich ist, das die Verordnung 
den in Artikel 3 Absatz 1 genannten Rechtspersonen zuerkennt. 

424  Artikel 10 lautet: "Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art 
zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus diesem Vertrag oder aus den Handlungen der Organe der 
Gemeinschaft ergeben." 

425  Umschreibung der Schlussfolgerung des Gerichtshofs im Urteil in der Rechtssache Costa (a.a.O.) vom 
15. Juli 1964, Slg. 1160. 

426  Urteil vom 15. Juli 1964 (a.a.O.), Slg. 1159. 
427  So lautet die Argumentation des Gerichtshofs in seinem Urteil vom 22. Juni 1989, Fratelli Costanzo SpA 

gegen Comune de Milano, Rs. 103/88, Slg. 1870, in dem bekräftigt wird: "Wenn sich die einzelnen unter 
den genannten Voraussetzungen vor den nationalen Gerichten auf die [unmittelbar anwendbaren] 
Bestimmungen einer Richtlinie berufen können, so deshalb, weil die Verpflichtungen, die sich aus diesen 
Bestimmungen ergeben, für alle Behörden der Mitgliedstaaten gelten. Es wäre im übrigen widersprüchlich, 
zwar zu entscheiden, dass die einzelnen sich vor den nationalen Gerichten auf die [unmittelbar anwendbaren] 
Bestimmungen einer Richtlinie, die die oben herausgestellten Voraussetzungen erfüllen, berufen können, 
um das Verhalten der Verwaltung beanstanden zu lassen, trotzdem aber die Auffassung zu vertreten, dass 
die Verwaltung nicht verpflichtet ist, die [unmittelbar anwendbaren] Bestimmungen dadurch einzuhalten, 
dass sie die Vorschriften des nationalen Rechts, die damit nicht im Einklang stehen, unangewendet lässt." 
(In diesem Zitat wurde der Ausdruck "Bestimmungen der Richtlinie" durch "unmittelbar anwendbare 
Bestimmungen" ersetzt, der Sinn jedoch beibehalten.) 

428  Ihnen bleibt leider die Möglichkeit, sich auf das "allgemeine Interesse" zu berufen, um die Genehmigung zu 
versagen. Dieses Kriterium ist schwerlich einer strengen gerichtlichen Kontrolle zu unterziehen. 
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429  Die Verordnungen (EG) Nr. 2157/2000 über das Statut der Europäischen Gesellschaft und (EG) 

Nr. 1435/2003 über das Statut der Europäischen Genossenschaft enthalten ähnliche Bestimmungen; deren 
rechtliche Tragweite war jedoch unserem Kenntnisstand zufolge nicht Gegenstand von Entscheidungen 
durch die Gerichtsbarkeit der Gemeinschaft. 

430  ABl. L 294 vom 10.10.2001, S. 18. 
431  ABl. L 302 vom 20.11.2003, S. 40. 
432  Erwägungsgrund 5. 
433  Im Gegensatz zur Sachlage in Bezug auf nationale Maßnahmen im Zusammenhang mit der SE und der SCE. 

Die beiden diesbezüglichen Verordnungen enthalten eine Verpflichtung für die Mitgliedstaaten, alle 
geeigneten Vorkehrungen für eine wirksame Umsetzung der Verpflichtungen zu treffen, jedoch keine 
spezifische Vorgabe, diese Informationen weiterzuleiten. Unter diesem Gesichtspunkt ist die Verordnung 
Nr. 1082/2006 aus konzeptioneller und redaktioneller Sicht ein Fortschritt im Vergleich zu diesen beiden 
früheren Verordnungen. 

434  ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 19. Für den Inhalt und die rechtliche Tragweite dieses Besitzstands siehe 
Kapitel 2 Abschnitt A. 

435  Siehe Kapitel 2.B für eine Beschreibung dieser Mechanismen. 
436  Hier ist daran zu erinnern, dass weder die EVTZ-Verordnung noch die Strukturfondsverordnungen die 

Partner dazu verpflichten, den EVTZ für die Verwaltung der Strukturfonds zu nutzen. Somit ist es absolut 
möglich, die Bestimmungen einer Konvention des Europarates oder einer bilateralen Vereinbarung, die eine 
besondere Struktur für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit begründen würde, mit den in den 
Strukturfondsverordnungen enthaltenen Regelungen zu kombinieren. 

 
Fußnoten zu Kapitel 6 
 
437  Stellungnahme des Ausschusses der Regionen zum Thema "Strategien für die Förderung der 

grenzüberschreitenden und interregionalen Zusammenarbeit in einem erweiterten Europa - ein 
grundlegendes und zukunftsweisendes Dokument" vom 13. März 2002, ABl. C 192 vom 12.8.2002, S. 37. 

438  Ebenda, S. 40. 
439  Ebenda, S. 38. Die Bezeichnung "transeuropäische Zusammenarbeit" entspricht derjenigen, die von den 

Beratern des Ausschusses der Regionen, im vorliegenden Fall die AGEG, im Rahmen der 2001 
veröffentlichten Studie Die transeuropäische Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften (a.a.O.) 
vorgeschlagen wurde. 

440  Sie alle haben angegeben, dass sie die Bezeichnung, mit der ihre jetzige Zusammenarbeit definiert wird, 
weiterhin verwenden wollen und keinen Nutzen darin sehen, die Bezeichnung zu ändern. 

441  Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 40. 
442  Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 41. 
443  Siehe Kapitel 1 dieser Studie für Hintergrundinformationen zu den schwierigen Anfängen dieser 

Zusammenarbeit. 
444  In Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates mit allgemeinen Bestimmungen über die 

Strukturfonds heißt es: "Mindestens 2,5 v. H. der in Artikel 7 Absatz 1 genannten Mittel für 
Verpflichtungen der Strukturfonds werden Interreg zugewiesen" (ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 20). 
Proportional entspricht dies ziemlich genau den Mitteln, die für den Zeitraum 2007-2013 dem vorrangigen 
Ziel 3 zugewiesen wurden. 

445  Siehe Kapitel 2 für die Einzelheiten zur Ratifizierung der einzelnen Instrumente des Europarates. 
446  In diesem Sinne heißt es in den Strategischen Leitlinien der Gemeinschaft zum wirtschaftlichen, sozialen 

und territorialen Zusammenhalt [NB: Hier wird die im Verfassungsvertrag vorgesehene Bezeichnung 
gewählt], die vom Rat der Europäischen Union am 5. Oktober 2006 verabschiedet (aber noch nicht 
veröffentlicht) wurden: "Allgemein gültige Empfehlungen für die künftige grenzübergreifende 
Zusammenarbeit sind angesichts der enormen Vielfalt der Ausgangssituationen oft nicht sachdienlich." 
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447  Siehe Die transeuropäische Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften (a.a.O.), S. 87-88. 
448  Der Begriff des "Rechts auf richterliches Gehör" wird in den nationalen Rechtsordnungen ganz 

unterschiedlich kodifiziert und ausgelegt, je nach den historischen Umständen und Rechtstraditionen. Dieser 
Begriff ist jedoch untrennbar mit dem des Rechtsstaats verbunden, der von allen EU-Mitgliedstaaten 
anerkannt und geachtet wird, wie aus Artikel 6 Absatz 1 EUV hervorgeht. 

449  Siehe Kapitel 4 Abschnitt B. 
450  Für diese Unterscheidung, ihre Gründe und Rechtsfolgen siehe H. COMTE, "Les acteurs et la légitimité des 

projets stratégiques transfrontaliers", in H. COMTE und N. LEVRAT, Aux coutures de l’Europe (a.a.O.), 
S. 185-208. Für die Relevanz dieser Unterscheidung siehe Ziffer 4 dieses Abschnitts. 

451   Stellungnahme vom 13. März 2002 (a.a.O.), ABl. C 192, S. 40. 
452  Insbesondere durch ihr Weißbuch Europäisches Regieren, ABl. C 287 vom 12.10.2001, S. 1. 
453  Verwendet wurde dieser Begriff erstmals 1992 von G. MARKS in seinem Beitrag "Structural Policy in the 

European Community", in A. SBRAGIA, Euro-Politics: Institutions and Policymaking in the ‘New’ European 
Community, Washington, The Brookings Institutions, 1992. 

454  Im Übrigen haben sich die Statistiker von Eurostat, als es darum ging, das Gemeinschaftsgebiet in 
Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) einzuteilen, nicht mit rechtlichen Kautelen aufgehalten, sondern 
z.B. befunden, dass Luxemburg, ebenso wie Zypern heute, einer NUTS-III-Ebene entspricht, ebenso wie 
Estland, Lettland, Litauen, Malta (dessen Bevölkerung zwar nicht sehr groß ist, dessen Staatsgebiet jedoch 
aus zwei Inseln auf NUTS-III-Ebene besteht) und Slowenien, zuletzt durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1059/2003 über die Schaffung einer gemeinsamen Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik 
(ABl. L 154 vom 21.6.2003, S. 1). 

455  In Artikel 1 Absatz 2 dieser Verordnung heißt es ausdrücklich, dass derselbe Rechtsrahmen künftig für ein 
Instrument gelten wird, mit dem eine grenzüberschreitende, transnationale und/oder interregionale 
Zusammenarbeit strukturiert werden kann. Artikel 7 Absatz 3 derselben Verordnung ist zwar restriktiv und 
vorsichtig formuliert, eröffnet aber potenziell jeder anderen Kooperationstätigkeit die Tür, sofern diese mit 
dem wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt in Verbindung steht (Artikel 7 Absatz 2), und ist somit 
weit gefasst. 

456  ABl. L 210 vom 13.7.2006, S. 7. 
457  Die befragten Akteure vor Ort, die über einsatzfähige Kooperationsstrukturen verfügen, haben die 

Befürchtung geäußert, die Errichtung eines EVTZ werde viel Zeit in Anspruch nehmen, und sie könnten die 
für strukturelle und juristische Fragen benötigte Zeit deshalb nicht für die Behandlung von Grundsatzfragen 
verwenden, die doch der Grund dafür waren, die Zusammenarbeit überhaupt erst einzurichten.  

458  Die Situation ist natürlich von Staat zu Staat verschieden, je nachdem, welche Struktur der betreffende Staat 
hat, und über welche Mechanismen zur Wahrnehmung einer solchen Kontrollfunktion er entsprechend den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften verfügt. In einigen föderal gegliederten Staaten wie Belgien hat die 
Zentralgewalt keine administrativen Mittel mehr an der Hand, um eine solche Kontrolle über die regionalen 
Gebietskörperschaften auszuüben. 

459  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates mit allgemeinen Bestimmungen 
zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments (KOM(2004) 628 endg. 
vom 29. September 2004). 

460  Artikel 274 EGV. 
461  ABl. L 210 vom 13.7.2006. 
462  Wie vorstehend in Kapitel 3 Abschnitt A.2 dargelegt. 
463  Siehe ABl. L 287 vom 12.10.2001, S. 1. 
464  Schon der "Gerlach-Bericht" von 1976 beschäftigt sich mit Regionen an den Binnengrenzen der 

Gemeinschaft (ABl. C 293 vom 13.12.1976). 
465  Für den Zeitraum 2007-2013 sind das die Verordnungen Nr. 1080/2006 für den EFRE, 1081/2006 für den 

Europäischen Sozialfonds und 1083/2006 mit allgemeinen Bestimmungen, alle veröffentlicht im ABl. L 210 
vom 31.7.2006. 
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466  Die grenzübergreifende Zusammenarbeit wird seit der Änderung durch den Vertrag von Amsterdam in 

Artikel 265 EGV erwähnt (siehe Kapitel 3). 
467  ABl. L 71 vom 22.3.2005, S. 52. 
468  ABl. C 157 E vom 6.7.2006, S. 311. 
469  Siehe insbesondere die Forderungen des Ausschusses in seiner Initiativstellungnahme zur Revision des 

Vertrags von Maastricht (Stellungnahme 136/95, ABl. C 100 vom 2.4.1996, S. 1). 
470  Wir haben in Kapitel 5 Abschnitt B.3 dargelegt, weshalb es im Interesse der Mitgliedstaaten ist, ihren 

innerstaatlichen Rechtsrahmen für die EVTZ attraktiv zu machen. 
471  Obgleich diesbezüglich keine Umsetzungspflicht besteht. 
472  Es sei daran erinnert, dass wir als Fazit von Kapitel 5 darauf hingewiesen haben, dass es theoretisch an die 

18 000 verschiedene Rechtsformen für EVTZ geben könnte. 
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